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Vorbemerkungen
§ 10 Abs. 3 Satz 1 Mindestlohngesetz (MiLoG) ermöglicht es der Mindestlohnkommission, Anhörungen zu 

den Auswirkungen und der Anpassung des Mindestlohns durchzuführen. Sie kann dabei „Spitzenorganisa-

tionen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, Vereinigungen von Arbeitgebern und Gewerkschaften, öffentlich-
rechtliche Religionsgesellschaften, Wohlfahrtsverbände, Verbände, die wirtschaftliche und soziale Interessen 

organisieren“ anhören.

Die Mindestlohnkommission hat diese Möglichkeit genutzt und im Frühjahr 2020 eine schriftliche Anhörung 

durchgeführt. Die Mindestlohnkommission hat sich dazu auf einen Kreis von Institutionen bzw. Sachverstän-

digen geeinigt, die im Rahmen der Anhörung zu einer schriftlichen Stellungnahme aufgefordert wurden.

Die Stellungnahmen sind ebenso wie die von der Mindestlohnkommission vorab versandten Themenschwer-

punkte in diesem Band im Originalwortlaut dokumentiert. 

Berlin, im Juni 2020  Jan Zilius (Vorsitzender)
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Themenschwerpunkte der
Anhörung

1) Grundsätzliche Einschätzung zu den Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns sowie insbesondere

dessen letzten Erhöhungen auf 9,19 Euro zum 1. Januar 2019 und 9,35 Euro zum 1. Januar 2020.

2) Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf den angemessenen Mindestschutz der Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmer. Mögliche Teilaspekte können dabei sein:

» Relevanz des Mindestlohns für die Beschäftigten (Anteil der Betroffenen; Lohnentwicklung)

» Auswirkung des Mindestlohns auf die Einkommen von Geringverdienern (z. B. Geringqualifizierte,

Beschäftigte mit ergänzenden ALG II-Leistungen)

» Auswirkungen des Mindestlohns auf das Steuersystem und die Systeme der sozialen Sicherung (z. B.

Sozialversicherungsbeiträge, Steuereinnahmen, Reduzierung von Transferleistungen)

» Einhaltung des Mindestlohns

» Reaktionen auf den Mindestlohn in Form von möglichen Veränderungen bei Lohnbestandteilen,

Arbeitgeberleistungen, Arbeits- /Leistungsvorgaben usw.

3) Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf faire und funktionierende Wettbewerbsbedingungen.

Mögliche Teilaspekte können dabei sein:

» Kosten und Erträge

» Produktivität und Lohnstückkosten

» (Verbraucher-)Preise

» Nachfrage- und Umsatzentwicklung

» Investitionstätigkeit

» Veränderung von Wettbewerbsparametern (Konkurrenz über Qualität statt über Löhne/Preise)

4) Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf die Beschäftigung („Beschäftigung nicht gefährden“).

Mögliche Teilaspekte können dabei sein:

» Auf- und Abbau von Beschäftigung (ggf. differenziert nach bestimmten Gruppen, z. B. Geschlecht,

Teilzeit/Vollzeit, geringfügig Beschäftigte usw.)

» Beschäftigungs- bzw. Einstellungschancen von bestimmten Personengruppen (z. B. von un- oder

gering qualifizierten Personen)

» Arbeitszeit, Arbeitsvolumen

» Personalfluktuation

» Regelungen für Praktikanten (§ 22 Abs. 1 MiLoG)

» Auswirkungen auf das (betriebliche) Lohngefüge

» Ausbildungsgeschehen (z. B. die Zahl der angebotenen Ausbildungsplätze oder die Anzahl von

Bewerbern auf Ausbildungsstellen)

» Auswirkungen auf das Tarifgeschehen (z. B. Auswirkungen auf Tarifverhandlungen, Tarifgitter), auf

die Tarifbindung und auf die Arbeit der Betriebsräte
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Stellungnahmen





Prof. Dr. Peter Bofinger,
Universität Würzburg, Lehrstuhl
für VWL, Geld und
internationale
Wirtschaftsbeziehungen

11





Stellungnahme im Rahmen der Anhörung der Mindestlohnkommission 

 zu den Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns 

Professor Dr. Peter Bofinger 

Universität Würzburg  

18. Mai 2020

1. Überblick

In meiner Stellungnahme werde ich auf eine ausführlichere Bewertung der gesamtwirtschaftlichen
Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns verzichten, da es dazu mittlerweile eine Fülle
empirischer Studien gibt, die zu nahezu identischen Ergebnissen kommen.  Stattdessen werde ich
mich auf zwei Aspekte konzentrieren.

- Welche Implikationen ergeben sich aus der Corona-Krise für die anstehende Neufestlegung
des Mindestlohns?

- Können die mit dem gesetzlichen Mindestlohn angestrebten Ziele nicht effektiver erreicht
werden, wenn dieser durch Mindestlöhne auf der kommunalen Ebene ergänzt würde, wie
das in den Vereinigten Staaten zunehmend praktiziert wird?

 
2. Sehr einheitliche Bewertung der gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen des gesetzlichen

Mindestlohns

Fünf Jahre nach der Einführung des allgemeinen Mindestlohns gibt es eine Fülle von Studien und
zahlreiche Übersichtsartikel (u.a. Bruttel at al. 2019, Börschlein und Bossler 2019), die im Kern zu
sehr ähnlichen Ergebnissen kommen:

• Es gibt keine erkennbar negativen Effekte auf sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung und damit auch keine statistisch signifikanten Effekte auf die
Arbeitslosigkeit. Dies gilt auch für Niedriglohngebiete (Dustmann et al. 2019).

• Erkennbar sind für Ostdeutschland lediglich moderate negative Effekte auf die
geringfügige Beschäftigung (Friedrich 2018).

• Mit der Ausnahme von Caliendo et al. (2018), die nur einen positiven Effekt auf
die Stundenlöhne erkennen, belegen die meisten in den oben zitierten
Übersichtsartikeln aufgeführten Studien die Wirksamkeit des Mindestlohns
sowohl für die Stunden- als auch die Monatslöhne.

Dieser Befund deckt sich mit der Einschätzung, die ich in meinem Minderheitsvotum im 
Jahresgutachten 2013/14 des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung auf der Basis der damals verfügbaren empirischen Evidenz wie folgt zusammengefasst 
habe:  
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„(…) Es gibt also keine uneindeutige, sondern vielmehr eine eindeutige Evidenz, 
dass von Mindestlöhnen, wenn sie angemessen ausgestaltet sind, keine 
signifikanten Beschäftigungsverluste ausgehen.“ Bofinger (2013).1  

3. Mindestlohn in der Corona-Krise

Die Corona-Krise stellt einen großen Belastungstest für den gesetzlichen Mindestlohn dar. Dies
ergibt sich insbesondere daraus, dass der Mindestlohn vor allem in den Sektoren seine Wirkung
entfaltet hat, die von der Krise besonders stark betroffen sind, den Einzelhandel, die Gastronomie
und das Beherbergungsgewerbe (Abbildung 1). In diesen Sektoren dürfte zumindest kurzfristig auch 
eine besonders ungünstige Beschäftigungsentwicklung zu erwarten sein.

Es ist somit zu erwarten, dass sehr bald Rufe nach einer Senkung oder einer temporären
Suspendierung des Mindestlohns zu hören sein werden. Entsprechende Forderungen könnten sich 
auf Standard-Lehrbücher der VWL wie beispielsweise Mankiw und Taylor (2018) berufen, in dem
dargelegt wird, wie es bei einem Nachfrageeinbruch durch ein sinkendes Preisniveau wieder zu
Vollbeschäftigung kommen kann.

Der Versuch, auf eine Situation wie der Corona-Krise mit Lohnsenkungen zu reagieren, würde in der
Tat zu einem Rückgang des Preisniveaus, d.h. zu einer Deflation führen. Anders als im Lehrbuch von 
Mankiw dargestellt, wird ein negativer Nachfrageschock durch eine Deflation jedoch nicht
kompensiert, sondern verstärkt. Das ergibt sich vor allem aus der sogenannten Nullzinsgrenze der
Geldpolitik: Notenbanken sind nur sehr begrenzt in der Lage, ihre Leitzinsen in den negativen
Bereich abzusenken. Der Ursache dafür liegt in der Möglichkeit der Geldhalter, sich ihre
Bankguthaben in Bargeld auszahlen lassen.

Bei einer Deflation stellt sich wegen der Nullzinsgrenze das Problem, dass der für Investitions- und
Konsumentscheidungen relevante Realzins (Nominalzins abzüglich der erwarteten Inflationsrate)
positiv ist und mit einer sich verstärkenden Deflation immer weiter ansteigen würde. Deflation
wirkt somit bei einem Nominalzins von Null wie eine destabilisierende geldpolitische Regel, bei der 
der Realzins von der erwarteten Deflationsrate bestimmt wird.

Nur weil im Lehrbuch-Modell von Mankiw weder die Nullzinsgrenze noch die Differenzierung
zwischen Nominalzins und Realzins berücksichtigt wird, kann es dort zu der schon intuitiv
befremdenden Argumentation kommen, dass eine Deflation gesamtwirtschaftlich stabilisierend
wirke.

In Anbetracht der ungewöhnlich großen Unsicherheit über die Dauer und die Tiefe des durch Covid-
19 ausgelösten wirtschaftlichen Einbruchs sollte daher alles getan werden, um eine Deflation in
Deutschland zu vermeiden. Die Europäische Zentralbank stößt schon jetzt an die Grenzen ihres
Handlungsspielraums. Sie wäre bei den geltenden Bestimmungen nicht in der Lage, einer
aufkommenden Deflation im Euroraum wirksam entgegenzutreten

1 Im Gegensatz dazu war bei der Mehrheit des Rates (Sachverständigenrat 2013) zu lesen: „Es besteht 
die große Gefahr, dass Geringqualifizierte, Langzeitarbeitslose, Zweitverdiener oder Jugendliche aus 
dem Arbeitsmarkt gedrängt werden, wie sich dies beispielsweise in Frankreich beobachten ließ (…).“ 
(Tz. 516).  
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Abbildung 1: Branchen mit dem höchsten Anteil an Beschäftigten mit einem Stundenlohn unter 
8,50 Euro im Jahr 2014 

Anzahl Beschäftigungs- 
verhältnisse insgesamt

In Tsd. In Tsd. In Prozent

Einzelhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen) 2,644 575 21.8

Gastronomie 1,119 576 51.5
Sonstige Post-, Kurier- und Expressdienste 440 176 40.1
Beherbergung 434 142 32.6
Herstellung von Back- und Teigwaren 306 94 30.8
Erbringung von Dienstleistungen des Sports, der 
Unterhaltung und der Erholung

235 79 33.6

Erbringung sonstiger wirtschaftlicher Dienst-leistungen 
für Unternehmen und Privatpersonen

212 56 26.6

Werbung 164 40 24.6
Private Wach- und Sicherheitsdienste 160 51 32.0
Verlegen von Büchern und Zeitschriften; sonstiges 
Verlagswesen (ohne Software)

150 33 21.9

Betrieb von Taxis 121 84 69.9
Call Center 109 32 29.9
Vermietung von beweglichen Sachen 101 17 16.6
Hausmeisterdienste 98 23 23.1
Spiel-, Wett- und Lotteriewesen 84 48 56.7

Herstellung von Filmen und Fernsehprogrammen, 
deren Verleih und Vertrieb; Kinos

51 14 27.9

Reparatur von Gebrauchsgütern 29 6 22.1
Personenbeförderung in der Binnenschifffahrt 4 1 23.7
Fischerei und Aquakultur 3 1 33.2
Private Haushalte mit Haushaltspersonal k.A k.A. k.A

Branchen mit dem höchsten Anteil an Beschäftigten mit einem Stundenlohn unter 8,50 Euro im 
Jahr 2014

Wirtschaftszweig
Beschäftigungsverhältnisse mit 

Stundenlohn unter 8,50 Euro

Quelle: Mindestlohnkommission (2018) 

. 

Eine Senkung oder Suspendierung des gesetzlichen Mindestlohns wäre ein erster Schritt in die 
Deflation. Aufgrund der damit ausgelösten Signalwirkung könnte dies zu Lohnsenkungen auch in 
den Bereichen führen, die vom Mindestlohn nicht tangiert werden.  

Es ist nicht auszuschließen, dass es dadurch im Einzelhandel, der Gastronomie und im 
Beherbergungsgewerbe deshalb kurzfristig zu höheren Beschäftigungseinbußen und zu 

15



zusätzlichen Insolvenzen kommen kann. Es ist dabei Aufgabe der Wirtschaftspolitik, durch 
geeignete Maßnahmen dafür zu sorgen, dass die Betriebe die Phase der Corona bedingten 
Einschränkungen so gut wie möglich überleben. Die damit verbundenen fiskalischen Kosten sind 
deutlich geringer als der volkswirtschaftliche und politische Schaden, der durch eine 
flächendeckende Deflation in Deutschland entstehen würde. Die Große Depression der Jahre 1929 
bis 1933 sollte hier als ein warnendes Beispiel dienen. 

Allerdings spricht die enorme Unsicherheit über den Fortgang der wirtschaftlichen Krise auch nicht 
dafür, jetzt den allgemeinen Mindestlohn anzuheben. Für die von den Betriebsschließungen 
besonders betroffenen Unternehmen könnte dies zumindest aus psychologischer Sicht ein Anlass 
sein, Mitarbeiter, die sich momentan noch in Kurzarbeit befinden, zu entlassen.  

Aus Vorsichtsgründen wäre es somit in der aktuellen Situation sinnvoll, die für den 1. Januar 2021 
vorgesehene Erhöhung um ein Jahr zu verschieben. Es ist zu hoffen, dass dann eine bessere 
Einschätzung der unmittelbaren Auswirkungen der Krise und der weiteren wirtschaftlichen 
Perspektiven möglich sein wird. Die Mindestlohn-Kommission sollte dann Mitte 2021 eine 
Empfehlung für die weitere Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns ab dem 1. Januar 2022 
aussprechen. Je nach der Besserung der Wirtschaftslage kann dabei auch eine nachträgliche 
Erhöhung für das Jahr 2021 vereinbart werden. Dieses Vorsichtsprinzip prägt auch die Tarifrunde 
2020 in der Metall- und Elektro-Industrie, durch die der gekündigte Tarifvertrag bis zum 31.12.2020 
unverändert wieder in Kraft gesetzt wurde.  

4. Regional differenzierte Mindestlöhne

Bei der insgesamt positiven Beurteilung der Effekte des gesetzlichen Mindestlohns ist zu fragen, ob
damit auch die Ziele erreicht werden konnten, die mit diesem Instrument angestrebt worden
waren. Diese werden im Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Tarifautonomie
(Tarifautonomiestärkungsgesetz) wie folgt formuliert:

„Durch die Einführung eines flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohns 
werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vor unangemessen niedrigen 
Löhnen geschützt. Zugleich trägt der Mindestlohn dazu bei, dass der 
Wettbewerb zwischen den Unternehmen nicht zu Lasten der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer durch die Vereinbarung immer niedrigerer Löhne, sondern um 
die besseren Produkte und Dienstleistungen stattfindet. Das Fehlen eines 
Mindestlohns kann ein Anreiz sein, einen Lohnunterbietungswettbewerb 
zwischen den Unternehmen auch zu Lasten der sozialen Sicherungssysteme zu 
führen, weil nicht existenzsichernde Arbeits-entgelte durch staatliche Leistungen 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende „aufgestockt“ werden können. Der 
Mindestlohn schützt damit die finanzielle Stabilität der sozialen 
Sicherungssysteme.“ 

Die größte Herausforderung für einen flächendeckenden allgemeinen Mindestlohn resultiert 
daraus, dass die Kosten der Lebenshaltung regional erhebliche Unterschiede aufweisen. Eine 
Studie von Herzog-Stein et al. (2018, S. 186) kommt zu dem Ergebnis, dass die „Höhe des 
Mindestlohns der – insbesondere in vielen Großstädten angesichts der rasant steigenden 
Wohnkosten – oft nicht existenzsichernd ist. Nach Berechnungen des WSI liegt der notwendige 
Stundenlohn für Vollzeitbeschäftigte mit einer durchschnittlichen tarifvertraglichen 
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Wochenarbeitszeit von 37,7 Stunden in 19 der 20 größten Städte Deutschlands derzeit deutlich 
oberhalb des aktuell gültigen Mindestlohns von 8,84 Euro (…). In 15 von 20 Städten ist ein 
Mindestlohn von mehr als 9,50 Euro notwendig, in acht Städten sogar von mehr als 10,00 Euro.“ 2 
(Abbildung 2). 

Abbildung 2: Notwendiger Stundenlohn bei einem vollzeitbeschäftigten Single-Haushalt ohne 
Anspruch auf „Aufstockungsleistungen“ nach SGB II (9n Euro)  

Quelle: Herzog-Stein et al. (2018) 

Damit stellt sich die Frage, ob es nicht sinnvoll sein kann, den allgemeinen flächendeckenden 
Mindestlohn durch höhere, regional differenzierte Mindestlöhne zu ergänzen. Regional 
differenzierte Mindestlöhne findet man u.a. in Kanada, den Vereinigten Staaten und Japan. Wie die 
Abbildung 3 verdeutlicht, weisen sie in den Vereinigten Staaten eine sehr hohe Bandbreite auf, in 
Japan und Kanada liegt der höchste Mindestlohn um rund 30 % über dem untersten Mindestlohn. 

• In Japan gibt es einen nationalen Mindestlohn von derzeit 901 JPY. Dieser dient
jedoch nur als Richtschnur für die auf der regionalen Ebene festgelegten 
Mindestlöhne.

• In Kanada werden Mindestlöhne ausschließlich auf der Ebene der Provinzen festgelegt.
• In den Vereinigten Staaten findet man ein dreistufiges System mit einem nationalen 

Mindestlohn, Mindestlöhne auf der Ebene der Bundesstaaten und in einer Reihe 

2 Die Berechnung des notwendigen Stundenlohns ergibt sich aus der Summe des Regelbedarfs, der 
Kosten für Unterkunft und Heizung sowie der Freibeträge nach SGB II; §11b auf Bruttobasis. 
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von Bundesstaaten zusätzlich Mindestlöhne auf der kommunalen Ebene. Derzeit haben 50 
Cities und Counties eine sogenannte Minimum Wage Ordinance.3  

Abbildung 3: Mehrstufige Mindestlohn-Systeme 

Unterster 
Mindestlohn Gültig für 

Höchster 
Mindestlohn Gültig für 

USA (USD) 7,25 Nation 16,3 Emery Calif. 
Canada 
(CAD) 11,32 Saskatchewan 15 Alberta 
Japan (JPY) 751 Kagoshima 985 Tokyo 

Quelle: Nationale Statistikämter 

Auf Deutschland übertragen wäre ein nach Bundesländern differenzierter zusätzlicher Mindestlohn 
nicht zielführend, da man auch innerhalb der Flächenländer erhebliche Unterschiede in den 
Lebenshaltungskosten beobachten kann. Deshalb wäre zu erwägen, ob man mit einem von den 
nach Kommunen differenzierten Mindestlohn, wie er in den Vereinigten Staaten praktiziert wird, 
nicht ein Instrument hätte, das es zusätzlich zum flächendeckenden Mindestlohn ermöglichen 
würde, gezielt die finanzielle Situation von Arbeitnehmern in Großstädten zu verbessern.4  

Aus mikroökonomischer Sicht besteht für die Arbeitnehmer der große Vorteil, dass mit einem 
regional differenzierten Mindestlohn gezielter und umfassender die Renten der Arbeitsnachfrager 
abgeschöpft werden können, als dies bei einem einheitlichen Mindestlohn möglich wäre. Ein 
bundesweit einheitlicher Mindestlohn muss sich letztlich immer an der Situation der marginalen 
Nachfrager orientieren, d.h. der Unternehmen in den wirtschaftlich schwächsten Regionen. 

Das dies beim gesetzlichen Mindestlohn eine Rolle spielt, zeigt sich zum einen an der Tatsache, dass 
es selbst in den wirtschaftlich schwachen Regionen bisher zu keinerlei erkennbar negativen 
Beschäftigungseffekte gekommen ist. Zum anderen zeigen aktuelle Daten des Statistischen 
Bundesamtes, dass der Anteil der Arbeitnehmer, die vom Mindestlohn erfasst werden, mittlerweile 

3 http://laborcenter.berkeley.edu/minimum-wage-living-wage-resources/inventory-of-us-city-and-
county-minimum-wage-ordinances/ 
4 Auch heute noch ist die Begründung lesenswert, mit der der New York City Council am 11. September 
1962 ein lokales Mindestlohngesetz verabschiedete: “ ..some persons employed in certain occupations 
are paid wages, which, in relation to the cost of living in the city and the income necessary to sustain 
minimum standards of decent living conditions are insufficient to provide adequate maintenance for 
themselves and their families; that the employment of such persons at such wages impairs the health, 
efficiency and well-being of the persons so employed and of their families, constitutes unfair 
competition with other employers and their employees, reduces the purchasing power of employees 
receiving such wages, diminishes and depresses business, trade and industry in the city, curtails the 
city's tax resources, threatens the stability and well-being of the city's economic life, fosters and 
contributes toward slum conditions, housing evils and deterioration of real estate, creates conditions 
of want and deprivation tending to weaken and undermine family life and breed crime and juvenile 
delinquency, and requires, in many instances, that the wages of such persons be supplemented by 
payment of public moneys for relief or other public or private assistance. Employment of persons at 
such insufficient rates of pay threatens the health, welfare and well-being of the people of the city and 
injures the city's economy.” Zitiert nach Maurice Benewitz and Robert E. Weintraub 
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sehr gering ist. Im April 2018 wurden in Deutschland 930.000 Jobs mit dem gesetzlichen 
Mindestlohn von 8,84 Euro brutto je Arbeitsstunde bezahlt. Damit hat sich die Zahl der Jobs mit 
Mindestlohn von 2015 bis 2018 mehr als halbiert (Abbildung 4). Somit waren im Jahr 2018 in 
Deutschland nur 2,4 % aller Beschäftigten zum Mindestlohn angestellt; in Westdeutschland waren 
es 2,0 % und in Ostdeutschland 4,6%. 

Abbildung 4: Beschäftigte mit Mindestlohn 

Quelle: Destatis 

Es fehlt bisher an Studien, die sich mit den Effekten von lokalen Mindestlöhnen auseinandergesetzt 
haben. Die zunehmende Verbreitung dieses Instruments vor allem in Kalifornien dürfte jedoch 
dafürsprechen, dass davon aus der Sicht der Kommunen per Saldo positive Effekte erwartet 
werden. Während es vor 2012 nur 5 lokale Mindestlöhne gab, sind es mittlerweile 50.5 

Insgesamt könnten lokale Mindestlöhne somit einen wichtigen Beitrag dazu leisten, die Kernziele 
des Mindestlohns gezielter und wirksamer zu erreichen, als dies mit einem einheitlichen 
Mindestlohn der Fall ist. Der bundesweite Mindestlohn stellte damit weiterhin eine verbindliche 
Untergrenze dar. Die Kommunen würden nach lokalen Begebenheiten einen für die 
entsprechenden Lebenshaltungskosten angemessenen Aufschlag auf den bundesweiten 
Mindestlohn festlegen. Für die Umsetzung einer solchen Lösung müssten auf der Länderebene die 
entsprechenden Kompetenzen auf die Kommunen übertragen werden.  

5 http://laborcenter.berkeley.edu/minimum-wage-living-wage-resources/inventory-of-us-city-and-county-
minimum-wage-ordinances/ 
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Stellungnahme zur schriftlichen Anhörung der Mindestlohnkommission im Mai 2020 

1. Deutliche Lohnerhöhungen am unteren Ende der Einkommensverteilung

Der Mindestlohn und auch seine erste Erhöhung zum 1.1. 2017 haben zu überdurchschnittli-

chen Lohnsteigerungen in den unteren Dezilen der Einkommensverteilung geführt. Zwischen 

2014 und 2016 legten die Löhne im untersten Dezil um 13% zu. Das ist ein doppelt so hoher 

Wert, wie das Lohnwachstum im dritten bis sechsten Dezil. In den beiden oberen Dezilen 

stiegen die Löhne in diesem Zeitraum demgegenüber nur um 3% (Schaubild 1). Für den Zeit-

raum 2014 bis 2017 sind die Unterschiede der Lohnsteigerungen nach Dezilen deutlich ge-

ringer. Der Einmaleffekt auf die unteren Löhne durch die Einführung des Mindestlohns ist 

noch erkennbar, allerdings wurde er abgeschwächt, da die erste Erhöhung des Mindest-

lohns von 8,50 € auf 8,84 € bereits dem Trend der durchschnittlichen Tariferhöhungen folg-

te, von denen auch die mittleren Einkommensdezile profitierten. 

Detaillierte Auswertungen aus unterschiedlichen statistischen Quellen belegen weit über-

durchschnittliche Steigerungen der Stundenlöhne in den Bereichen mit hohen Anteilen von 

Niedriglohnlöhnen, wie in Ostdeutschland, in kleinen Betrieben, in typischen Niedriglohn-

branchen, wie dem Einzelhandel, für Personen ohne Berufsausbildung und für Frauen (z.B. 

Zilius/Bruttel 2018).  

Die Monatslöhne sind in den unteren Dezilen allerdings nicht so stark gewachsen, wie die 

Stundenlöhne, da zum Teil die Arbeitszeit reduziert wurde (Zilius/Bruttel 2018). In welchem 

Ausmaß die Erhöhungen von Stunden- und Monatslöhnen voneinander abweichen, ist noch 

umstritten. Bossler/Gerner (2019) errechneten mit dem Betriebspanel eine Zunahme des 

Monatslohns von 10,6%, Ahlfeldt/Roth/Seidel (2018) haben mit Daten aus dem Mikrozensus 

eine Zunahme 6% gemessen, während Caliendo et al. (2018) mit den Daten des sozio-

ökonomischen Panels nur auf eine Zunahme von 0,1% kamen. Die Dimensionen der Arbeits-

zeitverkürzungen sind also nicht sehr klar. Wenn sie auf freiwilliger Basis erfolgten und man 

in kürzerer Arbeitszeit das gleiche oder mehr als zuvor verdient, zeigen sie eine Verbesse-

rung der Arbeitsbedingungen an. Wenn allerdings Überstunden nicht bezahlt wurden, blie-

ben im Extremfall Stundenlohn und Arbeitszeit unverändert, womit wir beim Thema Compli-

ance wären. 
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Schaubild 1:  Nominales Wachstum des vereinbarten Stundenlohns nach 
Dezilen 2014-2017 

Quelle: Fedorets/Grabka/Schröder 2019: 486 (Berechnungen auf Basis des SOEP v34) 

2. Viele Beschäftigte bekommen den Mindestlohn noch nicht

Mehrere Erhebungen belegen, dass der Mindestlohn einen nicht unerheblichen Anteil der 

Beschäftigten nicht in vollem Umfang gezahlt wird. Die Größenordnungen der ermittelten 

Nichteinhaltung variieren allerdings nach Erhebungsmethode nicht unbeträchtlich. Fragt 

man die Beschäftigten direkt nach ihrem Stundenlohn, erhielten 2017 nach Berechnungen 

des DIW rund 1,3 Millionen Personen im Hauptjob und 500.000 im Nebenjob weniger als 

8,84 € pro Stunde. Berechnet man die Stundenlöhne aus den Angaben der Beschäftigten zur 

Arbeitszeit und zu den Löhnen, gelangt man in der gleichen Befragung zu höheren Werten 

(insgesamt 2,4 Millionen) (Fedorets/Grabka/Schröder 2019: 487). Die Unterschiede können 

sich aus variablen Arbeitszeiten ergeben, die für die Forschung, aber auch die Beschäftigten 

selbst exakte Angaben zu den Stundenlöhnen erschweren.  

Zu deutlich geringeren Zahlen der Nichteinhaltung kommt die Verdienststrukturerhebung 

(VSE), die auf einer Unternehmensbefragung beruht. Dach zahlten die Unternehmen 2018 

rund 509.000 Personen einen Stundenlohn unterhalb des Mindestlohns (Destatis 2020). Es 

kann allerdings als gesichert gelten, dass Unternehmen ihre Regelverletzungen – zumindest, 

wenn sie ihnen bewusst sind – in Befragungen eher nicht offenlegen, so dass diese Zahl nicht 

zuverlässig ist.  
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Die DIW-Zahlen grenzen demgegenüber mit großer Wahrscheinlichkeit den Anteil der Be-

schäftigten, die weniger als den Mindestlohn erhalten, ganz gut ein. Abzuziehen wären aller-

dings die Personen, die keinen Anspruch auf den Mindestlohn haben. Da die Sonderregelun-

gen für Zeitungszusteller*innen und abweichende Übergangstarife, etwa in der Fleischin-

dustrie, ausgelaufen sind, handelt es hier um die überschaubare Gruppe von Jugendlichen 

unter 18 Jahren, Praktikant*innen, die länger als 3 Monate arbeiten, und Langzeitarbeitslo-

sen in den ersten 6 Monaten ihrer Beschäftigung. Die Ausnahmeregelung für Langzeitar-

beitslose wird zudem in der Praxis kaum genutzt (Börschlein/Bossler 2019).  

Überdurchschnittlich hoch war der Anteil der Non-Compliance bei Minijobs (50,8%), befris-

teten Beschäftigten (19,7%), Beschäftigten ohne Berufsausbildung (16 %) sowie in Betrieben 

mit bis zu vier Beschäftigten (25,9 %) und Betrieben mit 5-9 Beschäftigten (22,7%) (Fedo-

rets/Grabka/Schröder 2019:488). Selbst die überdurchschnittlichen Lohnsteigerungen für 

diese Beschäftigungsgruppen reichten offensichtlich nicht aus, um alle Beschäftigten über 

die Mindestlohnschwelle zu bringen. Dies zeigt, wie extrem ausgefasert die deutsche Lohn-

struktur vor Einführung des gesetzlichen Mindestlohns war.  

Fallstudien und Interviews in unterschiedlichen Branchen zeigen, dass die meisten Betriebe 

inzwischen eine „saubere Aktenlage“ haben und für die vertragliche Arbeitszeit den gesetzli-

chen Mindestlohn bezahlen (Bosch/Hüttenhoff/Weinkopf 2019). Nicht vergütet werden aber 

häufig Überstunden über die vertragliche Arbeitszeit hinaus – und zwar insbesondere in 

Kleinstbetrieben ohne Betriebsräte und bei Beschäftigtengruppen mit geringer Verhand-

lungsmacht. Bei den Minijobs kommt die Nichtbezahlung von Urlaubs- und Krankheitstagen 

hinzu. Mehrere Untersuchungen konnten feststellen, dass solche Regelverletzungen bei Mi-

nijobs weit verbreitet sind (z.B. Bachmann et al. 2017; Fischer et al. 2015; Bosch/Weinkopf 

2017), was die obligatorischen Aufzeichnungspflichten der Arbeitszeit bei Minijobs (außer in 

Privathaushalten) unabdingbar macht.  

3. Auswirkungen des Mindestlohns auf die Beschäftigung

3.1.1 Der internationale Forschungsstand wurde in Deutschland ignoriert 

Die neuere internationale empirische Mindestlohnforschung kommt seit dem bahnbrechen-

den Werk von Card/Kruger (1995) mit ihren verfeinerten Methoden überwiegend zu dem 

Ergebnis, dass Mindestlöhne keine signifikanten Auswirkungen auf die Beschäftigung haben - 

weder von Erwachsenen noch von Jugendlichen. In einzelnen Untersuchungen werden leicht 

negative, in anderen neutrale oder leicht positive Wirkungen gemessen. Der wohl umfang-

reichste Literaturüberblick wurde von Belman/Wolfson (2014) erarbeitet. Sie haben die Er-

gebnisse von 200 englischsprachigen Studien, die seit 2000 erschienen sind, umfassend ana-

lysiert und eine Meta-Analyse der Datensätze von 23 dieser Studien durchgeführt. Die Au-

toren fassen ihre Schlussfolgerung wie folgt zusammen:  

„… overall elasticities for the United States are both statistically insignificant and very close to 

zero, even when restricting the focus to teenagers and young adults“ (Belman/Wolfson 2014: 

402).  
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Die Evaluationen von acht Branchenmindestlöhnen in Deutschland sind ebenfalls überein-

stimmend zu dem Ergebnis gekommen, dass die Mindestlohnregelungen der Beschäftigung 

nicht geschadet haben (Bosch/Weinkopf 2012; Möller 2012). 

Der internationale Forschungstand wurde in Deutschland von führenden Ökonomen igno-

riert. So schrieben z.B. die Präsidenten und Direktoren der großen Wirtschaftsforschungsin-

stitute in einem gemeinsamen Aufruf vom 12. März 2008:  

„So oder so – der Mindestlohn führt zu erheblichen Beschäftigungsverlusten. Diese Beschäfti-

gungsverluste sind im Westen unseres Landes erheblich. Im Osten werden sie erschütternde 

Ausmaße annehmen.“ (Blum et al. 2008) 

Diese und die vielen anderen drastischen Warnungen vor Einführung eines gesetzlichen 

Mindestlohns basierten auf Modellrechnungen, deren Ergebnisse von den Autor*innen 

durch die Modellparameter weitgehend selbst gestaltet wurden. Die große Streuung der 

Ergebnisse kann daher nicht erstaunen. Ragnitz/Thum (2007) etwa legten ihrer Berechnung 

eine negative Lohnelastizität von -0,75 zugrunde. Dies bedeutet, dass eine Lohnerhöhung im 

Niedriglohnektor um 1% zu einer Verringerung der Beschäftigung von 0,75% führt. In dieser 

Schreibtisch-Rechnung ergab sich quasi automatisch bei der Einführung eines Mindestlohns 

in Höhe von 7,50 € ein Verlust von 1,1 Millionen Arbeitsplätzen. Bachmann et al. (2008) ka-

men in ihrer Modellrechnung, die sich ebenfalls auf einen Mindestlohn von 7,50€ bezieht, 

sogar auf einen Verlust von 1,22 Millionen Arbeitsplätzen. Zwei Studien des Deutschen Insti-

tuts für Wirtschaftsforschung (DIW) prognostizierten demgegenüber deutlich geringere ne-

gative Beschäftigungseffekte in Höhe von 141.000 bzw. 291.000 Personen (Müller 2009; 

Müller/Steiner 2008). Arni et al. (2014: 14) wiederum sagten einen Verlust von 570.000 Ar-

beitsplätzen bei Einführung eines Mindestlohns von 8,50 € voraus. Sie bestätigten, dass ihr 

Modell nicht – wie echte empirische Forschung - ergebnisoffen angelegt war, wenn sie 

schreiben:  

„Dabei ist zu beachten, dass diesen Mikrosimulationen ein kompetitives Arbeitsmarktmodell 

(also kein Monopsonmodell) zugrunde liegt, so dass eine Lohnerhöhung immer zu negativen 

Beschäftigungseffekten führen muss. Eine Beschäftigungszunahme ist modelltheoretisch nicht 

möglich“ (Arni et al. 2014: 12).  

Knabe/Schöb/Thum (2014: 32f) haben neben dem Standardszenario eines neoklassischen 

Arbeitsmarktes, auch ein zweites Szenario mit monopsonistischen Strukturen bei Löhnen 

unter 7,50 € berechnet. Niedriglöhne zwischen 7,50 € und 8,50 € wurden daher als Ergebnis 

freiwilliger Verhandlungen ohne Machtgefälle definiert. Im Standard-Szenario wurden die 

Arbeitsplatzverluste auf knapp 911.000 Arbeitsplätze, und im Monopson-Szenario auf 

426.000 Arbeitsplätze beziffert.  

„Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns ist ein großes, mit vielen sozialpolitischen Risi-

ken verbundenes Experiment“ (Knabe/Schöb/Thum 2014: 37). 
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Hätte man stattdessen Marktmacht der Unternehmer auf der Nachfrageseite (Monopson) 

bis zur Höhe des neuen Mindestlohns oder in allen nichttarifgebundenen Niedriglohnbetrie-

ben unterstellt, wären die Ergebnisse ganz anders ausgefallen. Die abnehmende Tarifbin-

dung und sinkende Vertretung durch Betriebsräte, die Auslagerung der Beschäftigung in lan-

ge Subunternehmerketten, die Zunahme prekärer Beschäftigung mit geringer Verhand-

lungsmacht, die wachsende Anzahl entsandter Arbeitskräfte, die ihre Rechte nicht kennen 

und die deutsche Sprache nicht beherrschen, und vieles mehr waren zum Zeitpunkt dieser 

Modellrechnungen jedoch schon unübersehbare Indikatoren der Entwicklung von Parallel-

welten auf dem Arbeitsmarkt (Holst/Singe 2013) und der Herausbildung großer Arbeitsmark-

segmente, in denen Unternehmer einseitig die Löhne oft weit unterhalb eines Gleichge-

wichtslohns setzen. Auch in den Wirtschaftswissenschaften war dieser Wandel des Arbeits-

markts bekannt. König/Möller (2007: 2) schrieben zum Beispiel:  

„Je segmentierter, differenzierter und intransparenter der Arbeitsmarkt ist, (…) desto dürftiger 

wird das für einen einzelnen Arbeitnehmer relevante Angebot an Jobs. In solchermaßen ‚aus-

gedünnten‘ Segmenten des Arbeitsmarktes (thin labour markets) (Manning 2003) können sehr 

wohl auch kleinere Unternehmen über Marktmacht verfügen.“ 

Erickson/Mitchell (2007) bezeichnen „monopsony“ sogar als Metapher für Arbeitsmärkte 

ohne Gewerkschaften. Sie sehen die Notwendigkeit, dass die Rechte der Beschäftigten u.a. 

durch Mindestlöhne wieder gestärkt werden, um unerwünschte Folgen wie eine zunehmen-

de Lohnungleichheit zu korrigieren.  

Der britische Ökonom Manning (2005: 338) kommt nach einer Literaturauswertung zu der 

Erkenntnis, dass viele Ökonom*innen Schwierigkeiten haben, auch nur die Möglichkeit in 

Erwägung zu ziehen, dass Mindestlöhne nicht Beschäftigung zerstören, fast so, als wolle man 

gesicherte wissenschaftliche Grundlagen wie etwa das Gesetz über die Schwerkraft in Frage 

stellen. Ganz kann das nicht überraschen, da mit einer solchen Erkenntnis ganze Theoriege-

bäude zusammenfallen würden und man frühere Fehleinschätzungen zugeben müsste.  

Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns war also nicht nur eine zentrale wirtschafts- 

und sozialpolitische Reform, sie ermöglicht außerdem auch den Test ökonomischer Wettbe-

werbsmodelle, die die deutsche und internationale Wirtschaftspolitik seit den 90er Jahren 

beherrschten. Es geht also nicht zuletzt um die Frage, ob der mit den Hartz-Gesetzen geför-

derte Niedriglohnsektor die notwendige Voraussetzung für die positive Beschäftigungsent-

wicklung seit 2004 war. Wenn das der Fall wäre, hätte der in dieser Logik der Mindestlohn - 

wie prognostiziert - den Beschäftigungsaufbau unterbrechen oder rückgängig machen müs-

sen. 

3.1.2 Keine negativen Beschäftigungseffekte erkennbar 

Seit 2004 wächst die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer kontinuierlich. Selbst in der Fi-

nanzkrise konnte infolge der Umverteilung der Arbeitszeit noch ein geringfügiger Zuwachs 

verzeichnet werden. Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns hatte keinen erkennba-

ren negativen Einfluss auf diesen Trend: eher im Gegenteil. Zwischen 2014 und 2019 stieg 
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die Zahl der Arbeitnehmer um weitere 2,840 Millionen Personen. Bemerkenswert ist vor 

allem, dass seit 2014 die Zahl der Vollbeschäftigten mit 1,442 Millionen stärker zulegte als 

die der Teilzeitbeschäftigten (+1,398 Millionen). In dem erheblich längeren Zeitraum zuvor 

(2004 bis 2014) entfiel hingegen der Zuwachs überwiegend auf Teilzeitbeschäftigte (+2,905 

Millionen), während die Vollzeitbeschäftigung nur um 0,201 Millionen nur geringfügig 

wuchs. Der Beschäftigungsaufbau in Kopfzahlen seit Einführung des Mindestlohns ging daher 

auch mit einem deutlichen Aufbau des Arbeitsvolumens, also der Zahl der insgesamt gear-

beiteten Stunden, um insgesamt 2,893 Milliarden Stunden, einher (Tabelle 1). 

Nur in der geringfügigen Beschäftigung, sofern sie als Hauptjob ausgeübt wurde, kam es zu 

geringen Beschäftigungsverlusten. Diese Abnahme war zu erwarten gewesen, da ein gesetz-

licher Mindestlohn von 8,50 € pro Stunde eine implizite Stundengrenze in den 450 €-Jobs, 

von gegenwärtig rund 48 Stunden im Monat setzt. Die Stundengrenze ist durch die Erhöhun-

gen des Mindestlohns zwischen 2015 und 2020 um rund 4,5 Stunden gesunken. Hinzu 

kommt, dass der Zoll die Mindestlöhne kontrolliert und für Mini-jobs besondere Dokumenta-

tionspflichten gelten. Durch die Stundengrenze und die Gefahr der Aufdeckung von 

Schwarzarbeit in dieser missbrauchsanfälligen Beschäftigungsform sind Minijobs für einige 

Unternehmer unattraktiv geworden.  

Beschäftigungsverluste wurden gerade in den Niedriglohnbranchen, die die höchsten Lohn-

steigerungen durch die Einführung des Mindestlohns zu verkraften hatten, vorausgesagt. 

Schaubild 2 belegt, dass jedoch in diesen Branchen die Beschäftigung sogar überdurch-

schnittlich zunahm (Schaubild 2). Da die Mindestlohnerhöhungen nicht ganz durch eine Stei-

gerung der Produktivität aufgefangen wurden, sind die Kunden offensichtlich bereit gewe-

sen, auch höhere Preise in diesen Branchen hinzunehmen. Zudem haben die Gewerkschaf-

ten nicht zuletzt gestärkt durch die Abnahme der Arbeitslosigkeit auch höhere Tariflöhne 

durchsetzen können. Diese Kaufkraftsteigerung hat sich offensichtlich auch positiv auf die 

Niedriglohnbranchen ausgewirkt. 

Noch zu wenig beachtet wird die Beschäftigungsdynamik im Niedriglohnsektor. Wenn Un-

ternehmen, deren Geschäftsmodell auf der Kombination von niedrigen Löhnen mit geringer 

Produktivität beruht, sich nicht reorganisieren, werden sie vom Markt verschwinden. Wenn 

gering produktive Arbeitsplätze verschwinden und die freigesetzten Arbeitskräfte auf offene 

Stellen in besser bezahlenden Betrieben mit höherer Produktivität wechseln können, bleibt 

die gesamtwirtschaftliche Beschäftigung unverändert, während gleichzeitig die Produktivität 

wächst. Zudem ist eine solche Mobilität auch ein wichtiger Beitrag zur Verringerung des 

Fachkräftemangels. Dustmann et. al (2020) haben dies untersucht. Sie konnten feststellen, 

dass viele Niedriglohnbeschäftigte ihren Lohn durch den Wechsel in einen anderen Betrieb 

erhöht haben. Etwa ein Viertel des gesamten durch den Mindestlohn induzierten Lohnan-

stiegs führen sie auf solche Arbeitsmarktbewegungen zurück.  
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Tabelle 1: Beschäftigte Arbeitnehmer*innen in 1.000 (insgesamt, Vollzeit, Teilzeit) und 

Arbeitsvolumen in Mrd. Stunden 2014-2019 

Quelle: IAB. Daten zur Entwicklung der Arbeitszeit und ihrer Komponenten 

https://www.iab.de/de/daten/arbeitsmarktentwicklung.aspx abgerufen am: 09.03.2020 

Schaubild 2: Beschäftigungsentwicklung in Niedriglohn- und Nicht-Niedriglohnbranchen 
2012 - 2017 

Quelle: vom Berge et al. 2018: 44. 

Die bisherige Bewertung der Beschäftigungseffekte des Mindestlohns stützte sich auf de-

skriptive Statistiken zur Beschäftigungsentwicklung. Diese werden auch nach Vorliegen der 

Evaluationen des Mindestlohns in Deutschland weiterhin einen hohen Erkenntniswert ha-

ben. Der Mindestlohn wurde in Deutschland flächendeckend eingeführt, so dass sich keine 

2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Beschäftigte Arbeitnehmer 38.262 38.717 39.313 39.976 40.631 41.102 

davon: 
Vollzeit 23.814 23.999 24.271 24.602 24.999 25.256 

Teilzeit 14.448 14.718 15.042 15.374 15.632 15.846 

Arbeitsvolumen in Mrd./Std. 59,827 60,405 60,888 61,564 62,344 62,720 
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Kontrollgruppen, wie in naturwissenschaftlichen Experimenten finden lassen, die nicht auch 

von der Einführung des Mindestlohns beeinflusst worden sind. In den USA war die Situation

an-ders. Dort ließ sich die Beschäftigung in den wirtschaftlich eng verbundenen Landkreisen 

an den Grenzen der einzelnen Staaten, die unterschiedliche Mindestlöhne hatten, 

vergleichen (Dube/Lester/Reich 2010). Die ersten Evaluationsstudien in Deutschland 

helfen sich mit Hilfskonstruktionen. So wird mit dem Differenz-von-Differenzen-Ansatz die 

Beschäftigungs-entwicklung in Regionen, Branchen, Berufen oder Betrieben mit 

unterschiedlichen Niedrig-lohnanteilen miteinander verglichen oder es werden 

Beschäftigte, die weniger als den Min-destlohn verdienten, mit Beschäftigten verglichen, 

die höhere Löhne hatten (Baumann et al. 2019; Bruttel/Baumann/Dütsch 2019). 

Methodisch lässt sich einwenden, dass es durch die Verflechtung der Wirtschaft durchaus 

wechselseitige Beeinflussungen der Treatment- und der Kontrollgruppen gibt. So weiß 

man inzwischen ganz gut, dass Lohnerhöhungen im unteren Bereich oft Lohnerhöhungen 

in den darüber liegenden Lohngruppen nach sich zie-hen, weil Unternehmen die 

Lohnabstände zwischen unterschiedlichen Qualifikationsgruppen wieder herstellen wollen. 

Zum Teil sind diese Effekte auch durch tarifliche Lohngitter institu-tionalisiert, die insgesamt 

angehoben werden können. Man spricht hier von ripple-Effekten (Bosch/Weinkopf 2013), 

die auch bei anderen Kontrollgruppen nicht auszuschließen sind. 

Die bisherigen Differenz-von-Differenzen-Berechnungen bestätigen die empirische Evidenz 

aus der deskriptiven Statistik. Die Ergebnisse sind bereits an anderer Stelle gut zusammenge-

fasst worden (z.B. Bruttel/Baumann/Dütsch 2019; Börschlein/Bossler 2019). Alle diese Stu-

dien haben keine signifikanten Beschäftigungseffekte im Bereich der 

sozialversicherungs-pflichtigen Beschäftigung festgestellt.  

Schließlich ist zu berücksichtigen, dass makro-ökonomische Wirkungen des Mindestlohns mit 

dem Differenz-von-Differenzen-Ansatz nicht erfasst werden. Die Einführung des Mindest-

lohns kann aus keynesianischer Sicht über eine Zunahme der Konsumnachfrage zu Beschäf-

tigungswachstum führen (Herr et.al. 2017). Da die Geringverdiener*innen nicht sparen kön-

nen und daher eine hohe Konsumquote haben, sind die Nachfrageeffekte eines Mindest-

lohns höher als etwa Steuersenkungen im gleichen Volumen. Zudem war die Preiselastizität 

der Güter und Dienstleistungen in den vom Mindestlohn besonders betroffenen Branchen 

nach Berechnungen von Heise/Pusch (2019) unterdurchschnittlich. Das bedeutet, dass die 

Kostenerhöhungen zum Teil an die Kund*innen weitergeben werden konnten. Zu einem an-

deren Teil wurden sie durch Produktivitätssteigerungen aufgefangen. Auch die Gewinne gin-

gen leicht zurück. Sofern es sich um ungerechtfertigte Extragewinne aufgrund von Arbeitge-

bermacht auf dem Arbeitsmarkt handelte, ist das nur zu begrüßen. 

3.2 Meinungswandel bei den Ökonomen durch die neue Mindestlohnforschung steht noch 
aus 

In den angelsächsischen Ländern haben solche Forschungsergebnisse die Meinung vieler 

Ökonom*innen zu Mindestlöhnen grundlegend verändert. Alan Blinder, Professor in Prince-

ton und ehemaliger stellvertretender Präsident des Board of Governors of the Federal 

Re-serve System in den USA, sagte hierzu:  
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„Mein Denken hat sich dramatisch verändert. Die Fakten scheinen gegen die einfache Theorie 

zu sprechen, dass ein geringer Anstieg des Mindestlohns substantielle Beschäftigungsverluste 

verursacht“1 (zitiert nach Chipmann 2006). 

Diese Meinungsänderung hatte praktische Konsequenzen. In der 10. Auflage des populären 

Lehrbuchs der Volkswirtschaft von Baumol/Blinder heißt es nun im Gegensatz zu der frühe-

ren Ablehnung von Mindestlöhnen (Baumol/Blinder 1979):  

“Elementary economic reasoning (...) suggests that setting a minimum wage (...) above the 

free-market wage (...) must cause unemployment. (...) Indeed, earlier editions of this book, for 

example, confidently told students that a higher minimum wage must lead to higher unem-

ployment. But some surprising economic research published in the 1990s cast serious doubt 

on this conventional wisdom” (Baumol/Blinder 2006: 493). 

Dies ist keine Einzelmeinung! Über 650 amerikanische Ökonom*innen, darunter 5 Nobel-

preisträger und 6 ehemalige Vorsitzende der American Economic Association unterzeichne-

ten im Jahr 2006 einen Aufruf mit der Kernaussage, dass eine Erhöhung der Mindestlöhne in 

den USA die Lebenslage von Geringverdienern und ihrer Familien verbessern kann, ohne die 

nachteiligen Auswirkungen, die Kritiker/innen behaupten (Economic Policy Institute 2006). 

O’Neill (2015) hat die Einstellung amerikanischer Ökonom*innen zum Mindestlohn unter-

sucht. Danach stehen Arbeitsökonom*innen, die die neuere Evaluationsforschung kennen, 

dem Mindestlohn überwiegend positiv gegenüber. Auf eine solche Säkularisierung der deut-

schen Volkswirtschaft warten wir noch. Ausreden, dass der Mindestlohn sich erst noch in 

einer Wirtschaftskrise bewähren muss, verschweigen, dass die Horrorprognosen für alle 

Konjunkturlagen abgegeben wurden. Zudem kann man die zyklischen Wirtschaftskrisen wohl 

kaum auf den Mindestlohn zurückführen. 

4. Kontrollen des Mindestlohns noch unzureichend

Mindestlöhne werden in Deutschland seit 1997 mit der Vereinbarung der ersten Branchen-

mindestlöhne nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz im Bauhauptgewerbe kontrolliert. 

Die Kontrollaufgaben haben sich durch die schrittweise Öffnung des Arbeitnehmer-

Entsendegesetzes für Branchenmindestlöhne in anderen Branchen erweitert. Die Einführung 

des flächendeckenden Mindestlohns im Jahre 2015 hat die Kontrollaufgaben vervielfacht. 

Mit der Verabschiedung des Mindestlohngesetzes entschied das Parlament, den Personalbe-

stand bei der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) wegen der Aufgabenerweiterung um 

1.600 Personen bis 2022 aufzustocken. Im Frühjahr 2019 beschloss das Parlament eine wei-

tere Aufstockung um 3500 Personen bis 2030.  

Grundlage der Kontrollen der Prüftätigkeit ist das 2004 verabschiedete Schwarzarbeitsbe-

kämpfungsgesetz, das u.a. die Befugnisse des Zolls bei seinen Prüfungen, die Bußgelder und 

1
 Das Orginalzitat lautet: “My thinking on this has changed dramatically. The evidence appears to be against the 

simple minded theory that a modest increase in the minimum wage causes substantial job losses.” (Chipmann 

2006) 
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Strafen bei Verstößen sowie die besonderen Pflichten in bestimmten Branchen, die zuvor 

durch überdurchschnittlich häufige Gesetzesverstöße aufgefallen sind, regelt. Dazu gehört in 

mittlerweile 12 Branchen die Ausweispflicht für alle dort tätigen Personen. Durch das Min-

destlohngesetz sind für diese Branchen und für alle Beschäftigte in Minijobs (außer in Privat-

haushalten) Pflichten zur Aufzeichnung der Arbeitszeit hinzugekommen.  

4.1 Der individuelle Rechtsweg funktioniert nicht 

Das Wort „Mindestlohn“ sucht man im Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz allerdings vergeb-

lich. In § 1, der die Ziele des Gesetzes beschreibt, wird Schwarzarbeit u.a. als Nichterfüllen 

der „sozialversicherungsrechtlichen Melde-, Beitrags- oder Aufzeichnungspflichten“ und der 

sich „auf Grund der Dienst- oder Werkleistungen ergebenden steuerlichen Pflichten“ be-

zeichnet. Der Prüfauftrag bei der Lohnzahlung beschränkt sich also auf die dem Staat oder 

den Sozialversicherungen zufließenden Beiträge und Steuern. Den Nettolohn durchzusetzen, 

bleibt individuelle Aufgabe der einzelnen Beschäftigten, wozu ihnen rechtlich der Klageweg 

offen steht.  

Von Mindestlohnverstößen betroffene Beschäftigte in Deutschland werden noch nicht ein-

mal darüber informiert, wenn die FKS bei Kontrollen Verstöße festgestellt hat. Häufig schre-

cken die Beschäftigten vor rechtlichen Schritten gegen ihren Arbeitgeber aus Angst, entlas-

sen zu werden zurück. Somit müssen Betriebe keine ernsthaften Konsequenzen für vorent-

haltende Lohnansprüche befürchten. Der Bundesrechnungshof hat in völliger Verkennung 

der Macht- und Ausbeutungsstrukturen an den Rändern des Arbeitsmarktes vorenthaltene 

Löhne als „im Grunde private ‚Vermögenseinbußen‘, die beim Arbeitnehmer – überwiegend 

mit dessen Einwilligung – entstehen, daher jedenfalls keinen Schaden öffentlicher Kassen 

darstellen“, bezeichnet (Bundesrechnungshof 2008: 23). 

Vorstellungen, dass Beschäftigte ihren Arbeitsplatz nach ihren Präferenzen auswählen, mit 

den Unternehmen auf Augenhöhe verhandeln und bei ungünstigen Arbeitsbedingungen 

Verbesserungen einfordern oder den Arbeitsplatz wechseln, mag die Realität am oberen 

Ende des Arbeitsmarktes mit verhandlungsstarken und hoch qualifizierten Beschäftigten 

widerspiegeln. Alle Untersuchungen, die sich mit der Wahrnehmung individueller Rechte 

befassen, finden am unteren Ende des Arbeitsmarktes jedoch massive Machtungleichge-

wichte mit eingeschüchterten und wenig informierten Beschäftigten vor, die Angst haben, 

die ihnen zustehenden Ansprüche einzuklagen. Dieser Weg wird – wenn überhaupt –

meistens erst nach Beendigung eines Arbeitsverhältnisses und oft nur mit externer Hilfe 

(etwa ge-werkschaftlicher Rechtsschutz) wahrgenommen (z.B. Dickens 2009; Kocher 2012).  

Die Machtlosigkeit der einzelnen Beschäftigten war einer der Hauptgründe, der zur Einfüh-

rung des gesetzlichen Mindestlohns führte. Gerade deshalb sollten die betroffenen Beschäf-

tigten auch bei seiner Durchsetzung nicht im Stich gelassen werden. Einige europäische 

Nachbarstaaten gehen bei der Unterstützung der Beschäftigten wesentlich weiter. In Frank-

reich und Spanien können die Arbeitsinspektionen z.B. auch direkte Anordnungen gegenüber 

Betrieben zur Erfüllung solcher Arbeitgeberpflichten treffen, ohne die Beschäftigten auf den 
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privaten Rechtsweg verweisen zu müssen. Zudem werden die Beschäftigten in einigen Län-

dern auch stärker bei der Durchsetzung ihrer Ansprüche unterstützt. In Polen etwa berät die 

staatliche Arbeitsinspektion Beschäftigte über ihre Rechte und nimmt Beschwerden entge-

gen, denen sie selbst nachgeht. In Belgien und Großbritannien werden die Beschäftigten bei 

Klagen vor Gericht von den Kontrollbehörden unterstützt und in Ländern wie den Niederlan-

den und Frankreich haben die Gewerkschaften das Recht zur Verbandsklage 

(Bosch/Hüttenhoff/Weinkopf 2019, Kapitel 9). 

4.2 Unabhängige Organisationsuntersuchung der FKS erforderlich 

Mit der Reform von 2004 wurden die zuvor getrennten Kontrolltätigkeiten der Bundesagen-

tur für Arbeit und des Zolls in einer Einheit zusammengeführt, womit man Schnittstellen ver-

ringern und die Kontrollen effektiver gestalten wollte. Eines der Argumente für die Konzent-

ration der Aufgaben beim Zoll war, dass dort die Kompetenz und die Ausrüstung für voll-

zugspolizeiliche Aufgaben, die zur Durchführung von Kontrollen notwendig sind, bereits ver-

fügbar waren. 

Das 2019 novellierte Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz soll spätestens 5 Jahre nach Inkraft-

treten durch die Bundesregierung selbst evaluiert werden (Deutscher Bundestag 2019: 38). 

Ein von der Aufsichtsbehörde abgefasster Bericht kann jedoch kaum als unabhängige Evalu-

ierung gelten.  

Aus mehreren Gründen erscheint eine sofortige unabhängige Evaluierung der FKS notwendig 

(Bosch/Hüttenhoff/Weinkopf 2019):  

1) Die FKS kann die ihr zugewiesenen Stellen nicht besetzen. Obgleich zwischen 2015 und

2018 1.297 Nachwuchskräfte eingestellt wurden, erhöhte sich aufgrund einer hohen

Fluktuation der Personalstand nur geringfügig. Der Bundesrechnungshof berichtet über

eine Fehlquote von 23% der Planstellen in 2019. Besonders hoch war die Unterbeset-

zung in Ballungsräumen mit hoher Beschäftigungsdichte. So lag die Fehlquote 2019 in

Berlin bei 25%, in Hamburg bei 26%, in Köln bei 32% und in München sogar bei 39%

(Bundesrechnungshof 2019). Die Folge ist eine abnehmende Kontrolldichte. Sicherlich

sind die hohen Mietkosten in den Ballungsräumen eine Erklärung. Offensichtlich domi-

nieren aber interne Gründe. Dazu zählt erstens die Auflösung des Streifendienstes mit

der Organisationsreform des Zolls von 2014, in dem zuvor etwa ein Viertel aller Beschäf-

tigten tätig waren. Damit wurden gut funktionierende Teams zerschlagen und in den In-

nendienst integriert. Es scheint, dass viele Beschäftigte mit dieser Reform und dem neu-

en Aufgabenzuschnitt unzufrieden waren und sich auf andere Stellen wegbewarben,

wodurch sehr viel Kontrollerfahrung verloren ging. Zweitens deuten die hohen Unter-

schiede in den Fehlquoten zwischen gut und weniger geführten Hauptzollämtern auf in-

terne Führungsprobleme hin. Eine hohe Fluktuation ist ein aussagekräftiger Krisenindi-

kator für den Zustand einer Behörde. Daher müssen die Gründe dieser Fluktuation drin-

gend untersucht werden, um ähnliche Fehlentwicklungen in der Zukunft zu verhindern.

Besonders besorgniserregend ist, dass nach Angaben der Generalzolldirektion Ver-
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gleichszahlen der Unterbesetzung in den unterschiedlichen Bereichen des Zolls nicht 

vorliegen. In jeder gut geführten Organisation ist eine zuverlässige Personalstatistik die 

Grundlage einer vorausschauenden Personalplanung.  

2) Die Steuerung der FKS erfolgt vor allem über quantitative Kennziffern. Die Hauptzolläm-

ter erhalten quantitative Vorgaben über die Zahl der Arbeitgeberprüfungen. Der Bericht

des Bundesrechnungshofs und auch Interviews im Zoll (Bosch/Hüttenhoff/Weinkopf

2019) deuten darauf hin, dass diese Zahlen zum Teil durch oberflächliche Alibikontrollen

am Jahresende auf das gewünschte Soll gebracht werden. Der inhaltliche Erfahrungsaus-

tausch über die Qualität der Kontrollen und die gemeinsame Weiterentwicklung strategi-

scher Vorgaben sind unterentwickelt. Die Hauptzollämter haben mangels strategischer

Koordinierung eine hohe Autonomie, so dass im Ergebnis die Qualität der Prüfung sehr

unterschiedlich ist. Die Versäulung der FKS geht soweit, dass zum Beispiel anders als bei

der Polizei bei wichtigen Anlässen keine übergreifenden Sonderkommissionen aus be-

nachbarten Hauptzollämtern eingerichtet werden. Eine solche Sonderkommission wäre

beispielsweise für Kontrollen in der Fleischindustrie in NRW und Niedersachsen angesagt

gewesen.

3) Der Zoll verfügt mit der FKS und der Zollfahndung über zwei parallele Fahndungsdienste,

die vielfach ähnliche Aufgaben haben und vergleichbare Ressourcen (z.B. für die Tele-

fonüberwachung, die IT-Ausstattung und den Fuhrpark) benötigen. Diese Separierung

der beiden Dienste zieht sich durch alle Hauptzollämter. Es ist zu vermuten, dass die

Patchwork-Organisation des Zolls einen effizienten Mitteleinsatz verhindert. Dieses Prob-

lem kann sich mit dem geplanten Aufbau einer eigenen Einsatzunterstützung bei der FKS

verschärfen. Bislang hat die FKS die Einsatzunterstützung der Zollfahndung genutzt. Nach

einem Erlass aus dem Finanzministerium vom 9.Oktober 2019 darf die FKS den Begriff

„Einsatzunterstützung“ nicht verwenden, um den Eindruck von Doppelstrukturen zu

vermeiden. Die Synergiepotentiale einer engeren Kooperation der beiden Fahndungs-

dienste müssen dringend überprüft werden.

Die Nachwuchsausbildung hält trotz der zunehmend differenzierten Anforderungen wei-

terhin an dem Leitbild eines universellen Zöllners fest, der für so unterschiedliche Aufga-

benbereiche von der Erhebung der Kfz-Steuer bis hin zur Zollfahndung und Bekämpfung

der organisierten Kriminalität auf dem Arbeitsmarkt eingesetzt werden kann. Die Forde-

rung des Bundesrechnungshofs nach einer Stufenausbildung, die nach einem Grundstu-

dium eine Spezialisierung auf unterschiedliche Aufgabenbereiche vorsieht, scheint drin-

gend geboten.

Hinzu kommen offensichtlich noch erhebliche Probleme der Modernisierung der IT und ihrer 

Kompatibilität mit der Zollfahndung und den Zusammenarbeitsbehörden.  

5. Reformvorschläge

Nach Beendigung der Amtszeit der ersten Mindestlohnkommission (Ende 2019) lassen sich

die Wirkungen des Mindestlohns und seiner Erhöhungen so gut einschätzen, so dass man
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auch über Reformen nachdenken sollte. Zunächst ist  zu empfehlen, die Werte des Mindest-

lohns immer auf gerade Beträge, die man sich leicht merken kann, aufzurunden. Einprägsa-

me Werte des Mindestlohns fördern die Bekanntheit des Mindestlohns und auch das Self-

enforcement.  

Weiterhin ist dringend anzuraten, Erhöhungen des Mindestlohns jährlich und nicht alle zwei 

Jahre zu beschließen. Vor allem, wenn wir in eine tiefe Krise geraten – wie das jetzt mit dem 

Corona-Virus möglicherweise der Fall ist - muss man schneller reagieren können. Die Min-

destlohnkommission hat mit ihrer letzten Entscheidung, den Mindestlohn in zwei Etappen zu 

erhöhen, schon in diese Richtung gedacht. Eine Verschiebung oder Aussetzung der nächsten 

Mindestlohnerhöhung wegen der Corona-Krise ist allerdings abzulehnen. Die Erhöhungen 

des Mindestlohns orientieren sich ja nachlaufend an den schon gezahlten durchschnittlichen 

Tariferhöhungen. Wenn der Anschluss an die allgemeinen Tariferhöhungen unterbrochen 

oder gar ausgesetzt wird, kommt es zu einer  mindestens zeitweiligen Absenkung des relati-

ven Niveaus des Mindestlohn. Eine solche  Benachteiligung gerade von  Geringverdie-

ner*innen in der Coronakrise ist abzulehnen.  

Mittelfristig sollte vielmehr der Mindestlohn in mehreren Schritten deutlich stärker erhöht 

werden, als es die im Gesetz fixierte Formel der nachlaufenden Orientierung an den Tarifver-

trägen heute vorsieht. Schließlich ist die Regierung 2015 aus der berechtigten Sorge vor Ar-

beitsplatzverlusten in Ostdeutschland mit 8,50 € im Vergleich zu unseren westlichen Nach-

barländern relativ niedrig eingestiegen. Der relative Wert des deutschen Mindestlohns in 

Relation zum Medianlohn, der so genannte Kaitz-Index, lag 2018 bei 45,6% und damit im 

unteren europäischen Mittelfeld. Deutlich höhere Werte hatten Frankreich mit 61,6% und 

Großbritannien mit 54,5% (Schulten/Lübker 2020).  

Die neutralen Beschäftigungseffekte des Mindestlohns belegen zudem, dass es hier Hand-

lungsspielräume gibt. Eine Anhebung auf die in der Diskussion stehenden 12€ wären mög-

lich, müssten aber in mehreren Schritten erfolgen. Vor allem muss man den Tarifpartnern 

Zeit geben, die untersten Tarifgruppen schrittweise anzuheben. 2019 lagen nach Angaben 

des WSI-Tarifarchivs etwas über 20% aller Tarifgruppen unterhalb von 12 € und zudem sollte 

man die über den normalen Anpassungsmechanismus hinausgehenden außerordentlichen 

Erhöhungen nicht in einer tiefen Krise beginnen.  

Nach solchen Erhöhungen sollte man zu dem im Gesetz verankerten Anpassungsmechanis-

mus der nachlaufenden Orientierung an den Tarifsteigerungen zurückkehren. Dass Tarifver-

träge der Taktgeber von Lohnerhöhungen sind, stärkt die Tarifautonomie. Sie ist auch eine 

wichtige gesellschaftspolitische Botschaft, die allerdings auch durch eine Stärkung der Ta-

rifbindung unterfüttert werden muss.  

Die einseitige Fixierung der öffentlichen Debatte über geringe Löhne und Armutsbekämp-

fung auf den Mindestlohn ohne jede Erwähnung der Tarifpolitik ist höchst problematisch. Ein 

gesetzlicher Mindestlohn ist eine nur eine Untergrenze, die nicht für alle Beschäftigten eine 
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faire Entlohnung garantieren kann. Auch ein höherer Mindestlohn reicht nicht aus, die Mit-

telschicht wieder zu stärken. Dies kann nur durch eine Stärkung der Tarifverträge mit ihren 

differenzierten Lohngittern gelingen.  

Wünschenswert wäre, dass dies den Tarifpartnern ohne Unterstützung des Staates gelänge. 

In der zunehmend locker organisierten Dienstleistungsgesellschaft halte ich das inzwischen 

für mehr als unwahrscheinlich, so unverzichtbar die Stärkung der Tarifbindung über eigene 

Anstrengungen der Sozialpartner auch sind. An einer stärkeren Nutzung von Allgemeinver-

bindlichkeitserklärungen führt daher kein Weg vorbei, wenn man die mittleren Einkom-

mensgruppen wieder stärken, den Niedriglohnsektor austrocknen und den gender pay gap 

wirkungsvoll verringern will.  

Wenn es gelingt, die Tarifbindung deutlich zu erhöhen, nimmt man auch den Druck aus der 

Diskussion, mit Mindestlohnerhöhungen alle Verteilungsprobleme lösen zu wollen, was oh-

nehin unrealistisch ist. Der Gesetzgeber sollte in Ergänzung des mit dem Mindestlohn verab-

schiedeten Tarifautonomiestärkungsgesetzes klare Vorgaben zur Definition eines öffentli-

chen Interesses an einer Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen entwickeln. Ein 

überdurchschnittlicher Anteil von Geringverdienenden in einer Branche könnte ein solcher 

Indikator sein. Auch den Unternehmen nützen allgemeinverbindliche Tarifverträge, da damit 

für alle Unternehmer auf dem Arbeitsmarkt die gleichen Spielregeln gelten. Vor allem wird 

das Interesse an einer Berufsausbildung wieder geweckt, wenn man garantieren kann, dass 

Fachkräfte auch einen Fachkräftelohn erhalten. Es ist nicht legitim, über Fachkräftemangel 

zu klagen, wenn man diese nicht gut bezahlt. 

Schließlich haben die deutschen Lohndebatten angesichts der nicht nachhaltigen deutschen 

Zahlungsbilanzüberschüsse eine europäische Dimension. Lohnerhöhungen durch eine Anhe-

bung des Mindestlohns und eine Erhöhung der Tarifbindung sind in Verbindung mit einer 

Erhöhung der öffentlichen Investitionen geeignete Instrumente zur Verringerung dieser 

Überschüsse. Sie stärken den europäischen Zusammenhalt und die deutsch-französische 

Freundschaft, um die es nicht so gut bestellt ist. Es wäre Zeit für ein solches Zeichen aus 

Deutschland.   
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Der Bundesverband Druck und Medien e. V. (bvdm) ist der Spitzenverband 
der deutschen Druckindustrie. Als Arbeitgeberverband, politischer Wirt-
schaftsverband und technischer Fachverband vertritt er mit seinen acht  
regionalen Landesverbänden die Interessen von Unternehmen aus allen Be-
reichen der Druckindustrie. Zur Druckindustrie gehören aktuell rund 7.500 
überwiegend kleine und mittelständische Betriebe mit etwa 128.000 Be-
schäftigten. 

Der bvdm hat im Vorfeld dieser Stellungnahme, noch vor der Corona-Krise, 
durch Befragungen von Mitgliedsbetrieben in den Landesverbänden ein 
Stimmungsbild der Branche eingeholt und verschiedene Betriebe gezielt nach 
ihren Erfahrungen mit dem Mindestlohn befragt. Zudem hat der bvdm im 
April 2020 die Mitgliedsunternehmen zu den Auswirkungen der Corona-Pan-
demie befragt. Auf Basis der Ergebnisse dieser Befragungen sind zusam-
menfassend aus Sicht des bvdm folgende Maßnahmen nötig: 

− Verschiebung der zum 1. Januar 2021 geplanten Mindestlohnerhöhung auf
einen Zeitpunkt nach der Corona-Krise, mindestens aber um ein Jahr, um
Beschäftigung nicht zu gefährden

− branchenspezifische Anpassung des Mindestlohns
− Geringfügigkeitsgrenze und Mindestlohn synchronisieren
− Aufzeichnungspflichten vereinfachen
− Reform der Regelungen zu Arbeitszeitkonten
− Vereinfachung der Regelungen für Praktikanten

1. Grundsätzliche Einschätzung zu den
Auswirkungen des Mindestlohns sowie
dessen Erhöhung

Der bvdm hält weiterhin daran fest, dass der gesetzlich festgelegte Mindest-
lohn einen grundsätzlich abzulehnenden Eingriff in die Tarifautonomie dar-
stellt. Dies gilt ungeachtet dessen, dass die tarifgebundenen Unternehmen 
der Druckindustrie auf Grund der Höhe der Tariflöhne (noch) nicht unmittel-
bar betroffen sind. In Unternehmen, die tarifgebunden sind oder sich an den 
Tarifverträgen orientieren, werden Löhne und Gehälter (deutlich) über dem 
aktuellen Mindestlohn gezahlt.  

Die Tarifverträge der Druckindustrie, die traditionell zu den Hochlohnbran-
chen zählt, werden allerdings in vielen Betrieben unserer Branche im gesam-
ten Bundesgebiet nicht mehr angewandt, da die daraus resultierenden Kos-
ten für die Betriebe nicht tragbar wären. 

Aus der Sicht gerade kleinerer Unternehmen in strukturschwachen Regionen 
sind seit Einführung des Mindestlohnes die Kosten für einfache Tätigkeiten, 
die keine Berufsausbildung erfordern, zu hoch. Die erwartete Erhöhung des 
Mindestlohnes für einfachste Tätigkeiten auf etwa 9,83 Euro ab 1. Januar 
2021 oder gar auf, wie insbesondere von den Gewerkschaften gefordert,  
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12 Euro, wird von vielen Betrieben als unverhältnismäßig angesehen. Gerade 
für Unternehmen, die mit starker Konkurrenz aus dem Ausland und durch  
digitale Medien konfrontiert sind, verschärft ein überproportional steigender 
Mindestlohn den schon jetzt enormen Kostendruck.  

Aus Sicht des bvdm wäre es wünschenswert, bei der Anpassung des Min-
destlohns statt einer starren Kopplung an den Tarifindex, der stark von  
großen Branchen dominiert wird, auch branchenspezifische und regionale Be-
sonderheiten zu berücksichtigen. Die Lohnentwicklung darf sich nicht von der 
wirtschaftlichen Entwicklung eines Betriebes abkoppeln.  

Die wirtschaftliche Entwicklung in der Druckindustrie ist seit mehreren  
Jahren nicht mit der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung der deutschen 
Wirtschaft vergleichbar. Die Diskrepanz in den Entwicklungen wurde insbe-
sondere im abgelaufenen Kalenderjahr deutlich. Für die Druckbranche war 
das Jahr 2019 ein äußerst schwieriges Geschäftsjahr. Während das reale 
Bruttoinlandsprodukt einen Zuwachs von +0,6 % erfuhr, verzeichnete der  
saison- und kalenderbereinigte Produktionsindex der Druckindustrie einen 
deutlichen Rückgang von 6,3 %.  

Bereits im Vorjahr konnte eine divergente Entwicklung beobachtet werden, 
die zwar mit Änderungsraten in Höhe von +1,5 % (reales BIP) und -2,0 % (Pro-
duktionsindex Druckindustrie) ebenfalls stark ausgeprägt war, aber mit der 
letztjährigen Differenz von 6,9 Prozentpunkten dennoch nicht vergleichbar 
ist.  

Zwar existiert im Hinblick auf die Entwicklung des tariflichen Index der Stun-
denverdienste kein entgegengesetzter Verlauf. Allerdings lässt sich im Ver-
gleich der Tariflohnentwicklung der Druckindustrie mit der Entwicklung im 
Produzierenden Gewerbe eine große numerische Abweichung feststellen.  

So stieg zwischen den Jahren 2017 und 2019 der Tarifindex des Produzieren-
den Gewerbes im Durchschnitt um insgesamt rund 5,1 %. Dies entspricht  
einer jährlichen durchschnittlichen Wachstumsrate von rund 2,5 %. Im Ver-
gleich dazu stieg der Index der Tariflöhne der Druckindustrie im gleichen Zeit-
raum im Durchschnitt nur um rund 2,8 %, was wiederum einer jährlichen 
durchschnittlichen Wachstumsrate von rund 1,4 % entspricht. Der Mindest-
lohn wird demnach voraussichtlich erneut stärker ansteigen als die Tariflöhne 
unserer Branche.  

Setzt sich diese Entwicklung fort, so gerät das Lohngefüge innerhalb der 
Branche dadurch unter Druck und es besteht das Risiko, dass die Tariflöhne 
der unteren Lohn- und Gehaltsgruppen nach und nach durch den Mindest-
lohn überrundet werden. Dies gilt, insbesondere bei einer schnellen Anhebung 
des Mindestlohns auf 12 Euro, nicht nur für die Druckindustrie, sondern auch 
für viele weitere Branchen. Der Handlungsspielraum der Tarifpartner wird 
dadurch deutlich eingeschränkt. 
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Es ist zu begrüßen, dass die Mindestlohnkommission durch die Orientierung 
an der Entwicklung der Tariflöhne versucht, eine politische Diskussion um den 
Mindestlohn zu verhindern. Forderungen aus der Politik, aber auch aus den 
Reihen der Gewerkschaft nach einer schnellen Erhöhung auf 12 Euro pro 
Stunde, stellen diesen vereinbarten Mechanismus in Frage. 

Allerdings darf die regelmäßige Überprüfung des Mindestlohns nicht zu  
einem Erhöhungsautomatismus führen. Vielmehr darf die Entwicklung der 
tariflichen Stundenlöhne in der Gesamtwirtschaft nur als Obergrenze für 
eine Erhöhung angesehen werden. Die Mindestlohnkommission muss bei ih-
rer Entscheidung stets auch darauf achten, Beschäftigung nicht zu gefähr-
den. 

2. Mindestlohn im Zusammenhang mit der
Corona-Pandemie

Nach § 9 Abs. 2 MiLoG hat die Mindestlohnkommission im Rahmen einer Ge-
samtabwägung zu prüfen, welche Höhe des Mindestlohns geeignet ist, zu 
einem angemessenen Mindestschutz der Arbeitnehmer beizutragen, faire 
und funktionierende Wettbewerbsbedingungen zu ermöglichen sowie Be-
schäftigung nicht zu gefährden. 

Der zuletzt genannte Aspekt gilt in besonderem Maße unter den Vorzeichen 
der aktuellen wirtschaftlichen Entwicklungen im Zuge der Corona-Pandemie. 
Die Verbreitung des Coronavirus hat nicht nur das gesellschaftliche Leben in 
starkem Maße verändert, sondern beeinflusst auch das Wirtschaftsleben 
maßgeblich. Erhebliche Auswirkungen sind auch in unserer Branche zu ver-
zeichnen, wie die Ergebnisse einer vom bvdm durchgeführten Umfrage zur 
Ermittlung der Auswirkungen der Corona-Krise auf die Druck- und Medienin-
dustrie von April dieses Jahres verdeutlichen.  

Danach beklagen fast alle befragten Unternehmen in der Corona-Krise von 
Auftragsrückgängen/-stornierungen betroffen zu sein; drei Viertel der  
Befragten hatten sogar eine starke Betroffenheit zu verzeichnen. Daneben 
rechnen mehr als zwei Drittel der Befragten im zweiten Quartal 2020 min-
destens mit einer Halbierung ihres Umsatzes gegenüber dem Vorjahresquar-
tal. Insgesamt sind mehr als 70 % der Mitarbeiter in der Druck- und Medien-
industrie durch die Corona-Krise betroffen. 

Knapp drei Viertel der vom bvdm befragten Unternehmen hatten Ende April 
bereits Kurzarbeit beantragt, um die Arbeitsplätze trotz wegbrechender 
Aufträge zu sichern. Jedes fünfte Unternehmen gab an, unter den aktuellen 
Umständen zum Umfragezeitpunkt im April, nur noch maximal bis Ende Juni 
seine wirtschaftliche Existenz aufrecht erhalten zu können.  

Noch ist das ganze Ausmaß der wirtschaftlichen Folgen nicht abzusehen, ge-
rade eine nachlaufende Branche wie die Druck- und Medienbranche wird 
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aber voraussichtlich auch noch 2021 mit den Auswirkungen der Krise zu 
kämpfen haben. Zusätzliche Belastungen durch eine Erhöhung des Mindest-
lohns zum 1. Januar 2021 würden viele Unternehmen daher voraussichtlich 
überfordern und Arbeitsplätze gefährden.  

Die Tarifkommission darf sich bei ihrer Entscheidungsfindung nicht lediglich 
mit einem Rückblick auf die Tarifentwicklung der vergangenen Jahre vor der 
Krise beschränken; sie hat bei ihrer Entscheidungsfindung vielmehr auch die 
aktuellen sowie zu erwartenden gesamtwirtschaftlichen und branchenspezi-
fischen Entwicklungen und Erwartungen mit einzubeziehen.  

Der bvdm fordert daher, wie in der Geschäftsordnung der Mindestlohnkom-
mission vorgesehen, wegen des Vorliegens besonderer, gravierender Um-
stände auf Grund der Konjunktur- und Arbeitsmarktentwicklung keine  
Anpassung des Mindestlohns zum 1. Januar 2021 nach dem Tarifindex der 
letzten beiden Jahre vorzunehmen. Der Tarifindex spiegelt mit hohen Ab-
schlüssen großer Branchen eine wirtschaftliche Lage wider, die so selbst in 
den Branchen nicht mehr existiert, die diese Tarifverträge abgeschlossen  
haben. Aus diesem Grund fordert der bvdm, die Erhöhung des Mindestlohnes 
auf einen Zeitpunkt nach der Krise, jedenfalls aber um ein Jahr, zu verschie-
ben. 

Eine schnelle Anhebung des Mindestlohns auf 12 Euro, wie von den Gewerk-
schaften trotz der wirtschaftlichen Krise weiterhin gefordert, ist insbeson-
dere unter Berücksichtigung der aktuellen wirtschaftlichen Gesamtsituation 
keinesfalls realisierbar.  

3. Auswirkungen des Mindestlohns auf den
angemessenen Mindestschutz der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

Der zahlenmäßig größte Kreis der vom Mindestlohn Betroffenen innerhalb 
unserer Branche sind Zusteller von Zeitungen. Die Zeitungszustellung ist 
klassischerweise ein Hinzuverdienst und wird in den allermeisten Fällen als 
geringfügige Beschäftigung ausgeübt. Die Einführung des Mindestlohnes hat 
im Bereich der Zeitungszusteller erhebliche Auswirkungen gehabt. Die klassi-
sche Form der Entlohnung nach Anzahl der zugestellten Zeitungen musste 
mit dem Konstrukt des Mindestlohns als Stundenlohn überein gebracht wer-
den. Dies ist den Betrieben nur mit einem hohen finanziellen Aufwand, bei-
spielsweise durch Investition in neue Software zur Wegeplanung und in enger 
Absprache mit dem Zoll hinsichtlich der Berechnungsformeln gelungen. 

Mindestlohnrelevant in der Druckindustrie sind ferner einfache Tätigkeiten in 
der Weiterverarbeitung und Logistik, die keine Berufsausbildung vorausset-
zen. Es handelt sich häufig um gering qualifizierte Arbeitnehmer und Einstei-
ger oder Aushilfen zur Abdeckung von Spitzen. Der Mindestlohn und dessen 
erste Anhebung haben hier Anpassungen der Entgelte notwendig gemacht, 
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auch weitere Anhebungen des Mindestlohns werden sich unmittelbar auf 
diese Arbeitsverhältnisse auswirken. 

4. Auswirkungen des Mindestlohns auf faire
und funktionierende
Wettbewerbsbedingungen

Besonders negativ betroffen von der Einführung und regelmäßigen Erhöhung 
des Mindestlohns sind Betriebe, die sich in einem starken Konkurrenzkampf 
mit dem Ausland befinden. Angesichts teilweise deutlich geringerer Lohnkos-
ten im Ausland sind heimische Betriebe insbesondere bei Produkten, die viel 
Personalaufwand erfordern, nicht mehr konkurrenzfähig. Diese Beeinträchti-
gung ihrer Wettbewerbsfähigkeit spürten mehr als ein Drittel der von uns be-
fragten Unternehmen; bei einem schnellen Anstieg des Mindestlohns auf  
12 Euro befürchten dies fast die Hälfte. So berichten Betriebe beispielsweise 
über einen starken Konkurrenzdruck aus osteuropäischen Druckereien (insbe-
sondere Polen und Tschechien).  

Ferner lohnt es sich für Einkäufer, Druckprodukte insbesondere aus China zu 
importieren. Dies gilt vor allem bei Produkten mit geringen Margen. So war 
China im Jahr 2018 das für Deutschland fünftwichtigste Ursprungsland für 
importierte Druckerzeugnisse. Somit entfielen rund 8 % aller deutschen 
Druckerzeugnisimporte auf China. 

Dies führt für einzelne Betriebe zu einem spürbaren Auftragsrückgang. Pro-
dukte, die viel Handarbeit erfordern, werden faktisch unrentabel, dies sind 
beispielsweise kleine Druckauflagen mit der Notwendigkeit, die Produkte 
ohne maschinelle Unterstützung zusammenzutragen, zu kleben und zu kon-
fektionieren. Ein Zukauf dieser Produkte aus Osteuropa verbunden mit einem 
Abbau entsprechender Arbeitsplätze in Deutschland könnte die Folge sein.  

Knapp die Hälfte der befragten Betriebe gab an, bei einer Erhöhung des  
Mindestlohns (eigentlich) die Preise erhöhen zu müssen; bei einem schnellen 
Anstieg des Mindestlohns auf 12 Euro erwarten dies sogar fast zwei Drittel. 
Preiserhöhungen lassen sich am Markt aber kaum durchsetzen, dazu ist der 
durch den starken Wettbewerb bedingte Preisdruck zu hoch. Preiserhöhun-
gen befeuern zudem weiter die Umstellung auf digitale Produkte an Stelle 
von Druckerzeugnissen. Daher führen die steigenden Kosten (auch) durch 
den Mindestlohn und auch auf Grund gleichzeitig steigender Papierpreise bei 
ebenfalls mehr als der Hälfte der von uns befragten Unternehmen zu einer 
spürbaren Verschlechterung der Ertragslage. 

Mindestlohnbedingt steigende Kosten bei der Zustellung von Zeitungen ha-
ben sich bereits unmittelbar ausgewirkt: Steigt der Abopreis, so sinkt die 
Zahl der Abonnenten und damit die Auflagenhöhe überdurchschnittlich. Eine 
schnelle Anhebung auf über 10 Euro würde für einige Druckereien sowie 
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Unternehmen, die Zeitungen, Anzeigenblätter und Werbung verteilen, zur 
existenziellen Bedrohung. 

Nicht nur die durch den Mindestlohn steigenden Lohnkosten beeinträchtigen 
die Leistungsfähigkeit der Betriebe, sondern auch die seit der Einführung des 
Mindestlohnes gestiegenen bürokratischen Belastungen bei der Führung und 
Kontrolle von Arbeitszeitkonten sowie Maßnahmen zur Einhaltung der Doku-
mentationspflichten. Dies gaben mehr als zwei Drittel der von uns befragten 
Unternehmen an.  

Die Verwaltung „mindestlohnrelevanter“ Arbeitszeitkonten ist für die Unter-
nehmen äußerst aufwendig. Zudem schränken die 50 %-Grenze sowie der 
starre Ausgleichszeitraum flexible Teilzeitarbeitsverhältnisse ein, ohne dass 
diese Reglementierung den Beschäftigten einen Vorteil verschafft. Daher 
sollte die 50 %-Regel, ebenso wie die Beschränkung des Ausgleichszeitraums 
auf 12 Monate aus dem Gesetz gestrichen werden. 

5. Auswirkungen des Mindestlohns auf die
Beschäftigung

Die Kosten des Mindestlohns für Arbeiten, die keine Qualifizierung erfordern, 
sind aus Sicht vieler der von uns befragten Betriebe zu hoch. Wo Preiserhö-
hungen zur Kompensation gestiegener Kosten sich nicht durchsetzen lassen 
bzw. zu einem erheblichen Umsatzrückgang führen, hat sich der Mindestlohn 
auch bereits auf die Anzahl der angebotenen Arbeitsplätze ausgewirkt. 
Knapp ein Viertel der von uns befragten Betriebe haben weniger Arbeitneh-
mer eingestellt, fast ein Fünftel Arbeitsverhältnisse beendet und über ein 
Drittel haben Arbeitskräfte im Niedriglohnbereich durch Automatisierung er-
setzt, um wettbewerbsfähig zu bleiben. Die Aussicht auf eine Erhöhung des 
Mindestlohnes auf 9,83 Euro oder sogar 12 Euro verschärft diese Tendenzen 
weiterhin. Mindestlohnrelevant sind in unserer Branche einfache Tätigkeiten. 
Der Wegfall dieser Arbeitsplätze trifft damit besonders gering qualifizierte 
und nicht so leistungsstarke Arbeitnehmer.  

a) Minijobs

Um Minijobs weiterhin sinnvoll und flexibel nutzen zu können, muss parallel 
zur Erhöhung des Mindestlohns die Geringfügigkeitsgrenze angepasst wer-
den. Dies ist bisher nicht geschehen, so dass die Arbeitszeit von geringfügig 
Beschäftigten in den letzten Jahren immer weiter reduziert werden musste. 
Derzeit kann ein auf 450 Euro-Basis Beschäftigter monatlich maximal rund 
48 Stunden arbeiten. Bei einer Erhöhung des Mindestlohns auf 9,83 Euro 
ohne Anpassung der Geringfügigkeitsgrenze müsste die Stundenzahl weiter 
auf rund 45 reduziert werden, um weiter sozialversicherungsfrei zu bleiben. 
Es wäre daher dringend erforderlich, durch eine Anhebung der Geringfügig-
keitsgrenze sicherzustellen, dass, auch bei weiteren Anpassungen des 
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Mindestlohns, stets zumindest 50 Stunden pro Monat im Rahmen eines 
Minijobs möglich sind. 

Die bisherigen Erhöhungen des Mindestlohns bei gleichzeitig unterbliebener 
Anpassung der Geringfügigkeitsgrenze haben sich auf Minijobs bereits be-
sonders negativ ausgewirkt: Die Reduzierung der Arbeitszeit in geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnissen ist aufgrund des schnelleren Erreichens der 
450 Euro-Grenze die am Weitesten verbreitete Folge des Mindestlohnes. 
Dies zeigt sich auch in den Rückmeldungen der von uns befragten Betriebe: 
Über die Hälfte gab an, die Arbeitszeit von Minijobbern reduziert zu haben 
und knapp über 40 % erklärte, dies auch bei einer Anhebung des Mindest-
lohns auf 9,83 Euro erneut tun zu müssen. Die Betriebe versuchen dies mit 
der Einstellung von weiteren Minijobbern auszugleichen, was aber nicht  
immer gelingt und für die Betriebe auch einen deutlich erhöhten Verwal-
tungsaufwand bedeutet. Eine Umwandlung von Minijobs in sozialversiche-
rungspflichtige Arbeitsverhältnisse findet nur in geringem Umfang statt.  
Einige Betriebe haben auf Grund der fortschreitenden Eingriffe in diese  
Arbeitsverhältnisse entschieden, gar keine Minijobs mehr anzubieten. 

Die aus dem MiLoG resultierenden Aufzeichnungspflichten stellen einen  
massiven zusätzlichen Verwaltungsaufwand gerade bei den eigentlich un-
bürokratischen Minijobs dar. Die nach dem MiLoG bestehende Verpflichtung, 
Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit aufzuzeichnen, steht in  
keinem sinnvollen Verhältnis zum Umfang eines Minijobs. Die Aufzeichnungs-
pflichten sollten daher, wie bereits für mobile Tätigkeiten nach der Mindest-
lohnaufzeichnungsverordnung, auf die reine Dauer der täglichen Arbeitszeit 
beschränkt werden. 

b) Praktika

Die Regelungen für Pflichtpraktika, Orientierungspraktika vor einem Studium 
oder einer Ausbildung sowie ausbildungs- und studienbegleitende Praktika 
und bezüglich der Zusammenrechnung verschiedener Praktikumszeiten sind 
so kompliziert und mit einem solchen bürokratischen Aufwand verbunden, 
dass viele, insbesondere kleine und mittlere Unternehmen, ganz auf Praktika 
verzichten. 

Praktika haben damit ihren früheren Wert als Einstiegschance für gering 
qualifizierte Arbeitssuchende verloren. Wenn überhaupt noch Praktika ange-
boten werden, so begrenzen viele Unternehmen deren Dauer sehr viel stärker 
als früher oder bieten ausschließlich unbezahlte Pflichtpraktika an.  

Der zeitliche und finanzielle Aufwand der Unternehmen für die Betreuung 
von Praktikanten ist deutlich höher als der Vorteil aus einer eventuell er-
brachten Arbeitsleistung. Freiwillige Praktika sollten daher aus Sicht des 
bvdm, unabhängig davon, ob sie vor, während oder nach der Ausbildung 
stattfinden, für einen Zeitraum von 6 Monaten vom Mindestlohn 
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ausgenommen werden. Dies würde die Handhabung für die Betriebe deutlich 
vereinfachen und die Bereitschaft, Praktika anzubieten, erhöhen. 

Die Regelung zur Zusammenrechnung verschiedener Praktikumszeiten sollte 
gestrichen werden. Insbesondere wenn zwischen den Praktika ein Zeitraum 
von mehreren Monaten liegt, sollte ein weiteres mindestlohnfreies Praktikum 
möglich sein. 

c) Auswirkungen auf das betriebliche Lohngefüge

Wenn sich durch Erhöhungen des Mindestlohns der Lohnabstand zwischen 
ungelernten Mitarbeitern und Facharbeitern verringert, führt dies zu Unruhe 
in der Belegschaft und dem Gefühl, nicht fair behandelt zu werden. In einigen 
Betrieben bringen daher Erhöhungen des Mindestlohns regelmäßig das ge-
samte betriebliche Lohngefüge ins Wanken. Steigt der Mindestlohn, sehen 
sich diese Betriebe gezwungen, auch die darüber liegenden Löhne für besser 
qualifizierte Tätigkeiten gleichermaßen anzupassen. Damit verschiebt sich 
das gesamte Lohngitter nach oben.  

Dies verursacht Kosten, die die Betriebe nicht ohne weiteres durch Preiserhö-
hungen gegenfinanzieren können. Das gilt besonders für Betriebe, die sich in 
einem starken Konkurrenzkampf mit dem Ausland oder den digitalen Medien 
befinden.  

d) Auswirkungen auf das Tarifgeschehen

Der bvdm hält weiterhin daran fest, dass es den Tarifparteien überlassen 
bleiben muss, die Löhne für die Beschäftigten der Branche in Tarifverträgen 
festzulegen. Nur so ist es möglich, den wirtschaftlichen Gegebenheiten der 
Branche Rechnung zu tragen. Daher bleibt der gesetzlich festgelegte Min-
destlohn ein abzulehnender Eingriff in die Tarifautonomie. Dies gilt ungeach-
tet dessen, dass die Druckindustrie auf Grund der Höhe ihrer Tariflöhne auch 
durch einen auf etwa 9,83 Euro steigenden Mindestlohn in den tarifgebunde-
nen Betrieben (noch) nicht unmittelbar betroffen ist.  

Setzt sich die von der branchenspezifischen Lohnentwicklung entkoppelte 
Steigerung des Mindestlohnes fort, so besteht das Risiko, dass die Tariflöhne 
der unteren Lohn- und Gehaltsgruppen nach und nach durch den Mindest-
lohn überrundet werden. Dies gilt, insbesondere bei einer schnellen Anhebung 
des Mindestlohns auf 12 Euro, nicht nur für die Druckindustrie, sondern auch 
für viele weitere Branchen. 

Bundesverband Druck und Medien e. V. 
Berlin, den 13. Mai 2020 
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Stellungnahme 

des BDSW Bundesverband der Sicherheitswirtschaft  
im Rahmen der Anhörung der Mindestlohnkommission 
zu den Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns 

Wir danken für die Möglichkeit zu einer Stellungnahme vor der Entscheidung über die 
anstehende Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns durch die Mindestlohnkommission. 
Angesichts der aktuellen Situation im Rahmen der Coronakrise lehnen wir zu diesem Zeitpunkt 
eine reguläre Erhöhung des Mindestlohns auf Grundlage des Mindestlohngesetzes ab. Eine 
über diese gesetzliche Regelung hinausgehende Erhöhung, wie von den Gewerkschaften und 
Teilen der Politik gefordert, kommt aus unserer Sicht überhaupt nicht in Frage. 

Grundsätzlich ist das Verfahren für die Entwicklung des Mindestlohns in den Reglungen des 
Mindestlohngesetzes festgeschrieben. Laut Gesetz orientiert sich die hierfür einberufene 
Mindestlohnkommission nachlaufend an der Tarifentwicklung. Maßgeblich dafür ist, wie sich 
die tariflichen Stundenverdienste ohne Sonderzahlungen in den zurückliegenden zwei 
Kalenderjahren entwickelt haben. Im Rahmen dieser Systematik hat sich der Mindestlohn seit 
seiner Einführung 2015 von € 8,50 auf € 9,35 ab dem 01.01.2020 erhöht. Unserer Ansicht 
nach hat sich diese Vorgehensweise in der Vergangenheit bewährt. Gerade weil die 
Kommission gehalten ist, eine Gesamtabwägung vorzunehmen, die den Mindestschutz der 
Beschäftigten ebenso berücksichtigt wie faire und funktionierende Wettbewerbsbedingungen 
und Beschäftigungssicherheit, halten wir aber angesichts der Entwicklungen durch die 
Coronakrise derzeit ein Einfrieren des Mindestlohns auf dem derzeitigen Stand für die richtige 
Maßnahme.  

Insgesamt befürworten wir grundsätzlich einen gemäßigten Anstieg des Mindestlohns. Die 
Orientierung an der Tarifentwicklung garantiert eine gleichmäßige Entwicklung der Ein-
kommensverhältnisse aller Arbeitnehmer*Innen. Die Entscheidung muss aber den Tarif-
vertragsparteien überlassen bleiben, weil diese den besten Einblick in die wirtschaftliche 
Situation der jeweiligen Branchen haben. Eine Umkehrung dieser Rollenverteilung durch eine 
weit über die tarifliche Realität hinausgehende Erhöhung des Mindestlohns würde aber 
abgesehen von den massiven wirtschaftlichen Auswirkungen auch zu einer deutlichen 
Schwächung des Tarifsystems in Deutschland führen. 

Schon jetzt haben die Einführung und Fortschreibung des Mindestlohns erheblichen Einfluss 
auf die Entwicklung der Tarifverträge. Insbesondere in Branchen wie der Sicherheitswirtschaft, 
die sich zumindest zu einem gewissen Anteil im unteren Lohnsegment bewegen, führt jede 
Erhöhung des Mindestlohns zwangsläufig zur in der folgenden Tarifrunde stattfindenden Er-
höhung des jeweiligen untersten Tariflohns mindestens auf, zuweilen aber auch über das 
Level des Mindestlohns hinaus. Durch die Orientierung des Mindestlohns an der gesamten 
Tarifentwicklung werden einzelne Branchen damit auf den Weg der bundesweiten Entwicklung 
„gezwungen“. Die eigenständige Gestaltung der Tarifpolitik wird dadurch eingeschränkt. Die 
Tarifautonomie in Teilen „fremdbestimmt“. 

In Branchen mit einem differenzierten, an der Qualifikation und den konkreten Tätigkeiten 
ausgerichteten Tarifsystem wie der Sicherheitswirtschaft, sind weitere negative Konse-
quenzen zu beachten, wenn der gesetzliche Mindestlohn zu hoch ist und die jeweiligen 
untersten Tariflöhne bestimmt.   
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Die Löhne für höher qualifizierte Mitarbeiter liegen in einem angemessenen Abstand zu den 
untersten Löhnen. Steigt nun der gesetzliche Mindestlohn, so wird er die untersten Löhne mit 
sich nach oben ziehen. Dadurch schrumpft der Abstand zu den Löhnen der höher qualifizierten 
Mitarbeiter. Eine Wahrung des Abstands durch gleichzeitige Anhebung dieser höheren Löhne 
ist häufig auf dem Markt nicht durchsetzbar, weil die Kunden unserer Mitgliedsunternehmen 
zwar häufig eine höhere Qualifikation der eingesetzten Sicherheitskräfte fordern, aber nicht 
bereit sind, dafür deutlich höhere Löhne über Preisanpassungen zu bezahlen. Vor diesem 
Hintergrund sinkt die Bereitschaft der Mitarbeiter*Innen sich zu qualifizieren, da der 
wirtschaftliche Anreiz geringer wird. 

Unabhängig von diesen Auswirkungen eines gesetzlichen Mindestlohns muss die derzeit 
vorliegende Situation auf Grund der Coronakrise schon die reguläre Entwicklung in Frage 
stellen. In der momentanen Lage ist eine Anhebung des Mindestlohns nicht angebracht. 
Deutschland wird aufgrund der Auswirkungen des Lockdowns zum ersten Mal seit der 
Einführung des Mindestlohns in eine tiefe Rezession geraten, deren Dimensionen seriös noch 
nicht zu quantifizieren ist. Niemand kann absehen, wie sich der gesetzliche Mindestlohn auf 
die Beschäftigung in Zeiten wirtschaftlichen Abschwungs auswirkt.  

Eine sogar über die bisher gängige Praxis hinausgehende stärkere Erhöhung des Mindest-
lohns, die sich nicht mehr an den Tarifabschlüssen orientiert, würde diese wirtschaftliche 
Entwicklung in Deutschland völlig außer Acht lassen. Wir befürchten damit auch negative 
Auswirkungen auf unsere eigenen, im Herbst anstehenden Tarifverhandlungen. Eine solche 
Beeinflussung der Tarifautonomie lehnen wir ab.  

Der BDSW setzt sich seit Jahrzehnten für eine eigenständige und auch nach Bundesländern 
differenzierte Tarifpolitik ein. In allen Bundesländern liegt unser unterster Tariflohn oberhalb 
eines - politisch wie auch immer konkret festgelegten - gesetzlichen Mindestlohns. Zur Ab-
sicherung dieses Lohnniveaus benötigen wir die Allgemeinverbindlichkeit unserer Tarif-
verträge, die wir in fast allen Bundesländern erhalten haben. Aus diesem Grund liegt die 
Tarifbindung in unserer Branche bei ca. 60 Prozent. 

Berlin/Bad Homburg im Mai 2020 

gez. Dr. Harald Olschok gez. Ass. jur. Martin Hildebrandt 
Hauptgeschäftsführer, stv. Geschäftsführer 
Geschäftsführendes Präsidiumsmitglied 
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57





BdS� 
'11ft. Die Systemgastronomie 

ANDREA BELEGANTE 

Hauptgeschäftsführerin 

Schriftliche Anhörung zu den Auswirkungen des gesetzlichen 

Mindestlohns 

1. Grundsätzliche Einschätzung zu den Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns sowie

insbesondere dessen letzten Erhöhungen auf 9, 19 Euro zum 1. Januar 2019 und 9,35 Euro zum

1. Januar 2020.

Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns hätte schon 2014 fast das System der autonomen 

Tarifbindung in der Systemgastronomie gesprengt, weil die wirtschaftlichen Zusatzbelastungen enorm 

gestiegen sind. So musste der MlV mit seinen finanziellen Zusatzregelungen aufgekündigt und 

langwierig neuverhandelt werden. 1 Die Tarifverhandlungen im ElV-Bereich stehen seit der Einführung
vor fünf Jahren unter einem gewissen Druck, da die NGG eine deutliche Absetzung vom gesetzl. 

Mindestlohn erwartet. Die Lohnstruktur wurde in den darauffolgenden Tarifrunden gestaucht, da die 

unteren Lohngruppen zu Lasten der oberen Lohngruppen angehoben wurden.2 Hier wurde durch den
,,Druck von unten" direkt in das sorgsam austarierte Tarifgefüge eingegriffen. 

Die zweistufige Erhöhung 2019 /2020 war grundsätzlich richtig und wichtig, gerade vor dem 

Hintergrund konjunktureller Eintrübungen. Allerdings übersprang der gesetzliche Mindestlohn zum l. 

Januar 2020 unseren tarifvertraglich festgelegten Einstiegslohn in der unteren Tarifgruppe um l 0 

Cent. Der Tariflohn wurde unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Machbarkeit ausgehandelt und 

gerade vor dem Hintergrund, dass wir mit dem BdS-ETV /MTV alle Bundesländer (keine Ost-West­

Unterscheidung) auf einen Nenner bringen müssen, war und ist dies eine permanente 

Kraftanstrengung. Deshalb stellt der Sprung des gesetzlichen über den tariflichen Mindestlohn 2019 

ein potenzielles Risiko für Arbeit und Beschäftigung dar. 

Der Druck des gesetzlichen Mindestlohns (sowie dessen geplante Erhöhung zum 1 . Januar 202 l) 

war auch in den gerade zu Ende gegangenen Tarifverhandlungen zwischen dem Bundesverband 

der Systemgastronomie e.V. und der NGG deutlich zu spüren und hatte direkten Einfluss auf die 

Tarifparteien. Durch die während der Tarifverhandlungen bekannt gewordene mögliche Höhe des 

gesetzlichen Mindestlohns von ungefähr 9, 82 Euro (und dies nur bei Berücksichtigung der rechnerisch 

nachlaufenden Betrachtung der Tariflohnentwicklung) musste das Angebot von Arbeitgeberseite 

komplett neu bewertet und analysiert werden. 

1 

Dr. Hagen Lesch (20 l 71: Mindestlohn und Tarifgeschehen: Die Sicht der Arbeitgeber in betroffenen 
Branchen. In: Institut der Deutschen Wirtschaft: IW-Report 
13/2017.https:/ /wV\,W_iwkoeln.de/fileadmin/publikationen/2017 /339306/IW­
Report_ l 3_2017 _Mindestlohn_und_ Tarifgeschehen .pdf. S 24. 
2 ebd.: S. 25. 
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Bundesverband Taxi und
Mietwagen
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Mindestlohnkommission 
Der Vorsitzende 
Nöldnerstraße 40-42 
10317 Berlin 

15.05.2020    

Stellungnahme im schriftlichen Anhörungsverfahren der Mindestlohnkommission 

Sehr geehrter Herr Zilius, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu den Auswirkungen des gesetzlichen 
Mindestlohnes sowie insbesondere dessen letzten Erhöhungen auf 9,19 € zum 1. Januar 2019 und 9,35 
€ zum 1. Januar 2020. 

Die Corona-Krise hat aktuell massive Auswirkungen auf das gesamte gesellschaftliche und soziale 
Leben der Bundesrepublik Deutschland, insbesondere und auch längerfristig auf die Wirtschaft. Das 
bundesdeutsche Taxi- und Mietwagengewerbe ist dabei wirtschaftlich ganz außerordentlich betroffen 
und in einer akut sehr existenzbedrohenden Lage. Dies kann und darf auch bei der Diskussion über 
einen zukünftigen Mindestlohn nicht unberücksichtigt bleiben. 

Wir nehmen in dieser Stellungnahme deshalb eine Bewertung und Einschätzung zu Ihrem  
Themenkatalog vor, den wir in einen „neutralen“ Teil (sozusagen unter Ausblendung der Corona–
Folgen) und eine modifizierte Bewertung unter Berücksichtigung der Folgen der Corona-Krise 
unterteilen, die zur besseren Abgrenzung farblich abgehoben dargestellt wird (in blau).  

Bitte haben Sie auch Verständnis, dass wir zu abgefragten Teilaspekten keine dezidierten Angaben und 
Einschätzungen übermitteln, da uns für eine adäquate Beantwortung z.B. statistische Grundlagen 
fehlen  

1. Grundsätzliche Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohnes und dessen letzten Erhöhungen

Das bundesdeutsche Taxi- und Mietwagengewerbe wird von rund 36.000 Unternehmen betrieben, die 
rund 93.000 Fahrzeuge einsetzen. Bei näherer Betrachtung der beiden Verkehrsformen setzen rund 
27.000 Unternehmen Taxis ein und 9.000 Mietwagen (mit Fahrer, vgl. § 49 Abs. 4 PBefG). Bei den 
Fahrzeugen war das letzte, vom BMVI mit Stichtag 31.12.2016 ermittelte Verhältnis, rund 56.000 Taxen 
zu rund 37.000 Mietwagenfahrzeugen. Tendenziell ist seitdem eine Verlagerung hin zum 
Mietwagenverkehr (vor dem Hintergrund der Betriebspflicht für Taxis im Zusammenhang mit den 
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durch den Mindestlohn deutlich gestiegenen Lohnkosten, die in nachfrageschwachen Zeiten kaum zu 
erwirtschaften sind) aber sicherer Fakt, auch wenn noch nicht flächendeckend durchs BMVI statistisch 
abgesichert. Hinzu kommen „neue Wettbewerber“ in Gestalt von Mobilitätsanbietern wie Uber, die 
(auch nach Feststellung schon mehrerer deutsche Gerichte bis hin zum BGH) illegal taxiähnliche 
Verkehre im großstädtischen Raum anbieten, dies ausschließlich auf Basis von Mietwagen-Konzession 
und ganz überwiegend auf der von Scheinselbstständigkeit. Näheres dazu später.  

Die „klassischen“ Taxi-Unternehmen sind sehr kleinständisch strukturiert, rund 70% setzen 
ausschließlich 1 Taxi ein, die durchschnittliche Betriebsgröße beträgt ca. 1,7 Fahrzeuge pro 
Unternehmer, sofern man die Unternehmen größer 10 Fahrzeuge herausrechnet. Viele der 1-Wagen-
Unternehmer fahren das Fahrzeug auch selbst, diese setzen dann meist noch einen weiteren Fahrer 
ein. Insgesamt gehen wir von rund 150.000 angestellten Fahrern im Taxibereich aus, vor 2015 
zusätzlich vorrangig im Taxibereich eingesetzte ca. 30.000 Minijobber sind zahlenmäßig nach unseren 
Informationen sehr deutlich zurückgegangen auf vielleicht noch 20.000 Personen.  

Der Fokus der Auswirkungen des 2015 eingeführten Mindestlohnes lag bei den Taxiunternehmen, da 
die Mietwagen per se angesichts der fehlenden Beförderungspflicht in der Lage sind, ihren Preis 
betriebswirtschaftlich weitgehend exakt zu kalkulieren und das Fahrpersonal auch nur bedarfsbezogen 
einzusetzen. Bei den Taxiunternehmen war in Vor-Mindestlohnzeiten rein umsatzbezogene Bezahlung 
in den weniger planbaren reinen Gelegenheitsverkehren zumindest in den Städten absolut 
vorherrschend.  

Der Sprung von durchschnittlichen ca. 6,00 - 6,50 € pro Einsatzstunde zum Mindestlohn von zunächst 
8,50 € war also insbesondere für die Taxiunternehmen erheblich, wurde aber insgesamt besser 
verkraftet als ursprünglich erwartet. Die Betriebe haben entweder auf eine Entlohnung auf exakt 
Mindestlohn umgestellt oder ein Mischsystem mit einer umsatzbezogenen Entlohnung, die nach unten 
gedeckelt ist durch den geltenden Mindestlohn. Viele variable Lohnbestandteile wurden aufgelöst und 
auf den mindestlohnrelevanten Fixlohn übertragen. Die Vorschriften des Mindestlohngesetzes werden 
von den Unternehmen eingehalten, auch vor dem Hintergrund des (bisherigen!) Fahrermangels und 
dem Wettbewerb um Mitarbeiter. Völlig anders sieht dies aber bei den Plattformanbietern wie Uber 
aus, die mit ihren Scheinselbstständigen-Modellen Mindestlohn und Sozialabgaben systematisch 
umgehen und damit äußerst massiv den Wettbewerb verzerren.  

Mehr als hilfreich war bei Mindestlohn-Einführung, dass rund um den Jahreswechsel 2014-2015 die 
Taxitarife praktisch flächendeckend um 15-20 % erhöht wurden und damit die Steigerung der 
Personalkosten meist ausgeglichen werden konnte. Auch weil die Nachfrage nach Taxidienstleistungen 
nach den Erhöhungen nicht nennenswert einbrach. Allerdings wurden die nachfolgenden 
Steigerungen auf die aktuellen 9,35 € bei nachfolgenden Tariferhöhungen häufig nicht mehr 
ausreichend berücksichtigt, so dass viele Unternehmen durch die Erhöhungen in schwierigeres 
Fahrwasser geraten sind.  

Bereits 2015 reagierten die Unternehmen aber auch mit einer Anpassung ihrer Kapazitäten 
insbesondere im Hinblick auf die Einsatzzeiten. Nicht lukrative Schichten wurden überhaupt nicht mehr 
besetzt, auch bei den lukrativen Schichten konzentrierte man sich zunehmend auf die Stoßzeiten. Eine 
einfache Faustformel hierfür lautet, dass Einsatzstunden mit einem Umsatz von weniger als ca. 35 € 
nicht lukrativ sind. Mit entsprechenden negativen Auswirkungen nicht nur auf die Beschäftigten, 
sondern das Verkehrsangebot insgesamt.  
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Die Zahl der Einsatzstunden ist in den städtischen Gebieten durchschnittlich um rund 15% 
zurückgegangen, insbesondere in den Nachtstunden und an Wochenenden. Hinzu kommt eine 
allgemeine Tendenz, dass größere Unternehmen ihre Flotten verkleinern. Freiwerdende (oder in nicht 
kontingentierten Städten wie Hamburg oder Berlin sowieso verfügbare) Lizenzen werden dann häufig 
von vormaligen Fahrern als Unternehmer betrieben. Der Mindestlohn führt in der Praxis also verstärkt 
dazu, dass vormals angestellte Mitarbeiter nun als Soloselbständige aktiv sind. Da die 
Mehrwagenunternehmen mit den Schichteinsätzen nicht mehr wie vor 2015 die durchgängige zeitliche 
Bedienung sichern und auch die „Neuunternehmer“ die lukrativeren Einsatzzeiten vorziehen, 
bestehen zu  den Randzeiten (So. bis Do. in der Zeit von 22 - 6 Uhr sowie Samstags- und 
Sonntagsvormittags) im städtischen Bereich fast überall Bedienprobleme.  

Noch gravierender ist die Bedienproblematik im kleinstädtischen und vor allen Dingen im ländlichen 
Bereich. Hier wird auch von Taxibetrieben häufig das Nachtangebot eingestellt, was mit deren 
gesetzlicher Betriebspflicht kollidiert. Zudem ist seit 2015 zunehmend zu beobachten, dass sich
Unternehmen auch aufgrund des Kostendrucks durch die Betriebspflicht vom Taxi- in den 
Mietwagenverkehr flüchten. Das Taxi auf dem Land stirbt aus, damit auch die Versorgung der dortigen 

Bevölkerung mit verlässlicher Mobilität mit Bedienungsgarantie. Es muss zur Kenntnis genommen 

werden, dass dies eine mittelbare Folge der Einführung des gesetzlichen Mindestlohnes ist.  

Durch den oben bereits skizzierten, schmutzigen Wettbewerb der „neuen“ Anbieter ist in den 
betroffenen Großstädten (z.B. Berlin, Frankfurt, München, Köln, Düsseldorf und Hamburg, 
neuerdings auch der Region Duisburg) das Taxigewerbe bereits jetzt an den Rand der 

Existenzfähigkeit gedrängt worden. Trotz der offenkundigen, systematischen Illegalität und 

gerichtlicher Verbote bleiben Aufsichtsbehörden wie auch der Gesetzgeber bis heute weitgehend 
untätig und lassen die Vernichtung des legal arbeitenden Verkehrsgewerbes und Unterminierung der 
Grundlagen unseres Sozialsystems weiter zu.  

Zusammengefasst kann sich für die Vor-Corona-Zeit sagen lassen, dass das Taxi- und 
Mietwagengewerbe durch erhebliche Anpassungen und strukturelle Veränderungen zwar die 
wirtschaftlichen Folgen der Mindestlohneinführung (und nachfolgender Erhöhungen) einigermaßen 
schultern konnte. Die Versorgung der Bevölkerung mit dem Instrument der Daseinsvorsorge Taxi hat 
aber bereits jetzt deutlich gelitten und würde sich bei weiteren Erhöhungen ohne entsprechende 
Anpassungen der Taxitarife weiter verschlechtern. Im kleinstädtischen und vor allem ländlichen 
Bereich ist sie in weiten Teilen massiv bedroht, ohne dass dies etwa durch alternative 
Verkehrsangebote ausgeglichen werden könnte. Weiterhin ist kritisch zu hinterfragen und abzuwägen, 
inwieweit ein sozialer Fortschritt durch Erhöhung des Mindestlohns auf der anderen Seite zu einem 
sozialen Rückschritt führt, wenn sozialversicherungspflichtige Beschäftigung durch (prekäre) 

Soloselbständigkeit ersetzt wird.  

Die Corona-Krise wird die oben dargestellten Negativtendenzen beschleunigen und insgesamt auch 
längerfristig zu dramatischen Veränderungen führen.  

Angesichts der aktuellen dramatischen Umsatzeinbrüche von 80 % im städtischen Verkehr und 
mindestens 60 % auch im ländlichen Bereich (mit einem hohen Anteil an weiter durchgeführten 
Krankenfahrten) ist bereits aktuell der Großteil der Betriebe in größter wirtschaftlicher Bedrängnis. Die 
meisten Unternehmen verfügen nicht über die finanziellen Reserven, um eine längere Durststrecke zu 
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überleben. Gleichzeitig kann man nicht auf eine kurzfristige Erholung der Nachfrage bauen. 
Insbesondere bei den großstädtischen Hauptumsatzfaktoren Tourismus und Geschäftsreiseverkehr 
kann realistisch mit einem Erreichen des vorherigen Standes frühestens in 1-2 Jahren gerechnet 
werden. Die Betriebe reagieren aktuell auf den fast totalen Zusammenbruch der Nachfrage (mit 
temporärer Freistellung der Taxis von den grundsätzlich weiter bestehender Betriebspflichten) mit 
einem dramatischen Zurückfahren der Kapazitäten, um insbesondere die Fixkosten zu reduzieren. 
Hierdurch wird versucht, sowohl die pure Existenz des Betriebes als auch die Arbeitsplätze zu retten. 
Insbesondere die Mehrwagenbetriebe sind aufgrund ihrer hohen Fixkosten gezwungen, den Betrieb 
gegen und bis auf null zu reduzieren. Trotz einer Kapazitätsreduzierung von geschätzt 70 % im 
Bundesdurchschnitt in den Monaten April und (absehbar auch) Mai 2020 gelingt es den vorhandenen 
Restkapazitäten am Markt aktuell noch nicht einmal, betriebswirtschaftlich annähernd kostendeckend 
zu arbeiten. Das gilt insbesondere bei dem Einsatz von Fahrpersonal, mit den tatsächlichen Umsätzen 
lässt sich der aktuelle Mindestlohn von 9,35 € in den allermeisten Fällen schlicht nicht erwirtschaften, 
selbst dann nicht, wenn nur 20 % der sonst üblichen Kapazitäten in der Vermittlung sind. In dieser 
Situation müsste der Staat den weiterhin der Betriebspflicht nachkommenden Unternehmen gezielt 
direkte Zuschüsse leisten, damit der Mindestlohn auch weiterhin bezahlt werden kann. 

Die besten Überlebenschancen in dieser Situation haben deshalb selbstfahrende Unternehmer mit 
allenfalls geringem Personaleinsatz und relativ geringen Fixkosten. Die schlechtesten Aussichten 
dagegen haben auch betriebswirtschaftlich gut geführte größere Betriebe, selbst wenn sie sämtliche 
zur Verfügung stehenden Instrumentarien zu Krisenbewältigung ausnutzen. 

Dies wird zu einer dramatischen Strukturveränderung im Taxi- und Mietwagengewerbe führen. Selbst 
die Schätzung, dass rund ein Drittel der Gesamtkapazitäten mittelfristig wegbricht, ist vermutlich noch 
zu niedrig. Mit allen Konsequenzen für die daran hängenden Existenzen, Arbeitsplätze und 
Sozialsysteme. Die direkt Betroffenen - bisherige Unternehmer und beschäftigtes Fahrpersonal - 
werden vermutlich zu einem guten Teil künftig ihr Heil in Schein- oder Solo-Selbständigkeiten suchen. 
Und damit den Druck auf legal operierende Betriebe mit Personaleinsatz weiter erhöhen. Unter diesen 
Umständen kann auch ein grundsätzlich positives Instrument wie der Mindestlohn seine Wirkung 
ins Gegenteil verkehren, Wettbewerbsverzerrungen und ein Abgleiten in die Schattenwirtschaft 
bewirken mit den entsprechenden Folgen für die sozialen Sicherungssysteme.  

Wegen der umfangreichen obigen Ausführungen fassen wir uns zu den Punkten 2-4 möglichst kurz. 

2. Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohnes auf den angemessenen Mindestschutz der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

a. Der Mindestlohn hat einen deutlichen Sprung in der Stundenentlohnung insbesondere im
großstädtischen Taxiverkehr bewirkt, von dem in erster Linie teil- und vollzeitbeschäftigtes
Fahrpersonal auf den ersten Blick profitiert. Die Unternehmer können diesen im Wettbewerb
mit anderen Branchen attraktivere Arbeitsplätze anbieten. Durch die Reduzierung der
Einsatzzeiten stehen aber nicht alle Arbeitnehmer besser da und mussten sich teilweise damit
abfinden, dass ihre Arbeitszeiten deutlich reduziert wurden. Trotz nominell höherer
Stundenlöhne stehen viele am Ende mit weniger Geld da. Weniger effektiv arbeitende Fahrer
stehen unter höherem Leistungsdruck und unterliegen der ständigen Gefahr des Jobverlustes.
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Viele frühere Minijobber haben ihren attraktiven Nebenerwerb im Gewerbe verloren, da 
deren Arbeit sich durch den Mindestlohn überproportional verteuerte. Dem Gewerbe gingen 
gleichzeitig wichtige Personalkapazitäten für Nachfragespitzen verloren. 

b. Grundsätzlich positiv, aber siehe a).

c. Grundsätzlich positiv, siehe aber zur Unterminierung insbesondere der Sozialsysteme obige
Ausführungen zu den Plattformanbietern von Verkehrsdienstleistungen.

d. Der gesetzliche Mindestlohn wird von dem absoluten Großteil der Taxi- und „klassischen“
Mietwagenunternehmen eingehalten (siehe auch Ausführungen zu 1.). Stundenlöhne
unterhalb des Mindestlohns werden vom Fahrpersonal in aller Regel vor dem Hintergrund der
bisherigen Personalknappheit nicht akzeptiert. Außerhalb des legalen Bereichs arbeitende
Betriebe bewirken allerdings durch Schwarzlöhne und Sozialabgabenhinterziehung erhebliche
Wettbewerbsverzerrungen gegenüber gesetzestreu arbeitenden Unternehmen, denen der
viel zu geringe staatliche Kontrolldruck und die bis heute gesetzlich nicht bestehende
Einbaupflicht von Fiskaltaxametern Vorschub leistet. Im Bereich der Plattformanbieter von
Verkehrsdienstleistungen wird der Mindestlohn durch Scheinselbstständigkeit systematisch
umgangen.

e. Durch den gesteigerten Kostendruck des Mindestlohnes wurden variable Lohnbestandteile
und freiwillige Arbeitgeberleistungen sehr erheblich reduziert. Bis auf die gesetzlich
vorgeschriebenen Nachtzuschläge werden weitere Zuschläge deutlich seltener geleistet.
Damit entfallen gerade in den niedrigeren Lohnsektoren steuer- und
sozialabgabenprivilegierte Zahlungen, viele Arbeitnehmer haben unterm Strich nach
Mindestlohn weniger Geld als vorher.

3. Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohnes auf faire und funktionierende 
Wettbewerbsbedingungen

a. (- f.) Hierzu verweisen wir im Wesentlichen auf die obigen Ausführungen. Die Ertragslage des
Taxigewerbes hat sich generell durch die Einführung des Mindestlohnes selbst nicht
grundlegend verschlechtert, aber auch nicht gebessert. Die erheblichen Steigerungen bei den
Personalkosten konnten zumindest in der Anfangsphase durch die praktisch fast
flächendeckende Erhöhung der Taxitarife weitgehend ausgeglichen werden. Hilfreich war
dabei auch, dass sonstigen Kosten zum Beispiel für Fahrzeuge, Versicherungen und sonstige
Betriebsmittel weitgehend stabil blieben und die Treibstoffpreise sogar tendenziell gesunken
sind. So konnten die auch nachfolgenden Erhöhungen des Mindestlohnes bei einer konstanten
Nachfrage nach den Dienstleistungen weitgehend aufgefangen werden. Der Wettbewerb wird
allerdings zunehmend massiv durch die Scheinselbstständigen-Modelle der Plattformanbieter
verzerrt.

4. Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohnes auf die Beschäftigung

a. (-h.) Hierzu verweisen wir auf die obigen Ausführungen.
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Gerade vor dem Hintergrund der Corona-Krise fordern wir ein Überdenken und die Neugewichtung 
vieler Punkte.  

Das deutsche Taxi- und Mietwagengewerbe hat den Mindestlohn voll umfänglich mitgetragen und in 
einem schwierigen wirtschaftlichen Umfeld erfolgreich bis Anfang 2020 umgesetzt.  

Die aktuelle Situation und die absehbaren, zumindest mittelfristigen wirtschaftlichen Folgen können 
bei einer Bewertung der bisherigen und künftigen Entwicklungen nicht ausgeblendet werden. Ein 
grundsätzlich gesellschaftspolitisch gewünschter, der Arbeitsleistung gerecht werdender Mindestlohn 
nutzt den betroffenen Beschäftigten überhaupt nichts, wenn ihr Arbeitsplatz verloren geht. Auch 
gesamtgesellschaftlich ist der Verzicht auf Erhöhungen zur Sicherung von Beschäftigung gerade im 
Dienstleistungssektor der bessere Weg als der Verlust von vielen Arbeitsplätze mit allen 
Begleiterscheinungen sozialer und psychischer Natur bis hin zur Überlastung der Sozialsysteme. 

Wir fordern deshalb mit aller Dringlichkeit: 

• Für 2021 darf der Mindestlohn nicht erhöht werden. Auch wenn der Mindestlohn ethisch und
sozialpolitisch grundsätzlich sehr wünschenswert ist, würde eine Erhöhung zumindest in der
Anfangsphase der wirtschaftlichen Erholung genau das Gegenteil vom ursprünglich
gewünschten Effekt bewirken.

• Eine Erhöhung kann, wenn überhaupt, erst dann ins Auge gefasst werden, wenn eine
nachhaltige Erholung der Wirtschaft und Gesamtkonjunktur gesichert ist und die
notwendige Tragfähigkeit der Unternehmen wiederhergestellt wurde. Ein weiterer
Rückgang der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung ist dabei unbedingt zu
vermeiden.

Für Rücksprachen und vertiefende Erläuterungen stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur 
Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Michael Oppermann 

-Geschäftsführer-
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Geschäftsstelle der Dienstgeberseite 
der Arbeitsrechtlichen Kommission 
des Deutschen Caritasverbandes 
Ludwigstr. 36, 79104 Freiburg 
Münchener Str. 7, 60329 Frankfurt a.M. 

Stellungnahme der Dienstgeberseite 

zur dritten Anhörung zu den Auswirkungen des 

gesetzlichen Mindestlohns 

Allgemeines 

Die Arbeitsrechtliche Kommission (AK) des Deutschen Caritasverbandes e.V. legt die Richt-
linien für Arbeitsverträge (AVR) in den Einrichtungen des Deutschen Caritasverbandes fest. 
Diese regeln die Arbeitsbedingungen für mehr als 600.000 hauptberufliche Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in bundesweit ca. 24.000 caritativen Einrichtungen und Diensten. 
Die Arbeitsbedingungen werden überwiegend nicht im Rahmen von Tarifverhandlungen fest-
gelegt, sondern durch Gremien, die paritätisch aus den Reihen der Arbeitnehmer und Arbeit-
geber besetzt werden („Dritter Weg“).  
Mit dem so genannten Dritten Weg haben die verfassten Kirchen in Deutschland ein eigen-
ständiges kollektives Arbeitsvertragsrecht geschaffen, das die Grundlagen des Tarifsystems 
abweichend vom geltenden Tarifvertragsrecht regelt. Das am Leitbild der Dienstgemeinschaft 
ausgerichtete Arbeitsrechtsregelungsverfahren, bei dem die Dienstnehmerseite und die 
Dienstgeberseite in paritätisch besetzten Kommissionen die Arbeitsbedingungen der Be-
schäftigten gemeinsam aushandeln und einen Konflikt durch den neutralen Vorsitzenden ei-
ner Schlichtungskommission lösen, ist im Zusammenhang mit diesem Gesetz, Tarifverträgen 
gleichzustellen. Mit über 90 Prozent der Beschäftigten ist die Tarifbindung in der Kirche und 
ihrer Caritas so hoch wie in kaum einem anderen Bereich. Flächentarife sind insbesondere in 
der Sozialwirtschaft die Ausnahme. 
Beide Seiten der Arbeitsrechtlichen Kommission des DCV e.V. haben die Einführung des 
gesetzlichen Mindestlohns befürwortet und weiterhin hohes Interesse daran, die Regelungen 
rechtssicher umzusetzen. Zugleich sind der Dienstgeberseite, Weiterentwicklungen und An-
passungen wichtig, um den komplexen strukturellen Herausforderungen gerade auch in der 
modernen, zunehmend digitaler werdenden Arbeitswelt von morgen adäquat Rechnung tra-
gen zu können Bisher traf der gesetzliche Mindestlohn auf ein ausgesprochen attraktives 
konjunkturelles Umfeld mit lang anhaltendem Wirtschaftswachstum. Seine Bewährungsprobe 
in einem konjunkturell schwierigen Umfeld in einem zugleich stark an Dynamik gewinnenden 
digitalen Transformationsprozess steht letztlich aber noch aus. Durch die Corona Pandemie 
entsteht gerade ein solches Umfeld. Bei allen sozialpolitischen Herausforderungen, die diese 
Krise auch verstärkt zu Tage gefördert haben mag, muss vor diesem Hintergrund die Erhö-
hung des gesetzlichen Mindestlohns mit viel Augenmaß erfolgen noch stärker als bisher. 
Auch dieser Aspekt muss neben den existierenden Regelungen zur Anpassung des gesetzli-
chen Mindestlohns zwingend berücksichtigt werden. Denn gesetzliche Mindestlöhne sind 
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starke Eingriffe in den Arbeitsmarkt und stellen strukturell auch immer eine gewisse Hypo-
thek für die Tarifautonomie dar. 

Im Einzelnen 

1. Grundsätzliche Einschätzung zu den Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns sowie
dessen Erhöhung auf 9,19 Euro zum 1. Januar 2019 und 9,35 Euro zum 1. Januar 2020

Die Dienstgeberseite in der Caritas steht zum gesetzlichen Mindestlohn. Die Leistungen der 
Arbeitnehmer in sozialen Einrichtungen kann in ihrer Bedeutung für die Gesellschaft nicht 
hoch genug geschätzt werden. Eine am Wert dieser Arbeit orientierte Vergütung der Arbeit-
nehmer ist Ausdruck eines partnerschaftlichen Selbstverständnisses. 
Für die Einrichtungen und Dienste der Caritas stellt die Höhe des Mindestlohnes grundsätz-
lich kein Problem dar, da bereits vor der Erhöhung des Mindestlohns eine Vergütung ober-
halb von 9,19 bzw. 9,35 Euro bezahlt wurde. 
Strukturell bleiben aber aus Sicht der Dienstgeber der AK weiterhin einige Herausforderun-
gen im Zusammenhang mit dem Mindestlohn bestehen. Hierzu zählen u.a. die Abgrenzungs-
schwierigkeiten hinsichtlich des relevanten Personenkreises.  
Eine Abgrenzungsherausforderung im Mindestlohngesetz resultiert gerade für die sozialwirt-
schaftliche Praxis aus der immer noch fehlenden Definition des Begriffs des Ehrenamtes, auf 
die bereits das Bundessozialgericht hingewiesen hat. 
Im Zuge des demografischen Wandels misst die AK angesichts des Fachkräftemangels u.a. 
der Gewinnung von Nachwuchskräften eine hohe Bedeutung bei. Der Abbau bürokratischer 
Hürden (u.a. die Einordnung, welche Art von Praktikum vorliegt) und Verwaltungsvereinfa-
chungen können hierzu wesentlich beitragen. Hierzu zählen neben vereinfachenden Anwen-
dungsregeln - im Übrigen nicht nur bei Praktikantinnen und Praktikanten - auch Entlastungen 
bei Informations-und Nachweispflichten. 
Insbesondere im Bereich Teilzeitbeschäftigung führt die Dokumentationspflicht von Beginn, 
Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit noch immer zu einer administrativen Zusatzbelas-
tung. Der Bereich der Wohlfahrtpflege ist besonders stark betroffen. In der Gesundheitshilfe, 
der Kinder- und Jugendhilfe, der Familienhilfe, der Behindertenhilfe und Psychiatrie sowie 
den weiteren sozialen Hilfen arbeiten gut die Hälfte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
Teilzeit. Das ist insbesondere darauf zurückzuführen, dass in den klassischen sozialen Beru-
fen der Frauenanteil besonders hoch und hier in Abhängigkeit von den familiären Belangen 
der Wunsch nach Teilzeitarbeit deutlich höher ist. 
In diesem Zusammenhang sind auch weiterhin die administrativen Mehraufwände im Bereich 
der Arbeitszeitkonten zu nennen als ein Baustein für eine flexible Arbeitszeitgestaltung. Die-
se werden insbesondere vor dem Aspekt der demografischen Entwicklung, der besseren 
Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf hin zu einem lebensphasenorientierten Arbeits-
zeitmodell gerade auch für Teilzeitbeschäftigte immer wichtiger. 
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2. Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf den angemessenen Mindestschutz

Inzwischen gibt es verschiedene Studien zu den Auswirkungen des gesetzlichen Mindest-
lohns auf die Einkommenssituation von Haushalten. Eine gute Zusammenfassung dieser 
Studien liefert das IAB in seiner aktuellen Stellungnahme zum Mindestlohn.1 Darin stellen die 
Forscher fest, dass sich die positiven Effekte der Mindestlohneinführung auf Stunden- und 
Monatslöhne kaum in einer Reduzierung des Armutsrisikos von Erwerbstätigen niederschla-
gen und somit das eigentliche Ziel der Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns - zumin-
dest mit Blick auf dieses Ziel - verfehlt wird. Auch in anderen Bereichen soll der gesetzliche 
Mindestlohn einen angemessenen Mindestschutz garantieren.  
So soll die Geltung des Mindestlohns für Praktikantenverhältnisse den Missbrauch von Prak-
tika (Stichwort: „Generation Praktikum“) eingrenzen. Diese Zielsetzung ist grundsätzlich 
durchaus sachgerecht und notwendig, um entsprechenden Fehlentwicklungen am Arbeits-
markt entgegenzuwirken. Allerdings ist die Befristung von nicht dem Mindestlohn unterlie-
genden Praktika auf drei Monate weiterhin zu kurz.  

3. Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf faire und funktionierende Wettbewerbs-
bedingungen

Steigende Mindestlöhne führen auf dem Arbeitsmarkt oder auf den Gütermärkten tendenziell 
zu einem Anstieg der Löhne bzw. Preise. Dies kann gesamtwirtschaftlich letztlich auch Rück-
kopplungen auf die Beschäftigung haben.  
Empirisch ließen sich die negativen Effekte in den letzten Jahren - bis auf einzelne sich spür-
bar verteuernde Dienstleistungen - nicht nachweisen. (Vgl. verschiedene Studien, stellvertre-
tend das Institut der Deutschen Wirtschaft (IW) oder auch das Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB), jeweils 2016, 2018 und 2020). 
Ob und welche Maßnahmen Betriebe als Reaktion auf den Mindestlohn ergreifen, hängt vor 
allem davon ab, in welchem Umfang die Mindestlohneinführung zu einer Kostensteigerung 
geführt hat und inwiefern Preisüberwälzungsspielräume genutzt werden konnten. Neben den 
zu verzeichnenden Anpassungsmaßnahmen wie Arbeitsverdichtung, Reduktion der Arbeits-
zeit hat das IAB insgesamt auch eine grundsätzlichen Zurückhaltung bei Einstellungen in 
verschiedenen Branchen nachgewiesen. 
Diese negativen Reaktionsmuster wurden aggregiert betrachtet allerdings sowohl auf der 
Beschäftigungs- als auch der Inflationsseite von einem günstigen konjunkturellen Umfeld 
überlagert. Ein massiver geldpolitischer Stimulus führte zu einem Beschäftigungsimpuls, der 
auch aufgrund inflationsdämpfender Sondereffekten bei den Energiepreisen aber nicht von 
höheren Preissteigerungsraten begleitet war.  
Die Einführung des flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohns fiel also in eine außeror-
dentlich attraktive Wirtschaftsperiode. Seine Bewährungsprobe in einem schwierigen kon-
junkturellen Umfeld, wie es derzeit und auch nach der Corona Pandemie vermutlich vorliegen 
wird, steht also noch aus. Erst dann lassen sich mögliche Arbeitsmarkteffekte abschließend 
beurteilen. 
Auf jeden Fall bedenklich ist jedoch, dass der gesetzliche Mindestlohn in einzelnen Berei-
chen zum „Normlohn“ wird. So wird bei der Ausschreibung bestimmter Beförderungsleistun-
gen z.B. für hilfebedürftige Menschen in der Regel verlangt, dass diese zum Mindestlohn er-

1 Vgl. IAB-Stellungnahme 04/2020, Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns - Stellungnahme des IAB am 
19.3.2020 zur schriftlichen Anhörung der Mindestlohnkommission.  
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bracht werden. Anbieter, die mit höheren Löhnen in die Ausschreibungen gehen haben in-
zwischen fast keine Chance mehr, einen Zuschlag zu bekommen.

4. Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf die Beschäftigung

Inzwischen gibt es eine Reihe wissenschaftlicher Untersuchungen, die die Beschäftigungsef-
fekte des Mindestlohns in den Fokus nehmen. Die negativen Beschäftigungseffekte – sofern
sie sich in den Studien beobachteten lassen – sind gering.2  
Inwieweit dies mit der in den letzten Jahren sehr positiven Arbeitsmarktlage zusammenhängt,
wird sich erst zeigen, wenn sich diese wieder verschlechtert. Dies geschieht aktuell im Zu-
sammenhang mit der Corona Pandemie. Zwar steigt derzeit insbesondere die Zahl der Be-
schäftigten in Kurzarbeit aber auch die Zahl der Arbeitslosen nimmt bereits merklich zu. Es
ist zu erwarten, dass diese Entwicklung auch nach der aktuellen Phase des Lockdowns wei-
tergeht. Dieses veränderte Umfeld muss bei den Überlegungen zur Erhöhung des gesetzli-
chen Mindestlohns definitiv mit in den Blick genommen werden. Dies gilt gerade auch vor
dem Hintergrund, dass Bereiche, in denen häufig der Mindestlohn gezahlt wird, wie z.B. die
Gastronomie besonders von der Krise betroffen sind.

Ein weiteres Thema bleibt die digitale Transformation. Mit Blick auf mögliche Substitutionspo-
tenziale der Digitalisierung auf die Beschäftigung (Stichwort Automatisierung), ist stark davon
auszugehen, dass gerade die Höhe des Mindestlohns den Umfang und den Grad der Auto-
matisierung einfacher, standardisierbarer Tätigkeiten in entscheidendem Maße mitbestimmt.
Mit zunehmender Höhe des gesetzlichen Mindestlohns steigen die Substitutionspotenziale
und damit auch die negativen Beschäftigungseffekte im Zuge der digitalen Transformation.
Insofern bleibt abzuwarten, in welchem Ausmaß der flächendeckende gesetzliche Mindest-
lohn zu Rückkopplungen in der modernen digitalen Arbeitswelt, die eine hohe Flexibilität er-
fordert, führt. Es zeichnen sich erste Entwicklungslinien ab, die daraufhin deuten, dass die
COVID-19 Pandemie als Katalysator des Transformationsprozesses wirken mag und damit
auch erwartbare Rückkopplungseffekte in näherer Zukunft möglicherweise nun verzögert
stärker zu Tage treten können.
Nicht zu vergessen ist unter sozialpolitischen Aspekten aber auch, dass gerade für die
Schwächsten am Arbeitsmarkt - insbesondere für Langzeitarbeitslose - der gesetzliche Min-
destlohn eine gewisse Einstiegshürde in den ersten Arbeitsmarkt darstellt. In einen Arbeits-
markt also, der sich i.d.R. durch einfache, eher replizierbare Tätigkeiten auszeichnet.
Sicher und unstrittig ist jedoch, dass Mindestlöhne die Spielräume der Tarifparteien verengen
und letztlich auch die Tarifautonomie einschränken. Dies hat auch Rückwirkungen auf die
Lohnspreizung. Denn Mindestlöhne verringern die Spannweiten der Tarifverdienste in einzel-
nen Branchen.  Die Tarifverdienststruktur hat sich besonders im Gastgewerbe verändert. Dort
ist der Abstand zwischen den höchsten und niedrigsten Tarifverdiensten zwischen Dezember
2014 und Juni 2017 mit - 7,2 % am stärksten zurückgegangen (vgl. DESTATIS, 08/2017).
Darüber hinaus stellt das IAB in seiner aktuellen Stellungnahme fest, dass sich die positiven
Effekte der Mindestlohneinführung auf Stunden-und Monatslöhne kaum in einer Reduzierung
des Armutsrisikos von Erwerbstätigen niederschlagen und somit das eigentliche Ziel der Ein-
führung eines gesetzlichen Mindestlohns verfehlt wird.

2 Einen guten Überblick über die vorliegenden Studien findet sich in der aktuellen Verweis auf Stellungnahme
des IAB zum gesetzlichen Mindestlohn. Vgl. IAB-Stellungnahme 04/2020, Auswirkungen des gesetzlichen Min-
destlohns - Stellungnahme des IAB am 19.3.2020 zur schriftlichen Anhörung der Mindestlohnkommission.
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stellungnahme 

Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes zur 

dritten Anhörung zu den Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns 

Schriftliche Anhörung der Mindestlohnkommission 2020 

Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns 

Einleitung 

Von dem Inkrafttreten des gesetzlichen Mindestlohns zum 1. Januar 2015 haben rund 

vier Millionen Beschäftigte durch höhere Löhne profitiert. Fünf Jahre nach Einführung steht 

fest, dass keine der prognostizierten negativen Auswirkungen, wie Rückgang der Wirt-

schaftsleistung oder Beschäftigungsverluste, eingetreten sind. Negativszenarien ökonomi-

scher Forschungsinstitute haben sich als völlig haltlos erwiesen. Demgegenüber hatte die 

Einführung des Mindestlohns insgesamt positive Folgen. So hat der Mindestlohn bei Millio-

nen von Niedriglohn-Beschäftigten zu einem erheblichen Anstieg ihres Lohnniveaus ge-

führt. Gleichzeitig hat sich der Arbeitsmarkt seit Einführung des gesetzlichen Mindestlohns 

sehr positiv entwickelt. Auch zu Beginn des Jahres 2020 zeigte sich der Arbeitsmarkt trotz 

abgeschwächter Konjunkturaussichten und der bestehenden weltwirtschaftlichen Risiken 

als robust. Erst die Corona-Pandemie mit ihren weltweiten Auswirkungen hat zu einem 

Abbruch dieser anhaltend positiven Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt geführt. Trotz um-

fassender Förderung der Kurzarbeit kam es durch diesen exogenen Schock zu einer Zu-

nahme der Arbeitslosigkeit von März auf April um 308.000 Personen auf 2.644.000.  

Bis dahin war die Arbeitslosigkeit seit Einführung des Mindestlohns gesunken und war so 

niedrig wie seit 30 Jahren nicht mehr. Im Vergleich zu 2014, dem Jahr vor Einführung des 

gesetzlichen Mindestlohns, sank die Arbeitslosigkeit bis März 2020 insgesamt um  

rund 560.000 Personen. Gleichzeitig stieg die Erwerbstätigkeit allein im Jahr 2018 um 

606.000 Personen gegenüber 2017 an (+ 1,4 Prozent). Damit waren bis zum Beginn der 

Corona-Krise rund 2,5 Millionen Menschen mehr erwerbstätig als 2014.  

Bei all den Erfolgen seit Einführung des gesetzlichen Mindestlohns, bleibt für den DGB  

und seine Mitgliedsgewerkschaften die Stärkung der Tarifbindung die zentrale Aufgabe. 

Denn möglichst umfassend geltende Tarifverträge sind gerade in wirtschaftlich unsicheren 

Zeiten für Beschäftigte das wichtigste Instrument zur Regelung der Entgelt- und Arbeitsbe-

dingungen. Gerade in Zeiten von wirtschaftlichen Krisen helfen sie, die wirtschaftlichen und 

sozialen Auswirkungen zu minimieren und sorgen somit auch für einen fairen und gerech-

ten Wandel der Arbeitswelt. Mindestlöhne können immer nur die unterste Haltelinie sein. 

06.05.2020 
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Gute Arbeit, gesellschaftliche Teilhabe und eine faire und damit nachhaltige Verteilung der 

erwirtschafteten Dividende gibt es nur mit Tarifvertrag.  

Um die sinkende Tarifbindung wieder zu erhöhen, braucht es vor allem Maßnahmen, die 

die Verbandsmitgliedschaft auf Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite stärken sowie die 

Tarifflucht erschweren. Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften schlagen dazu 

15 konkrete Maßnahmen vor (Position zur Stärkung der Tarifbindung vom 01.04.2019), 

um die Stärkung der Tarifbindung zu erreichen.  

Das oben beschriebene positive Gesamtbild seit Einführung des Mindestlohns ist indes 

nicht ungetrübt. Vor allem in der Höhe und in der Durchsetzung des Mindestlohns besteht 

noch erheblicher Nachholbedarf.  

Der Mindestlohn ist mit 9,35 Euro (ab dem 1. Januar 2020) noch immer zu niedrig. Das 

gewerkschaftliche Ziel ist ein Mindestlohn auf einem existenzsichernden Niveau spätestens 

zum Ende der Amtszeit der in diesem Jahr neuberufenen Mindestlohnkommission. Die 

dafür in der öffentlichen Debatte genannten 12 Euro als Niedriglohngrenze (60 Prozent 

Medianeinkommen der Vollzeitbeschäftigten) bilden eine sinnvolle Diskussionsgrundlage. 

Da eine zügige Erhöhung innerhalb der Mindestlohnkommission mit den Stimmen der Ar-

beitgeber nicht zu erwarten ist, muss die Politik ihren Spielraum nutzen und im Rahmen der 

anstehenden Evaluierung des Mindestlohngesetzes, den Mindestlohn in mehreren Schritten 

erhöhen. An diesem Ziel muss auch gerade vor dem Hintergrund der andauernden Corona-

Krise festgehalten werden. Denn eine gestärkte Binnennachfrage aufgrund steigender 

privater Nachfrage hat sich in der Vergangenheit als entscheidender Wachstumsmotor und 

damit Stabilitätsfaktor erwiesen. Dabei kommt einem Anstieg der Löhne im unteren Bereich 

der Lohnverteilung eine entscheidende Bedeutung, da hier steigende Einkommen oft un-

mittelbar in den Konsum fließen. Dies ist gerade jetzt umso wichtiger, da als Folge der 

globalen Corona-Pandemie das Exportgeschäft als traditioneller Wachstumsmotor nur 

langsam wieder in Gang kommen wird.  

Bei der Durchsetzung der Mindestlohnansprüche ergeben sich auch 5 Jahre nach dessen 

Einführung leider kaum Verbesserungen. Noch immer bekommen Millionen Beschäftigte 

den gesetzlichen Mindestlohn nicht, obwohl er ihnen rechtlich zusteht. Das Deutsche Insti-

tut für Wirtschaftsforschung (DIW) berechnet auf Basis des Sozioökonomischen Panels 

(SOEP) für das Jahr 2018 ganze 2,4 Millionen Beschäftigte, die um den Mindestlohn betro-

gen wurden. Die Gründe dafür können nicht mehr, wie kurz nach der Einführung des Min-

destlohns, in fehlenden Informationen der Arbeitgeber gesucht werden. Wer jetzt noch 

nicht den Mindestlohn zahlt, betrügt vorsätzlich. Allerdings ist dies auch deshalb möglich, 

weil die zuständige Kontrollbehörde insgesamt noch immer zu schlecht aufgestellt ist. Zwar 

ist geplant, die Sollstärke der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS), die für die Überprüfung 

des Mindestlohns zuständig ist, bis 2026 von derzeit rund 7.900 auf 10.000 Beschäftigten 

aufzustocken. Allerdings sind von den 7.900 Stellen zur Zeit nur rund 6.600 besetzt, wie 

die Bundesregierung in ihrer Antwort auf eine Kleine Anfrage der GRÜNEN im letzten Jahr 

eingestehen musste. Vor allem bei der Steuerung und Personalzuführung der Finanzkon-
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trolle Schwarzarbeit (FKS) lässt die zuständige Generalzolldirektion die gebotene Stringenz 

vermissen. 

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften bekräftigen erneut deutlich den politischen 

Handlungsbedarf bei den Mindestlohnkontrollen hinsichtlich der Ausweitung verdachtsun-

abhängiger Einsätze sowie der tagesaktuellen Dokumentation von Stundenlöhnen und 

Arbeitszeiten. Die korrekte Erfassung der Arbeitszeit wird im 2. Bericht der Mindestlohn-

kommission als eine wichtige Voraussetzung für eine wirkungsvolle Kontrolle des Mindest-

lohns angesehen. Die in diesem Zusammenhang immer wieder geäußerten Forderungen 

der Arbeitgeberverbände nach einer Lockerung der Dokumentationspflichten und der Kon-

trollen werden somit eine klare Absage erteilt. Das Sozialstaatsgebot lässt es nicht zu, dass 

Beschäftigte durch Verwässerungen des MiLoG noch unter diese unterste Anstandsgrenze 

fallen. Das gilt sowohl für die Einschränkung der Dokumentationspflichten der Arbeitszei-

ten für (Teilzeit-)Beschäftigte als auch für weitere Ausnahmen zum Beispiel bei Praktikan-

tinnen und Praktikanten.  

Die deutsche Wirtschaft ist nunmehr zehn Jahre infolge gewachsen und zweifellos hätte 

sich diese Entwicklung ohne den weltweiten Ausbruch der Corona-Pandemie auch fortge-

setzt. Lediglich die Wachstumsdynamik war am aktuellen Rand schwächer als in den Vor-

jahren. 2019 stieg das Bruttoinlandsprodukt (BIP) um 0,6 Prozent, nach 1,5 Prozent im 

Jahr 2018. Dabei zeigte sich, dass auch die mindestlohnrelevanten Bereiche wie Handel, 

Verkehr und Gastgewerbe sowie Information und Kommunikation überdurchschnittlich zu 

der wirtschaftlichen Entwicklung beitrugen. Die preisbereinigte Bruttowertschöpfung in 

jenen Wirtschaftsbereichen lag in den vergangenen beiden Jahren über der gesamtwirt-

schaftlichen Bruttowertschöpfung. Auch hieran zeigt sich, dass der gesetzliche Mindestlohn 

alles andere als eine Bremse oder sogar schädlich für die wirtschaftliche Entwicklung ist. 

Das Wachstum der vergangenen zwei Jahre wurde in erster Linie von den Konsumausga-

ben der privaten Haushalte getragen. Der Wachstumsbeitrag der privaten Konsumausga-

ben zum BIP betrug in 2018 0,7 Prozentpunkte und 2019 0,8 Prozentpunkte. Es zeigt sich, 

dass die gute Entwicklung der Einkommen, zu der der gesetzliche Mindestlohn im unters-

ten Einkommenssegment beiträgt, zu einem Zugewinn der Kaufkraft führt und letztendlich 

der gesamtökonomischen Lage zugutekommt. Gerade in Zeiten der Corona-Krise kommt 

diesem Effekt eine besondere Bedeutung zu, um die Wirtschaft nach der Krise wieder auf 

Wachstumskurs zu bringen. 

Ein tarifpolitischer Rückblick auf die Jahre 2018 und 2019 zeigt, dass die Tariflöhne und 

-gehälter in den Jahren 2018 und 2019 nominal um 3,0 Prozent bzw. 2,9 Prozent im ge-

samtwirtschaftlichen Durchschnitt zugelegt haben. Ein Blick auf den Niedriglohnsektor

zeigt allerdings, dass nicht alle von dem Wirtschaftsaufschwung profitieren. Die Gründe

dafür sind vielfältig:

In deutschen Städten und Ballungszentren haben Einwohnerinnen und Einwohner zuneh-

mend mit stark ansteigenden Mieten zu kämpfen. Von 2010 bis 2018 sind die Mieten in 

Deutschland um durchschnittlich 37 Prozent gestiegen. In Ballungszentren sogar noch 

mehr. In Berlin legten die Preise um 83 Prozent zu, wie das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
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und Raumforschung errechnete. Die höchste Mietbelastungsquote haben dabei Haushalte 

mit niedrigen Einkommen. Vier von zehn Haushalten in 77 deutschen Großstädten haben 

eine hohe Wohnkostenbelastung. Das zeigt eine Studie von Andrej Holm und Henrik 

Lebuhn aus dem Jahr 2018. In den untersuchten Städten müssen 40 Prozent der Haushalte 

mehr als 30 Prozent ihres Einkommens für die Bruttokaltmiete ausgeben. 18,7 Prozent der 

Haushalte müssen sogar mehr als 40 Prozent ihres Einkommens für das Wohnen ausgeben. 

Und hier sind die Nebenkosten für Heizung etc. noch nicht einmal inbegriffen. Die Wohn-

verhältnisse spiegeln die großen Einkommensunterschiede wider. In Bezug auf die Mietbe-

lastungsquote kann sogar eine Verschärfung der Ungleichheit durch die Wohnverhältnisse 

festgestellt werden.  

Hinzu kommt die Dimension der Altersarmut in Deutschland. Die wirtschaftlichen Bedin-

gungen älter werdender Menschen haben sich in den vergangenen Jahrzehnten maßgeb-

lich verschlechtert. Studien belegen, dass immer mehr Menschen in Deutschland im Alter 

von Armut bedroht sind. Eine Studie des Paritätischen Wohlfahrtsverbands bestätigt, dass 

bereits jetzt schon fast jeder sechste Rentner bzw. Rentnerin betroffen ist. Auch der Alters-

sicherungsbericht der Bundesregierung bestätigt, dass fast die Hälfte der Beschäftigten mit 

einem Einkommen bis zu 1.500 Euro über keinerlei zusätzliche Altersvorsorge verfügt. 

Ebenso fehlen den unteren Einkommensgruppen in der Regel schlicht die finanziellen Mittel 

für eine ausreichende zusätzliche Alterssicherung. Der Paritätische Wohlfahrtsverband führt 

dies auf die hohe Zahl der Menschen zurück, die in ihrem Job zu wenig verdienen. Unab-

hängig davon reicht zum Beispiel der gesetzliche Mindestlohn von aktuell 9,35 Euro nicht 

aus, um selbst nach 45 Beitragsjahren Rentenansprüche oberhalb der Grundsicherungs-

schwelle zu erreichen. Weil das Rentenniveau in den vergangenen Jahren abgesunken ist – 

von 52,6 Prozent im Jahr 2005 bis auf aktuell 48 Prozent – seien immer höhere Einkom-

men notwendig, um Renten jenseits der Grundsicherung zu erreichen. 

Zusammengefasst fordern der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften, nicht 
zuletzt als Reaktion auf bisherige Erfahrungen mit Umgehungstatbeständen, 
beim gesetzlichen Mindestlohn:  

 Beweislastumkehr bei Mindestlohnansprüchen – nicht der Arbeitnehmer oder

die Arbeitnehmerin, sondern die Arbeitgeber sollen künftig nachweisen müssen,

wie lange ein Beschäftigter tatsächlich gearbeitet hat.

 Einführung eines Verbandsklagerechts; dann hätten die Gewerkschaften die

Befugnis, die – auch im öffentlichen Interesse liegenden – Rechte von um ihre An-

sprüche geprellten Beschäftigten kollektiv gerichtlich durchzusetzen – zum Bei-

spiel bei systematischen Mindestlohnverstößen. Damit könnte die abschreckende

Wirkung des straf- und ordnungswidrigkeitsrechtlichen Sanktionsinstrumentariums

wirkungsvoll ergänzt werden.
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 Einrichtung von Schwerpunkt-Staatsanwaltschaften und Gerichten mit be-

sonderer Zuständigkeit, um Straftaten im Zusammenhang mit dem gesetzlichen

Mindestlohn wirksam und zeitnah feststellen und ahnden zu können.

 Ein öffentliches Register für Unternehmen, die den Mindestlohn unterlaufen.

 Aufstockung des Prüfdienstes der Deutschen Rentenversicherung.

 Personelle Aufstockung der Finanzkontrolle Schwarzarbeit auf mindes-

tens 10.000 Stellen sowie zügige Zuführung des Personals durch die

Generalzolldirektion.

 Zusammenführung zergliederter Kompetenzen bei der Kontrolle und

Sanktionierung von Mindestarbeitsbedingungen.

 Einführung von Regelungen für eine tagesaktuelle Erfassung der Arbeitszeit

sowie einer Aufbewahrungspflicht der Unterlagen am Tätigkeitsort.

 Aufnahme weiterer Branchen in das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz

wie zum Beispiel das Bäckerhandwerk und den Einzelhandel.

 Einführung eines Gesetzes zum Schutz von Whistleblowern, also Schutz für

Beschäftigte, die Mindestlohnverstöße anzeigen.

I. Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf den angemessenen

Mindestschutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

1. Relevanz des Mindestlohns für die Beschäftigten (Anteil; Lohnentwicklung)

Bundesweit kam es seit Einführung des Mindestlohns bis Ende des 3. Quartals 2019 zu 

einem Anstieg bei den Löhnen der Un- und Angelernten (Leistungsgruppe 5) in Vollzeit- 

und Teilzeitstellen um 11,4 Prozent (jahresdurchschnittlich 2,3 Prozent). Die positive Wir-

kung des gesetzlichen Mindestlohns zeigt sich auch darin, dass der Anstieg der Löhne in 

den traditionell schlechter entlohnten neuen Bundesländern mit 18,2 Prozent (jahresdurch-

schnittlich 3,6 Prozent) höher ausfiel, als mit 10,6 Prozent (jahresdurchschnittlich 

2,1 Prozent) im Westen.  

Nach Wirtschaftszweigen betrachtet, ist der Lohnzuwachs seit der Mindestlohneinführung 

im Gastgewerbe, Gesundheits- und Sozialwesen sowie im Bereich Kunst, Unterhaltung und 

Erholung erwähnenswert: Der Anstieg der Löhne der Un- und Angelernten beträgt im 

Gastgewerbe seit Einführung des gesetzlichen Mindestlohns 15,2 Prozent, (West: 

+ 14,3 Prozent, Ost: + 22,1 Prozent). Im Wirtschaftszweig Gesundheits- und Sozialwesen

bekamen die un- und angelernten Beschäftigten bundesweit im Schnitt 17,8 Prozent mehr

87



Geld (West: + 16,8 Prozent, Ost: + 27,1 Prozent), im Bereich Kunst, Unterhaltung und 

Erholung 17,7 Prozent (West: + 16,1 Prozent, Ost: + 9,2 Prozent). 

In einigen Branchen profitierten besonders Frauen vom Mindestlohn: Sie erhielten bundes-

weit 11,7 Prozent mehr Lohn (Ost: + 18,2 Prozent), während die Einkommen von Männern 

um 10,8 Prozent stiegen (Ost: + 17,7 Prozent). Besonders positiv fiel der Lohnsprung für 

die weiblichen un- und angelernten Beschäftigten im ostdeutschen Bereich Kunst, Unter-

haltung und Erholung aus: + 32,7 Prozent! (Männer: + 16 Prozent). 

Studien konnten darüber hinaus nachweisen, dass der gesetzliche Mindestlohn einen deut-

lich positiven Effekt auf die Arbeitszufriedenheit der Mindestlohnbeschäftigten hat und 

dass dieser positive Effekt hauptsächlich auf die bessere Entlohnung zurückzuführen ist.  

Laut einer WSI-Studie (Herzog-Stein et al. 2018) ist die Einführung des Mindestlohns u. a. 

eine der Hauptursachen für die Verringerung des Gender Pay Gap (von 23 Prozent im Jahr 

2007 auf 21 Prozent 2019). Dies liegt vor allem daran, dass der Mindestlohn vor allem in 

typischen Niedriglohnbranchen gewirkt hat. Da Frauen überproportional häufig im Niedrig-

lohnsektor beschäftigt sind (mit 62 Prozent stellen Frauen den deutlich größeren Anteil an 

den ausschließlich im Minijob arbeitenden Beschäftigten (WSI Report 56; 2020), profitieren 

Frauen von den Veränderungen durch den Mindestlohn überdurchschnittlich. 

Die im Mindestlohngesetz geregelte 6monatige Ausnahme für Langzeitarbeitslose hat sich 

als wirkungslos erwiesen. Im Jahresdurchschnitt 2018 waren mit 813.000 Menschen zwar 

9,7 Prozent weniger langzeitarbeitslos als 2017. Dies liegt laut Bundesagentur für Arbeit 

allerdings an dem konjunkturbedingten Rückgang der Übertritte aus Kurz- in Langzeitar-

beitslosigkeit. Das IAB hat bereits 2016 die Auswirkungen der Mindestlohnausnahme auf 

Langzeitarbeitslosigkeit evaluiert und kam zu dem Schluss, dass diese Regelung kaum 

genutzt wurde. So haben lediglich 1,4 Prozent der Langzeitarbeitslosen überhaupt eine 

Bescheinigung vor einer Beschäftigungsaufnahme angefragt. Andere Förderinstrumente 

wie zum Beispiel Eingliederungszuschüsse spielen in der Praxis eine wesentlich größere 

Rolle. Dieses Ergebnis bestärkt den DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften in der Hal-

tung, die Mindestlohnausnahme für Langzeitarbeitslose generell abzulehnen. Der Gesetz-

geber sollte hier die anstehende Gesetzesevaluation nutzen, um diese und andere Aus-

nahmen abzuschaffen. 

2. Auswirkungen des Mindestlohns auf das Steuersystem und die Systeme
der sozialen Sicherung (zum Beispiel Sozialversicherungsbeiträge, Steuer
einnahmen, Reduzierung von Transferleistungen)

Durch die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns und die hieraus resultierenden höhe-

ren Arbeitseinkommen stiegen die Steuer- und Beitragseinnahmen. Dem Staatshaushalt 

bescherte dies zusammen mit der starken Konjunktur steigende Steuereinnahmen und 

Sozialbeiträge und damit unter dem Strich einen komfortablen Überschuss. 

Auch wenn zu den genauen Auswirkungen des Mindestlohns auf das Steuersystem und die 

soziale Sicherung noch keine Untersuchungen vorliegen, ist davon auszugehen, dass die 
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Lohnsteigerungen des letzten Jahres und die dauerhafte Anhebung des Lohngefüges auf-

grund des gesetzlichen Mindestlohns dazu führten, dass die Steuereinnahmen höher aus-

fallen, was sich vorwiegend in höheren Umsatzsteuer- und Verbrauchssteuereinahmen 

äußern dürfte. Die sozialen Sicherungssysteme verzeichneten ebenfalls höhere Beitragszah-

lungen.  

So entwickelten sich beispielsweise die Einnahmen durch Beiträge in die allgemeinen Ren-

tenversicherungen in den vergangenen beiden Jahren gut. Die auch aufgrund der Einfüh-

rung des Mindestlohns dauerhaft erhöhte Beitragsbasis stieg im Jahr 2018 um 

11,3 Milliarden Euro, was gleichbedeutend mit einem Anstieg von 5,0 Prozent ist. Auf 

Basis der Herbstschätzung 2019 der Deutschen Rentenversicherung stiegen die Beitrags-

einnahmen in den allgemeinen Rentenversicherungen im letzten Jahr um noch einmal 

11,8 Milliarden oder 5,0 Prozent zum Vorjahr. Im Niedriglohnbereich hatte der Mindest-

lohn vor allem auf der individuellen Ebene erhebliche Effekte. Gerechnet in heutigen Löh-

nen kam eine Rentnerin oder ein Rentner mit beispielsweise 8,00 Euro Stundenlohn und 

40 Stunden Wochenarbeitszeit nach 45 Beitragsjahren auf eine Altersrente von 544 Euro. 

Bei einem Stundenlohn in Höhe des aktuellen Mindestlohns von 9,35 Euro würde die Al-

tersrente auf 636 Euro ansteigen. Dieser deutliche Effekt kann nicht darüber hinweg täu-

schen, dass auch zum jetzigen Mindestlohn keine Rente oberhalb der Grundsicherung 

erreicht werden kann. Um dies zu gewährleisten, braucht es auf der einen Seite existenzsi-

chernde Löhne oberhalb der Niedriglohnschwelle durch Tarifverträge und auf der anderen 

Seite die Stabilisierung und Anhebung des Rentenniveaus.  

Die Zahl der Menschen, die trotz einer Beschäftigung ALG II beziehen, ist seit 2014 um 

rund 220.000 auf nunmehr 960.000 gesunken. Die Zahl der ALG II-Aufstocker ist den BA-

Statistiken zufolge seit Einführung des Mindestlohns langsam aber stetig gesunken. Im Jahr 

2014 lag der Anteil abhängig Beschäftigter ALG II-Empfänger bei 27,2 Prozent, zuletzt bei 

noch 24,5 Prozent. Im November 2019 lag die Zahl der erwerbsfähigen ALG-II-Empfänger 

insgesamt bei 3,8 Millionen. 

3. Einhaltung des Mindestlohns

Nach wie vor werden Beschäftigte um den gesetzlichen Mindestlohn gebracht. Die Tricks 

der Arbeitgeber, den Mindestlohn zu umgehen, sind vielfältig. Es wurde bereits darauf 

hingewiesen, dass längst nicht alle, die einen Anspruch nach dem MiLoG haben, den Min-

destlohn auch erhalten. 

Auffällig ist, dass einige Beschäftigtengruppen Mindestlohnverstöße häufiger treffen. Be-

sonders Minijobberinnen und Minijobber, Beschäftigte in kleinen Firmen, Menschen mit 

Behinderung, Menschen mit Migrationshintergrund und Hausangestellte werden vielfach 

unter dem gesetzlichen Mindestlohnniveau vergütet. Auch sind Frauen stärker betroffen als 

Männer und Beschäftigte im Osten stärker als im Westen. Eine Studie des Wirtschafts- und 

Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) zeigt, dass in Betrieben ohne Betriebsrat und Tarif-

vertrag besonders häufig gegen das Gesetz verstoßen wird. Fehlt beides, erhielten 

18,6 Prozent der Beschäftigten nicht einmal den Mindestlohn. Das sind mehr als fünfmal so 
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viele, wie in Betrieben mit Arbeitnehmervertretung und Tarifvertrag. Dort lag die Quote der 

Mindestlohn-Umgehungen bei 3,2 Prozent.  

Nach Berechnungen des WSI gab es besonders viele Mindestlohnverstöße im Hotel- und 

Gaststättengewerbe (34 Prozent Mindestlohn-Umgehungen), gefolgt vom Einzelhandel 

(17 Prozent Mindestlohn-Umgehungen). Auch ca. 43 Prozent der Beschäftigten in privaten 

Haushalten (wo Mindestlohnkontrollen besonders schwierig sind, da es sich häufig um 

undokumentierte Beschäftigung handelt) blieb der Mindestlohn verwehrt. Oft handelt es 

sich hier um weiblich dominierte Berufsfelder. Der WSI Studie zufolge sind Mindestlohn-

Umgehungen daher bei Frauen mit etwa 11,5 Prozent besonders häufig, während der 

Mindestlohn ca. 4,6 Prozent den Männern vorenthalten wird. Eine Reduzierung der Min-

destlohnverstöße kann somit auch einen Beitrag zur Verringerung des Gender Pay Gaps 

leisten. (Herzog-Stein et al. 2018; WSI Report Nr. 56 2020) 

Tatsache ist, dass die in Deutschland zur Verfügung stehenden Statistiken zur Erfassung 

der Mindestlohnbezieher und -verstöße unvollkommen sind. So greift die Verdienststruk-

turerhebung (VSE) des Statistischen Bundesamtes als Arbeitgeberbefragung lediglich auf 

Daten der Lohnbuchhaltungen und damit auf vertraglich vereinbarte Löhne und Arbeits-

zeiten ohne Überstunden zurück, in der noch dazu Minijobs im Vergleich zur Statistik der 

Bundesagentur für Arbeit (BA) stark unterrepräsentiert sind und Beschäftigte in privaten 

Haushalten gar nicht erfasst werden.  

Die somit hohe Differenz der Verstöße zwischen den Zahlen des Statistischen Bundesamtes 

von 0,5 Millionen Beschäftigten und vergleichbaren Studien wie dem Sozioökonomischen 

Panel (SOEP) des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) ist problematisch. Das 

SOEP berichtet im gleichen Zeitraum in 2018 allein von 2,4 Millionen Beschäftigten, die 

den Mindestlohn nicht erhalten. Es handelt sich hierbei also nicht um eine zu vernachlässi-

gende statistische Abweichung. Nimmt man die vom Zoll eingeleiteten Ermittlungsverfah-

ren wegen Mindestlohn-Betrügereien als Referenzgröße, so sind diese von 2017 auf 2018 

um knapp 10 Prozent gestiegen. Im gleichen Zeitraum geht die VSE nun von einem Rück-

gang der Mindestlohnanspruchsberechtigen um über 300.000 aus. Will man jetzt, auch mit 

Blick auf die noch dazu sinkende Kontrolldichte, nicht einen starken Zuwachs von kriminel-

len Arbeitgebern unterstellen, wachsen die Zweifel an der Güte der VSE bezüglich der Min-

destlohnzahlen stark. Für den DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften ist es klar, dass der 

Straftatbestand „Mindestlohnbetrug“ nicht kleiner erscheinen darf, als er tatsächlich ist. 

Auch mit Blick auf die politischen Schlussfolgerungen ist die Bundesregierung aufgefordert, 

die amtliche Statistik so weiterzuentwickeln, dass die Wirkung des Mindestlohns und des-

sen Verstöße realitätsnah gemessen werden können. Insbesondere bei der geplanten Wei-

terentwicklung der VSE zur automatisierten monatlichen Statistik muss das Studiendesign 

auf diese blinden Flecken überprüft und angepasst werden. 

Der DGB ist sich mit den Arbeitgebern einig, dass die korrekte Erfassung der Arbeitszeit ein 

unabdingbarer Faktor für die Kontrollen des Mindestlohns ist (vergl. 2. MLK Bericht RNr. 

106). Erschwert wird die exakte Feststellung der Arbeitszeit vor allem durch die zu weit 

gefassten Dokumentationspflichten. Welche wirkliche Arbeitszeit dem ausbezahlten Lohn 
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zu Grunde liegt, ist oftmals schwer zu bestimmen. Auch deshalb setzt die jetzt im Zuge der 

Corona-Krise beschlossene Aufweichung des Arbeitszeitgesetzes die völlig falschen Signale 

und muss umgehend zurückgenommen werden. 

Die Dokumentationspflichten lassen nach wie vor zu viel Spielraum für Manipulation, so 

dass die Regelungen ausgebaut werden müssen. Nach dem MiLoG erstreckt sich die Ver-

pflichtung zur Führung von Arbeitszeitnachweisen auf eine Woche. Arbeitgeber sind ver-

pflichtet, Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit der Beschäftigten spätestens bis 

zum Ablauf des siebten, auf den Tag der Arbeitsleistung folgenden Kalendertags aufzu-

zeichnen und diese Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre, beginnend ab dem für die 

Aufzeichnung maßgeblichen Zeitpunkt, aufzubewahren. Bei einer tagesaktuellen Prüfung 

des Zolls haben die Arbeitgeber somit eine ganze Woche Zeit, die Arbeitszeitaufzeichnun-

gen nachzutragen. Dieses Verfahren erweist sich in der Praxis als manipulationsanfällig. 

In der Fleischwirtschaft wurde diesem Umstand bereits Rechnung getragen. Dort muss die 

Arbeitszeit tagesaktuell aufgezeichnet werden. Diese notwendige Regelung muss ausge-

weitet werden. Zudem ist zu regeln, dass die Unterlagen der Arbeitszeitdokumentation am 

Ort der Tätigkeit aufbewahrt werden müssen, damit sie bei einer etwaigen Kontrolle auch 

umgehend eingesehen werden können. Schließlich sollten die Arbeitszeitnachweise den 

Beschäftigten auch ausgehändigt werden.  

Die zuständige Kontrollbehörde, die Finanzkontrolle Schwarzarbeit, gibt indes einigen 

Grund zur Sorge. So geht der seit 2015 versprochene Personalaufwuchs (1.600 Stellen) bei 

der FKS langsamer voran als erwartet. Im Jahr 2018 waren von den 7.211 Planstellen le-

diglich 6.453 Stellen besetzt. Im Jahr 2019 wurde keine einzige neue externe Einstellung 

vorgenommen, so dass Ende 2019 über 1.300 bewilligte Planstellen nicht besetzt waren. 

Die dort eingesetzten Beschäftigten berichten gleichzeitig von teilweise widersprüchlichen 

Anforderungen durch die Leitung des Zolls bezüglich effektiver Kontrollpraxen. Die Folge: 

hohe Mitarbeiterfluktuation und in einigen stark vom Mindestlohn betroffenen Branchen 

(Personenbeförderung, Gebäudereinigung, Briefdienstleistungen) sogar eine abnehmende 

Kontrolldichte. Somit ist im Rahmen der Corona-Krise zu befürchten, dass die Kontrolldich-

te in diesem Jahr insgesamt abnehmen wird, auch deshalb, da einige der FKS-Beamtinnen 

und -Beamten jetzt als Personalreserve für ihre Kolleginnen und Kollegen im Grenzdienst 

eingesetzt werden.  

Der Bundesrechnungshof geht nach einem Bericht des bayrischen Rundfunks davon aus, 

dass die FKS derzeit illegale Beschäftigung und Sozialleistungsmissbrauch nicht effektiv 

bekämpfen kann. So seien „Alibiprüfungen“ an der Tagesordnung, die lediglich die nach 

außen hin kommunizierten Fallzahlen bei den Arbeitgeberprüfungen Rechnung tragen 

sollen. Um die Fallzahl zu garantieren, soll die FKS noch dazu vorwiegend Arbeitgeber 

prüfen, bei denen keine Verstöße zu erwarten sind. Gemessen in absoluten Zahlen lagen 

die Arbeitgeberprüfungen in 2019 mit 55.141 noch immer 12,5 Prozent unter der Fallzahl 

vor Einführung des gesetzlichen Mindestlohns. Vor diesem Hintergrund kann es nicht ver-

wundern, wenn viele Verstöße erst gar nicht aufgedeckt werden. 
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Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften drängen hier auf rasche Aufklärung der Vor-

würfe. Ansonsten droht auf fahrlässige Art und Weise mit dem Vertrauen der Beschäftigten 

in den Rechtsstaat gespielt zu werden. Das Personal bei der FKS muss dringend und ohne 

weitere interne Verzögerungen auf mindestens 10.000 Stellen aufgestockt werden, um 

eine angemessene bundesweite Abdeckung und eine kontinuierlich hohe Prüfdichte zu 

gewährleisten. Des Weiteren braucht es eine Zusammenführung der zergliederten Kompe-

tenzen bei der Kontrolle der wesentlichen Mindestarbeitsbedingungen wie Arbeitszeit und 

Arbeitsschutz. Der Bund hat darauf hinzuwirken, dass die Länder durch Einrichtung von 

Schwerpunktstaatsanwaltschaften und besonderer Zuständigkeiten der Gerichte bei Ver-

stößen gegen Mindestarbeitsbedingungen und Schwarzarbeit auch dafür sorgen, dass die 

Ermittlungen der Finanzkontrolle Schwarzarbeit nicht ins Leere laufen und eine abschre-

ckende Sanktionierung bundesweit sichergestellt wird. Darüber hinaus sind den Gewerk-

schaften effektive und kollektive Mechanismen zur Durchsetzung der tariflichen und gesetz-

lichen Mindestlöhne wie etwa ein Verbandsklagerecht einzuräumen, um diese 

gravierenden Missstände einzudämmen. 

4. Reaktionen auf den Mindestlohn in Form von möglichen Veränderungen
bei Lohnbestandteilen, Arbeitgeberleistungen, Arbeits-/Leistungsvorgaben
usw.

Die letzten fünf Jahre haben gezeigt, dass der Mindestlohn – wie oben beschrieben – noch 

nicht überall ankommt und Arbeitgeber Strategien entwickelt haben, um diesen zu umge-

hen. Die Gewerkschaften sind deshalb in den letzten Jahren aufgerufen gewesen, um unter 

anderen durch den gewerkschaftlichen Rechtsschutz, Klagen von Gewerkschaftsmitgliedern 

vor den Arbeitsgerichten zu unterstützen. 

Auch in den Jahren 2018 und 2019 waren Arbeitsgerichte mit unterschiedlichen rechtli-

chen Fragen um den gesetzlichen Mindestlohn befasst. Die Streitfälle, die das Bundesar-

beitsgericht (BAG) zu entscheiden hatte, betrafen zum Beispiel Fragen der Wirksamkeit von 

arbeitsvertraglichen Ausschlussfristenregelungen, der rechtlichen Bewertung einer Unter-

brechung eines dreimonatigen Orientierungspraktikums, der Mindestlohnwirksamkeit von 

Nachtzuschlägen sowie von Zuschlägen für die Arbeit an Sonn- und Feiertagen. Das BAG 

urteilte aber auch zu der Frage, ob die Übergangsregelung des Paragrafen 24 Absatz 2 des 

Mindestlohngesetzes (MiLoG), die für Zeitungszustellerinnen und Zeitungszusteller unter 

den dort genannten Voraussetzungen bis zum 31. Dezember 2017 einen abgesenkten 

Mindestlohn vorgesehen hat, ein Verstoß gegen das Grundgesetz ist. Das BAG verneinte 

das und bejahte gleichzeitig in der Entscheidung einen Anspruch auf einen Nachtarbeitszu-

schlag in Höhe von 30 Prozent des ihnen je Arbeitsstunde zustehenden Mindestlohns für 

Zeitungszustellerinnen und Zeitungszusteller, wenn die Zeitungszustellung dauerhaft in 

Nachtarbeit im Sinne des Arbeitszeitgesetzes erfolgt.  

Mit Blick auf die Rechtsprechung der Arbeitsgerichte wird deutlich, dass Entscheidungen 

rund um die Anrechenbarkeit verschiedener Lohnbestandteile auf den Mindestlohn als 

mittlerweile gefestigt angesehen werden kann.  
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Danach können nach Rechtsprechung auf den Mindestlohnanspruch Treueprämien (die der 

Arbeitgeber für jede tatsächlich geleistete Arbeitsstunde zahlt), Schichtzulagen (die der 

Arbeitgeber für jede tatsächlich geleistete Arbeitsstunde zahlt), Zuschläge für Arbeit an 

Sonn- und Feiertagen, Zuschläge für Mehrarbeit oder Überstunden, Leistungszulagen, 

sonstige monatliche Zulagen (die der Arbeitgeber neben der Grundvergütung auszahlt und 

deren Bezug nicht von weiteren Voraussetzungen abhängig ist), Anwesenheitsprämien und 

sonstige Prämien angerechnet werden. Nicht anzurechnen sind dagegen Zahlungen, die 

auf einer „besonderen gesetzlichen Zweckbestimmung“ beruhen wie zum Beispiel die 

Zuschläge für Nachtarbeitsstunden nach Paragraf 6 Absatz 5 Arbeitszeitgesetz. Ebenfalls 

nicht anzurechnen sind der Aufwendungsersatz oder -entschädigungen sowie vermögens-

wirksame Leistungen. 

Aus gewerkschaftlicher Perspektive ist in den Urteilen nach wie vor eine problematische 

Auslegung im Zusammenhang mit der Anrechenbarkeit von Zahlungen des Arbeitgebers 

auf den Mindestlohnanspruch zu erkennen. Die Rechtsprechung schöpft den Maßstab für 

die Auslegung der Anrechenbarkeitsfrage weit aus. 

II. Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf faire und funktionie- 
      rende Wettbewerbsbedingungen

Eine wesentliche Funktion des gesetzlichen Mindestlohns ist die Sicherstellung gleicher 

Wettbewerbsbedingungen für alle Unternehmen. Um ein tragendes Geschäftsmodell auf-

zubauen, wird Lohndumping durch den Mindestlohn ein Riegel vorgeschoben und Unter-

nehmen müssen vielmehr mit innovativen Verfahren, Produktionsabläufen und der Qualität 

ihrer Produkte und Dienstleistungen überzeugen.  

Wie eingangs bereits ausgeführt wurde, kann anders als von einigen Wirtschaftsfor-

schungsinstituten im Vorfeld befürchtet, von einem Abbau von Arbeitsplätzen als Folge des 

gesetzlichen Mindestlohns keine Rede sein. Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 

ist auf einem Allzeithoch. Eine 2019 von Bruttel et. al veröffentlichter Artikel bescheinigt 

deshalb, dass bei den negativen Vorhersagen „die Art und Weise der Modellierung von 

Beschäftigungsreaktionen stärker als wünschenswert normativ geprägt waren.“ Offenbar 

sehen in diesem Zusammenhang generell Arbeitsmarktökonomen den Mindestlohn positi-

ver als Wissenschaftler, „die mit den Besonderheiten des Arbeitsmarktes nicht so vertraut 

sind.“ 

Auch das prognostizierte Firmensterben durch den Mindestlohn ist ausgeblieben. Das Sta-

tistische Bundesamt meldete für das Jahr 2018 einen Rückgang der Unternehmensinsol-

venzen um 3,9 Prozent und für das Jahr 2019 noch einmal einen Rückgang von 

3,1 Prozent zum Vorjahr (bis einschließlich November). Bis November 2019 waren 

17.400 Unternehmensinsolvenzen zu verzeichnen. Dies ist der geringste Wert seit Einfüh-

rung der Statistik im Jahr 1999. Hinsichtlich der von den Arbeitgebern immer wieder vor-

gebrachten Klage nach überbordender Bürokratie wegen notwendigen Aufzeichnungs-

pflichten ist festzustellen, dass die Dokumentationspflicht der Arbeitszeiten bereits vor der 

Einführung des gesetzlichen Mindestlohnes im Jahr 2015 bestand. Das oftmals vorgebrach-

93



te Argument, dass die Aufzeichnung der geleisteten Arbeitszeit der Beschäftigten im Rah-

men des MiLoG zu zusätzlichem Bürokratieaufwand und damit zu weiteren Kosten führe, 

lässt sich somit nicht aufrechterhalten.  

Die gesamtgesellschaftliche Arbeitsproduktivität (Veränderung der Wertschöpfung je ge-

leisteter Erwerbstätigenstunde) wuchs im Jahr 2018 um 0,3 Prozent und im Jahr 2019 um 

0,1 Prozent. Damit setzt sich ein dekaden- und länderübergreifender Trend fort. In den 

Bereichen Handel, Verkehr und Gastgewerbe, in denen der Mindestlohn wegen vormals 

teilweise niedriger Löhne besonders bemerkbar war, ist die Produktivität mit 2,1 Prozent 

allerdings überdurchschnittlich gestiegen. Auch die nominalen Lohnstückkosten (Stunden-

konzept) stiegen im Jahr 2018 um 2,5 Prozent, im Jahr 2019 um 3,5 Prozent. In den min-

destlohnrelevanten Wirtschaftsbereichen Handel, Verkehr und Gastgewerbe sowie Informa-

tion und Kommunikation zeigt sich ein uneinheitliches Bild. Während die Lohnstückkosten 

im Handel, Verkehr und Gastgewerbe im Jahr 2018 mit 2,0 Prozent und im Jahr 2019 mit 

1,5 Prozent jeweils unterdurchschnittlich wuchsen, stiegen diese im Bereich Information 

und Kommunikation mit 3,6 Prozent im Jahr 2018 und 4,6 Prozent im Jahr 2019 über-

durchschnittlich. 

Im Jahresdurchschnitt 2018 stiegen die Verbraucherpreise um 1,8 Prozent. Im letzten Jahr 

2019 stiegen die Verbraucherpreise um 1,4 Prozent. Sie lagen damit noch deutlich unter 

der Zielinflationsrate der EZB mit knapp 2,0 Prozent. Die Preise im Einzelhandel (ohne 

Handel mit Kraftfahrzeugen) entwickelten sich mit 1,5 Prozent im Jahr 2018 sowie 

1,0 Prozent im Jahr 2019 unter denen der Gesamtwirtschaft. Die Umsätze im Einzelhandel 

stiegen im Jahr 2018 nominal um 3,1 Prozent sowie im Jahr 2019 nochmals um 

3,4 Prozent. Unter Berücksichtigung der Preisentwicklung bedeutet dies real ein Anstieg 

von 1,8 Prozent im Jahr 2018 bzw. 2,9 Prozent im letzten Jahr. Die Geschäftsaussichten 

des Einzelhandels waren – zumindest bis zum Ausbruch der Corona-Pandemie – für das 

Jahr 2020 weiterhin gut. Auch das Gastgewerbe konnte mit einer preisbereinigten Umsatz-

entwicklung im Jahr 2018 von 1,0 Prozent und im Jahr 2019 mit 0,6 Prozent den positiven 

Trends der vergangenen Jahre bestätigen.  

Die preisbereinigten Bruttoanlageinvestitionen nichtstaatlicher Sektoren stiegen im Jahr 

2018 um 3,3 Prozent sowie 2019 um 2,4 Prozent. Damit liegt die Investitionstätigkeit 

nichtstaatlicher Sektoren im langfristigen Trend (von 2010 bis 2017 durchschnittlich 

3,0 Prozent). Die Befürchtungen, Unternehmen würden aufgrund des gesetzlichen Mindest-

lohnes Investitionsentscheidungen zurückstellen, bestätigten sich gesamtwirtschaftlich 

nicht. 
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III. Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf die Beschäftigung
(„Beschäftigung nicht gefährden“)

1. Auf- und Abbau von Beschäftigten (ggf. differenziert nach bestimmten
Gruppen, zum Beispiel Geschlecht, Teilzeit/Vollzeit, geringfügig Beschäftig- 

      te usw.) 

Seit Januar 2015 verringert sich die Zahl der prekären Minijobs. Unmittelbar nach der Ein-

führung des gesetzlichen Mindestlohns konnte ein Rückgang der ausschließlich geringfügi-

gen Beschäftigten verzeichnet werden. Seit Einführung des gesetzlichen Mindestlohns gab 

es im ersten Quartal 2019 deutschlandweit 8,3 Prozent weniger Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer, die ausschließlich geringfügig beschäftigt waren. 

Bei Minijobs im Nebenjob gab es jedoch einen massiven Zuwachs um 22 Prozent, welcher 

dazu geführt hat, dass die geringfügige Beschäftigung allgemein – nach einem kurzfristi-

gen Rückgang in 2015 – auch um 1,4 Prozent gestiegen ist. Seit Einführung des Mindest-

lohns bis Ende des ersten Quartals 2019 nahm die sozialversicherungspflichtige Beschäfti-

gung in Deutschland um 11,2 Prozent zu – mit 20,2 Prozent im Gastgewerbe überaus 

deutlich. Es liegt die Vermutung nahe, dass hier Minijobs zu regulären (Teilzeit)-Stellen 

zusammengelegt wurden. 

Die geringfügig entlohnte Beschäftigung ist im Zeitraum von Juni 2003 bis Juni 2018 von 

5,3 Millionen auf 7,6 Millionen angewachsen. Das entspricht einem Anstieg von rund 

43 Prozent. Zum Vergleich: Im gleichen Zeitraum ist die sozialversicherte Beschäftigung um 

28 Prozent gestiegen. Während die Zahl der ausschließlich geringfügig entlohnten Beschäf-

tigten seit der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns leicht rückläufig ist, ist der  

Minijob als Nebenjob weiter auf dem Vormarsch. Die ausschließlich geringfügig entlohnte 

Beschäftigung machte im Juni 2019 jedoch nach wie vor, mit knapp zwei Drittel, den weit 

überwiegenden Teil der gesamten geringfügig entlohnten Beschäftigung aus. Darunter sind 

rund 2,5 Millionen im klassischen Erwerbsalter von 25 – 64 Jahren. Oftmals haben sie nur 

den Minijob als Einkommen. Gerade bei dieser Gruppe gehen Minijobs zum Teil mit erheb-

lichen negativen Folgen einher. Minijobs werden überwiegend von Frauen ausgeübt, insbe-

sondere in der Altersklasse von 25 – 64 Jahren, wenn der Minijob als Haupterwerb ausge-

übt wird. Der positive Effekt des Mindestlohns auf die Minijobs setzt sich auch 2020 fort. 

Durch die Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns auf 9,35 Euro pro Stunde, sank in 

diesem Jahr die erforderliche maximale Arbeitszeit der Minijoberinnen und Minijober auf 

48,12 Stunden pro Monat. 

2. Beschäftigungs- bzw. Einstellungschancen von bestimmten Personen- 
      gruppen (zum Beispiel von un- oder gering qualifizierten Personen)

Personen ohne abgeschlossene Berufsausbildung sind weiterhin weit überdurchschnittlich 

stark von Arbeitslosigkeit betroffen. Jüngste Statistiken der Bundesagentur für Arbeit zei-

gen, dass zwar die Arbeitslosigkeit in dieser Gruppe 2019 im Vergleich zu 2018 um 
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0,6 Prozentpunkte gesunken ist, allerdings ist mit 17,7 Prozent der Anteil der Arbeitslosen 

bei Ungelernten weiterhin überdurchschnittlich groß.  

Das Risiko der Arbeitslosigkeit von Ungelernten war demnach im Jahr 2019 sechs Mal so 

hoch wie das Risiko einer Arbeitslosigkeit von Ausgebildeten. Bezogen auf alle Frauen und 

Männer mit einer schulischen oder betrieblichen Bildung waren im Jahr 2019 nur 

2,9 Prozent ohne Arbeit, was 0,1 Prozentpunkte weniger als 2018 ausmacht. Die Arbeits-

losenquote von Akademikerinnen und Akademikern lag hingegen im Jahr 2019 lediglich 

bei 2,1 Prozentpunkte und damit 0,1 Prozent niedriger als 2018.  

Eine Auswertung des DGB des aktuellen Zahlenmaterials zeigt jedoch, dass die hier be-

schriebenen qualifikationsspezifischen Chancen und Risiken, die im Bundesdurchschnitt 

gelten, überlagert werden von den regional extrem gespaltenen Arbeitsmärkten, so dass 

die Lage auf dem örtlichen Arbeitsmarkt zum entscheidenden Faktor wird: So sind in Regi-

onen mit ausgesprochen guter Arbeitsmarktlage die Chancen von Arbeitslosen ohne 

Berufsabschluss auf einen neuen Arbeitsplatz deutlich höher (zum Beispiel Abgangsrate 

Pfaffenhofen 14,4 Prozent, Eichstätt 13,7 Prozent), als die Chancen auf eine Arbeitsauf-

nahme für Arbeitslose mit Berufsabschluss in Regionen mit sehr schlechter Arbeitsmarktla-

ge (zum Beispiel Abgangsrate Gelsenkirchen 6,3 Prozent, Pirmasens 7,9 Prozent).  

3. Arbeitszeit, Arbeitsvolumen

Die tatsächlich geleistete Arbeitszeit gewinnt seit Einführung des gesetzlichen Mindest-

lohns immer mehr an Relevanz. Befragungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-

schung (IAB) zeigen einerseits, dass Unternehmen infolge der Mindestlohneinführung an-

geben, weniger Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einzustellen sowie die Arbeitszeit zu 

verdichten. Mindestlohnberechtigte schildern andererseits, dass ihre vertragliche Arbeitszeit 

nicht mit der tatsächlich geleisteten Arbeitszeit übereinstimmt und eine Vergütung der über 

die vertragliche Arbeitszeit geleisteten Tätigkeit oft ausbleibt. Es ist zu vermuten, dass 

Arbeitgeber zwar nach dem gesetzlichen Mindestlohn unter Zugrundelegung des Arbeits-

vertrages vergüten, die geleisteten Überstunden dabei jedoch oftmals unberücksichtigt 

bleiben. Faktisch sinkt dann der Stundenlohn unter die gesetzlich zulässige Grenze. 

Die geleisteten Arbeitsstunden je Erwerbstätigen stiegen im Jahr 2018 leicht um 

0,1 Prozent. Im folgenden Jahr 2019 verringerten sie sich dann allerdings um 0,3 Prozent. 

In den mindestlohnexponierten Wirtschaftsbereichen Handel, Verkehr und Gastgewerbe 

sowie Information und Kommunikation war im Jahr 2018 ebenfalls ein Anstieg zu konsta-

tieren, sogar zunächst mit 0,3 Prozent (gewichtetes Mittel) etwas stärker, dann folgte aber 

im Jahr 2019 ein leichter Rückgang um 0,2 Prozent. Das gesamtwirtschaftliche Arbeitsvo-

lumen aller Erwerbstätigen stieg im Jahr 2018 um 1,8 Prozent, im Jahr 2019 um 

0,8 Prozent. In den mindestlohnexponierten Branchen stieg dieses sogar stärker an und 

zwar um 2,2 Prozent sowie 1,5 Prozent in den Jahren 2018 und 2019. 

Beschäftigte in Deutschland leisteten im Jahr 2018 gemäß IAB insgesamt 2,02 Milliarden 

Überstunden. Knapp die Hälfte dieser Überstunden, nämlich 978 Millionen Stunden, wur-

den dabei nicht entlohnt. Bis einschließlich 1. Halbjahr 2019 beliefen sich die gesamtwirt-

96



schaftlichen Überstunden auf 962 Millionen Stunden, wovon 490 Millionen Stunden unbe-

zahlt waren.  

Bei den betrieblichen Anpassungsstrategien ist demnach genau zu prüfen, ob sich das 

nachgefragte Arbeitsvolumen verringert, also die Arbeitszeit sich verkürzt, oder die Arbeits-

zeit lediglich pro forma verkürzt wird, um die Stundenlöhne mindestlohnkonform zu erhö-

hen, während die tatsächlich geleistete Arbeitszeit konstant bleibt. Die Ergebnisse der IAB-

QUEST-Erhebung zeigen, dass die Verringerung der Arbeitszeit eine bedeutende betriebli-

che Anpassungsstrategie ist, die allerdings im Hinblick auf eine sehr wahrscheinlich häufig 

damit einhergehende Arbeitsverdichtung aus Sicht des DGB und seiner Mitgliedsgewerk-

schaften äußerst fragwürdig ist.  

4. Personalfluktuation

Über alle Betriebe und Unternehmen hinweg zeigte sich, dass die Fluktuation der sozialver-

sicherungspflichtigen Beschäftigung (Relation des arithmetischen Mittels der begonnenen 

und beendeten Beschäftigungsverhältnisse zum Bestand) im Jahr 2018 (33,4 Prozent) im 

Vergleich zu 2017 (32,8 Prozent) leicht anstieg. Die Beschäftigungsfluktuation in den neu-

en Bundesländern (34,8 Prozent) erweist sich dabei größer als in den alten Bundesländern 

(33,0 Prozent). 

Auch in den mindestlohnexponierten Wirtschaftszweigen Gastgewerbe, Information und 

Kommunikation sowie Verkehr und Lagerei zeigte sich für das Jahr 2018 ein leichter An-

stieg der Umschlagshäufigkeit sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung im Vergleich 

zum Jahr 2017. 

5. Regelungen für Praktikanten (Paragraf 22 Abs. 1 MiLoG)

Der gesetzliche Mindestlohn gilt für Praktika nach Abschluss einer Berufs- oder Hochschul-

ausbildung. Allerdings sind bezüglich Praktikumsart und -länge Ausnahmen vom Mindest-

lohn möglich. Pflichtpraktika während der Fach- oder Hochschulausbildung müssen nicht 

nach Mindestlohn vergütet werden. Ebenfalls sind freiwillige Orientierungspraktika und 

freiwillige ausbildungs- oder studienbegleitende Praktika mit einer Dauer unter drei Mona-

ten weiterhin vom Mindestlohn ausgenommen.  

Vor Einführung des Mindestlohnes war die Vergütung bei freiwilligen Praktika oft nicht 

gegeben und das Praktikum offiziell kaum definiert und damit abgegrenzt. Im Streitfall 

musste deshalb einzelfallabhängig geprüft werden, ob ein Praktikum vorlag und dann die 

Entlohnung mühselig über einschlägige Referenzausbildungen der Vergütungsanspruch 

abgeleitet werden. Der Mindestlohn schützt damit nicht nur vor finanzieller Ausbeutung in 

Praktikumsverhältnissen und trägt zur Verbesserung der Qualität des Praktikums bei, son-

dern er schafft mit einer klaren gesetzlichen Definition Rechtsicherheit in der Praxis.  

Durch die allerdings im Gesetz vorgehaltene Ausnahmeregelung bei freiwilligen Praktika, 

sind diese besonders anfällig für Mindestlohnunterschreitungen. Nicht selten deklarieren 
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Betriebe freiwillige Praktika als Pflichtpraktika, um den gesetzlichen Mindestlohn zu umge-

hen. Getrickst wird ebenso bei der Arbeitszeit und der Anrechnung von Sachleistungen auf 

das Praktikumsentgelt. Deshalb bleibt die Abschaffung der Mindestlohnausnahme bei 

freiwilligen Praktika erklärtes Ziel des DGB und seiner Mitgliedsgewerkschaften. 

6. Auswirkungen auf das (betriebliche) Lohngefüge

In einigen Bereichen zeigte sich, dass in Branchen, die vor Einführung des gesetzlichen 

Mindestlohns im Niedriglohnsektor angesiedelt gewesen sind, die unteren Entgelte ledig-

lich marginal über den Mindestlohn angehoben wurden. In anderen Bereichen ist es seit 

Einführung des Mindestlohns, insbesondere seit 2016 gelungen, das Entlohnungsniveau an 

vielen Stellen deutlich über den Mindestlohn anzuheben oder es konnten erfolgreich tarif-

vertragliche Regelungen durchgesetzt werden, die auf dem Mindestlohn aufsetzen. 

So konnte seit der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns in einigen Branchen mit eher 

niedrigen Tarifentgelten deutliche Verbesserungen erzielt werden. Dies gilt nicht nur für die 

unteren Bereiche der Lohnskala. Das ganze Entgeltraster konnte, durch den gesetzlichen 

Mindestlohn gestützt, Schritt für Schritt in einigen Branchen und Betrieben nach oben be-

wegt werden. 

So kommt z.B. eine Analyse aller in ver.di gültigen Tarifverträge, zum Ergebnis, dass die 

Entgelte unter 10 Euro zwischen 2015 und 2020 um rund die Hälfte, und die Entgelte 

unter 12 Euro um rund ein Drittel reduziert werden konnten. Typisch für diese gute Tarif-

lohnentwicklung sind die Bereiche Gesundheit, soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen. Im 

öffentlichen Dienst in den Gemeinden konnten die unteren Entgeltbereiche noch viel deut-

licher reduziert werden: In der Folge der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns wurden 

hier die Entgelte unter 10 Euro pro Stunde, von fast 20 Prozent auf 3 Prozent und die unter 

12 Euro von 46 auf 17 Prozent abgebaut. Im Bewachungsgewerbe – vor Einführung des 

gesetzlichen Mindestlohns ein Bereich besonders niedriger Tarifentgelte – konnte die deut-

lichste Verbesserung erreicht werden: Hier gelang es die Entgeltgruppen unter 10 Euro pro 

Stunde von fast 20 Prozent auf 5 Prozent und unter 12 Euro von fast 40 Prozent auf etwas 

mehr als 20 Prozent, zu reduzieren. Am wenigsten Auftrieb in der Lohnentwicklung ist im 

Handel zu verzeichnen, obwohl hier 2015 im Vergleich mit vielen anderen Bereichen in 

ver.di bessere Ausgangsbedingungen vorhanden waren: Im Jahr 2015 waren hier nur 

12 Prozent der Entgelte unter 10 Euro und 38 Prozent unter 12 Euro. Nach fünf Jahren sind 

rund 7 Prozent der Entgelte unter 10 Euro und immer noch fast 27 Prozent unter 12 Euro, 

ein vergleichsweise hoher Anteil. Dies macht deutlich, dass der gesetzliche Mindestlohn 

zwar das Tarifgitter stützt und in Tarifverhandlungen hilfreich sein kann – er jedoch kein 

Wundermittel gegen Tarifflucht ist. 
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7. Ausbildungsgeschehen (zum Beispiel die Zahl der angebotenen Ausbil- 
      dungsplätze oder die Anzahl von Bewerbern auf Ausbildungsstellen

Von einem Einfluss des gesetzlichen Mindestlohns auf das Ausbildungsgeschehen kann 

nicht geschlossen werden. 2019 ist die Zahl der abgeschlossenen Ausbildungsverträge auf 

525.081 (- 6.333) gesunken. Das gilt auch für die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber, 

die auf 598.800 gesunken ist. Sie fiel damit erstmals unter die Marke von 600.000. 

Während noch 73.721 Jugendliche einen Ausbildungsplatz suchten (2018: 78.600), blie-

ben 53.137 Plätze unbesetzt (2018: 57.700). Rein rechnerisch standen 2019 100 Bewer-

berinnen und Bewerber exakt 96,6 betriebliche Ausbildungsplätze zur Verfügung. 

Die bundesweite Betrachtung verdeckt allerdings große regionale Unterschiede: Regionen 

mit einem Überhang an Ausbildungsstellen sind überwiegend im Süden und – vor allem 

aufgrund des Geburtenrückgangs in den 90er Jahren – im Osten Deutschlands. So kommen 

beispielsweise im bayrischen Passau auf 100 Bewerberinnen und Bewerber rein rechnerisch 

128,3 offene Stellen, in Regensburg 119,7. Dort besteht zwischen den Unternehmen eine 

hohe Konkurrenz um potenzielle Auszubildende und nach Definition des Verfassungsge-

richts ein auswahlfähiges Angebot. Mehr Ausbildungsnachfrager als offene Stellen gibt es 

hingegen im Westen und Nordwesten der Republik. So stehen in Hagen in Nordrhein-

Westfalen 100 Bewerberinnen und Bewerbern gerade einmal 81,6 Ausbildungsplätze zur 

Verfügung, in Detmold waren es nur 84 Plätze. Der Anteil erfolgloser Ausbildungsplatz-

Bewerberinnen und Bewerbern war besonders hoch in Eberswalde (24,8 Prozent), Ober-

hausen (22,1 Prozent) in Kaiserslautern-Pirmasens (22,1 Prozent) sowie in Kiel 

(21,8 Prozent) und in Berlin (21,6 Prozent). Bei den Bundesländern schnitten vor allem in 

Berlin (21,6 Prozent) und in Brandenburg (16,2 Prozent) viele Jugendliche bei der Suche 

nach einer Ausbildung schlecht ab. In Regionen mit einem Mangel an Ausbildungsplätzen 

sinken vor allem die Chancen der Jugendlichen mit Hauptschulabschluss, einen Ausbil-

dungsplatz zu finden. Insgesamt begannen 2017 lediglich 37 Prozent von ihnen direkt 

nach Verlassen der Schule eine duale Ausbildung und weitere 10 Prozent eine schulische 

Ausbildung. Mehr als die Hälfte (53 Prozent) begannen stattdessen lediglich eine Maß-

nahme des Übergangssektors.  

Schlechte Chancen bei der Ausbildungsplatzsuche haben auch Bewerberinnen und Bewer-

ber mit ausländischer Staatsbürgerschaft. Nur 44 Prozent von ihnen konnten direkt eine 

Ausbildung aufnehmen, gegenüber 77 Prozent der deutschen Jugendlichen. Eine Stagnati-

on ist 2019 bei der Ausbildungsbeteiligung Geflüchteter zu verzeichnen. 38.113 junge 

Geflüchtete wurden in der Statistik der Bundesagentur für Arbeit (BA) als Bewerberinnen 

und Bewerber – und damit als „ausbildungsreif“ – geführt (2018: 38.299). 

Erhebliche Unterschiede in der Ausbildungsbeteiligung zwischen Männern und Frauen: Nur 

192.400 Frauen schlossen einen Ausbildungsvertrag ab. Das ist im vergangenen Jahrzehnt 

ein Rückgang um 49.600 Verträge oder 20,0 Prozent. Anders sieht die Entwicklung bei den 

männlichen Auszubildenden aus. Hier wurden 332.681 Verträge abgeschlossen. Das ist im 

Vergleich zu 2009 ein Plus von 10.300 Verträgen bzw. 3,2 Prozent. 
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8. Auswirkungen auf das Tarifgeschehen (zum Beispiel Auswirkungen auf
Tarifverhandlungen, Tarifgitter), auf die Tarifbindung und auf die Arbeit
der Betriebsräte)

Mit der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns vollzieht sich die Lohnfestsetzung seit 

2015 in Deutschland in einem Dreieck von Tariflöhnen, Branchenmindestlöhnen und dem 

gesetzlichen Mindestlohn. Oberstes Ziel für den DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften 

sind Tarifverträge, die die Arbeits- und Einkommensbedingungen der Beschäftigten insge-

samt verbessern. Auf Branchen- bzw. Firmenebene vereinbaren die Tarifvertragsparteien 

neben Lohn- und Gehaltstarifverträgen weitergehende Regelungen wie Urlaubs- und 

Weihnachtsgeld oder auch Schichtzulagen. Den Gewerkschaften ist es in Tarifverhandlun-

gen in den vergangenen Jahren in vielen Branchen und Betrieben gelungen, das gesamte 

Lohngefüge nach oben anzupassen und eine deutliche Verbesserung der Tarifsituation 

auch im Niedriglohnbereich zu erreichen. Der gesetzliche Mindestlohn hat auch dazu beige-

tragen, dass in einzelnen Branchen insgesamt höhere Tarifabschlüsse durchgesetzt werden 

konnten.  

Zudem werden tarifvertraglich ausgehandelte Mindestlöhne allgemeinverbindlich erklärt. 

Das hat zur Folge, dass alle Arbeitgeber im jeweiligen Tarifbereich an diese Mindestlöhne 

gebunden sind.  
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Deutscher Hotel- und Gaststättenverband e.V. (DEHOGA Bundesverband) · Am Weidendamm 1A · 10117 Berlin 
· Fon 030/72 62 52-0 · Fax 030/72 62 52-32 · info@dehoga.de · www.dehoga.de

STELLUNGNAHME 
 
 

des Deutschen Hotel- und Gaststättenverbandes e.V. 
(DEHOGA Bundesverband) 

vom 15. Mai 2020 

gegenüber der 

Mindestlohnkommission 

gemäß § 10 Abs. 3, 4 MiLoG 

für den Beschluss über die Anpassung des gesetzlichen Mindest-
lohns zum 01.01.2021 und den dritten Bericht zu den Auswirkungen 
des gesetzlichen Mindestlohns zur Vorlage an die Bundesregierung 
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1. Vorbemerkung

Vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme sowie die Fristverlängerung bis 
zum 15. Mai 2020. 

Nachdem wir noch zum Jahreswechsel davon ausgehen durften, dass trotz wachsen-
der weltwirtschaftlicher Risiken Tourismus und Gastgewerbe ein weiteres gutes Um-
satzjahr erleben werden und die Nachfrage nach Arbeitskräften das Angebot weiterhin 
übersteigen wird, deuten jetzt im Rahmen der Coronakrise alle Zeichen auf eine zu-
mindest auch mittelfristig stark schrumpfende Tourismuswirtschaft hin. 

Dies wird mit großer Sicherheit erhebliche negative Auswirkungen auf den gastge-
werblichen Arbeitsmarkt haben, zu den diesbezüglichen Prognosen mehr unter Ziff. 2. 

Die gastgewerbliche Welt der nächsten Monate und auch noch des Jahres 2021 wird 
nicht mehr vergleichbar sein mit der der Jahre 2019 und davor. Das betrifft Umsätze 
und Erträge, Investitionen und Preisentwicklung. Das betrifft auch Arbeitsmarktdaten 
wie Angebot und Nachfrage nach Arbeitskräften, Tarifsituation und aller Voraussicht 
nach die Lohnentwicklung. 

Die Fragen der Kommission zu den Branchendaten der vergangenen Jahre lassen 
deshalb praktisch keine Rückschlüsse zu auf die gemäß § 9 Abs. 2 MiLoG von der 
Mindestkommission im Rahmen einer Gesamtabwägung zu prüfende Frage, welche 
Höhe des Mindestlohns geeignet ist, zu einem angemessenen Mindestschutz beizu-
tragen, faire Wettbewerbsbedingungen zu ermöglichen sowie Beschäftigung nicht zu 
gefährden. Wir erlauben uns daher, die vergangenheitsbezogenen Fragen unter Ziff. 
3 für das Gastgewerbe nur überblicksartig zu beantworten. 

2. Aktuelle Situation und deren Auswirkungen auf den gastgewerblichen Ar-
beitsmarkt

Nach jetzt rund zwei Monaten des nahezu vollständigen Lock-downs in Hotellerie und 
Gastronomie deuten alle Zeichen auf massive Einbrüche für die Branche und eine sehr 
langsame Erholung hin. 

Prognosen sind in der aktuell großen Unsicherheit naturgemäß schwierig, daher nur 
einige wenige Schlaglichter: 

 In einer DEHOGA-Umfrage Mitte April gaben 88% der gastgewerblichen Be-
triebe an, dass die bisherigen Liquiditätshilfen und Kredite von Bund und Län-
dern nicht ausreichen, um ihr Überleben zu sichern. An der Fördersituation hat
sich seitdem nichts Substanzielles geändert.
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 Aufgrund der ebenfalls in dieser Umfrage ermittelten Liquiditätssituation geht
der DEHOGA davon aus, dass rund ein Drittel der gastgewerblichen Betriebe
(31 %) akut von Insolvenz bedroht sind.

 Im Monat April war nach den Zahlen der Bundesagentur für Arbeit für 643.302
Beschäftigte in 84.187 gastgewerblichen Betrieben Kurzarbeit angezeigt. Im
März waren es 382.210 Beschäftigte in 30.572 Betrieben. Zahlen zu den tat-
sächlichen Kurzarbeitsanträgen liegen noch nicht vor; nach den Rückmeldun-
gen der Betriebe geht der DEHOGA aber davon aus, dass nahezu alle diese
Betriebe im März, April und Mai auch tatsächlich kurz gearbeitet haben, für ei-
nen Großteil der Beschäftigten mit „Kurzarbeit Null“. Nach einer April-Umfrage
des ifo-Instituts griffen 99 % der Gastronomie- und 97 % der Hotelleriebetriebe
auf Kurzarbeit zurück. Das Gastgewerbe ist damit Spitzenreiter im Branchen-
vergleich.

 Zwar werden jetzt in der Phase der Wiedereröffnungen im Gastgewerbe die
meisten Betriebe die Kurzarbeit reduzieren, jedoch in den meisten Fällen für
längere Zeit nicht auf den normalen Arbeitsbedarf kommen.

 Nahezu alle Betriebe versuchen intensiv, über Kurzarbeit und andere Maß-
nahmen Personalfreistellungen zu vermeiden. Dennoch lag der Zugang aus
sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung in Arbeitslosigkeit im April bei
35.348 Personen, das ist ein Plus von 208 % gegenüber dem Vorjahresmo-
nat.

 Das Kompetenzzentrum Tourismus des Bundeswirtschaftsministeriums rech-
net damit, das im Jahr 2021 lediglich 89 % des Umsatzes vor Corona erreicht
werden. Mit einer vollständigen Erholung auch des internationalen Tourismus
in Deutschland rechnen die Wissenschaftler erst ab April 2023.

 In der zitierten DEHOGA-Umfrage von Mitte April gingen die Unternehmer (un-
ter der Annahme der seinerzeit diskutierten Auflagen, die sich im Wesentli-
chen realisiert haben) nach Wiedereröffnung von durchschnittlich 53% Um-
satzrückgang aus. Gleichzeitig benötigen sie im Schnitt jedoch 69% des
durchschnittlichen Umsatzes für ein erfolgreiches Wiederhochfahren.

 Nach ersten Rückmeldungen aus den Bundesländern, in denen bereits Ende
letzter bzw. Anfang dieser Woche die Gastronomie wiedereröffnen durfte
(Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen) sehen
die tatsächlichen Umsatzergebnisse in der Anfangsphase der Lockerungen
noch deutlich schlechter aus. Das liegt zum einen an der Konsumzurückhal-
tung der Gäste, vor allem aber an den strengen Abstandsregelungen. An die-
sen Auflagen dürfte sich auch so bald nichts ändern.

 Wir hoffen zwar darauf, dass die Nachfrage nach Privatreisen innerhalb
Deutschlands zum Sommer hin deutlich ansteigt. Aufgrund der amtlichen Ka-
pazitätsbegrenzungen sind nach DEHOGA-Berechnungen jedoch 50-70 %
Umsatzverlust wahrscheinlich.

 Aufgrund der Reisebeschränkungen vieler Unternehmen und staatlicher Stel-
len und dem Umstieg auf virtuelle Sitzungen wird – unabhängig von

105



staatlichen Reisewarnungen und Einreisebeschränkungen – der Geschäftsrei-
severkehr noch auf lange Zeit hin stark rückläufig sein. 

 Aufgrund des bundesweiten Veranstaltungsverbots bis mindestens 31. August
2020 wird es noch für längere Zeit keine Umsätze in den für die Branche wich-
tigen Bereichen der Messen, Kongresse, größeren Tagungen etc. geben.

 Für viele Betriebstypen der Gastronomie (Bars, Kneipen, Clubs, Diskotheken,
Eventcatering) gibt es noch auf längere Zeit hin überhaupt keine Öffnungsper-
spektive nach den Infektionsschutzregelungen der Bundesländer.

Schon heute ist also deutlich zu erkennen, dass die Auswirkungen der Corona-Krise 
auf Hotels, Restaurants und Caterer dramatisch sind.  

Dabei ist das Risiko eines zweiten Lock-downs, der durchaus möglich ist, noch über-
haupt nicht absehbar und kalkulierbar. 

Das Instrument der Kurzarbeit wird von den allermeisten gastgewerblichen Betrieben 
in der Corona-Krise genutzt und ist notwendig und richtig. Wenn der Umsatz aber wie 
geschildert wegbricht, dabei jedoch Personalkosten nicht in ausreichendem Maße an-
gepasst werden können, werden Auswirkungen auf die Beschäftigtenzahl und damit 
auf die Angebots-Nachfrage-Relation eintreten müssen.  

Dabei ist zu bedenken, dass insbesondere in kleineren Betrieben die Belegschaft nicht 
proportional zum Umsatz reduziert werden kann. Denn zum einen ziehen die von den 
Landesregierungen verfügbaren Auflagen für gastgewerbliche Betriebe, wie zusätzli-
che Reinigungs- und Desinfektionszyklen, Registrierungspflichten etc. auch Personal-
aufwand nach sich. Zum anderen muss gerade in kleineren Betrieben das gleiche Per-
sonal auch vorgehalten werden, wenn weniger Gäste da sind. 

Der Höhe des Stundenlohns kommt damit für die Überlebensperspektive der gastge-
werblichen Betriebe in der Belebungs- und langsamen Normalisierungsphase eine 
wichtige Rolle zu. 

3. Auswirkungen des Mindestlohns auf das Gastgewerbe im Überblick

Nach fünf Jahren der Geltung des gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland und bis-
her drei Anpassungen bei der Mindestlohnhöhe kann man sagen, dass der Mindest-
lohn bei Gastronomen und Hoteliers zu signifikanten Personalkostensteigerungen 
und erheblichen bürokratischen Mehrbelastungen geführt hat. Die damit trotz wach-
sender Umsätze (nach Zahlen des Statistischen Bundesamtes nominal 2018 um 3,6% 
und 2019 um 3,1%) verbundenen Ertragseinbußen und Angebotsveränderungen 
haben den Strukturwandel in der Branche beschleunigt und verschärft und insbeson-
dere im ländlichen Raum zu einer Ausdünnung des gastgewerblichen Angebots bei-
getragen. Die Preisentwicklung in der Branche (nach Zahlen des Statistischen 
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Bundesamtes für gastgewerbliche Dienstleistungen 2018 Preissteigerungen um 2,2% 
und 2019 um 2,5%) konnte die Kostensteigerung nicht im Ansatz auffangen. 

Die mit dem Mindestlohn verbundene Einführung der Arbeitszeitaufzeichnungs-
pflicht für den größten Teil der Arbeitnehmer in der Branche hat Unternehmen und 
Mitarbeitern Flexibilität bei der Arbeitszeitgestaltung genommen. Dass dies nach wie 
vor nicht durch eine Flexibilisierung im Arbeitszeitgesetz kompensiert wurde, ist eine 
Ursache dafür, dass sich der Arbeitskräftemangel in der Branche verschärft hat. 

Problematisch ist weiter, dass die Verdienstgrenze bei den 450 Euro-Minijobs nicht 
mit dem Mindestlohn mitgewachsen ist und so die Minijobber mit jeder Mindestlohner-
höhung real über weniger Geld verfügen und Betriebe weniger Arbeitsstunden verein-
baren müssen. 

Die durchschnittlichen Tariflohnerhöhungen in der Branche lagen nach DEHOGA 
Berechnungen 2018 bei 2,9% und 2019 bei 3,5%. Allerdings liegen hinter diesen Zah-
len sehr unterschiedliche Entwicklungen in den Regionen und vor allem in den unter-
schiedlichen Tarifgruppen. Tendenziell wurden untere Tarifgruppen in vielen Tarifver-
trägen überproportional erhöht. Das ist teilweise der Verhandlungsstrategie der Ge-
werkschaft NGG geschuldet, in den mindestlohnnahen Tarifverträgen aber auch Er-
gebnis der Notwendigkeit, den Mindestlohn zu erreichen. Da diese Situation sich in 
einigen Tarifgebieten jetzt bereits mehrfach hintereinander ergeben hat, schrumpft der 
Lohnabstand zwischen unteren Tarifgruppen und Fachkräftelöhnen immer weiter. 
Vermehrt wurden auch unterste Tarifgruppen gestrichen bzw. Entgeltraster zusam-
mengeführt. Diese Situation verringert Leistungsanreize. 

Die negativen Auswirkungen des Mindestlohns auf das Tarifsystem in der Branche 
haben die Bindungswirkung von Tarifverträgen weiter erodieren lassen. Auch hat 
die mit dem Mindestlohn und mit jeder einzelnen Mindestlohnerhöhung in vielen Bran-
chentarifverträgen verbundene Verringerung des Lohnabstands zwischen unteren Ta-
rifgruppen und Fachkräftelöhnen den Anreiz zum Absolvieren einer dualen Ausbildung 
für die Beschäftigten verringert und in den Unternehmen vermehrt zum Einsatz von 
Anlernkräften statt Fachkräften geführt. Dies hat mittel- und langfristig erhebliche ne-
gative Auswirkungen auf die Fachkräftesicherung in der Branche. 

Aufgrund der in den letzten zehn Jahren außerordentlich guten Branchenkonjunktur 
und des boomenden Deutschlandtourismus‘ verzeichnete die Branche seitdem stei-
gende Beschäftigtenzahlen. Konkret: Von 2009 bis 2019 wuchs die Zahl der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten in Hotellerie und Gastronomie um 35,9 % (+ 
293.267 Beschäftigte). Dieser positiven Entwicklung konnte auch der Mindestlohn (bis-
her) nichts anhaben. 

Dennoch ist festzustellen, dass die in den meisten Betrieben in den letzten Jahren 
deutlich gestiegenen Personalkosten für viele Betriebe ein Problem darstellen. Bis 
unmittelbar vor Beginn der Coronakrise rangierte zwar der Arbeits- und 
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Fachkräftemangel in den meisten Betrieben an erster Stelle der Herausforderungen. 
Aber das Thema Personalkosten kommt in der Relevanz kurz dahinter – was naturge-
mäß den unternehmerischen Spielraum für die Mitarbeitergewinnung und -bindung 
stark einengt. Hotellerie und insbesondere Gastronomie sind extrem personalkosten-
intensiv. Seit Einführung des Mindestlohns ist der Personalkostenanteil in nicht weni-
gen Bedienrestaurants auf über 40 % gestiegen. Das sind Dimensionen, die nahezu 
nicht mehr erwirtschaftet werden können. Die Konsequenz: Angebotskürzungen und 
sinkende Erträge. 

Die geringer werdenden Erträge und die entsprechend sinkende Eigenkapitalquote 
machen sich gerade jetzt, im Kontext mit den Umsatzeinbrüchen aufgrund der 
Coronakrise schmerzlich bemerkbar. Die weit überwiegende Zahl der Betriebe verfügt 
nicht über ausreichende Liquidität, um die Umsatzausfälle mehr als nur wenige Wo-
chen verkraften zu können. 

4. Fazit für den Beschluss der Mindestlohnkommission

Nach den dargestellten Fakten und Prognosen kann und darf es aus Sicht des 
DEHOGA für den anstehenden Beschluss der Mindestlohnkommission nur eine Ant-
wort geben: 

Für 2021 darf es keine Mindestlohnerhöhung geben. Die Anpassungen müssen ent-
sprechend ausgesetzt werden und die Mindestlohnkommission sollte sich auf Mai 
2021 vertagen. 

Die oberste Priorität muss jetzt auf der Sicherung des Überlebens der Betriebe und 
der Arbeitsplätze liegen. Ein arbeitsrechtlicher Anspruch gegen einen Arbeitgeber, den 
es nicht mehr gibt oder der insolvent ist, nützt dem Arbeitnehmer nichts. Vor dieser 
Realität darf die Mindestlohnkommission die Augen nicht verschließen. 

Die Coronakrise stellt für Deutschland eine der größten Herausforderungen seit Be-
stehen der Bundesrepublik dar. Gravierendere Umstände für Konjunktur und Arbeits-
markt sind – abgesehen von einem Krieg - schlicht kaum vorstellbar. In dieser Situation 
kann die Diskussion über Mindesterhöhungen nicht nach den gewohnten Orientie-
rungsregeln ablaufen. 

Berlin, 15. Mai 2020 
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Berlin, 17. März 2020

Die Diakonie Deutschland nimmt als Spitzenverband der Freien Wohlfahrtspflege zu den
Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns Stellung. In bundesweit 31.594 diakonischen
Einrichtungen und Diensten leisten mehr als 592.000 hauptberuflich Mitarbeitende in einer großen
Bandbreite von Hilfefeldern vielfältige Dienste am Menschen.

Ziel des gesetzlichen Mindestlohns muss es sein, sicherzustellen, dass Vollzeiterwerbstätige von
ihrem Erwerbseinkommen in angemessener Teilhabe an der Gesellschaft leben können und von
ergänzenden staatlichen Leistungen unabhängig sind. Laut Statistik der Bundesagentur für Arbeit
erhielten im Jahr 2018 1,10 Millionen Erwerbstätige ergänzende Leistungen nach dem SGB II,
weil ihr Einkommen zum Leben nicht ausreichte (2016: 1,19 Millionen; 2015: 1,24 Millionen; 2014:
1,29 Millionen). 51,7 Prozent dieser Personen waren sozialversicherungspflichtig beschäftigt
(2016: 48,5 Prozent; 2015: 47,0 Prozent; 2014: 44,8 Prozent), 32,1 Prozent waren ausschließlich
geringfügig beschäftigt (2016: 34,0 Prozent; 2015: 34,7 Prozent; 2014: 37,1 Prozent;). Von den
567.306 sozialversicherungspflichtig beschäftigten Personen, die ergänzend Leistungen nach
dem SGB II erhielten waren im Jahr 2018 23,5 Prozent in Vollzeit (2016: 32,6 Prozent; 2015: 33,9
Prozent; 2014: 36,6 Prozent) und 65,4 Prozent in Teilzeit (2016: 67,4 Prozent; 2015: 66,1 Prozent;
2014: 63,3 Prozent) beschäftigt.1 Der Anteil der erwerbstätigen erwerbsfähigen
Leistungsberechtigen an allen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten sank im Zeitraum von 2014
bis 2018 um 3,2 Prozentpunkte von 29,7 Prozent auf 26,5 Prozent.

Höhere Erwerbseinkommen führen zu höheren Sozialversicherungsbeiträgen, mehr
Möglichkeiten für eine zusätzliche Altersvorsorge und damit zu höheren Rentenansprüchen. Ein
flächendeckender Mindestlohn ist aber kein Allheilmittel für die Bekämpfung von Armut, sondern
kann nur eine hilfreiche Maßnahme unter vielen sein.

1 Bundesagentur für Arbeit Statistik: Erwerbstätige erwerbsfähige Leistungsberechtigte (Monats- Jahreszahlen),
Deutschland, West/Ost, Länder und Kreise, Oktober 2019.
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Wirkungsvoll kann ein flächendeckender Mindestlohn nur sein, wenn dieser flächendeckend
durchgesetzt wird und weitere flankierende Maßnahmen ergriffen werden. Nach Schätzungen des
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung erhalten etwa 2,4 Millionen der
anspruchsberechtigten Beschäftigten weniger als den Mindestlohn.

Die Diakonie Deutschland hat im Gesetzgebungsverfahren die Ausnahme von
Langzeitarbeitslosen vom Mindestlohn in den ersten sechs Monaten kritisiert. Sie hält weiter an
ihrer Kritik fest. Die Intention des Gesetzgebers war es, durch die Ausnahmeregelung die
Reintegration Langzeitarbeitsloser auf den allgemeinen Arbeitsmarkt zu fördern. Nach bisherigen
Erkenntnissen wird die Ausnahme von Arbeitgebern kaum genutzt und hat keine Auswirkung auf
die Beschäftigung von ehemals Langzeitarbeitslosen sowie deren Beschäftigungsstabilität. Die
Diakonie Deutschland betont das Ziel, Integration auf den Arbeitsmarkt durch passgenaue,
kombinierte und nachhaltige Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik – insbesondere
abschlussbezogene Weiterbildung und Qualifizierung sowie Beratung, Begleitung und öffentlich
geförderte Beschäftigung – zu fördern. Die Ausnahmeregelung sollte aufgehoben werden.

Problemanzeigen aus der Praxis diakonischer Einrichtungen und Dienste
Die Diakonie Deutschland hat bereits in ihren letzten Stellungnahmen zum Mindestlohn im
Rahmen der schriftlichen Anhörungen der Mindestlohnkommission gemäß § 10 Abs. 3 MiLoG
vom 2. März 2018 und 21. April 2016 auf Problemanzeigen aus der Praxis diakonischer
Einrichtungen hingewiesen.
Seither sind zwar einige (höchstrichterliche) Urteile ergangen, die vereinzelt Klärung bringen
konnten. Dennoch wirft das MiLoG insbesondere in den Bereichen der Kinder- und Jugendhilfe,
Behindertenhilfe und Wohnungslosenhilfe nach wie vor einige Fragen und Probleme in seiner
Auslegung und Umsetzung auf. Diese betreffen

1. die Umsetzung der Regelungen bei den familienanalogen Hilfen,
2. die Nichtregelung des Bereitschaftsdienstes im Unterschied zur 3.

Pflegearbeitsbedingungenverordnung (3. PflegeArbbV),
3. die Regelung zu Arbeitszeitkonten.

Ein grundlegendes Problem diakonischer Einrichtungen und Dienste ist die mangelnde 
Finanzierung der Sozialleistungen. Mit der Einführung des allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns 
wurden dieses permanente Refinanzierungsproblem und der damit einhergehende wachsende 
Druck auf soziale Einrichtungen und Dienste keineswegs gelöst. Diakonische Einrichtungen und 
Dienste sind durch die Einführung des allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns weiterhin direkt 
oder indirekt betroffen von Mehrkosten, die von den verantwortlichen Kostenträgern nicht oder nur 
unzureichend refinanziert werden.

1. Familienanaloge Hilfen
Die familienanalogen Hilfen sind wichtige Bestandteile der Kinder- und Jugendhilfe, aber auch 
der Behindertenhilfe. Allerdings ist die Umsetzung des allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns für 
diese Hilfeform nach wie vor nicht ganz kompatibel mit deren fachlichen Konzepten.

Die familienanalogen Hilfen sind dadurch gekennzeichnet, dass pädagogische Fachkräfte mit den 
betreuten Kindern oder Jugendlichen in einem familienähnlichen Rahmen ohne Schichtdienst 
zusammenleben. Für die dort lebenden Kinder bzw. Jugendlichen ist es ein Leben wie in einer 
„Familie auf Zeit“. Hierbei sind oftmals auch die eigenen Familien der Fachkräfte einbezogen. Die 
Betreuungspersonen sind in der Regel in einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis steuer- und
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sozialversicherungspflichtig angestellt und werden von den Trägern fachlich begleitet und 
disziplinarisch beaufsichtigt. Die Erziehung und Betreuung erfolgt eigenverantwortlich.

Eine Trennung von Arbeitszeit und Freizeit ist in einem solchen Betreuungskonzept weder 
technisch noch fachlich-konzeptionell möglich. Dies ist auch im Arbeitszeitgesetz in § 18 Absatz 
1 Nr. 3 geregelt, wonach Mitarbeitende, die in häuslicher Gemeinschaft mit den ihnen anvertrauten 
Personen zusammenleben und sie eigenverantwortlich erziehen, pflegen oder betreuen, vom 
Anwendungsbereich des Arbeitszeitgesetzes ausgenommen sind.

Nach dem MiLoG wird die mit dem Mindestlohn zu vergütende Arbeitszeit jedoch allgemein „je 
Zeitstunde“ definiert. Daher ist unter strikter Auslegung des MiLoG davon auszugehen, dass im 
Bereich der familienanalogen Hilfen die mit dem Mindestlohn zu vergütende Arbeitszeit mit 365 
Tagen und 24 Stunden pro Tag berechnet werden muss. So wurde es auch vom Arbeitsgericht 
Dortmund gesehen, dessen erstinstanzliches Urteil vom 3. April 2019 (Az.: 1 Ca 2631/18) 
erhebliche Unsicherheiten hervorruft.

Tatsächlich „arbeitet“ aber niemand 24 Stunden lang, zumal die Arbeitszeit in der Familienstruktur 
von der Freizeit nicht trennbar ist (vgl. BAG-Urteil vom 19.11.2014, Az.: 5 AZR 1101/12).
Die bislang in der Diakonie tarifierten und gezahlten Vergütungen steigen durch diese 
Berechnungsbasis um 100 bis 120 Prozent. Die enorme Kostensteigerung für familienanaloge 
Wohnformen durch den Mindestlohn überfordert die Kostenträger, in der Regel auch die 
Kommunen. Sie lehnen eine Refinanzierung dieser erheblichen Vergütungssteigerungen ab. 
Vorschläge, Mitarbeitende zu entlassen und die Leistungen auf freiberuflicher Basis erbringen zu 
lassen, würden deutlich dem Leitgedanken des Mindestlohns widersprechen. Auch entstünde in 
solchen Konstruktionen die Gefahr der Scheinselbständigkeit. Die fachliche und disziplinarische 
Steuerungsfunktion des Trägers müsste dabei entfallen. Der pädagogisch sinnvolle und bewährte 
Ansatz der familienanalogen Hilfen ist somit bedroht.

Nach Ansicht der Diakonie Deutschland ist es daher dringend notwendig Regelungen zu schaffen, 
die den Fortbestand der bewährten und konzeptionell-fachlich wichtigen Angebote der 
familienanalogen Hilfen sichert, da ansonsten betriebsbedingte Kündigungen und die Schließung 
der Angebote seitens der Träger drohen.

Als Lösungsmöglichkeit wird daher vorgeschlagen, die familienanalogen Wohnformen analog 
zum Arbeitszeitgesetz aus dem Anwendungsbereich des MiLoG herauszunehmen.
Alternativ müsste klargestellt werden, dass es zulässig ist, bei der Mindestlohnberechnung bei 
familienanalogen Hilfen von der in den kirchlich-diakonischen Regelungen zugrunde gelegten 
wöchentlichen Arbeitszeit der Mitarbeitenden als Bemessungsgrundlage auszugehen.

2. Bereitschaftsdienste
Nach wie vor führt die Vergütung von Bereitschaftsdienstzeiten – insbesondere bei reinen 
Nachtbereitschaftsdiensten – im Zusammenhang mit dem Mindestlohngesetz in der Praxis 
diakonischer Einrichtungen und Dienste zu unverhältnismäßigen, nicht dem Gesetzeszweck 
entsprechenden Folgen. Besonders betroffen sind die stationären Einrichtungen der 
Behindertenhilfe und der Kinder- und Jugendhilfe sowie der Wohnungslosenhilfe, die aufgrund 
der konzeptionell gewollten Kleinteiligkeit der Angebote viele Bereitschaftsdienste anbieten. In 
vielen der genannten Einrichtungen finden überwiegend Nachtbereitschaftsdienste statt, in denen 
die Inanspruchnahme zur Arbeitsleistung regelmäßig unter 25 Prozent der gesamten 
Bereitschaftsdienstzeit liegt. Oft erfolgt auch gar keine Heranziehung zur Arbeit, weil sowohl die 
Betreuten wie auch die Mitarbeitenden schlafen.
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Für Bereitschaftsdienst kann eine andere Vergütung vorgesehen werden als für die Vollarbeit 
(BAG Urteil vom 17.07.2008, Az.: 6 AZR 505/07). Von dieser Möglichkeit wird auch fast 
ausnahmslos in den kircheneigenen Arbeitsrechtsregelungen, Tarifverträgen, Arbeitsverträgen 
oder Betriebsvereinbarungen Gebrauch gemacht, indem sie besondere Vereinbarungen zur 
abgestuften pauschalierten Vergütung von Bereitschaftsdiensten enthalten, z.B. Anlage 8 
Arbeitsvertragsrichtlinien der Diakonie Deutschland (AVR DD).

Jedoch ist nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (Urteil vom 29.06.2016, Az.: 5 
AZR 716/15) jede angeordnete Bereitschaftsdienststunde mindestlohnpflichtig. Zwar erfüllen 
Arbeitgeber den Anspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn auch dann, wenn die für den 
Kalendermonat gezahlte Bruttovergütung den Betrag erreicht, der sich aus der Multiplikation der 
Anzahl der in diesem Monat tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden – einschließlich 
Bereitschaftszeit – mit dem gesetzlichen Mindestlohn ergibt (BAG Urteil vom 25.05.2016, Az.: 5 
AZR 135/16). Diese Durchschnittsbetrachtung bei der Berechnung hilft allerdings auch dann nicht 
weiter, wenn Mitarbeitende überwiegend oder ausschließlich Nachtbereitschaftsdienste leisten. 
Hier findet eine Kostensteigerung bei diakonischen Einrichtungen zwischen 60 und 100 Prozent 
der Bereitschaftsdienstkosten statt. Die verantwortlichen öffentlichen Kostenträger zeigen sich 
jedoch nicht immer bereit, mit den Einrichtungen Vereinbarungen zu treffen, die sicherstellen, 
dass der Mehraufwand erstattet wird. Es ist daher zu gewährleisten, dass die öffentlichen 
Kostenträger die Refinanzierung dieser Kostensteigerung sicherstellen.

Bereitschaftsdienste, die in den o.g. Einrichtungen geleistet werden, sind mit den 
Bereitschaftsdiensten in der Pflege vergleichbar. Der Gesetzgeber hat bezüglich des 
Pflegemindestlohns für Bereitschaftsdienste eine Sonderregelung getroffen, welche eine 
pauschalierte Vergütung von Bereitschaftsdiensten gestattet (§ 2 Absatz 4 3. PflegeArbbV). Für 
die nicht von der PflegeArbbV erfassten Einrichtungen ist nicht nachvollziehbar, warum dieser 
Bereitschaftsdienst völlig anders bewertet werden soll.

Die o.g. Berechnungsmethode des BAG hat außerdem die Folge, dass in derselben Einrichtung 
Vollzeitkräfte, Teilzeitkräfte und Mitarbeitende, die ausschließlich Bereitschaftsdienste verrichten, 
im Ergebnis einen sehr unterschiedlichen Bruttostundenlohn pro geleisteter 
Bereitschaftsdienststunde erhalten. Diese Ungleichbehandlung kann nicht die Intention des 
Mindestlohngesetzes sein.

Langfristig besteht aufgrund der Vorgaben des MiLoG daher auch die Gefahr, dass vollständig in 
das Schichtsystem umgestellt werden müsste. Dies würde bedeuten, dass es nur noch Vollarbeit 
gäbe und der Bereitschaftsdienst de facto abgeschafft würde. Dieser Eingriff in die 
unternehmerische Freiheit kann nicht Absicht des Gesetzgebers gewesen sein.

Als Lösungsmöglichkeit schlägt die Diakonie Deutschland eine Regelung im Mindestlohngesetz 
oder an anderer Stelle vor, die zum einen die pauschalierte Vergütung von Bereitschaftsdiensten 
ausdrücklich zulässt, zum anderen aber gleichzeitig sicherstellt, dass die erfahrungsgemäß 
geleistete Arbeit während der Bereitschaftszeit mit dem Mindestlohn vergütet wird. Die Zeiten 
tatsächlicher Arbeitsleistung sind mindestens mit dem Mindestlohn zu vergütende Arbeitszeit.

3. Arbeitszeitkonten
Die Regelung zu Arbeitszeitkonten führt in der Praxis zu einigen Einschränkungen. Für 
Arbeitsstunden, die über die vertraglich vereinbarte Arbeitszeit hinaus geleistet und auf ein 
Arbeitszeitkonto eingestellt werden, enthält § 2 Absatz 2 MiLoG eine eigene Fälligkeitsregelung. 
Während der Mindestlohn grundsätzlich bereits am Ende des auf die Arbeitsleistung folgenden
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Kalendermonats fällig ist, sind die auf dem Arbeitszeitkonto eingestellten Arbeitsstunden erst 
spätestens zwölf Monate nach ihrer monatlichen Erfassung durch Freizeitgewährung oder 
Auszahlung auszugleichen. Die abweichende Fälligkeitsregelung gilt jedoch nur für die monatliche 
Übertragung von maximal 50 Prozent der jeweils vereinbarten individuellen Arbeitszeit auf ein 
Arbeitszeitkonto.

Die flexible Gestaltung von Arbeitszeitkonten ist damit für Mitarbeitende mit Entgelten im unteren 
Lohnsegment erheblich eingeschränkt. Denn allein die Tatsache, dass das verstetigte Entgelt 
über dem gesetzlichen Mindestlohn liegt, reicht nicht aus. Entscheidend ist vielmehr, ob mit dem 
über dem Mindestlohn liegenden Differenzbetrag auch für den Anteil der Überstunden, der die 50 
Prozent der vereinbarten individuellen monatlichen Arbeitszeit überschreitet, der Mindestlohn 
erfüllt ist. Die Ausnahme des § 2 Absatz 2 MiLoG, wonach die Fälligkeitsregelung von 
Arbeitszeitkonten nicht anwendbar ist, sofern der gesetzliche Mindestlohn bereits für die 
tatsächlich geleisteten Stunden (Regelarbeitszeit + Überstunden) mit dem verstetigten 
Arbeitsentgelt erfüllt ist, greift insoweit zu kurz, um die nötige Flexibilität wieder zu eröffnen. Sie 
erhöht den administrativen Aufwand, da differenziert erfasst werden muss, für welchen Anteil der 
Überstunden die Zahlung des Mindestlohns durch das verstetigte Arbeitsentgelt abgedeckt ist und 
welche Überstunden der einschränkenden Regelung nach § 2 Absatz 2 MiLoG unterliegen. Es 
wird damit eine doppelte Arbeitszeitkontenführung erforderlich.

Die Arbeitszeitflexibilität ist damit für beide Seiten gerade in Teilzeitarbeitsverhältnissen erheblich 
eingeschränkt, da die übertragbare Überstundengrenze mit 50 Prozent der individuellen 
monatlichen Arbeitszeit hier schnell erreicht ist. Der Bereich der Wohlfahrtspflege ist von den 
Restriktionen besonders stark betroffen. In der Gesundheitshilfe, der Kinder- und Jugendhilfe, der 
Familienhilfe, der Behindertenhilfe und Psychiatrie sowie den weiteren sozialen Hilfen arbeiten 
gut die Hälfte der Mitarbeitenden in Teilzeit. Das ist insbesondere darauf zurückzuführen, dass in 
den klassischen sozialen Berufen der Frauenanteil besonders hoch und hier in Abhängigkeit von 
den familiären Belangen der Wunsch nach Teilzeitarbeit deutlich höher ist. Neben den 
offensichtlichen Vorteilen für die Mitarbeitenden ist gleichzeitig die Arbeitszeitflexibilität auch für 
die betriebliche Organisation von erheblicher Bedeutung, um auf Schwankungen im Arbeitsbedarf 
angemessen reagieren zu können. Das wird z.B. im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe deutlich. 
Hier werden z.B. für einen relativ kurzen Zeitraum zur Durchführung von Kinder- und 
Jugendfreizeiten erhöhte Kapazitäten benötigt, wodurch die individuell vereinbarte monatliche 
Arbeitszeit schnell um mehr als 50 Prozent überschritten wird.

Sinn und Zweck der Fälligkeitsregelung nach § 2 MiLoG ist es, grundsätzlich die Errichtung von 
Arbeitszeitkonten zu ermöglichen und gleichzeitig Missbrauchskonstruktionen, in denen Entgelt 
durch hohe Arbeitszeitkonten vorenthalten wird, zu verhindern. Die vorliegende Regelung 
ermöglicht allerdings auch folgende Konstellation, auf die wir bereits hingewiesen haben: So 
könnte z.B. ein Teilzeitmitarbeiter mit einer individuellen wöchentlichen Arbeitszeit von 24 Stunden 
in arbeitsschutzrechtlich zulässiger Weise über ein Jahr lang bis zu 24 Überstunden wöchentlich 
leisten. Davon würden monatlich abgerundet 52 Stunden auf das Arbeitszeitkonto übertragen. In 
der Summe ist damit ein Anwachsen des Arbeitszeitkontos auf 626 Stunden möglich. Das kann 
nicht gewollt sein.

Dies könnte durch die Einziehung einer Obergrenze für Arbeitszeitkonten deutlich besser 
gewährleistet werden, da die Fälligkeitsregelung ein Anwachsen des Arbeitszeitkontos während 
eines Zwölfmonatszeitraumes auf eine erhebliche Gesamtsumme nicht ausschließt.
Daher ist es nach Ansicht der Diakonie Deutschland als Lösungsmöglichkeit zu bevorzugen, 
auf eine monatliche Begrenzung der übertragbaren Überstunden zu verzichten und stattdessen
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eine Obergrenze für die Gesamthöhe des Arbeitszeitkontos festzulegen. In Anlehnung an die
bereits im Bereich der 3. PflegeArbbV geregelte Deckelung von Arbeitszeitkonten wird eine
Obergrenze in Höhe von 225 Stunden vorgeschlagen. Diese Regelung hätte im Vergleich zu der
aktuellen Regelung des § 2 MiLoG außerdem den Vorteil, dass sie die Gesamthöhe des
Arbeitszeitkontos erheblich begrenzen und damit den Schutz vor Missbrauch deutlich erhöhen
würde.

Berlin, den 17. März 2020
gez.

Dr. Jörg Kruttschnitt Maria Loheide
Vorstand Finanzen, Personal, Vorstand Sozialpolitik
Organisation, Recht, Wirtschaft

.
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Grundsätzliche Einschätzungen zu 

den Auswirkungen des gesetzlichen 

Mindestlohns sowie insbesondere 

dessen letzten Erhöhungen auf 9,19 

Euro zum 1. Januar 2019 und 9,35 

Euro zum 1. Januar 2020 

Zu 1.) 
Wie bereits in unserer letzten Stellungnahme ausgeführt, arbeiten mehr 

als zwei von drei Student*innen neben ihrem Studium. Dies kommt 

insbesondere durch die lebensferne Kalkulation des BAFöG-Satzes 

sowie die hohen Hürden für den Bezug von Ausbildungsförderung 

zustande. Diese führen zusammen dazu, dass nur ein Bruchteil der 

Student*innen Ausbildungsförderung bezieht und dieses 

wiederum nur einen Bruchteil ihrer monatlichen Ausgaben deckt. 

Dies erklärt, warum selbst unter BAFöG-Empfängerinnen 54% 

bzw. 60% (ersteres bei elternabhängiger, zweiteres 

bei elternunabhängiger Ausbildungsförderung) neben ihrem 

Studium arbeiten. Ein KfW-Studienkredit wird zur 

Studienfinanzierung überwiegend abgelehnt, da Studierende 

erhebliche Bedenken haben, sich für ihre Ausbildung zu 

verschulden. 
Zu 2.a) 

Vor allem die Mietentwicklung treibt die Lebenshaltungskosten von 

Student*innen Jahr für Jahr in die Höhe und die Anpassung des 

BAFöG-Satzes hat hierbei nur unzureichend Abhilfe geschaffen. Ein 

Studium ohne Nebenjob ist in Städten wie München oder Hamburg 

zunehmend undenkbar. Die Erhöhung des Mindestlohns hat für 

studentische Beschäftigte einen doppelten Effekt: Einerseits können 

dadurch steigende Lebenshaltungskosten kompensiert werden, 

andererseits kann die Arbeitszeit eingeschränkt werden. Daher ist 

eine weitere Anhebung des Mindestlohns bei der aktuellen 

Entwicklung des Wohnungsmarktes unumgänglich, um die freie 

Wahl des Studienortes aufrechtzuerhalten. Der Verdienstausfall 

aufgrund der Pandemie hat außerdem etwaige Ersparnisse von 

studentischen Beschäftigten aufgezehrt und eine erhebliche Anzahl 
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Pandemie gezwungen sein, mehr zu arbeiten, falls sich das 

Lohnniveau nicht erhöht. 

Zu 2.b) 
Studierende sind zumeist nur geringfügig beschäftigt und ohne 

einschlägige Ausbildung. Ihre Entlohnung richtet sich daher 

überdurchschnittlich oft am Mindestlohn aus. Auch bei 

herausfordernderen Tätigkeiten ist von einem Spillover-Effekt 

auszugehen, wonach die Erhöhung des Mindestlohns auch Löhne 

erhöht, die bisher leicht über dem Mindestlohn waren. Die Effekte 

des Mindestlohns auf studentische Beschäftigte sind daher 

besonders schwerwiegend. Auch trägt die häufig nur kurzfristige 

Beschäftigung, beispielsweise über die vorlesungsfreie Zeit oder die 

Dauer eines Bachelor- respektive Master-Studiums dazu bei, dass 

studentische Beschäftige durch hohe Fluktuation größere 

Schwierigkeiten in der betrieblichen und gewerkschaftlichen 

Selbstorganisation haben. Bisher gelang es nur in Berlin, an den 

Hochschulen einen Tarifvertrag für studentische Beschäftige zu 

erringen (TVStud). Die positiven Effekte des Mindestlohns (und 

seiner Erhöhung) lassen sich also voraussichtlich nicht durch andere 

Maßnahmen ersetzen und unterstreichen seine besondere 

Bedeutung für Student*innen. 

Zu 2.c) 
Durch eine Erhöhung des Mindestlohns können im Falle der 

Überschreitung des Freibetrags durch Student*innen geringere 

Ausbildungsförderung anfallen. Daher ist mit geringfügigen 

Minderausgaben des Bundesministeriums für Bildung und Forschung 

zu rechnen. 

Zu 2.d) 
Durch das öffentliche Bewusstsein von der Existenz des 

Mindestlohns werden studentische Beschäftigte ermutigt, diesen 

auch einzufordern oder sich im Zweifelsfall nach anderer 

Beschäftigung umzuschauen. Die Förderung dieses Bewusstseins ist 

daher elementar. Studentische Beschäftigte befinden sich häufig in 

mehreren Abhängigkeiten zur*m Vorgesetzten. Hier ist eine einzelne 

Person gleichzeitig Vorgesetzte*r, Prüfer*in sowie ggf. 

wissenschaftliche Mentor*in und entscheidet über Verlängerung der 

Anstellung und den Fortgang respektive Scheitern des Studiums. 

Gerade durch die mehrdimensionalen Abhängigkeiten von der*m 

direkten Vorgesetzten, wird es den Arbeitnehmer*innen erschwert 

gegen Verstöße vorzugehen, Beschwerde einzulegen oder sogar 

Klagen anzustreben. Dies betrifft besonders unbezahlte Mehrarbeit. 

Dementsprechend fordert der fzs die flächendeckende Etablierung 

von Arbeitnehmer*innenvertretungen für studentische Beschäftigte 

an Hochschulen, um die Einhaltung des MiLoG wirksam zu 

unterstützen. 
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Zu 3.) 
Wie bereits dargelegt führen höhere Löhne nur teilweise zu einem 

insgesamt höheren Einkommen von Student*innen. Gerade in der 

jetzigen Situation ist davon auszugehen, dass höhere Löhne vor allem 

dazu genutzt werden, eine übermäßige Verschuldung zu vermeiden und 

möglichst schnell geringfügige Ersparnisse aufzubauen. Daher ist mit 

einem Anstieg der Verbraucherpreise durch höhere studentische 

Nachfrage nicht zu rechnen. 

Studentische Beschäftigung bleibt bei einer Erhöhung des Mindestlohns 

voraussichtlich stabil. Die Möglichkeit, bei einem höheren Stundenlohn 

die Arbeitszeit zu reduzieren und mehr Zeit dem Studium zu widmen, 

trägt sogar eher zu einer Reduktion bei. Der stärkste Effekt geht jedoch 

voraussichtlich von einer Externalität aus: Die steigenden Mieten in 

Universitätsstädten treiben die Lebenshaltungskosten Jahr für Jahr in die 

Höhe. Da eine Anpassung der BAFöG-Wohnpauschale derzeit nur 12% 

der Studierenden helfen würde, sind studentische Beschäftigte 

gezwungen von Jahr zu Jahr mehr Zeit ihrer Nebenbeschäftigung zu 

widmen, womit erhebliche Probleme im Studium einhergehen können. 

Eine regelmäßige Erhöhung des Mindestlohns ist daher unabdingbar, um 

studentische Beschäftigung auf dem derzeitigen Niveau zu halten. Eine 

„Vollbeschäftigung“ der Student*innen ist sicherlich wenig 

wünschenswert und würde angesichts der begrenzten Möglichkeiten für 

studentische Beschäftigung unabsehbare Folgeeffekte haben. Im 

schlimmsten Fall könnten Student*innen, die auf eine 

Nebenbeschäftigung angewiesen sind, aber keine finden, dazu 

gezwungen sein ihr Studium abzubrechen. Dieser Effekt ist entgegen der 

Intuition wahrscheinlicher, wenn es nur einen geringen Mindestlohn 

gibt, während eine Erhöhung des Mindestlohns studentische 

Beschäftigung eher reduziert beziehungsweise im Kontext steigender 

Lebenshaltungskosten stabil hält. 
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Gesamtverband der deutschen
Land- und Forstwirtschaftlichen
Arbeitgeberverbände (GLFA)
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Der Gesamtverband der Deutschen Land- und Forstwirtschaftlichen Arbeitgeberverbände 
e.V. (GLFA) ist die Vereinigung aller land- und forstwirtschaftlichen Arbeitgeberverbände 
in der Bundesrepublik Deutschland und repräsentiert seine 20 Mitgliedsverbände. Die 
Aufgabe des Gesamtverbandes ist die Förderung der gemeinschaftlichen tarif-, arbeits- 
und sozialpoliti- schen Belange seiner Mitglieder.

Vorbemerkungen 

Deutschland befindet sich aufgrund der COVID-19-Pandemie in der wohl tiefsten Rezession 
der Nachkriegszeit. Deren Ausmaße sind von vielen Faktoren, wie etwa dem weiteren 
Pandemiegeschehen, abhängig und derzeit nicht absehbar. Die wirtschaftlichen Auswirkungen 
werden aber sicherlich noch weit über das Ende des Jahres 2020 hinausreichen und sind 
deshalb bei der Anpassung des gesetzlichen Mindestlohns für die Zeit ab 1. Januar 2021 zu 
berücksichtigen. 

Betroffen von der Corona-Krise sind nahezu alle Wirtschaftsbereiche. Auch der  landwirtschaft- 
liche Sektor leidet unter den Folgen der Pandemie. 
Zum einen läuft die Erzeugung unter erschwerten Bedingungen und zu deutlich höheren Kos- 
ten. Insbesondere der Sonderkulturbereich, der jährlich auf rund 280.000 ausländische Saison- 
arbeitskräfte angewiesen ist, kämpft mit dem Corona-bedingten Fehlen der erfahrenen aus- 
ländischen Arbeitskräfte. Zwar hat die Bundesregierung Anfang April 2020 die Einreise von 
rund 80.000 ausländischen Saisonkräften zugelassen, die für die anstehenden Pflanz-, Pflege- 
und Erntearbeiten dringend erforderlich waren. Wegen der Beschränkung auf den Luftweg und 
aus Angst vor einer Infektion sind aber bislang nur rund 33.000 Arbeitnehmer tatsächlich ge- 
kommen, so dass teilweise Pflanz- und Erntearbeiten nicht erfolgen konnten bzw. können. Zu- 
dem sind die Arbeitskosten durch zusätzliche Ausgaben für höhere Reisekosten der Arbeits- 
kräfte und lnfektionsschutzmaßnahmen deutlich gestiegen, die kaum durch Preiserhöhungen 
gegenfinanziert werden können. Denn durch den drastischen Nachfragerückgang aus dem Ho- 
tel- und Gaststättenbereich, bei der Kantinenverpflegung sowie Rückgänge im Export stehen 
die Preise zum Teil stark unter Druck. 

Gerade in kleineren landwirtschaftlichen Betrieben spielen Erwerbskombinationen zur Siche- 
rung der Existenz eine bedeutende Rolle. Neben der Landwirtschaft wird Einkommen 
häufig aus Nebenbetrieben wie einer Bauernhof-Gastronomie (Bauernhof-Cafe), 
Veranstaltungs-Service und Catering, Urlaub auf dem Bauernhof, Lernort Bauernhof u.ä. 
erzielt. Diese Bereiche waren und sind von der Corona-Krise besonders hart betroffen, was 
zu weiteren Einkommensausfällen führt. 
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1. Grundsätzliche Einschätzungen zu den Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns so- 
wie insbesondere dessen letzten Erhöhungen auf 9,19 Euro zum 1. Januar 2019 und 9,35
Euro zum 1. Januar 2020

Der mit dem Mindestlohngesetz zum 1. Januar 2015 eingeführte gesetzliche Mindestlohn stellt 
einen tiefen Eingriff in die Tarifautonomie dar und schwächt die Rolle der Sozialpartner nach- 
haltig. In der Landwirtschaft und im Gartenbau bestanden flächendeckend regionale Tarifver- 
träge auch für die untersten Lohngruppen, die von den Sozialpartnern jahrzehntelang im Wis- 
sen um ihre Verantwortung für die Beschäftigten, aber auch für die Unternehmen ausverhan- 
delt wurden. Dabei konnten stets die Situation und Besonderheiten der Branche 
berücksichtigt werden. Dem hat der Gesetzgeber mit Einführung des gesetzlichen 
Mindestlohns ein Ende bereitet und bei den betroffenen land- und forstwirtschaftlichen 
Arbeitgeberbetrieben zu einem gravierenden Vertrauensverlust in die politischen 
Rahmenbedingungen geführt - auch wenn übergangsweise bis Ende 2017 ein vom 
Mindestlohn abweichendes tarifliches Mindestentgelt auf der Grundlage des 
allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrages zur Regelung der Mindestentgelte für 
Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft sowie im Gartenbau der Bundesrepublik 
Deutschland (Mindestentgelttarifvertrag Landwirtschaft) galt und der gesetzliche Mindestlohn 
erst ab 1. Januar 2018 anzuwenden war. 

Der Vertrauensverlust in verlässliche politische Rahmenbedingungen wurde durch die Min- 
destlohnanpassung für die Jahre 2019 und 2020 weiter verschärft. Denn der überraschende 
Vorschlag der Mindestlohnkommission, neben der aufgrund der vorangegangenen Tarifent- 
wicklung zu erwartenden Erhöhung des Mindestlohns zum 1. Januar 2019 auf 9,19 Euro bereits 
zum 1.1.2020 eine weitere Erhöhung auf 9,35 Euro vorzunehmen, führte bei den Unternehmen 
zu einer zusätzlichen, nicht vorhersehbaren Belastung. In weiterer Konsequenz nimmt dadurch 
auch die Planungssicherheit für Investitionen in die Zukunft ab. Gerade in der jetzigen Situation 
brauchen die Unternehmen aber eine verlässliche Grundlage für anstehende betriebliche Ent- 
scheidungen. 

In der Wirkung betrifft der Mindestlohn in der Land- und Forstwirtschaft fast ausschließlich 
Aushilfskräfte. Insbesondere die saisonalen Hilfskräfte stammen überwiegend aus osteuropäi- 
schen Ländern (Polen, Rumänien, Bulgarien etc.). Gemessen an dem Lohnniveau vor Einführung 
des gesetzlichen bzw. tariflichen Mindestlohns ist für die Praxis eine Erhöhung der Lohnkosten 
je Stunde von bis zu 75 % feststellbar. Insbesondere bei arbeitsintensiven Sonderkulturen mit 
einem Lohnkostenanteil von bis zu 50% können die Mehrkosten nicht durch höhere Erträge 
kompensiert werden. Dies führt mittelfristig zu einer Aufgabe von arbeitsintensiven Produkti- 
onsbereichen und Wechsel in personalextensivere Produktionsverfahren oder Ausstieg aus der 
Produktion, einer beschleunigten Umsetzung von technischem Fortschritt und einem 
daraus resultierenden Rückgang der Beschäftigten. 
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Saisonkräfte betroffen sein. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes lag die Zahl der in 
landwirtschaftlichen Betrieben beschäftigten Saisonarbeitskräfte im Jahr 2010 bei 330.500 
(totale Ergebnisse der Landwirtschaftszählung 2010), im Jahr 2013 bei 314.300 (repräsentative 
Ergebnisse der Agrarstrukturerhebung 2013) und im Jahr 2016 bei 286.300 (totale 
Ergebnisse der Agrarstrukturerhebung 2016). Die Daten aus der Agrarstrukturerhebung 
2019 sind noch nicht veröffentlicht. 

Im Hinblick auf das deutlich geringere Lohnniveau in den Herkunftsländern stellt die Einfüh- 
rung des Mindestlohns sowie dessen regelmäßige Erhöhungen für die Saisonkräfte einen 
deutlichen Mehrwert für diese dar. Dies gilt umso mehr vor dem Hintergrund, dass für die Aus- 
hilfsbeschäftigung ausländischer Saisonkräfte in der Regel keine Lohnsteuer anfällt oder vom 
Arbeitgeber eine Pauschalsteuer von nur 5 Prozent entrichtet wird und die Beschäftigung oft 
auch sozialversicherungsfrei ausgeübt wird, so dass den Saisonkräften der Mindestlohn ohne 
Abzüge für Steuer und Sozialversicherung zur Verfügung steht. 

c. Auswirkungen des Mindestlohns auf das Steuersystem und die Systeme sozialer
Sicherung

In der Landwirtschaft sind wie unter 2.a. dargestellt überwiegend inländische und in großer 
Zahl ausländische Aushilfskräfte vom Mindestlohn betroffen. Da Einkommensteuer erst ab ei- 
nem bestimmten zu versteuernden Jahreseinkommen zu entrichten ist, kann alleine aus der 
Tatsache, dass der Mindestlohn zu höheren Bruttovergütungen führt, noch nicht geschlossen 
werden, dass auch das Steueraufkommen gestiegen ist. Insbesondere bei den ausländischen 
Saisonkräften fällt aufgrund der geringen Beschäftigungsdauer und der steuerrechtlichen Re- 
gelungen zur doppelten Haushaltsführung meist keine Steuer an. In sozialversicherungsrecht- 
licher Hinsicht handelt es sich häufig um eine sozialversicherungsfreie kurzfristige Beschäfti- 
gung. Insgesamt hat damit der Mindestlohn bzw. die Erhöhung des Mindestlohns kaum Auswir- 
kungen auf das Steuersystem und die Systeme der sozialen Sicherung. 

Kommt es aufgrund der Mindestlohnerhöhungen zu einem Abbau von Arbeitsplätzen könnte 
sich die erhoffte Erhöhung der Steuereinnahmen und der Summe der an die Sozialversiche- 
rungsträger zu zahlenden Beiträge im Übrigen ins Gegenteil verkehren. Statt Mehreinnahmen 
wäre insb. die Sozialversicherung mit zusätzlichen Ausgaben belastet. 

d. Einhaltung des Mindestlohns

Über unsere Mitgliedsverbände informieren wir über die Pflichten der Arbeitgeber nach dem 
Mindestlohngesetz und die hierzu ergehende Rechtsprechung. In den Prüfstatistiken der mit 
der Überprüfung der Mindestlohnzahlungen beauftragten Finanzkontrolle Schwarzarbeit war 
der Bereich Land-/Forstwirtschaft und Gartenbau in den vergangenen Jahren unauffällig. 
Wir gehen deshalb davon aus, dass in der Land- und Fortwirtschaft sowie im Gartenbau der 
Mindestlohn eingehalten wird. 
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Handelsverband Deutschland
(HDE)
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zu den Auswirkungen des gesetzlichen
Mindestlohns

Stand: 14. Mai 2020

Der Handelsverband Deutschland (HDE) ist die Spitzenorganisation des deutschen Einzelhan-
dels. Insgesamt erwirtschaften in Deutschland 300.000 Einzelhandelsunternehmen mit 3 Milli-
onen Beschäftigten an 450.000 Standorten einen Umsatz von rund 535 Milliarden Euro
jährlich.

Handelsverband Deutschland e. V.  (HDE) 
Steven Haarke, Geschäftsführer Arbeit, Bildung, Sozial- und Tarifpolitik | E-Mail: haarke@hde.de 
Am Weidendamm 1 A, 10117 Berlin | Telefon: 030 / 72 62 50-40 | Fax:  030 / 72 62 50-49  
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Aktuell: Corona-Pandemie 

Die Arbeitslosenzahl ist im April 2020 nach offiziellen Angaben der Bundesagentur für Arbeit (BA) in 
Folge der Corona-Pandemie im Vergleich zum Vormonat (+ 308.000) auf 2.644.000 gestiegen. Ge-
genüber dem Vorjahr hat sich die Arbeitslosenzahl im April damit sogar um 415.000 erhöht. Die Ar-
beitslosenquote stieg um 0,7 Prozentpunkte auf 5,8 Prozent. Auch wenn bislang keine offiziellen Zah-
len zu den Auswirkungen auf die Beschäftigung in den einzelnen Branchen bekannt sind, lässt sich 
aber bereits heute mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit voraussagen, dass auch im Ein-
zelhandel eine beträchtliche Anzahl der aktuell mehr als drei Millionen Arbeitsplätze in der Branche in 
Folge der Corona-Krise gefährdet sein dürfte. Das gilt insbesondere für Arbeitsplätze in dem von der 
Krise durch die Ladenschließungen („Shutdown“) besonders stark betroffenen stationären Non-Food-
Handel und im Food-Handel aktuell auch für Saisongeschäfte in den Küstenregionen ohne Touristen. 
Hinzu kommt, dass auch nach der nun flächendeckenden Wiedereröffnung der Geschäfte die Kun-
denfrequenz sowie die Konsumstimmung noch für lange Zeit negativ beeinträchtigt sein wird. Auch 
der vielerorts für den Einzelhandel enorm wichtige internationale Tourismus wird für unbestimmte Zeit 
nicht stattfinden können. Dies schwächt die Kundenfrequenz und den Konsum noch zusätzlich. 

Nach einer aktuellen Studie des Ifo-Instituts im April haben im Einzelhandel mittlerweile 62 Prozent 
aller Betriebe in Folge der Corona-Pandemie Kurzarbeitergeld beantragt. In der Hotellerie sind es 97 
Prozent, in der Gastronomie sogar 99 Prozent aller Betriebe. Besonders betroffen ist danach insbe-
sondere auch der Automobilbau mit 94 Prozent der Unternehmen. Die BA hatte im März und bis zum 
26. April 2020 branchenübergreifend bei den Agenturen für Arbeit 751.000 Anzeigen für insgesamt
bis zu 10,1 Millionen Personen erfasst. Der BA-Vorstandsvorsitzende, Detlef Scheele, hatte darauf in
einer Pressemitteilung vom 30. April 2020 auszugsweise Folgendes mitgeteilt: „Die Corona-Pandemie

dürfte in Deutschland zur schwersten Rezession der Nachkriegszeit führen. Dadurch gerät auch der

Arbeitsmarkt stark unter Druck (…) Die Anzeigen für Kurzarbeit steigen auf ein noch nie dagewesenes

Niveau. Und die Nachfrage der Betriebe nach neuen Mitarbeitern ist regelrecht eingebrochen.“

Das Mindestlohngesetz (MiLoG) gibt vor, dass sich die Mindestlohnkommission bei der turnusgemäß 
alle zwei Jahre stattfindenden Festsetzung des gesetzlichen Mindestlohns nachlaufend an der Tari-
fentwicklung zu orientieren hat. Dieser Anpassungsmechanismus hat sich in der Vergangenheit be-
währt und darf grundsätzlich nicht in Frage gestellt werden. Forderungen nach einer politisch moti-
vierten überproportionalen Anhebung des gesetzlichen Mindestlohnes auf 12 Euro pro Arbeitsstunde, 
wie sie teilweise von Gewerkschaften trotz Corona-Pandemie weiterhin erhoben werden, sind vor 
diesem Hintergrund mehr denn je nicht nachvollziehbar. Angesichts der beispielslosen Krisensituation 
durch die Corona-Pandemie mit den sich abzeichnenden dramatischen Auswirkungen auf den Ar-
beitsmarkt, darf es aber aktuell keine Entscheidung über eine Erhöhung des gesetzlichen Mindest-
lohns zum 01. Januar 2021 geben. Stattdessen muss diese Entscheidung auf die Zeit nach der 
Corona-Krise, mindestens aber bis Juni 2021, verschoben werden. Erst dann lassen sich die wirt-
schaftlichen Schäden vollständig erfassen und eine abgewogene Entscheidung über die Höhe des 
gesetzlichen Mindestlohnes fällen. Kommt die Entscheidung zu früh, gefährdet dies unnötig massen-
haft Beschäftigungsverhältnisse.   
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Im Einzelnen 

1. Grundsätzliche Einschätzung zu den Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns so-
wie insbesondere dessen letzte Erhöhungen auf 9,19 Euro zum 1. Januar 2019 und 9,35
Euro zum 1. Januar 2020

Die letzten Erhöhungen des gesetzlichen Mindestlohns zum 01. Januar 2019 (9,19 Euro) sowie zum 
01. Januar 2020 (9,35 Euro) haben bereits zu einem massiven Eingriff in die Tarifautonomie geführt,
indem bestehende Tariflöhne unterhalb des gesetzlichen Mindestlohns einfach verdrängt wurden. Zu-
dem kam es in den betroffenen Branchen auch zu Stauchungen in den unteren Entgeltgruppen. Au-
ßerdem haben die weiteren Erhöhungen dazu geführt, dass die Hürde für den Einstieg in Beschäfti-
gung insbesondere für Geringqualifizierte abermals angehoben wurde. Hinzu kommen nach wie vor
erhebliche Rechtsunsicherheiten im Umgang mit dem MiLoG in der Praxis.

Das betrifft insbesondere die verschuldensunabhängige Auftraggeberhaftung im MiLoG, die auch wei-
terhin zu einer spürbaren Verunsicherung in der Praxis führt, insbesondere bei klein- und mittelstän-
dischen Unternehmen ohne eigene Rechtsabteilung. So fordern viele Arbeitgeber von ihrem Subun-
ternehmer etwa eine schriftliche Bestätigung darüber ein, dass diese ihren Verpflichtungen aus dem 
MiLoG nachkommen. Teilweise versuchen Unternehmen sogar ihr Haftungsrisiko mit Bankbürgschaf-
ten abzusichern. Es müsste vom Gesetzgeber endlich klargestellt werden, dass es sich bei der Auf-
traggeberhaftung nach dem MiLoG um eine „Generalunternehmerhaftung“ handelt, die nur dann ein-
greift, wenn der Unternehmer seine Dienst- oder Werkvertragsleistungen gegenüber seinem Vertrags-
partner nicht selbst erbringt, sondern hierzu ein Subunternehmen einschaltet. Die Haftung müsste 
zudem ausdrücklich darauf beschränkt werden, dass der unmittelbare Subunternehmer die Mindest-
lohnvorschriften einhält. Eine darüberhinausgehende Haftung für weitere Subunternehmer in der 
Kette ist wegen der damit verbundenen ausufernden Haftungsfolgen unzumutbar. Die Regelung zur 
Auftraggeberhaftung sorgt damit auch für ein erhebliches Maß an zusätzlicher Bürokratie. Das gilt im 
Übrigen auch für die mit dem MiLoG eingeführten Dokumentationspflichten bezüglich der Arbeitszeit 
von geringfügig Beschäftigten (sog. Minijobber).  

Auch die differenzierten Ausnahmen für Praktikanten in § 22 Abs. 1 Satz 2 MiLoG sind nach wie vor 
zu kompliziert und führen zu Rechtsunsicherheit und einem unverhältnismäßigen bürokratischen Auf-
wand. So muss für ein Pflichtpraktikum beispielsweise eine Bestätigung der Hochschule oder zumin-
dest die Studienordnung vorgelegt werden. Ferner sind insbesondere kleine und mittelständische Un-
ternehmen mit der differenzierten rechtlichen Einordnung der verschiedenen Arten von Praktika 
(Pflicht-, Orientierungs- und Freiwilligenpraktika) und den jeweils unterschiedlichen rechtlichen Vo-
raussetzungen häufig vollkommen überfordert. Am einfachsten wäre es daher, Praktika generell von 
der Mindestlohnpflicht auszunehmen und auf diese Weise auch das Engagement der Betriebe zu 
honorieren, die den Praktikanten wertvolle Einblicke gewähren. In jedem Fall aber sollten die freiwilli-
gen Praktika nicht drei, sondern mindestens zwölf Monate von der Mindestlohnpflicht ausgenommen 
werden.  
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2. Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf den angemessenen Mindestschutz der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

Es ist festzustellen, dass die tariflichen Entgelte im Einzelhandel seit Einführung des gesetzlichen 
Mindestlohns zum 01.01.2015 um 11,8 Prozent gestiegen sind. Nach den Angaben des IAB-Betriebs-
panels lag die Tarifbindung der Beschäftigten im deutschen Einzelhandel im Jahr 2018 bei 36 Prozent. 
Da sich aber auch die Mehrheit der nicht tarifgebundenen Arbeitgeber in der Branche hinsichtlich der 
Vergütung an den Flächentarifverträgen im Einzelhandel orientiert, profitieren nach wie vor etwa drei 
Viertel der Beschäftigten im Einzelhandel direkt oder indirekt von tariflichen Entgeltsteigerungen. Un-
geachtet der tariflichen Entgeltgruppe konnten die Beschäftigten des Einzelhandels damit in diesem 
Zeitraum auch erhebliche Reallohngewinne realisieren.  

Das tarifliche Monatsentgelt in der wichtigsten Tarifgruppe (Verkaufstätigkeit) im Einzelhandel beläuft 
sich in allen Tarifgebieten in der Endstufe auf mehr als 2.500 Euro. Gezahlt werden jährlich 13,25 
Tarifgehälter (inklusive tarifliches Urlaubs- und Weihnachtsgeld). Die tarifliche Wochenarbeitszeit be-
trägt im Einzelhandel zumeist 37,5 Stunden (West) bzw. 38 Wochenstunden (Ost). Das Arbeiten ab 
18.30 Uhr wird zusätzlich mit 20 Prozent Zuschlag belohnt, ab 20 Uhr mit 50 Prozent Zuschlag. Der 
durchschnittliche Stundenlohn in der Branche liegt nach einer aktuellen Erhebung des Statistischen 
Bundesamtes bei 18,14 Euro und damit ganze 94 % Prozent über dem aktuell geltenden Mindestlohn 
von 9,35 Euro pro Arbeitsstunde. Der Einzelhandel ist damit keine Niedriglohnbranche. Die Mindest-
lohnrelevanz ergibt sich für die Branche durch den Eingriff in die Tarifautonomie sowie ausschließlich 
im Zusammenhang mit den Geringverdienern in der Branche.  

Der Effekt des gesetzlichen Mindestlohns dürfte sich in der Praxis zudem im Wesentlichen auf Stun-
denlöhne beschränken und damit nicht wirklich zu einer nachhaltigen Verbesserung der Einkommens-
situation der tatsächlich betroffenen Beschäftigten führen. Sofern der gesetzliche Mindestlohn nach 
einer Erhöhung oberhalb der Produktivitätsgrenze einer Tätigkeit liegt und diese damit aus Unterneh-
menssicht unrentabel ist, wird es zudem auch vermehrt zu Entlassungen kommen. Zudem ist nicht in 
jedem Fall gesichert, dass Arbeitnehmer, die durch eine Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns ein 
höheres Brutto-Monatsentgelt erhalten, am Ende auch tatsächlich über ein höheres Nettoeinkommen 
verfügen. Dies hängt entscheidend von der individuellen Beitragspflicht ab. Zu beachten ist auch, 
dass ein höheres Bruttoentgelt sogar zu einem niedrigeren Nettoeinkommen führen kann, etwa wenn 
ein geringfügig Beschäftigter durch eine Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns plötzlich oberhalb 
der Einkommensgrenze von 450 Euro liegt und dann als sozialversicherungspflichtig Beschäftigter 
mit einer entsprechend höheren Abgabelast zu behandeln ist.   
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3. Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf faire und funktionierende Wettbe-
werbsbedingungen

Der Mindestlohn hat die Handelsunternehmen über höhere Löhne und zusätzlichen bürokratischen 
Aufwand belastet und dadurch die Arbeitskosten erhöht. Steigende Lohnkosten konnten in der Ver-
gangenheit zum Teil aus den Unternehmensgewinnen heraus finanziert, zum anderen Teil auch in 
Form höherer Preise an den Verbraucher weitergegeben werden. Höhere Preise sind in einem guten 
konjunkturellen Umfeld mit weitgehend stabilen Verbraucherpreisen und steigenden Realeinkommen 
leichter am Markt durchsetzbar. In Zeiten, in denen die konjunkturellen Rahmenbedingungen also 
recht stabil sind, kann davon ausgegangen werden, dass Mindestlohnerhöhungen, die sich an der 
allgemeinen Tariflohnentwicklung orientieren, jedenfalls ohne gravierende Effekte eingepreist werden 
können. In einer Phase der konjunkturellen Abkühlung oder Rezession, wie wir sie aktuell durch die 
Corona-Pandemie massiv erleben, ist die Ausgangslage jedoch eine deutlich andere. Eine Kompen-
sation einer Mindestlohnanhebung durch eine Preisanhebung ist in diesem Umfeld nicht möglich. Das 
gilt ganz besonders bei einem überproportionalen Anstieg des gesetzlichen Mindestlohns.  

Im Einzelhandel konkurrieren unterschiedliche Vertriebsformen miteinander, die sich insbesondere 
durch einen sehr unterschiedlichen Personaleinsatz unterscheiden: vom bedienungs- und beratungs-
intensiven Fachgeschäft bzw. Kaufhaus über Selbstbedienungs-Warenhäuser, Discounter bis hin 
zum Versandhandel. Je nach Vertriebsformat schlagen daher Erhöhungen der Personalkosten durch 
den gesetzlichen Mindestlohn gemessen an den Gesamtkosten sehr unterschiedlich bei den Unter-
nehmen zu Buche. Insbesondere eine überproportionale Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns, 
wie sie nach wie vor teilweise von den Gewerkschaften trotz Corona-Krise gefordert wird, hätte daher 
ganz erhebliche Auswirkungen auf die Wettbewerbssituation innerhalb des Einzelhandels.  

4. Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf die Beschäftigung sowie auf das Tarif-
geschehen im Einzelhandel

Vor Beginn der Corona-Pandemie wies die Beschäftigtenanzahl im Einzelhandel seit Jahren stei-
gende Tendenz auf. So wuchs die Anzahl der Beschäftigten von 2011 bis 2019 in der Branche um 
etwa 150.000 Stellen. Zuletzt waren nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit mehr als 3,1 Millio-
nen Personen bei einem Einzelhandelsunternehmen beschäftigt (Stichtag: 30.09.2019). Darunter wa-
ren auch rund 800.000 geringfügig Beschäftigte. Der Zuwachs an Beschäftigung fand in den letzten 
Jahren aber nahezu ausschließlich im Bereich der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung statt, 
gleichzeitig wurde geringfügige Beschäftigung über viele Jahre hinweg stetig abgebaut. Diese Be-
schäftigungseffekte stehen allerdings in keiner Verbindung zum gesetzlichen Mindestlohn, sondern 
sind im Wesentlichen der guten konjunkturellen Lage des Einzelhandels in den letzten zehn Jahren 
vor der Corona-Pandemie zuzuschreiben. Zumal sich die Tendenz bei der Beschäftigungsentwicklung 
durch die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns nicht geändert hat. Auch nach Einführung des 
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gesetzlichen Mindestlohns 2015 wurde in der Branche weiter sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigung aufgebaut, während geringfügige Beschäftigung abgebaut werden konnte.  

Offenkundig ist aber auch, dass Minijobs durch die abermaligen Erhöhungen des gesetzlichen Min-
destlohns auf derzeit 9,35 Euro bei gleichzeitiger Beibehaltung des 450-Euro-Schwellenwerts für Ar-
beitgeber erheblich an Attraktivität verloren haben, da sich das monatliche Zeitkontingent, das im 
Rahmen von Minijobs noch möglich ist, seit Einführung des gesetzlichen Mindestlohns deutlich ver-
ringert hat. Der Einzelhandel ist aber auch zukünftig unverändert auf geringfügig Beschäftigte ange-
wiesen, um etwa Auftragsspitzen abzufedern oder Personallücken zu schließen, die sich aufgrund 
der Einführung immer neuer (einseitiger) Teilzeitansprüche von Arbeitnehmern ergeben. Minijobs sind 
im Übrigen auch bei Arbeitnehmern beliebt (etwa bei Studierenden oder Rentnern). Der HDE fordert 
daher auch weiterhin die längst überfällige Anhebung der starren Einkommensgrenze für geringfügig 
Beschäftigte auf mindestens 550 Euro. Außerdem sollte jeweils nach einem vorab festgelegten Zeit-
raum (beispielsweise alle drei Jahre) eine weitere Anpassung der Einkommensgrenze anhand der 
allgemeinen Lohnentwicklung geprüft werden. Dieser Schritt ist zwingend erforderlich, um perspekti-
visch die Attraktivität der Minijobs für Arbeitgeber und Arbeitnehmer gleichermaßen zu erhalten. 

Im Bereich der Beschäftigten im Einzelhandel, die nach Tarifvertrag vergütet werden, hatte die erst-
malige Einführung des Mindestlohns keine unmittelbaren Auswirkungen, da zu diesem Zeitpunkt die 
untersten Tarifentgelte bereits bei 8,50 Euro bzw. darüber lagen. Hier wurden jedoch in den Tarifrun-
den vor der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns entsprechende überproportionale Vorwegan-
passungen durch die Gewerkschaftsseite durchgesetzt. Nach der ersten Erhöhung des gesetzlichen 
Mindestlohns zum 01. Januar 2017 auf 8,84 Euro lag der rechnerische Stundenlohn der untersten 
Vergütungsgruppe in vier Tarifgebieten des Einzelhandels unterhalb dieses Niveaus, so dass der ge-
setzliche Mindestlohn dort die Tarifentgelte zunächst direkt verdrängt hat, bis in der Tarifrunde 2017 
die unterste Vergütungsgruppe auf jeweils mindestens 8,84 Euro angehoben werden musste. Auch 
von der Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns auf 9,19 Euro zum 1. Januar 2019 bzw. auf 9,35 
Euro zum 1. Januar 2020 waren erneut diese vier Tarifgebiete im Einzelhandel betroffen, so dass die 
unterste Vergütungsgruppe in der Tarifrunde 2019 dort überproportional angehoben wurde. Trotz die-
ser Sonderanhebungen sowie der allgemeinen Anpassung der Tarifentgelte im Einzelhandel 2019 in 
Höhe von 3 Prozent und 2020 in Höhe von 1,8 Prozent ist nicht auszuschließen, dass eine weitere 
Erhöhung des Mindestlohns zum 01. Januar 2021 erneut in die tariflichen Regelungen einiger Tarif-
gebiete des Einzelhandels eingreifen könnte. Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass eine geson-
derte Anhebung der untersten Entgeltstufe zukünftig nicht mehr möglich wäre, so dass auch die dar-
über liegenden tariflichen Entgeltgruppen gesondert angehoben werden müssten, da die Abstände 
zwischen den Gruppen aufgebraucht sind oder zu geringe Abstände mit Blick auf höhere Anforderun-
gen an die Tätigkeiten nicht gerechtfertigt werden können. Gegebenenfalls müsste also eine Tarif-
gruppe aufgegeben werden, oder der Mindestlohn treibt die ganze Entgelttabelle nach oben. Dies 
veranschaulicht ganz konkret, in welcher Weise der gesetzlichen Mindestlohn in die Tarifautonomie 
Einzelhandels eingreift. 
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Auswirkungen des Mindestlohns

1 Grundsätzliche Einschätzungen 

Der gesetzliche Mindestlohn wurde 2015 im Rahmen des Tarifautonomiestärkungsgesetzes ein-

geführt, um die Tarifautonomie zu stärken und um angemessene Arbeitsbedingungen für Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer sicherzustellen (Bundesregierung, 2014). Im Gesetzent-

wurf vom 28. Mai 2014 wird die Einführung eines flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohns 

damit begründet, dass die Beschäftigten vor unangemessen niedrigen Löhnen geschützt wür-

den. Gleichzeitig werde dafür gesorgt, dass der Wettbewerb zwischen den Unternehmen nicht 

zu Lasten der Beschäftigten durch die Vereinbarung immer niedrigerer Löhne stattfinde, son-

dern um die besseren Produkte und Dienstleistungen. Er stelle zugleich einen Beitrag dar, um 

die finanzielle Stabilität der sozialen Sicherungssysteme zu schützen. 

Die aufgrund einiger Simulationsstudien abgeleitete Befürchtung, der Mindestlohn bewirke ei-

nen massenhaften Abbau von Arbeitsplätzen, hat sich bislang nicht bewahrheitet. Hierbei ist 

jedoch zu berücksichtigen, dass die Eingriffsintensität des Mindestlohns in das Lohngefüge – 

insbesondere in Berechnungen auf der Basis des Sozioökonomischen Panels (SOEP) – ex ante 

deutlich überschätzt wurde. Hinzu kommt, dass der Mindestlohn bislang durch konjunkturell 

günstige Rahmenbedingen flankiert wurde und er in einem offenbar nicht unerheblichen Aus-

maß umgangen wurde.  

Die Eingriffsintensität wurde vor Einführung des Mindestlohns auf bis zu 17 Prozent geschätzt 

(Brenke, 2014; Kalina/Weinkopf, 2014; Lesch et al. 2014). Grundlage waren Daten des SOEP. 

Berechnungen auf der Basis der Verdienststrukturerhebung ermittelten hingegen nur eine Min-

destlohnbetroffenheit von 11 Prozent (Mindestlohnkommission, 2016). Neuere Auswertungen 

deuten zudem auf umfangreiche Verstöße hin (Fedorets et al., 2019). Für das Jahr 2017 liegen 

die Schätzungen bei 1,8 Millionen Fällen (1,3 Millionen bei Personen in einer Haupt- und 0,5 

Millionen Fälle bei Personen in einer Nebentätigkeit). Diese beiden Effekte wurden in den ur-

sprünglichen Prognosen über die Arbeitsmarktwirkungen des Mindestlohns nicht angemessen 

berücksichtigt. In den Simulationen wurden aber auch die Arbeitsnachfrageelastizitäten über-

schätzt. 

Aktuelle Analysen zeigen: Je nach Modellschätzung induzierte der Mindestlohn bei den be-

troffenen Beschäftigten einen Anstieg der Entlohnung zwischen 6 und 10 Prozent (Bör-

schlein/Bossler, 2019). Umstritten ist dabei, ob es gleichermaßen zu einem Anstieg von Brutto-

stunden- und Bruttomonatslöhnen gekommen ist. Sofern Unternehmen auf die mindestlohnin-

duzierte Stundenlohnsteigerung mit einer Reduzierung der Arbeitszeiten reagieren, wirkt sich 

dies negativ auf die Monatslöhne auf. Durch eine solche Arbeitszeitreduktion können die stei-

genden Lohnkosten ausgeglichen werden. Das mindert auch mögliche negative Effekte auf die 

Beschäftigung. 

Je nach Datengrundlage und Methode lassen sich keine oder nur geringfügige Effekte auf die 

reguläre Beschäftigung nachweisen (Caliendo et al., 2019; Börschlein/Bossler, 2019). Es hat al-

lerdings unmittelbar nach der Einführung des Mindestlohns einen Substitutionseffekt zwischen 

geringfügiger und regulärer Beschäftigung gegeben (Lesch/Schröder, 2016). Dadurch kam es zu 
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einer Reduktion bei der geringfügigen Beschäftigung um 180.000 Stellen. Das entsprach aller-

dings nur etwa 2,4 Prozent aller Minijobs (Caliendo et al., 2018). 

Neben Lohn- und Beschäftigungseffekten wurden in einigen Branchen auch Preissteigerungen 

beobachtet. Gesamtwirtschaftlich spielten solche mindestlohninduzierten Preiseffekte aber 

keine Rolle (Lesch/Schröder, 2016). Insgesamt ging die Einführung des gesetzlichen Mindest-

lohns mit erstaunlich geringen Effekten einher. Offen bleibt dabei, wie der Mindestlohn auch 

unter konjunkturell ungünstigeren Bedingungen arbeitsmarktpolitisch zu bewerten ist. Bei einer 

Rezession oder bei einer deutlichen Anhebung des Mindestlohns können durchaus negative Be-

schäftigungseffekte eintreten (Köppl-Turyna et al., 2019). Die derzeitige, durch die Corona-Pan-

demie verursachte Wirtschaftskrise wird für den gesetzlichen Mindestlohn vermutlich zur Na-

gelprobe. 

2 Deutschlands Mindestlohn im europäischen Vergleich 

Im EU-Vergleich nimmt Deutschland in absoluter Betrachtung einen Platz im vorderen Mittel-

feld ein. Unter den 21 Ländern mit einem staatlich festgesetzten Mindestlohn hat es, auf die 

Stunde gerechnet, den siebthöchsten Wert. Nicht in die Betrachtung einbezogen sind allerdings 

die skandinavischen Länder, die keinen gesetzlichen, aber einen tariflichen Mindestlohn mit ho-

her Reichweite aufweisen. Auffallend ist, dass zwischen einer Gruppe wirtschaftlich hochentwi-

ckelter Länder und dem Rest der EU eine große Lücke klafft. Die von Luxemburg angeführte und 

von Deutschland abgeschlossene Spitzengruppe deckt eine Spanne von 12,38 bis 9,35 Euro je 

Stunde ab. Im hinter Deutschland an achter Stelle platzierten Spanien beträgt der Mindestlohn 

lediglich 5,76 Euro. Für sein hohes Wohlstandsniveau ist das Preisniveau in Deutschland relativ 

niedrig. Weist man die Mindestlöhne daher kaufkraftbereinigt zum deutschen Preisniveau aus, 

klettert Deutschland an die vierte Position und lässt dann auch das Vereinigte Königreich, Bel-

gien und Irland hinter sich. Der Mindestlohn der Niederlande liegt kaufkraftbereinigt nur noch 

1 Prozent über dem deutschen Niveau und der Abstand zu Frankreich reduziert sich auf 25 Eu-

rocent. Umgekehrt verringert sich der Abstand zu den übrigen Ländern, da ein niedrigeres Lohn- 

und Einkommensniveau meist auch mit niedrigeren Preisen einhergeht (Tabelle 2-1). 

Um die Höhe des Mindestlohns eines Landes international einzuordnen, kann man sie auch in 

Relation zum mittleren Lohn setzen – diese Messzahl wird als Kaitz-Index bezeichnet. Häufig 

wird hierzu der monatliche Mindestlohn eines Vollzeitarbeitnehmers mit dem Median des Mo-

natsverdiensts aller Vollzeitarbeitnehmer verglichen. Bei dieser Betrachtung ergibt sich für 

Deutschland ein – im internationalen Vergleich – niedriger Wert: Der vollzeitbeschäftigte Min-

destlohnbezieher kommt auf 45,6 Prozent des Medianlohns aller Vollzeitbeschäftigten. Unter-

boten wird dieser Wert in der EU lediglich von Spanien (41,2 Prozent), Tschechien (41,8 Prozent) 

und Estland (43,1 Prozent). In Frankreich, Slowenien und Portugal beträgt der so berechnete 

Kaitz-Index dagegen um die 60 Prozent. Deutschland hat jedoch eine hohe Teilzeitquote und in 

der Industrie sind die Verdienste hierzulande im Vergleich zu anderen Wirtschaftsbereichen be-

sonders hoch (Schröder, 2019). Da in der Industrie aber wenige Beschäftigte Teilzeit arbeiten, 

ist der relative Unterschied zwischen dem Median-Stundenlohn der Vollzeitbeschäftigten und 
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dem aller Beschäftigten hierzulande deutlich größer als in den meisten anderen EU-Ländern. 

Nimmt man als Maßstab den Medianstundenlohn aller Beschäftigten, liegt der Kaitz-Index für 

Deutschland international im Mittelfeld (Tabelle 2-1). Deutschland belegt dann mit einem Wert 

von knapp 52 Prozent den zehnten Rang unter 18 Ländern. Damit liefert der europäische Ver-

gleich keinen Beleg dafür, dass der Mindestlohn in Deutschland besonders vorsichtig gewählt 

wurde. 

Tabelle 2-1: Mindestlohn in Europa 

Nominal zu deutschen 
Preisen 

Vollzeit- 
arbeitnehmer 

Alle Arbeitnehmer 

In Euro Kaitz-Index 

Luxemburg 12,38 10,20 53,8 58,8 

Frankreich 10,15 9,60 61,6 62,8 

Niederlande 10,14 9,44 47,0 57,6 

Deutschland 9,35 9,35 45,6 51,6 

Belgien 9,66 9,07 46,3 51,3 

Vereinigtes Königreich 9,35 8,31 54,5 60,1 

Irland 9,80 8,03 47,5 45,0 

Slowenien 5,44 6,68 58,7 60,6 

Spanien 5,76 6,50 41,2 44,4 

Polen 3,50 6,41 47,0 54,7 

Litauen 3,72 5,90 51,2 56,5 

Rumänien 2,81 5,65 k.A. k.A.

Tschechien 3,40 5,02 41,8 45,3 

Slowakei 3,33 4,95 49,3 50,2 

Ungarn 2,85 4,85 51,8 51,0 

Kroatien 3,17 4,83 k.A. k.A.

Griechenland 3,76 4,65 47,5 43,0 

Portugal 3,83 4,60 61,4 63,9 

Estland 3,48 4,53 43,1 46,9 

Bulgarien 1,87 3,86 k.A. k.A.

Lettland 2,54 3,59 50,4 57,9 

Mindestlohn zu deutschen Preisen: Kaufkraftbereinigt mit den Kaufkraftparitäten für Konsumausgaben, umgerechnet 

auf deutsches Preisniveau;  Kaitz Index: Mindestlohn in Prozent des Medianlohns, Mindestlohn alle Arbeitnehmer: 

Mindestlohn je Stunde in Prozent des Medianlohns je Stunde aus Lohn- und Gehaltsstrukturerhebung 2014, fortge-

schrieben mit der Entwicklung des Kaitz-Index für Vollzeitarbeitnehmer; k.A. = keine Angabe 

Quellen: Eurostat; OECD; WSI; eigene Berechnungen 
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3 Lohnstruktureffekte und Verteilungswirkungen 

3.1 Mindestlohn und Armutsgefährdungsschwellen im internationalen Vergleich 

Die Europäische Kommission (2020) setzt sich für existenzsichernde Mindestlöhne ein. Dabei 

verweist sie auf den 6. Grundsatz der europäischen Säule sozialer Rechte. Danach haben „Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer das Recht auf eine gerechte Entlohnung, die ihnen einen 

angemessenen Lebensstandard ermöglicht. Es werden angemessene Mindestlöhne gewährleis-

tet, die vor dem Hintergrund der nationalen wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen den Be-

dürfnissen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und ihrer Familien gerecht werden; dabei 

werden der Zugang zu Beschäftigung und die Motivation, sich Arbeit zu suchen, gewahrt. Armut 

trotz Erwerbstätigkeit ist zu verhindern. Alle Löhne und Gehälter werden gemäß den nationalen 

Verfahren und unter Wahrung der Tarifautonomie auf transparente und verlässliche Weise fest-

gelegt.“ Nicht thematisiert wird hierbei, ob es bei der Festsetzung des Mindestlohns einen Ziel-

konflikt zwischen Beschäftigungssicherung und Armutsvermeidung gibt. Zu hinterfragen ist zu-

dem, ob der Mindestlohn allein oder in Verknüpfung mit Sozialleistungen einen angemessenen 

Mindestlebensstandard sichern soll. So erhalten erwerbstätige Bezieher von Arbeitslosengeld II 

(ALG II) einen Freibetrag von maximal 300 Euro. Anrechenbar auf den Freibetrag sind Verdienste 

bis maximal 1.200 Euro. Bei durchschnittlichen (anerkannten) Kosten der Unterkunft ergibt sich 

für das Jahr 2020 insgesamt ein kombiniertes Einkommen von 1.118 Euro, was in etwa im Be-

reich der Armutsgefährdungsgrenze liegt. Ohne Transferzahlung wäre hierfür indes ein Arbeits-

einkommen von 1.481 Euro erforderlich. Der deutsche Mindestlohn liegt im Jahr 2020 bei einer 

durchschnittlichen tariflichen Wochenarbeitszeit von 38,2 Stunden bei 1.554 Euro, also über 

diesem Wert. Damit wird der Einkommensbereich von 1.200 bis 1.481 Euro, der in Kombination 

mit ALG II (bei durchschnittlichen Wohnkosten) zu identischen Nettoeinkommen führt, über-

sprungen. Folglich werden Lohnzuwächse, die über den Mindestlohn hinausgehen, auch mit 

steigenden Nettoeinkommen belohnt. 

Die Europäische Kommission (2020) macht keine genauen Vorgaben, was unter einem existenz-

sichernden Lohn zu verstehen ist. Genannt werden zwei Möglichkeiten: Zum einen der Wert 

eines länderspezifischen Warenkorbs, der einen angemessenen Lebensstandard widerspiegelt, 

und zum anderen die Armutsgefährdungsschwelle. Das Nettoeinkommen eines Mindestlohn-

empfängers sollte dann in einem Fall ausreichend sein, um diesen Warenkorb zu finanzieren 

und im anderen Fall hoch genug sein, um den Schwellenwert für Einkommensarmut zu über-

treffen. Als Schwellenwert für Armutsgefährdung gelten nach einer Konvention 60 Prozent des 

bedarfsgewichteten Netto-Pro-Kopf-Einkommens.  

In der Europäischen Union ist der Mindestlohn brutto meist höher als die Armutsgefährdungs-

schwelle. In Deutschland beträgt der Abstand ebenso wie in Belgien, Irland und Frankreich rund 

ein Drittel (Abbildung 3-1). Auf den ersten Blick überraschend sind die geringen Unterschiede 

zwischen Frankreich und Deutschland, obwohl der Mindestlohn in Frankreich auf die Stunde 

gerechnet und im Vergleich zum Medianlohn wesentlich höher liegt. In Frankreich ist jedoch 

durch die gesetzliche 35-Stunden-Woche die Arbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten wesentlich 
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niedriger, sodass sich auf Monats- und Jahresbasis nur ein geringer Unterschied ergibt. Lediglich 

in Estland liegt der Brutto-Mindestlohn unterhalb der Armutsgefährdungsschwelle. Griechen-

land und Ungarn haben in Relation zum Schwellenwert den höchsten Mindestlohn – er liegt dort 

um rund zwei Drittel höher.  

Abbildung 3-1: Mindestlohn und Armutsgefährdungsschwelle 2018 
Mindestlohn in Prozent der Armutsgefährdungsschwelle für einen Alleinstehenden 2018 

Mindestlohn je Monat für einen Vollzeitarbeitnehmer; Netto: nach Abzug von Steuern und Sozialabgaben 

Quellen: OECD; eigene Berechnungen 

Relevanter ist der Vergleich zwischen dem Netto-Mindestlohn und der Armutsgefährdungs-

schwelle, da diese über das verfügbare Einkommen definiert ist. Hier kommen die unterschied-

lichen Abzüge für Steuern und Sozialversicherungsbeiträge zum Tragen. So bleibt der Netto-

Mindestlohn in Frankreich um 16 Prozent über der Gefährdungsschwelle, während in Deutsch-

land der Netto-Mindestlohn für einen Alleinstehenden knapp nicht ausreicht, um relative Ein-

kommensarmut zu vermeiden. Der Abstand zur Gefährdungsschwelle fällt mit 2,4 Prozent aber 

sehr gering aus, sodass nach dieser EU-Definition auch in Deutschland der Mindestlohn als exis-

tenzsichernder Lohn bezeichnet werden kann. Ebenfalls unmittelbar unterhalb der Armutsge-

fährdungsschwelle liegt der Netto-Mindestlohn in Spanien und Belgien. Dagegen liegen die Min-

destlohnbezieher in den Niederlanden, dem Vereinigten Königreich und in Irland mit einem 

Viertel am weitesten über der Armutsgefährdungsschwelle. Hingegen verfehlen die Mindest-

lohnbezieher in Tschechien und Luxemburg die Armutsgefährdungsschwelle mit einem Abstand 

von 12 beziehungsweise 15 Prozent deutlich. In Luxemburg liegt die Armutsgefährdungs-

schwelle allerdings auch mit Abstand am höchsten. Dies ist bei der Diskussion über existenzsi-

chernde Verdienste zu berücksichtigen. Denn die subjektiv empfundene Einkommensarmut 

hängt nicht nur von der Quote der relativen Einkommensarmut, sondern auch vom Einkom-

mensniveau ab (Schröder, 2013). In dieses Bild passt, dass die Luxemburger neben den Skandi-

naviern zum Zeitpunkt der letzten Befragung besonders selten von subjektiver Einkommensar-

mut betroffen waren, obwohl die Einkommensarmutsquote damals nur knapp unter dem EU-
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Durchschnitt lag. Daher ist es auch schwierig zu beurteilen, ob die Mindestlöhne in Luxemburg 

weniger existenzsichernd sind als etwa in den Nachbarländern Belgien oder Deutschland. 

3.2 Mindestlohn und Altersarmut 

Die Gewerkschaften begründen Forderungen nach einem Mindestlohn von 12 Euro auch damit, 

dass damit Altersarmut und die Abhängigkeit von staatlichen Sozialleistungen im Alter vermie-

den werden soll (NGG, 2019). Einfluss kann ein Mindestlohn von 12 Euro auf die Altersarmut 

erst in fernerer Zukunft entfalten, wenn sich die höheren Löhne auch in höheren Entgeltpunkten 

niederschlagen. Durch die von der Regierung beschlossene, aber noch nicht in Kraft getretene 

Grundrente, werden kleine Renten zukünftig jedoch aufgestockt (Bundesregierung, 2020). Dies 

geschieht in der Weise, dass die durchschnittliche Zahl an Entgeltpunkten bis zu einem Maxi-

malwert von 0,8 Entgeltpunkten für 35 Jahre unter bestimmten Voraussetzungen verdoppelt 

wird. Eine Vollzeit-Beschäftigung (38,2 Wochenstunden) zum Mindestlohn von 2019 erbringt 

0,47 und ein Stundenlohn von 12 Euro 0,62 Entgeltpunkte (Tabelle 3-1). In beiden Fällen würden 

die Rentenansprüche damit auf 0,8 Entgeltpunkte pro Jahr erhöht. Da von diesem Grundren-

tenzuschlag aber wieder 12,5 Prozent abgezogen werden, ergibt sich eine kleine Differenzie-

rung. So kommt ein Mindestlohnempfänger nach 35 Jahren auf einen selbst erarbeiteten Ren-

tenanspruch von 545 Euro. Das sind immerhin 167 Euro weniger als ein Vollzeitbeschäftigter mit 

einem Stundenlohn von 12 Euro erhielte. Durch den Grundrentenzuschlag schmilzt die Differenz 

aber auf 21 Euro zusammen. Nach 45 Beitragsjahren ergibt sich eine Differenz von gut 68 Euro, 

da in diesem Fall die Rentenbeiträge für 10 Beitragsjahre nicht durch die Grundrente aufge-

stockt werden und die höheren Einzahlungen der 12-Euro-Verdiener daher voll auf die Renten-

zahlungen durchschlagen. Mit den Rechengrößen von 2019 erhält ein Mindestlohnempfänger 

somit einschließlich Grundrente 1.034 Euro, ein Vollzeitbeschäftigter mit 12 Euro Stundenlohn 

käme auf 1.102 Euro.  

Tabelle 3-1: Mindestlohn und Rentenansprüche 
Rechengrößen von 2019, Angaben in Euro 

Mindestlohn 2019 Mindestlohn 12 Euro 

Mindestlohn 9,19 12,00 

Monatslohn bei Vollzeit 1.527 1.994 

Entgeltpunkte 2019 0,47 0,62 

Rentenanspruch nach 35 Beitragsjahren 545 712 

Grundrentenzuschlag 333 187 

Rentenanspruch 35 Jahre mit Grundrententzuschlag 878 899 

Rentenanspruch nach 45 Beitragsjahre 701 915 

Rentenanspruch 45 Jahre mit Grundrententzuschlag 1.034 1.102 

Nettorente (45 Beitragsjahre mit Grundrente) 927 988 

Quellen: Bundesregierung; BMAS; eigene Berechnungen 
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Der Entwurf des Grundrentengesetzes sieht zudem einen neuen Freibetrag bei der Grundsiche-

rung im Alter vor. Er beträgt maximal 212 Euro im Jahr 2019 und 216 Euro im Jahr 2020 (halber 

Grundbedarf). Der Maximalbetrag ist bereits bei einer Rente von 474 Euro (2019) beziehungs-

weise 487 Euro (2020) ausgeschöpft und damit nach 35 Beitragsjahren für einen Vollzeitbeschäf-

tigten überschritten. Damit erhielte diese Person im Rentenalter als Alleinlebender einschließ-

lich der Grundsicherung im Alter bei durchschnittlich hohen anerkannten Kosten der Unterkunft 

– 385,59 Euro im Oktober 2019 – netto 1.022 Euro gezahlt. Auch bei einem Stundenlohn von 12

Euro bestünde noch ein kleiner Anspruch auf Grundsicherung im Alter, da die Nettorente mit

988 Euro knapp unter diesem Betrag liegt. Unter dem Strich würde sich das Nettoeinkommen

daher nicht verändern. Selbst wenn eine Person durchgängig 80 Prozent des Durchschnittsge-

halts erzielt und somit jährlich 0,8 Rentenpunkte erwirbt – bei Vollzeitbeschäftigung entspricht

dies einem Stundenlohn von 15,60 Euro – ergäbe sich nach 45 Beitragsjahren nur eine Brutto-

rente von 1.190 Euro. Netto verbleiben davon 1.063 Euro und somit kaum mehr als ein Rentner

nach 35 Beitragsjahren mit Mindestlohn einschließlich Grundsicherung im Alter zur Verfügung

hätte.

Selbst ein wesentlich höherer Mindestlohn würde also nur dann zu deutlich höheren Altersein-

künften führen, wenn neben der gesetzlichen Rente noch andere Einkünfte vorlägen oder an-

dere Personen im Haushalt über ein höheres Einkommen verfügten. Dies wären dann aber ge-

rade Konstellationen, bei denen keine Einkommensarmut vorliegt. Die Kombination aus Grund-

rente und Grundsicherungsleistungen führt somit über einen sehr breiten Bereich von Renten-

beiträgen zu ähnlichen Alterseinkünften, wenn sonstige Einnahmequellen fehlen. Besteht An-

recht auf Grundsicherung im Alter, macht es (sofern sonst keine Einkünfte erzielt werden) kei-

nen Unterschied, ob man 34 Jahre lang Vollzeit zum Mindestlohn gearbeitet hat oder ob man 

als Vollzeitbeschäftigter mit einem Stundenlohn von 13,50 Euro 45 Jahre in die Gesetzliche Ren-

tenversicherung eingezahlt hat. Denn in beiden Fällen ergäben sich monatliche Nettoeinkom-

men von rund 1.020 Euro. Damit ließe sich mit einem höheren Mindestlohn kein wesentlicher 

Beitrag zur Vorbeugung gegen Altersarmut leisten. Die höheren Rentenbeiträge würden viel-

mehr vor allem jenen nutzen, die gerade nicht einkommensarm sind. Dies sind beispielsweise 

Personen mit (abbezahlten) selbstgenutzten Wohneigentum oder Rentner, die nicht grundren-

tenberechtigt sind, weil ihr Nettoeinkommen ohne Grundrentenzuschlag 1.250 Euro übersteigt. 

3.3 Einfluss des Mindestlohns auf die Lohnverteilung 

In wieweit eine Erhöhung des Mindestlohns auch zu einem höheren Lebens-Erwerbseinkommen 

führt, hängt auch davon ab wie sich die Verdienste nach einem Start oder Neustart in die Er-

werbstätigkeit entwickeln. Wird beispielsweise die Lohnverteilung im unteren Entgeltbereich 

durch einen hoch angesetzten Mindestlohn stark gestaucht, kann dies auch bedeuten, dass 

etwa ein ungelernter Arbeitnehmer, der sich unterhalb der Fachkräftequalifikation weiterent-

wickelt, nur geringe Einkommenszuwächse erhält. Dies könnte wiederum die Motivation dämp-

fen, sich weiter zu qualifizieren. Insofern ist eine Verringerung der Lohnungleichheit durch einen 

Mindestlohnanstieg nicht uneingeschränkt positiv zu bewerten. 
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Betrachtet wird zunächst das Verhältnis der Entgelte der ungelernten Arbeitskräfte zu jenen der 

Fachkräfte. Hier zeigen die Ergebnisse der laufenden Verdiensterhebungen, dass sich bei 

deutschlandweiter Betrachtung eine anfänglich leichte Stauchung der Lohnstruktur inzwischen 

aufgelöst hat. Vielmehr hatte die mittlere Leistungsgruppe, die Tätigkeiten beschreibt, die nor-

malerweise eine berufliche Ausbildung erfordern, zwischen dem letzten Quartal 2014 und dem 

zweiten Quartal 2019 die höchsten Verdienstanstiege (Tabelle 3-2). Hierbei kompensieren sich 

eine leichte Stauchung der Verdienststruktur im Dienstleistungssektor einerseits und ein Ausei-

nanderdriften der Einkommen im Produzierenden Gewerbe andererseits. Möglicherweise ver-

stärkt im Produzierenden Gewerbe, dessen Entgelte zumeist deutlich über Mindestlohnniveau 

liegen, der Fachkräfteengpass die Lohnungleichheit, während im niedriger bezahlten Dienstleis-

tungsbereich der Mindestlohn zu einer Anhebung der unteren Lohngruppen geführt haben 

könnte. Im Dienstleistungsbereich zeigt sich eine leichte Rückbildung der Lohnstauchung. 

Tabelle 3-2: Verdienstentwicklung nach Leistungsgruppen in Prozent 
Vollzeitbeschäftigte je bezahlter Stunde ohne Sonderzahlungen 

4. Quartal 2014 –
1. Quartal 2015

4. Quartal 2014 –
2. Quartal 2017

4. Quartal 2014 –
2. Quartal 2019

Deutschland 

Produzierendes Gewerbe und Dienstleistungen 

Ungelernte Arbeitnehmer 0,7 5,7 11,5 

Angelernte Arbeitnehmer 0,6 5,0 10,2 

Fachkräfte 0,3 5,8 12,6 

Herausgehobene Fachkräfte -0,2 5,4 11,6 

Führungskräfte -0,2 5,9 11,6 

Alle Arbeitnehmer 0,3 5,6 11,9 

Dienstleistungen 

Ungelernte Arbeitnehmer 0,6 7,1 14,3 

Angelernte Arbeitnehmer 0,5 6,5 12,2 

Fachkräfte 0,4 6,2 14,1 

Herausgehobene Fachkräfte -0,6 5,3 11,8 

Führungskräfte -0,8 5,2 11,8 

Alle Arbeitnehmer -0,1 5,2 12,7 

Produzierendes Gewerbe 

Ungelernte Arbeitnehmer 1,0 4,7 7,7 

Angelernte Arbeitnehmer 0,5 4,6 8,3 

Fachkräfte 0,4 5,7 10,4 

Herausgehobene Fachkräfte 0,4 5,4 10,7 

Führungskräfte 0,7 7,2 11,2 
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Alle Arbeitnehmer 0,9 6,2 10,4 

Ostdeutschland 

Produzierendes Gewerbe und Dienstleistungen 

Ungelernte Arbeitnehmer 5,7 13,2 18,2 

Angelernte Arbeitnehmer 2,7 9,8 16,1 

Fachkräfte 2,5 9,1 17,0 

Herausgehobene Fachkräfte 0,8 7,1 14,8 

Führungskräfte 1,0 7,8 13,5 

Alle Arbeitnehmer 2,5 8,9 15,9 

Dienstleistungen 

Ungelernte Arbeitnehmer 5,7 15,2 21,5 

Angelernte Arbeitnehmer 3,2 10,5 17,7 

Fachkräfte 3,0 9,4 18,5 

Herausgehobene Fachkräfte 0,2 6,3 14,5 

Führungskräfte 0,5 7,2 13,0 

Alle Arbeitnehmer 2,3 8,5 16,7 

Produzierendes Gewerbe 

Ungelernte Arbeitnehmer 4,9 9,7 13,9 

Angelernte Arbeitnehmer 2,6 9,9 14,5 

Fachkräfte 1,7 8,8 15,0 

Herausgehobene Fachkräfte 2,2 9,3 15,4 

Führungskräfte 2,2 9,3 14,6 

Alle Arbeitnehmer 2,7 9,4 14,8 

Betriebe mit mindestens zehn Beschäftigten 

Quellen: Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen 

In den ostdeutschen Bundesländern, wo der Mindestlohn aufgrund des dort niedrigeren Lohn-

niveaus für mehr Beschäftigte relevant ist, zeigt sich dagegen eine deutliche Lohnstauchung, die 

sich nach 2017 jedoch deutlich abgeschwächt hat. Auch hier zeigen sich Unterschiede zwischen 

Produzierendem Gewerbe und Dienstleistungssektor. So haben sich die Löhne der Ungelernten 

im ostdeutschen Produzierenden Gewerbe unmittelbar nach der Einführung des Mindestlohns 

unter allen Leistungsgruppen am stärksten erhöht. Diese Lohnstauchung hatte sich 2017 aber 

abgebaut und inzwischen umgekehrt. Denn über den Gesamtzeitraum vom 4. Quartal 2014 bis 

Mitte 2019 fiel die Lohnerhöhung der Ungelernten in der ostdeutschen Industrie unter allen 

Leistungsgruppen am schwächsten aus. Im ostdeutschen Dienstleistungssektor ist dagegen 

noch eine deutliche Lohnstauchung erkennbar, wobei die Lohnsteigerungen je niedriger ausfal-

len, je höher die Tätigkeitsanforderungen sind. Gleichwohl hat sich auch in diesem Fall die 

Lohnstauchung zwischen 2017 und 2019 etwas zurückgebildet. 
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Bei den Branchen zeigt sich zwischen den Rändern eine Konvergenz. So sind in acht der zehn 

Branchen, die Ende 2013 den niedrigsten Durchschnittlohn gezahlt haben, die Verdienste bis 

zum 2. Quartal 2019 überdurchschnittlich gestiegen. In Ostdeutschland war dies sogar in neun 

von zehn Branchen, die am geringsten entlohnten, der Fall. Umgekehrt stiegen in sieben der 

zehn vor Einführung des Mindestlohns (4. Quartal 2014) bestvergütenden Branchen die Ver-

dienste nur unterdurchschnittlich. In Ostdeutschland galt dies für acht der Top-10-Branchen. 

Insgesamt zeigt sich also ein leichter Rückgang der Lohnungleichheit nach der Einführung des 

Mindestlohns. Auch aktuelle Ergebnisse auf Basis des SOEP bestätigen dies und machen zudem 

einen zuletzt leicht zurückgehenden Anteil des Niedriglohnsektors aus (Fedorets et al., 2020, 

95). Dabei ist die Lohnungleichheit in der unteren Hälfte der Verteilung (Relation des Medians 

zum 10-Prozent-Perzentil) bereits seit 2006 rückläufig. Zeitgleich mit der Einführung des Min-

destlohns war der Rückgang der Ungleichheit am stärksten. Ein kausaler Zusammenhang wurde 

indes nicht untersucht. 

Die Wirkung des Mindestlohns auf die Lohnverteilung und die Einkommensarmut hängt auch 

davon ab, ob er tatsächlich gezahlt wird. Hier gibt es sehr unterschiedliche Zahlen zur Nicht-

Anwendung. Auf Basis der aktuellen SOEP-Zahlen (Version 35) reicht die Spanne für das Jahr 

2018 von 750.000 bei der Direktabfrage über 2,4 Millionen beim berechneten vereinbarten 

Stundenlohn bis zu 3,8 Millionen Beschäftigten beim errechneten tatsächlichen Stundenlohn. 

Nach vorläufigen Angaben des Statistischen Bundesamtes auf Basis der Lohn- und Gehaltsstruk-

turerhebung des Jahres 2018 belief sich die Zahl der Unterschreiter (Verdienst weniger als 8,79 

Euro) nur auf 509.000 (Statistisches Bundesamt, 2020). Die Zahl der Beschäftigungsverhältnisse 

mit Mindestlohn (hier: Stundenlohn zwischen 8,79 Euro bis unter 8,89 Euro) betrug 930.000 und 

hat sich damit gegenüber 2015 halbiert. 

Eine eigene Auswertung mit Daten des SOEP für das Jahr 2017 auf Basis des errechneten ver-

einbarten Stundenlohns bestätigt die Gesamtzahl von damals 2,3 Millionen Unterschreitern. 

Von diesen hatten aber nur knapp 1,5 Millionen einen Stundenlohn von weniger als 8 Euro. Aus 

dieser Gruppe war wiederum nur jeder Dritte (knapp 500.000) vollzeitbeschäftigt. Die meisten 

Beschäftigten mit Stundenlohn unter 8 Euro hatten dagegen Minijobs (670.000). 

3.4 Mindestlohn und Einkommensarmut 

Mit der Einführung und Erhöhung des Mindestlohns sind Umverteilungseffekte verbunden, so-

fern die Erhöhung nicht durch Produktivitätssteigerungen aufgefangen wird. Kommt es bei-

spielsweise zu Preiserhöhungen, verzichten die Konsumenten auf einen Teil ihres Realeinkom-

mens zugunsten der Mindestlohnempfänger. Dies wird am ehesten akzeptiert werden, wenn 

die Mindestlohnempfänger tatsächlich im besonderen Maße von Einkommensarmut bedroht 

sind. Dies ist aber nicht der Fall. So war vor Einführung des Mindestlohns nur jeder fünfte Ar-

beitnehmer und jeder siebte Vollzeitarbeitnehmer von Einkommensarmut betroffen (Heumer 

et al., 2013). Selbst Vollzeitarbeitnehmer mit geringem Lohn (damals unter 7,50 Euro), trugen 

mit ihren Verdiensten in 60 Prozent der Fälle weniger als die Hälfte zum Haushaltseinkommen 

bei (ebenda). In der amtlichen Statistik lässt sich kein Einfluss des Mindestlohns auf die 
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Armutsgefährdungsquote von Arbeitnehmern erkennen: Seit 2011 bewegt sich die Quote laut 

den Mikrozensus-Erhebungen in dem engen Korridor von 7,5 bis 7,7 Prozent. 

Eine Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung im Auftrag der Mindestlohn-

kommission zeigt lediglich einen marginal negativen, aber weder robusten noch statistisch sig-

nifikanten Effekt des Mindestlohns auf die Armutsgefährdung (Bruckmeier/Becker, 2018, S. 15). 

Eigene Berechnungen auf Grundlage des SOEP zeigen, dass die Einkommensarmut bei Arbeit-

nehmern stark mit der Arbeitszeit zusammenhängt. So beträgt die Armutsgefährdungsquote bei 

Vollzeitarbeitnehmern, die den Mindestlohn, aber weniger als 10 Euro als (errechneten) verein-

barten Stundenlohn erhalten, 12 Prozent. Dieser Wert liegt nicht nur deutlich unter der Quote 

für die Bevölkerung insgesamt (16,7 Prozent), sondern beträgt nur knapp die Hälfte des Werts 

der Teilzeitbeschäftigten aus derselben Stundenlohnkategorie. Selbst bei Teilzeitbeschäftigten 

mit einem Stundenlohn von mindestens 10 Euro ist die Quote noch höher (13,6 Prozent). Na-

turgemäß verringert sich mit höherem Stundenverdienst die Armutsgefährdungsquote bei Voll-

zeitarbeitnehmern weiter deutlich. 

Daraus lässt sich indes nicht schließen, dass mit einem höheren Mindestlohn die Armutsgefähr-

dungsquote drastisch sinken würde, und zwar selbst dann nicht, wenn es zu keinen negativen 

Beschäftigungseffekten käme und auch die Arbeitszeit nicht reduziert würde. Auf Basis von Be-

rechnungen der vertraglich vereinbarten Stundenlöhne aus den SOEP-Daten des Jahres 2017 

wurden daher drei Varianten simuliert: 

1. Alle Verdienste unterhalb des Mindestlohns wurden auf den damaligen Mindestlohn von

8,84 Euro angehoben.

2. Alle Verdienste zwischen 8,84 Euro und 10,80 Euro wurden auf 10,80 Euro angehoben.

Verdienste unter 8,84 wurden proportional zur hypothetischen Erhöhung des Mindest-

lohns angehoben – also um den Faktor 10,80/8,84, was einer Erhöhung um 22 Prozent

entspricht. Hinter dieser Überlegung steckt, dass es vermutlich auch bei einer Anhebung

des Mindestlohns Unterschreiter geben wird, die nicht den Mindestlohn erhalten.

3. Bei dieser Variante werden im Vergleich zur Variante 2 auch die Stundenverdienste unter

8,84 Euro auf 10,80 Euro angehoben.

Der Wert von 10,80 Euro soll dabei übertragen auf die Daten von 2017 eine Anhebung des Min-

destlohns auf 12 Euro im Jahr 2021 simulieren, so wie sie von manchen Parteien gefordert wird. 

Denn bei dem letzten Erhöhungsbeschluss der Mindestlohnkommission aus dem Jahr 2018 wur-

den bereits Tarifabschlüsse aus dem Jahr 2018 berücksichtigt (Mindestlohnkommission, 2018). 

Die nächste Erhöhungsstufe setzt daher nicht auf 9,35 Euro, sondern auf 9,29 Euro auf. Der Ta-

rifindex des Statistischen Bundesamtes ist in den Jahren 2018 und 2019 um insgesamt 5,4 Pro-

zent gestiegen, sodass sich nach regelbasierter Anpassung für 2021 ein Mindestlohn von etwa 

9,80 Euro ergeben würde. Ein Mindestlohn von 12 Euro läge daher rund 22 Prozent über dem 

regelbasierten Ansatz. Überträgt man diese Relation auf den 2017 geltenden Mindestlohn von 

8,84 Euro, ergibt sich ein Wert von 10,80 Euro. Ausgehend von den erhöhten Stundenlöhnen 

wurde dann die Erhöhung des Bruttomonatslohns mit den im SOEP angegebenen Arbeitszeiten 

errechnet. Von dieser Bruttoerhöhung wurden wiederum pauschal 30 Prozent für Steuern und 

Sozialversicherungsbeiträge abgezogen, um näherungsweise die Nettolohnerhöhung zu 
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ermitteln. Die Haushaltseinkommen wurden dann schließlich um die Nettolohnanstiege aller 

betroffenen Haushaltsmitglieder erhöht. 

Die Ergebnisse zeigen, dass der Rückgang bei der Einkommensarmutsquote sowohl mit Blick auf 

die Beschäftigten als auch auf die Gesamtbevölkerung maximal gut 1 Prozentpunkt beträgt (Ta-

belle 3-3). Auffallend ist, dass bezogen auf die Gesamtbevölkerung der Rückgang der Einkom-

mensarmutsquote in der Variante 2 (Erhöhung des Mindestlohns auf 10,80 Euro mit gleichblei-

bender Zahl an Unterschreitern) mit einem halben Prozentpunkt nicht höher ist als bei strikter 

Einhaltung des derzeitigen Mindestlohns. Und auch die kräftige Erhöhung auf 10,80 (entspre-

chend etwa 12 Euro im Jahr 2021) würde die Einkommensarmutsquoten nur um einen weiteren 

halben Prozentpunkt nach unten drücken. Dass der Effekt nicht größer ist, liegt auch daran, dass 

sich durch die Lohnerhöhung auch der Median der Äquivalenzeinkommen und damit auch die 

Armutsgefährdungsschwelle nach oben schieben, und zwar in Variante 3 um gut 20 Euro. 

Dadurch fielen rund 300.000 Beschäftigte und andere Personen unter den neuen Schwellenwert 

für Armutsgefährdung, die ohne Lohnanpassung nicht als einkommensarm gelten. 

Tabelle 3-3: Simulation eines höheren Mindestlohns im Jahr 2017 
Veränderung der Armutsgefährdungsquote in Prozentpunkten gegenüber den Ist-Werten 

Simulierter Mindestlohn Beschäftigte Bevölkerung 

8,84 Euro ohne Unterschreiter -0,4 -0,6

10,80 Euro mit Unterschreitern -0,8 -0,5

10,80 Euro ohne Unterschreiter -1,1 -1,1

Basis: Äquivalenzeinkommen (modifizierte OECD-Skala) auf Grundlage des detailliert abgefragten Vorjahreseinkom-

mens (einschließlich des Mietwerts selbstgenutzter Eigentümerwohnungen); 8,84 Euro ohne Unterschreiter: der (be-

rechnete) vereinbarte Stundenlohn wird für Unterschreiter auf den gesetzlichen Mindestlohn angehoben; 10,80 Euro 

mit Unterschreitern: Für Beschäftigte mit einem vereinbarten Stundenlohn zwischen 8,84 Euro und 10,80 Euro wird 

der vereinbarte Stundenlohn auf 10,80 Euro angehoben; für Beschäftigte mit einem Stundenlohn unter 8,84 Euro wird 

der Stundenlohn proportional um 22 Prozent angehoben (Faktor 10,80/8,84); 10,80 Euro ohne Unterschreiter: Der 

vereinbarte Stundenlohn wird für alle Beschäftigten, die weniger als 10,80 Euro verdienen auf 10,80 Euro angehoben; 

ein Mindestlohn von 12 Euro im Jahr 2021 würde im Jahr 2017 etwa einen Wert von 10,80 Euro entsprechen. 

Quellen: SOEP v34.1; eigene Berechnungen 

Zwar würden unter der ceteris-paribus Annahme, dass es keine Beschäftigungseffekte gibt, auch 

die Sätze für den Grundbedarf und die Renten etwas stärker steigen. Denn es ist beispielsweise 

anzunehmen, dass die simulierten Lohnerhöhungen auch zu Preiserhöhungen führen, die wie-

derum zu 70 Prozent in die Berechnung des Grundbedarfs für ALG II-Leistungen eingehen. Ins-

gesamt steigende Verdienste würden ebenfalls zu einem höheren Grundbedarf und ceteris pa-

ribus zu steigenden Renten führen. Damit wäre die Gegenbuchung der unter die Armutsgefähr-

dungsschwelle fallenden Personen vermutlich etwas überhöht. 

Die Simulation macht aber deutlich, dass eine starke Erhöhung des Mindestlohns keine zielge-

naue Maßnahme ist, um Erwerbs-Einkommensarmut effizient zu verringern, sondern vielmehr 

eine Umverteilung bis in die Mittelschicht hinein bewirkt. Umso wichtiger ist es, den Mindest-

lohn so auszugestalten, dass die Beschäftigung nicht gefährdet wird. Denn zum einen ist das 
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Armutsgefährdungsrisiko bei Arbeitslosigkeit weit höher als bei einer niedrig entlohnten Anstel-

lung. Zum anderen stellt die Möglichkeit zur Teilhabe am Erwerbsleben eine wichtige Entfal-

tungsmöglichkeit dar. Definiert man (dem Nobelpreisträger Amartya Sen folgend) Armut als 

Mangel an Entfaltungsmöglichkeiten, ist Arbeitslosigkeit damit nicht nur Risikofaktor, sondern 

selbst eine Facette von Armut. Hinzu kommt, dass bei sinkender Gesamtbeschäftigungszahl 

auch der Anstieg der Renten schwächer ausfiele. Wer der Meinung ist, dass der derzeitige Min-

destlohn noch Luft nach oben lässt, ehe er beschäftigungsschädigend wirkt, sollte daher Erhö-

hungsschritte vorsichtig wählen. Durch die hohen Tarifabschlüsse der vergangenen Jahre, 

würde bereits eine regelbasierte Anpassung zu einem Anstieg des Mindestlohns um 5 Prozent 

im Jahr 2021 führen. Dies ist angesichts der sich abzeichnenden Rezession und der wirtschaftli-

chen Schwächung gerade der Kleinbetriebe im Dienstleistungsgewerbe, die einerseits von den 

verordneten Einschränkungen zur Eindämmung der Corona-Pandemie und andererseits von 

Mindestlohnerhöhungen am stärksten betroffen sind, bereits eine große Herausforderung. 

4 Mindestlohn und Tarifgeschehen 

Das Institut der deutschen Wirtschaft hat bereits im Frühjahr 2017 eine qualitative Untersu-

chung zu den Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf das Tarifgeschehen in acht aus-

gewählten Branchen durchgeführt (Lesch, 2017). Im Rahmen von telefonisch durchgeführten 

Interviews wurden Experten der Arbeitgeberverbände danach befragt, wie der gesetzliche Min-

destlohn die Tarifverhandlungen, die Tarifabschlüsse und die Tariflohnstruktur beeinflusst. 

Tabelle 4-1 gibt einen zusammenfassenden Überblick der wichtigsten Ergebnisse. Als hilfreich 

erwiesen sich dabei vor allem die Übergangsregelungen, die bis Ende 2017 tarifvertragliche Ab-

weichungen vom gesetzlichen Mindestlohn zuließen. Von den acht untersuchten Branchen 

nutzten fünf die Möglichkeit des Mindestlohngesetzes: die Fleischwirtschaft, das Friseurhand-

werk, die Land- und Forstwirtschaft, die Textil- und Bekleidungsindustrie sowie die Wäscherein 

im Objektkundengeschäft. Im Bäckerhandwerk scheiterte ein entsprechender Versuch. Eine 

Nutzung der Übergangsregelung bedeutete aber nicht, dass die Tariflöhne den Mindestlohn 

über die gesamte Zeitspanne (von 2015 bis 2017) hinweg dauerhaft unterschritten. Es gab nur 

temporäre Unterschreitungen. 

Trotz Übergangsregelung wurden Tarifentgelte durch den Mindestlohn überholt, wodurch die 

Tarifentgelte faktisch außer Kraft gesetzt wurden. Zu solchen „Verdrängungen“ kam es in der 

Regel nicht in allen Tarifregionen einer Branche und auch nicht dauerhaft. So waren die neuen 

Bundesländer häufiger betroffen als die alten Bundesländer. Infolge von Übergangsregelung 

und „Verdrängung“ hat der Mindestlohn die Tariflohnentwicklung in den untersuchten Niedrig-

lohnbranchen spürbar vorherbestimmt. In der Land- und Forstwirtschaft wurden die Tarifver-

handlungen – ebenso wie im ostdeutschen Bäckerhandwerk und im Friseurhandwerk – auch 

vorübergehend ausgesetzt. Nachdem die Verhandlungen wieder aufgenommen wurden, orien-

tierte sich die Tariflohndynamik dann gezwungenermaßen an der Entwicklung des gesetzlichen 

Mindestlohns. 
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Tabelle 4-1: Mindestlohneinflüsse im Überblick 

Bäcker- 
hand-
werk 

Fleisch-
wirt-
schaft1)

Friseur- 
hand-
werk 

Hotels- 
und 
Gastst. 

Land- und 
Forstwirt-
schaft 

System-
gastro-
nomie 

Textil- und 
Bekleidung 

Wäsche-
reien 

Nutzung der 

Übergangsrege-

lung 

O O O O O 

Negativer Ein-

fluss auf die Ta-

rifbindung 

O 

Verdrängung 

von Tarifent-

gelten 

O O O O O O2) O 

Präjudizierung 

von Tariflohner-

höhungen 

O O O O O O 

Tarifpolitische 

Kompen- 

sationen 

O 

Stauchung der 

Lohnstruktur 
O O O O O O 

Negativer Ein-

fluss auf die Be-

reitschaft, Tarif-

verträge zu 

schließen 

O O O 

1) Nur tarifliche Regelung zum Mindestentgelt, kein vollständiger Entgelttarifvertrag vorhanden

2) Verdrängte Tarifentgeltgruppe war nicht besetzt 

Quelle: Lesch (2017) 

Dass es zum Ausgleich für die Präjudizierung der Tariflohnentwicklung durch den Mindestlohn 

nicht zu Kompensationen anderer tariflicher Regelungen kam, lag vielfach daran, dass die Ta-

rifstrukturen in den untersuchten Branchen dafür wenig Raum ließen. So sind etwa im nord-

rhein-westfälischen Friseurhandwerk weder eine Jahressonderzahlung noch ein Urlaubsgeld 

vorgesehen (NRW-Tarifregister, 2020). Hinzu kam, dass solche Forderungen der Arbeitgeber bei 

den Gewerkschaften auf Ablehnung gestoßen wären. Umgekehrt forderten die Gewerkschaf-

ten, dass zwischen Tariflohn und Mindestlohn ein ausreichender Abstand besteht. Der Mindest-

lohn hat demnach nicht nur die Tariflohndynamik, sondern auch die Lohnforderungen der Ge-

werkschaften beeinflusst. In der Folge kam es in einigen Branchen zu einer Stauchung der Tarif-

lohnstruktur (Lesch, 2017). 

Beim Blick auf die weitere Entwicklung fällt auf, dass der gesetzliche Mindestlohn in den ge-

nannten Branchen die Bereitschaft, Tarifverhandlungen zu führen, nur vereinzelt und auch nur 

vorübergehend negativ beeinflusst hat. Im Bäckerhandwerk oder im Friseurgewerbe fanden Ta-

rifverhandlungen schon lange vor der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns nur in ausge-

wählten Regionen statt. Allerdings hat es im Friseurgewerbe in den letzten Jahren in den alten 
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Bundesländern (zum Beispiel in Niedersachsen, Baden-Württemberg oder Hessen) eine Revita-

lisierung der Tarifverhandlungen gegeben (Zentralverband des deutschen Friseurhandwerks, 

2010, 2017, 2018, 2019). Dies war aber weniger eine positive Wirkung des gesetzlichen Min-

destlohns. Hintergrund war vielmehr der gescheiterte Versuch, für die Branche einen zweiten 

tariflichen Branchenmindestlohn zu vereinbaren. Die Arbeitgeber führen dies indirekt auf den 

gesetzlichen Mindestlohn zurück. Dieser hätte die Gewerkschaft dazu veranlasst, einen Lohnab-

stand zum Mindestlohn zu fordern, den vor allem die ostdeutschen Arbeitgeber nicht gewähren 

konnten. Nachdem dies nach dem Auslaufen des ersten tariflichen Branchenmindestlohns im 

Juli 2016 einen Anschlusstarifvertrag verhinderte, unternahmen die Tarifparteien in einigen 

westdeutschen Regionen neue Anläufe, die auch erfolgreich waren.  

In der Systemgastronomie hatten die Arbeitgeber befürchtet, dass der Mindestlohn Tarifver-

handlungen überflüssig machen würde (Lesch, 2017). Es gelang aber, auch nach der Einführung 

des Mindestlohns, neue Abschlüsse zu vereinbaren. Seitdem der Mindestlohn das Tarifgesche-

hen in der Systemgastronomie beeinflusst, wurden alle Tarifverhandlungen für gescheitert er-

klärt. Einigungen gelangen nur noch nach Warnstreiks und unter Einbeziehung eines neutralen 

Schlichters – nach den Tarifrunden 2014 und 2017 zuletzt im Winter 2019/2020 (NGG, 2014, 

2017; BdS, 2017a, 2017b, 2020). Damit hat der Mindestlohn die Konfliktintensität der Tarifver-

handlungen in der Systemgastronomie spürbar erhöht. Auch in der Floristik waren bei den letz-

ten Tarifverhandlungen im Jahr 2019 etliche Verhandlungsrunden notwendig, um zu einem 

neuen Tarifabschluss zu kommen (FDF, 2019).  

In der Landwirtschaft wurde – um die Übergangsregelung nutzen zu können – im August 2014 

ein tariflicher Branchenmindestlohn vereinbart. Der „Tarifvertrag zur Regelung der Mindestent-

gelte für Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft sowie im Gartenbau“ lief Ende 2017 

ohne Nachwirkung aus (GLFA, 2014). Während der Nutzung der Übergangsregelung fanden 

keine Tarifverhandlungen mehr statt. Erst nach dem Auslaufen des Tarifvertrags wurden in den 

einzelnen Regionen wieder Tarifverträge geschlossen (Agra Europe, 2018).  

In den anderen Branchen hat der Mindestlohn die Bereitschaft der Tarifparteien, Tarifverhand-

lungen zu führen, weder positiv noch negativ beeinflusst. Einen messbaren Einfluss hat der Min-

destlohn hingegen nach wie vor auf die Tariflohnentwicklung und die Tariflohnstruktur. Da die 

untersten Tarifentgelte zum Teil durch den Mindestlohn direkt determiniert werden – dies ist 

etwa im nordrhein-westfälischen Friseurhandwerk oder in der Landwirtschaft der Fall –, bewir-

ken Anpassungen des Mindestlohns, dass auch die Tariflöhne entsprechend nachziehen müs-

sen. Im Bäckerhandwerk stellt der Mindestlohn eine unterste Linie für die Tariflohnentwicklung 

dar. Die Gewerkschaft fordert, dass die Tariflöhne einen bestimmten Abstand zum gesetzlichen 

Minimum haben. Diesen Ansatz verfolgt die Gewerkschaft Nahrung, Genuss, Gaststätten (NGG) 

auch in der Systemgastronomie, im Hotel- und Gaststättengewerbe oder in der Fleischwirt-

schaft. In der Floristik rutschte das unterste Tarifentgelt (rein rechnerisch, wenn man als Wo-

chenfaktor 4,35 statt 4,33 wählt) zum 1. Januar 2020 sogar um einen Eurocent unter das Niveau 

des gesetzlichen Mindestlohns ab (1.585 Euro / (39 Wochenstunden x 4,35) = 9,34 Euro). Durch 

eine Tarifanpassung zum 1. April 2020 liegt der Stundenlohn nun 19 Eurocent über dem Min-

destlohn (1.618 Euro / (39 Wochenstunden x 4,35 = 9,54). In der Fleischwirtschaft bestanden 

vor Einführung des Mindestlohns lediglich einzelne Haustarifverträge. Es gab keinen 
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Branchentarifvertrag (SPA, 2016; Stracke, 2017). Um auf die Kritik an den Arbeitsbedingungen 

in der Branche zu reagieren und in Reaktion auf die Diskussion über die Einführung eines ge-

setzlichen Mindestlohns, wurde im Jahr 2013 ein tariflicher Branchenmindestlohn eingeführt 

(SPA, 2016; Lesch, 2017). Dieser trat zum Juli 2014 in Kraft. Nach dessen Auslaufen Ende 2017 

verständigten sich die Tarifparteien Anfang 2018 auf einen zweiten Branchenmindestlohntarif-

vertrag, bei dem die tarifliche Lohnuntergrenze mit 9,00 Euro je Stunde so festgelegt wurde, 

dass sie das Niveau des gesetzlichen Mindestlohns nicht unterschreitet. Letztlich trat dieser Min-

destlohn aber nicht in Kraft, weil er eine strittige Regelung zu den Umkleidezeiten beinhaltete, 

die vom zuständigen Bundesministerium für Arbeit und Soziales nicht für allgemeinverbindlich 

erklärt worden wäre (Heitmann, 2018). Daraufhin verzichteten die Tarifparteien, einen Antrag 

auf Allgemeinverbindlichkeit zustellen. 

Die im Zuge der Mindestlohneinführung und im unmittelbaren Anschluss beobachtbare Stau-

chung der Tariflohnstruktur hat sich inzwischen verfestigt. Das gilt etwa für das Bäckerhandwerk 

in Brandenburg, der (neben Berlin) einzigen Region Ostdeutschlands, wo noch erfolgreich Tarif-

verhandlungen geführt werden, aber auch für das nordrhein-westfälische Friseurhandwerk. 

Hier baut die gesamte Tariflohnstruktur auf dem Niveau des gesetzlichen Mindestlohns auf. 

Auch in der Systemgastronomie hat sich die Stauchung verfestigt, wenngleich sie im Zuge der 

letzten Tarifabschlüsse wieder etwas korrigiert wurde. In der Landwirtschaft ist eine spürbare 

Stauchung der Tariflohnstruktur bei den Saisonarbeitskräften und bei anderen ungelernten 

Kräften zu erkennen. Unklar ist bislang, welche allokativen Folgen mit einer Stauchung der Lohn-

struktur verbunden sind, etwa die Bereitschaft, einen Berufsabschluss zu machen. Unklar ist 

aber auch, inwieweit die Stauchung der tariflichen Lohnstruktur im Rahmen der effektiven Be-

zahlung möglicherweise ausgeglichen wurde. Da es sich aber um Niedriglohnbranchen handelt, 

dürfte ein Ausgleich über die Effektivverdienste allenfalls auf Unternehmensebene oder regio-

nal zu beobachten sein. 

Neben den hier näher betrachteten Branchen gibt es eine Reihe weiterer Branchen mit ver-

gleichsweise niedrigen Tariflöhnen in den unteren Tariflohngruppen, beispielsweise die (schon 

erwähnte) Floristik, das Hotel- und Gaststättengewerbe oder das private Verkehrsgewerbe 

(Bispinck/WSI-Tarifarchiv, 2017). Eine nachlaufende Anpassung des Mindestlohns an die allge-

meine Tariflohndynamik, wie sie bisher praktiziert wurde, hat bisher nicht dazu geführt, das 

Tarifgeschehen dort einzudämmen. Bei Anhebungen des Mindestlohns, die darüber hinausge-

hen, droht aber die Gefahr, dass vor allem untere Tariflohngruppen nicht mehr tarifiert würden. 

Die Tarifparteien würden dann die untersten Entgelte an den Mindestlohn koppeln und darauf 

verzichten, die untersten Lohngruppen selbst festzulegen. Die Tarifverhandlungen würden sich 

stattdessen darauf beschränken, Tariflöhne für die Entgeltgruppen zu führen, die mindestens 

einen abgeschlossenen Berufsabschluss voraussetzen. Dies wiederum würde einen spürbaren 

Eingriff in die Tarifautonomie darstellen.  
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5 Anpassungsmechanismus 

Bei Politikmaßnahmen stellt sich im Zusammenhang mit der Kontrolle immer auch die Frage 

nach der Regelbindung (Kydland/Prescott, 1977): Sollen Politikmaßnahmen von Fall zu Fall (dis-

kretionär) entschieden oder von einer Regel geleitet werden (Regelbindung). Aufgrund des 

Problems der Zeitinkonsistenz können diskretionäre Entscheidungen in der langen Frist zu sub-

optimalen Ergebnissen führen. Dieses Problem besteht nicht nur bei der Frage der Ausgestal-

tung der Geldpolitik (Sargent/Wallace, 1986), sondern auch bei anderen Politikentscheidungen. 

Hinzu kommt: Im Gegensatz zur Fiskalpolitik ist die Lohnpolitik ebenso wie die Geldpolitik keine 

originäre Aufgabe des Staates. Insbesondere in Deutschland wurde mit der Gründung der Bun-

desrepublik auch das Prinzip der Tarifautonomie etabliert. Dieser Schritt ist auch den Erfahrun-

gen der Weimarer Republik geschuldet. Dort griff der Staat im Rahmen der gesetzlichen Zwangs-

schlichtung und später im Rahmen von Notverordnungen zum Schaden für die Tarifautonomie 

in die Lohnfindung ein (Lesch, 2019). Seit ihrer Wiedereinführung im Jahr 1949 hat sich die Ta-

rifautonomie über viele Jahrzehnte hinweg etabliert. Mit dem gesetzlichen Mindestlohn greift 

die Politik in die Tarifautonomie ein. Es stellt sich deshalb die Frage, inwieweit den Tarifparteien 

bei Anpassungen des Mindestlohns ein Maximum an Entscheidungsspielraum einzuräumen und 

ob dies mit einer Regelbindung vereinbar ist.  

Mit der Gründung einer Mindestlohnkommission, die den Mindestlohn nicht nur anpassen, son-

dern auch fortlaufend evaluieren soll, ist der deutsche Gesetzgeber dem britischen Vorbild ge-

folgt. So legt das Mindestlohngesetz (MiLoG) in § 1 Absatz 2 fest, dass die Höhe des Mindest-

lohns auf Vorschlag einer ständigen Kommission der Tarifpartner (Mindestlohnkommission) 

durch Rechtsverordnung der Bundesregierung geändert werden kann. Gemäß § 9 Absatz 1 hat 

die Mindestlohnkommission beginnend mit dem Juni 2016 alle zwei Jahre über Anpassungen 

der Höhe des Mindestlohns zu beschließen. Nach § 9 Absatz 2 prüft die Mindestlohnkommission 

im Rahmen einer Gesamtabwägung, welche Höhe des Mindestlohns geeignet ist, zu einem an-

gemessenen Mindestschutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beizutragen, faire und 

funktionierende Wettbewerbsbedingungen zu ermöglichen sowie Beschäftigung nicht zu ge-

fährden.  

Damit ist im deutschen MiLoG zwar eine diskretionäre Anpassung des Mindestlohns verankert. 

Das Gesetz enthält aber auch eine Regelbindung. So heißt es in § 9 Absatz 2 weiter: „Die Min-

destlohnkommission orientiert sich bei der Festsetzung des Mindestlohns nachlaufend an der 

Tarifentwicklung“. Dieser Passus ist aus politökonomischer Sicht von zentraler Bedeutung. Denn 

hierüber wird zum einen sichergestellt, dass die Tarifparteien am Entscheidungsprozess über 

die Anpassung des Mindestlohns beteiligt sind. Schließlich determiniert die von den Tarifpar-

teien induzierte Tariflohndynamik maßgeblich die Entwicklung des Mindestlohns. Zum anderen 

vermeidet eine Regelbindung, dass der Mindestlohn zum politischen Zankapfel wird. Schon kurz 

nach seiner Einführung war der Mindestlohn einer ständigen politischen Debatte über seine 

Höhe ausgesetzt. Dabei überboten sich die Protagonisten eines höheren Mindestlohns gegen-

seitig. Die intensive und öffentlich geführte Debatte über einen Mindestlohn von 12 Euro setzt 

die Mindestlohnkommission unter einen enormen Druck. 
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Bislang hat sich die Mindestlohnkommission in ihren beiden Anpassungsentscheidungen (2016 

und 2018) an die Regelbindung gehalten und den Mindestlohn nachlaufend zur Tariflohnent-

wicklung angepasst. Allerdings hat sie 2018 den vorgesehenen Anpassungsturnus verändert. 

Während bei der ersten Anpassungsentscheidung im Jahr 2016 der Mindestlohn in einer Stufe 

angehoben wurde (von 8,50 Euro ab Anfang 2015 auf 8,84 Euro ab Anfang 2017), wurde in der 

zweiten Anpassungsentscheidung im Jahr 2018 beschlossen, den Mindestlohn sowohl Anfang 

2019 (auf 9,19 Euro) als auch Anfang 2020 (auf 9,35 Euro) anzuheben. Damit verschaffte sich 

die Kommission im Rahmen der Regelbindung einen diskretionären Freiraum.  

Die bisher vollzogene, regelgebundene Anpassung des Mindestlohns hat sich bewährt. Nach Be-

rechnungen der österreichischen Denkfabrik Agenda Austria liegt die Höhe des Mindestlohns in 

Deutschland auf seinem optimalen Wert (Köppl-Turyna et al., 2019). Bei der Bestimmung eines 

solchen optimalen Werts wurden die Wirkungen von zwei gegenläufigen Effekten berücksich-

tigt: Auf der einen Seite ein „Jobangebot-Effekt“, bei dem die Arbeitsnachfrage der Unterneh-

men mit steigendem Mindestlohn sinkt. Auf der anderen Seite ein „Jobannahme-Effekt“, bei 

dem das Arbeitsangebot der Arbeitnehmer durch den höheren Mindestlohn zunimmt. Derzeit 

sind die Wirkungen der beiden Effekte so austariert, dass der Mindestlohn einer steigenden Er-

werbstätigkeit nicht entgegenwirkt und auch kostenmäßig die Arbeitsnachfrage der Unterneh-

men nicht spürbar dämpft. Bei weiteren Anhebungen ist ein solches Optimum aber nicht auto-

matisch gewährleistet. Anhebungen des Mindestlohns sollten vielmehr „mit besonderer Sorg-

falt“ (Köppl-Turyna et al., 2019, 45) betrachtet werden. Insbesondere eine Erhöhung des Min-

destlohns auf das derzeit politisch diskutierte Niveau von 12 Euro je Stunde könnte die Arbeits-

nachfrage dämpfen und nachfolgend negative Beschäftigungseffekte verursachen. 

Die bisherigen empirischen Befunde zu den Mindestlohnauswirkungen stützen die These eines 

gegenwärtig „optimalen“ Mindestlohnniveaus. Deshalb hat sich die nachlaufende Orientierung 

des Mindestlohns an der allgemeinen Tariflohndynamik bewährt. Es besteht daher aus politöko-

nomischer Sicht keine Veranlassung, dieses regelgebundene Vorgehen zu ändern. Natürlich ist 

der diskretionäre Spielraum im MiLoG beträchtlich. Ihn zu nutzen führt aber dazu, dass die Rück-

kehr zu einer Regelbindung sehr schwierig, wenn nicht gar unmöglich würde. Im Falle einer au-

ßerordentlichen Anpassung würde der Mindestlohn noch mehr zum Gegenstand politischer 

Kontroversen und der öffentliche Druck auf die Mindestlohnkommission weiter zunehmen.  

Die Tariflohnentwicklung bestimmt den Mindestlohn. Der Mindestlohn determiniert umgekehrt 

in einigen Branchen aber auch die Tariflohndynamik. Diese Wechselwirkung ist bei Mindestlohn-

anpassungen zu beachten. Je mehr der Mindestlohn die Tariflohnentwicklung präjudiziert, 

desto geringer werden die Bemühungen der Tarifparteien ausfallen, Tariflöhne auszuhandeln. 

Es gehört schließlich zum Wesen der Tarifautonomie, dass die Tariflöhne frei von staatlicher 

Lohnsetzung (was eine Rechtsverordnung der Bundesregierung zur Anpassung des gesetzlichen 

Mindestlohns ja letztlich ist) ausgehandelt werden. Schöpft der Mindestlohn den tarifpoliti-

schen Gestaltungsspielraum ab, sinkt der Anreiz tarifautonomen Handelns. 

Hinzu kommt, dass die Compliance-Probleme des Mindestlohns mit steigender Mindestlohn-

höhe zunehmen werden (Liebig, 2019). Einen Kaitz-Index (Verhältnis Mindestlohn zu Median-

lohn) von 60 Prozent als Living-Wage anzustreben, erscheint ebenfalls nicht schlüssig. Dies 
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schon deshalb, weil der Schwellenwert von 60 Prozent des Medianeinkommens als Schwellen-

wert für Einkommensarmut nicht wissenschaftlich bestimmt, sondern lediglich durch eine Kon-

vention festgelegt ist. Zudem ist durch die progressive Besteuerung die Relation des durch den 

Mindestlohn erworbenen Nettoeinkommens zum Median besser als beim Bruttoeinkommen. 

Schon bei der jetzigen Höhe des Mindestlohns wird bei einer 38-Stunden-Woche ein Nettolohn 

von 1.138 Euro erreicht. Dies ist klar über den Schwellenwert von Einkommensarmut nach Mik-

rozensus (und nur etwas niedriger als beim SOEP, wenn dort unregelmäßige Zahlungen und der 

Mietwert der selbstgenutzten Eigentümerwohnung eingerechnet werden). Zudem liegt der Net-

tolohn um mehr als 300 Euro über den durchschnittlichen ALG II-Zahlungen für einen Single, 

sodass keine Aufstockungsansprüche mehr bestehen (außer in Regionen mit deutlich über-

durchschnittlichem Mietniveau). 

In einem veränderten wirtschaftlichen Umfeld kann ein zuvor optimaler Mindestlohn subopti-

mal werden (Köppl-Turyna et al., 2019). Mit der Rezession durch die Coronavirus-Pandemie wird 

der Mindestlohn einer Bewährungsprobe ausgesetzt. Solange nicht klar ist, ob der Mindestlohn 

diese Bewährungsprobe besteht, sollte auch nicht von der Regelbindung abgewichen werden. 

Diese Empfehlung gilt aber auch unabhängig von diesem exogenen Schock. Die allgemeine Ta-

riflohnentwicklung stellt sicher, dass die Arbeitnehmer angemessen am wirtschaftlichen Fort-

schritt teilhaben. Ein Mindestlohn, der sich an der Tariflohnentwicklung orientiert, stellt dies 

ebenfalls sicher. Natürlich wird eine Regelbindung auch in Zukunft nicht dazu führen, Forderun-

gen nach höheren Mindestlohnanpassungen einzudämmen. Sie würde aber der ökonomischen 

Analyse das Primat gegenüber politischen Umverteilungsbestrebungen einräumen. 
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AUSWIRKUNGEN DES
GESETZLICHEN MINDESTLOHNS
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meier, Nicole Gürtzgen

Einleitung
Im Jahr 2015 wurde in Deutschland der gesetzliche Mindestlohn eingeführt. Der Mindestlohn
hatte eine Einstiegshöhe von € 8,50 und gilt mit nur wenigen Ausnahmen flächendeckend
für alle Beschäftigten in Deutschland. Für Branchenmindestlöhne aus allgemeinverbindli-
chen Branchentarifverträgen galt bis Ende 2017 noch eine Übergangsregelung, mit der der
gesetzliche Mindestlohn unterschritten werden durfte. Heute müssen Branchenmindestlöhne
mindestens auf der Höhe des gesetzlichen Mindestlohns festgelegt sein. Ausnahmeregelun-
gen gelten für Jugendliche unter 18 Jahren (ohne Berufsausbildung), für Auszubildende, für
Pflichtpraktika und freiwillige Praktika mit Laufzeit bis zu 3 Monaten und für Langzeitarbeits-
lose in den ersten 6 Monaten ihrer Wiederbeschäftigung. Zudem sind ehrenamtliche Tätig-
keiten vom Mindestlohn ausgenommen. Für alle anderen Beschäftigungsverhältnisse gilt der
Mindestlohn unabhängig von der Sozialversicherungspflicht oder sonstigen Regelungen.

Die Mindestlohnkommission ist beauftragt, eine Empfehlung über die Entwicklung der Höhe
des Mindestlohns im zweijährigen Rhythmus abzugeben. Diese Empfehlung wird dann vom
Bundesministerium für Arbeit und Soziales per Verordnung in geltendes Recht umgesetzt.
So liegt der Mindestlohn seit dem 1.1.2020 bei € 9,35 pro geleisteter Arbeitsstunde, was
bezogen auf den anfänglichen Wert im Jahr 2015 einer durchschnittlichen jährlichen nomi-
nalen Erhöhung von 1,9 Prozent entspricht. Preisbereinigt mit dem Konsumentenpreisindex1

zur Basis 2015 liegt der heutige Mindestlohn bei real € 8,76. Dies entspricht einer jährlichen
Steigerungsrate von 0,6 Prozent.2

Zusammen mit dem Beschluss über die vorgeschlagene Entwicklung des Mindestlohns ver-
öffentlicht die Mindestlohnkommission im zweijährigen Rhythmus einen umfassenden Be-
richt. In dieser Berichtslegung und im Beschluss zur Höhe des Mindestlohns sind von der
Mindestlohnkommission gemäß ihrem gesetzlichen Auftrag folgende Kriterien zu berücksich-

1 Zur Preisbereinigung wurde der um saisonale Effekte bereinigte Konsumentenpreisindex der Deutschen Bundesbank
für den Januar der Jahre 2015 bis 2020 verwendet.
2 Zur Berechnung der durchschnittlichen jährlichen Steigerungsrate wurde das geometrische Mittel herangezogen.
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tigen: (a) Ein angemessener Mindestschutz der ArbeitnehmerInnen, (b) das Ermöglichen fai-
rer und funktionierender Wettbewerbsbedingungen und (c) die Beachtung einer möglichen 
Beschäftigungsgefährdung. Gemäß § 10 Abs. 3 kann die Mindestlohnkommission fachliche 
Einschätzungen externer Organisationen vor ihrer Beschlussfassung anhören. Die vorlie-
gende Stellungnahme des IAB kommt einer solchen Bitte nach und beschreibt den wissen-
schaftlichen Erkenntnisstand in Bezug auf die genannten Evaluationskriterien. Es werden 
damit die Erkenntnisse aus den IAB-Stellungnahmen vom Berge et al. (2016a) und Bossler 
und Möller (2018) fortgeschrieben.3  

Auswirkungen auf Arbeitnehmerinnern und Arbeitnehmer 

Lohneffekte 

Bisherige Kausalanalysen auf Basis von Daten, die zum Zeitraum nach der Mindestlohnein-
führung zur Verfügung stehen, zeigen fast durchweg positive Effekte des Mindestlohns auf 
die durchschnittlichen Stundenlöhne und Monatslöhne sowie eine Reduzierung der Un-
gleichheit in den Monatslöhnen. In den bisher verfügbaren Analysen wurden nicht nur Lohn-
angaben aus Befragungsdaten, sondern auch administrativ erhobene Lohndaten aus den 
Sozialversicherungsmeldungen der Arbeitgeber untersucht.  

Die vorhandenen Studien mit Befragungsdaten beziehen sich auf das IAB-Betriebspanel, 
das Sozioökonomische Panel (SOEP) und eine Befragung des IAB unter Personen, die nach 
längerer Arbeitslosigkeit einen Job aufnahmen. Unter Verwendung des IAB-Betriebspanels 
vergleichen Bossler und Gerner (2019) unterschiedlich stark vom Mindestlohn betroffene 
Betriebe in einem Differenz-in-Differenzen-Ansatz und zeigen, dass der durchschnittliche 
Lohn pro betroffenem Beschäftigten um etwa 10 Prozent gestiegen ist. Ein ähnliches Ergeb-
nis zeigt die Studie von Bossler et al. (2020) in Bezug auf die Personalkosten (gemessen als 
Bruttolohnsumme) der vom Mindestlohn betroffenen Betriebe.  

Auf Basis des SOEP zeigen Burauel et al. (2020b) durch den Vergleich betroffener Beschäf-
tigter mit Beschäftigten, die bereits vor dessen Einführung über dem Mindestlohn entlohnt 
wurden, einen positiven Effekt auf die Wachstumsrate der Stundenlöhne betroffener Be-
schäftigter in Höhe von 4 bis 8 Prozentpunkten. Im Vergleich unterschiedlich stark betroffe-
ner Regionen ist das Ergebnis aus dem SOEP weniger klar. So zeigen Caliendo et al. (2017) 
zwar einen kleinen positiven Lohneffekt am 10. Perzentil der Stundenlohnverteilung, der sich 
jedoch nicht in den Monatslöhnen widerspiegelt. Die Autoren begründen die vergleichsweise 
geringe Effektgröße mit dem relativ hohen Ausmaß an Non-Compliance.  

Umkehrer und vom Berge (2020) untersuchen anhand einer Befragung von ca. 14.000 Per-
sonen, die nach längerer Arbeitslosigkeit einen neuen Job annahmen, inwieweit die Aus-
nahme vom gesetzlichen Mindestlohn für Langzeitarbeitslose genutzt wird. Sie zeigen, dass 
die Wahrscheinlichkeit, einen Einstiegslohn unterhalb des Mindestlohns zu erhalten, für 

3 Weitere Überblicksartikel fassen wissenschaftliche Erkenntnisse aus der Mindestlohnforschung in Deutschland zusam-
men. Zusammenfassungen über Erkenntnisse aus Evaluationen des gesetzlichen Mindestlohns finden sich in Börschlein 
und Bossler (2019), Bruttel (2019) und Caliendo et al. (2019). Einen Überblick über die Erkenntnisse aus der wissen-
schaftlichen Evaluation der Branchenmindestlöhne liefert Dörr und Fitzenberger (2016).  
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Kurz- und Langzeitarbeitslose gleichermaßen zurückgegangen ist und die Ausnahmerege-
lung daher kaum greift. Zwischen 2014 und 2015 steigen die Einstiegslöhne der untersuch-
ten Langzeitarbeitslosen um etwa 12 Prozent.  

Auf Basis der Integrierten Erwerbsbiographien (IEB) des IAB zeigen Ahlfeldt et al. (2018) im 
regionalen Vergleich auf Gemeindeebene einen positiven Lohneffekt in den unteren 
Perzentilen der Stundenlohnverteilung.4 Einen positiven Effekt auf die Stundenlöhne be-
troffener Beschäftigter finden auch Dustmann et al. (2020). Beim Vergleich unterschiedlich 
stark betroffener Beschäftigter weisen die Autoren einen Mindestlohneffekt auf die Wachs-
tumsrate der Löhne von direkt betroffenen Beschäftigten von etwa 6 Prozentpunkten nach. 
Regionale Analysen auf Landkreisebene legen nahe, dass bis zu 80 Prozent der mindest-
lohnbedingten Lohnlücke durch Lohnsteigerungen ausgeglichen wurde.5  

In Bezug auf die Monatslöhne zeigen Bossler und Schank (2020) mithilfe der Beschäftigten-
historik (BeH) des IAB positive Lohneffekte entlang der Lohnverteilung. Die positiven Lohn-
effekte zeigen sich in der Gruppe der Minijobs und bei den sozialversicherungspflichtigen 
Voll- und Teilzeitbeschäftigten, wobei der Effekt direkt an der Minijobschwelle geringer aus-
fällt.6 Der Einfluss auf die Monatslöhne der Beschäftigten lässt sich nicht durch Beschäfti-
gungsdynamiken entlang der Lohnverteilung erklären, denn der Effekt zeigt sich auch bei 
den bestehenden Beschäftigungsverhältnissen. Tatsächlich ist ein Einfluss des Mindest-
lohns auf die Reduktion der Ungleichheit, gemessen durch die Varianz der logarithmierten 
Monatslöhne, nachweisbar. In Bossler, Fitzenberger und Seidlitz (2020) zeigt sich zudem, 
dass die Lohnungleichheit in der unteren Hälfte der Lohnverteilung, gemessen an der Diffe-
renz zwischen dem 50. und dem 20. Perzentil der Lohnverteilung, auch unter den Vollzeiter-
werbstätigen durch den Mindestlohn reduziert wurde. Dieses Ergebnis zeigt, dass die Min-
destlohneinführung auch auf die Gruppe der Vollzeiterwerbstätigen einen Effekt hatte, auch 
wenn diese Gruppe nicht so stark von der Mindestlohneinführung betroffen war wie Teilzeit-
beschäftigte. Zusätzlich legt das Ergebnis nahe, dass sich unabhängig von Veränderungen 
in den Arbeitsstunden die Ungleichheit der Stundenlöhne reduziert hat.  

Erwerbstätige Leistungsberechtigte in der Grundsicherung Armutsgefährdung von 
Erwerbstätigen 

Die positiven Effekte der Mindestlohneinführung auf Stunden- und Monatslöhne schlagen 
sich kaum in einer Reduzierung des Armutsrisikos von Erwerbstätigen nieder. Darauf deuten 
vorliegende Untersuchungen hin, die die Entwicklung der Armutsgefährdungsquote7 von Er-
werbstätigen mit niedrigen Stundenlöhnen vor und nach der Einführung des gesetzlichen 
Mindestlohns untersuchen.  

4 In der Studie von Ahlfeldt et al. (2018) werden die Arbeitsstunden der Beschäftigten aus dem Mikrozensus imputiert. 
5 In der Studie von Dustmann et al. (2020) werden die Arbeitsstunden der Beschäftigten aus den Arbeitgebermeldungen 
zur gesetzlichen Unfallversicherung imputiert.  
6 Dieses Ergebnis deutet darauf hin, dass ein homogener Lohneffekt ohne Minijob-Schwelle höher ausgefallen wäre. 
Trotz einiger Umwandlungen von Minijobs in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung (vom Berge und Weber 2017) 
sind einige Jobs an der Minijob-Schwelle geblieben indem z.B. die Arbeitszeit reduziert wurde.  
7 Gemessen als Anteil der jeweiligen Population mit einem größengewichteten (neue OECD-Skala) monatlichen Netto-
einkommen unterhalb von 60 % des Medians des Einkommens der Gesamtbevölkerung.
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Backhaus und Müller (2019) finden in ihrer deskriptiven Untersuchung von Daten des Sozi-
oökonomischen Panels (SOEP), dass die Armutsgefährdung von Erwerbstätigen, deren 
Stundenlohn im ersten Lohndezil der Stundenlohnverteilung liegt, in den Jahren 2015 und 
2016 – anders als in den Vorjahren – sogar gestiegen ist. Der Anstieg fällt zudem relativ zu 
allen Erwerbstätigen mit einem potenziellen Anspruch auf den Mindestlohn stärker aus.  

Becker und Bruckmeier (2018) verwenden in ihren Analysen Daten des Panels Arbeitsmarkt 
und Soziale Sicherung (PASS). Demnach zeigte sich bei Erwerbstätigen, die im Jahr 2014 
noch unter € 8,50 entlohnt wurden, ein deutlicher Rückgang bei der Armutsgefährdungs-
quote. Allerdings war auch die Armutsgefährdungsquote aller Erwerbstätigen bereits seit 
dem Jahr 2012 rückläufig. Es finden sich keine belastbaren Hinweise darauf, dass die Min-
destlohneinführung für den Rückgang der Armutsgefährdung bei Geringverdienenden ur-
sächlich ist.  

Eine deutliche Senkung des Armutsrisikos von Erwerbstätigen ist auch im weiteren Verlauf 
nach dem Einführungsjahr 2015 nicht zu beobachten. Nach Auswertungen des PASS ist die 
Armutsgefährdungsquote von Erwerbstätigen nach dem Jahr 2016 sogar wieder leicht an-
gestiegen (siehe Abbildung 1), allerdings bewegt sich dieser Anstieg innerhalb des 95-%-
Konfidenzbandes des Jahres 2016. 

Abbildung 1: Entwicklung der Armutsrisikoquote von Erwerbstätigen 

Anmerkungen: Armutsrisikoquote (Armutsrisikoschwelle bei 60 % des Medians aller Nettoäquivalenzeinkommen) mit 95-
%-Konfidenzintervall. Erwerbstätige ohne Selbständige und mithelfende Familienangehörige.  
Quelle: Panel Arbeitsmarkt und soziale Sicherung (Welle 6-12), eigene gewichtete Berechnung.  

Für die Entwicklung der Zahl der Aufstocker kommen vorliegende Untersuchungen mit ad-
ministrativen Daten der Bundesagentur für Arbeit (BA) zur Grundsicherung zu dem Ergebnis, 
dass die Einführung des Mindestlohns zu keinem signifikanten Rückgang der Zahl an Auf-
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stockern führte (Schmitz 2019, Becker und Bruckmeier 2018). So reduzierte sich nach Ein-
führung des Mindestlohns die Zahl der Aufstocker um 39.000 Personen, wobei etwa die 
Hälfte davon die Beschäftigung verloren haben könnte (Schmitz 2019).  

Deskriptive Evidenz legt nahe, dass es zwar kaum Effekte des Mindestlohns auf die Zahl der 
erwerbstätigen Leistungsberechtigten gab, sich die Beschäftigungsstrukturen jedoch leicht 
verschoben haben. Auswertungen des IAB-Arbeitsmarktspiegels deuten darauf hin, dass zur 
Mindestlohneinführung geringfügig beschäftigte Leistungsberechtigte verstärkt in eine sozi-
alversicherungspflichtige Beschäftigung wechselten (Becker und Bruckmeier 2018). Somit 
könnten Aufstocker von der Mindestlohneinführung in Form einer geringeren Transferabhän-
gigkeit profitiert haben, auch wenn die Bedürftigkeit nicht überwunden werden konnte. Dazu 
passt, dass im Jahr 2015 das Wachstum der durchschnittlichen Bruttolöhne von Aufstockern 
im Vorjahresvergleich besonders hoch ausfiel (Becker und Bruckmeier 2018). Abbildung 2 
zeigt, dass sich bei insgesamt sinkenden Aufstockerzahlen die Beschäftigungsintensität von 
Aufstockern – gemessen an der Höhe des monatlichen Bruttolohns – im Zuge der guten 
Arbeitsmarktentwicklung bereits vor der Mindestlohneinführung positiv entwickelte. Insbe-
sondere geringfügige Beschäftigungsverhältnisse haben an Bedeutung verloren. Zuletzt ver-
teilte sich der moderate Rückgang der abhängig beschäftigten Aufstocker von jahresdurch-
schnittlich 1,07 Millionen im Jahr 2017 auf 1,02 Millionen im Jahr 2018 relativ gleichmäßig 
auf die Beschäftigungsformen.  

Abbildung 2: Entwicklung der erwerbstätigen Leistungsberechtigten im SGB II mit Ein-
kommen aus abhängiger Erwerbstätigkeit nach der Höhe des monatlichen Bruttoeinkom-
mens (Anteile an allen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, Jahresdurchschnitte) 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2020). 

Ein ausbleibender oder allenfalls geringer Effekt des Mindestlohns auf die aggregierte Ar-
mutsgefährdungsquote von Erwerbstätigen oder die Zahl der erwerbstätigen Leistungsbe-
ziehenden ist aus mehreren Gründen plausibel. Armut und Bedürftigkeit bestimmen sich 
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nach dem SGB II im Haushaltskontext und in Haushalten von Erwerbstätigen können sowohl 
nicht erwerbsfähige als auch nicht erwerbstätige Haushaltsmitglieder leben. Auswertungen 
des PASS für das Jahr 2018 ergeben, dass nur ca. 71 Prozent der armutsgefährdeten Per-
sonen im erwerbsfähigen Alter waren und nur knapp 23 Prozent einer abhängigen Beschäf-
tigung nachgingen. Auch in der Grundsicherung werden viele nicht-erwerbsfähige Personen 
– überwiegend Kinder – versorgt: Von durchschnittlich 5,8 Millionen SGB II-Leistungsbezie-
henden im Jahr 2018 waren 1,7 Millionen nicht erwerbsfähig (Statistik der Bundesagentur 
für Arbeit 2020).

Neben der Arbeitsmarktpartizipation spielt auch die Beschäftigungsintensität eine große 
Rolle. Bei nicht vollzeitnaher Arbeitszeit kann bei einem Alleinverdiener ohne zusätzliche 
Einkommensquellen kaum ein Einkommen erreicht werden, das über der relativen Armuts-
schwelle liegt oder nicht zum Bezug von ergänzenden Grundsicherungsleistungen berech-
tigt. Haushalten mit Kindern gelingt dies tendenziell auch schon bei geringeren Erwerbsum-
fängen, da sie von den Mehrbedarfszuschlägen für Alleinerziehende im SGB II und stärker 
von den dem SGB II vorgelagerten Leistungen Wohngeld und Kinderzuschlag profitieren 
(Becker und Bruckmeier 2018). Die Mehrheit der erwerbstätigen Leistungsbeziehenden geht 
jedoch einer geringfügigen Beschäftigung nach (siehe Abbildung 2), auch wenn ihre Zahl in 
den letzten Jahren deutlich gesunken ist. Eine geringe wöchentliche Arbeitszeit stellt einen 
Hauptgrund für prekäre Einkommenslagen von Erwerbstätigen dar (Brülle et al. 2019). Bei 
geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen kommt hinzu, dass bei diesen die Wahrschein-
lichkeit höher ist, dass der gesetzliche Mindestlohn unterlaufen wird (Fedorets et al. 2019), 
was ein weiterer Grund für ausbleibende Effekte des Mindestlohns auf die verfügbaren Ein-
kommen sein kann.  

Auf längere Sicht können sich auch mindestlohnbedingte Änderungen im Arbeitsangebot, 
wie z. B. eine Verringerung der angebotenen Stundenzahl aufgrund gestiegener Lohnein-
kommen und gesunkene Beschäftigungschancen negativ auf das verfügbare Einkommen 
auswirken. Simulationsstudien legen allerdings nahe, dass sich die Einführung des Mindest-
lohns positiv auf das Arbeitsangebot ausgewirkt hat (Bruckmeier und Wiemers 2014). Auch 
für starke negative Beschäftigungseffekte gibt es bisher keine empirische Evidenz (siehe 
Abschnitt „Auswirkungen auf die Beschäftigung“).  

Unabhängig davon, ob und wie der Mindestlohn bei den Beschäftigten ankommt, ist ein wich-
tiger Grund für die geringen Verteilungswirkungen des Mindestlohns, dass er nicht zielgenau 
am unteren Ende der Einkommensverteilung wirkt. Erstens wirken sich Lohnerhöhungen bei 
Beziehern von einkommensgeprüften Leistungen weniger stark auf das verfügbare Einkom-
men aus, als bei Mindestlohnbeziehern außerhalb des Transfersystems, da ein Teil des zu-
sätzlichen Einkommens auf die Transferleistung angerechnet wird. Zweitens stammt nur ein 
Teil der Mindestlohnbeziehenden auch aus armutsgefährdeten Haushalten. Laut PASS leb-
ten im Jahr 2018 ca. 28 Prozent der Erwerbstätigen, für die ein Stundenlohn bis zum Min-
destlohn berechnet wurde, in einem armutsgefährdeten Haushalt. Abbildung 3 zeigt, aus 
welchem Einkommensdezil potenziell Mindestlohnbeziehende kommen.8 Dargestellt wird 

8 Hierfür werden zehn gleich große Gruppen nach Höhe des äquivalenzgewichteten Haushaltsnettoeinkommens (De-
zile) aus der Gesamtbevölkerung gebildet. 
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der Anteil der vom Mindestlohn betroffenen Erwerbstätigen im jeweiligen Dezil an allen po-
tenziell vom Mindestlohn betroffenen Erwerbstätigen. Die Mehrheit der vom Mindestlohn be-
troffenen sind in den ersten drei Dezilen zu finden (zusammen 54 Prozent). Ein substantieller 
Anteil der Erwerbstätigen, die maximal den Mindestlohn verdienen, sind hingegen auch im 
mittleren Einkommensbereich zu beobachten. Zudem profitiert auch ein geringer Anteil von 
Erwerbstätigen vom Mindestlohn, deren Haushaltseinkommen im oberen Einkommensbe-
reich liegt.9  

Abbildung 3: Verteilung der Erwerbstätigen mit einem Stundenlohn bis zum Mindestlohn 
auf die Einkommensdezile im Jahr 2018 

Anmerkungen: Einkommensdezile (Haushaltsnettoäquivalenzeinkommen) mit 95-%-Konfidenzintervall. Stundenlöhne 
wurden aus dem monatlichen Bruttolohn und der vertraglichen Arbeitszeit berechnet. Erwerbstätige inkl. Minijobberanteil 
der vom Mindestlohn betroffenen Erwerbstätigen summiert sich auf 100 Prozent. 
Quelle: Panel Arbeitsmarkt und soziale Sicherung (Welle 12), eigene gewichtete Berechnung. 

Compliance 

Der Grad der Einhaltung des Mindestlohns ist bis heute sehr umstritten, da die Quantifizie-
rung der Beschäftigten mit einem Stundenlohn unterhalb des Mindestlohns auf Basis der 
existierenden Datenlage schwierig ist.10 Insgesamt zeigen sich im Zuge der Mindestlohnein-
führung positive Effekte auf Stunden- und Monatslöhne, die nahelegen, dass der Mindest-
lohn zumindest nicht vollständig umgangen wird. Das Ausmaß der Nichteinhaltung bleibt 
letztlich eine weitgehend offene Frage, die sich auf Grundlage der aktuellen Datenbasis nicht 
abschließend beantworten lässt.  

9 Neben der mangelnden Zielgenauigkeit auf untere Einkommensgruppen hat dies den Effekt, dass die Armutsrisiko-
schwelle aufgrund von Mindestlohnerhöhungen insgesamt steigen kann.  
10 Diskussionen zur Schwierigkeit, Non-Compliance mit der bestehenden Datenbasis zu quantifizieren, finden sich in 
Börschlein und Bossler (2019) und Bossler (2019).  
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Studien zur Einhaltung des Mindestlohns auf Basis von Betriebs- und Beschäftigtenbefra-
gungen unterscheiden sich deutlich im Hinblick auf die Zahl der Personen, die 2015 oder 
2016 noch unterhalb von € 8,50 entlohnt wurden. Nach Zahlen des Statistischen Bundes-
amts auf Basis der Verdiensterhebung wurden 2016 noch rund 650.000 Beschäftigte unter-
halb des Mindestlohns entlohnt (Günther und Frentzen 2017). Laut Auswertungen auf Basis 
des SOEP lag die „Non-Compliance“ im Jahr 2016 je nach Berechnungsszenario zwischen 
829.000 und 2.783.000 Beschäftigten (Burauel et al. 2017). Neueste Zahlen des Statisti-
schen Bundesamts legen nahe, dass im April 2018 noch etwa 509.000 Personen unterhalb 
des Mindestlohns entlohnt wurden (Statistisches Bundesamt 2020). Die Relevanz von Non-
Compliance dürfte dabei auch von der Art des Beschäftigungsverhältnisses abhängen (Fe-
dorets et al. 2019). 

Die Abschätzung der Nichteinhaltung auf Basis von Befragungsdaten ist jedoch problema-
tisch. Typischerweise werden in Erhebungen, die eine Berechnung der Stundenlöhne von 
Beschäftigten ermöglichen – wie beispielsweise das SOEP oder das PASS – der Brutto-
Monatslohn und die wöchentlichen Arbeitsstunden getrennt abgefragt. Wenn Personen ihren 
Monatslohn oder ihre Arbeitsstunden ungenau angeben, kann es zu einer unpräzisen Be-
rechnung des Stundenlohns kommen. Dieser Messfehler kann dazu führen, dass etliche 
Personen auf Grundlage der Befragungsdaten scheinbar unterhalb der Mindestlohngrenze 
liegen, obwohl sie exakt zum Mindestlohn oder darüber entlohnt werden.11 Erkenntnisse des 
IAB weisen darauf hin, dass Personen, die in Befragungen ihren Stundenlohn direkt ange-
ben, seltener unterhalb des Mindestlohns liegen als Personen, die Monatslohn und Arbeits-
stunden separat berichten (vgl. Umkehrer und vom Berge 2020 bzw. vom Berge et al. 
2016b).  

Aufzeichnungspflichten geleisteter Arbeitsstunden 

In Deutschland kontrolliert der Zoll die Einhaltung des Mindestlohns (für Daten zur Anzahl 
der Kontrollen und Verstöße siehe: Drucksache des Bundestags 19/8830). Dafür ist insbe-
sondere die Aufzeichnungspflicht der Arbeitgeber über die geleisteten Arbeitsstunden ein 
wichtiger Baustein. Grundsätzlich sind nach § 17 Mindestlohngesetz zwei Gruppen aufzeich-
nungspflichtig:  

 Geringfügig Beschäftigte (ausgenommen sind geringfügig Beschäftigte in privaten
Haushalten)

 Sozialversicherungspflichtige Beschäftigte aus Branchen, die unter § 2a des
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes fallen, wobei die Mindestlohndokumentati-
onsverordnung (MiLoDokV vom 29.7.2015) Gehaltsschwellen festlegt, oberhalb de-
rer die Beschäftigten von den Aufzeichnungspflichten entbunden sind.

Ergebnisse aus einer Arbeitgeberbefragung des IAB im Jahr 2016 zeigen, dass Arbeitgeber 
häufig über den stark gestiegenen bürokratischen Aufwand der Aufzeichnungspflichten kla-
gen (Bossler und Jaenichen 2017).  

11 Wenn mehr Beschäftigte in der wahren (unbeobachteten) Lohnverteilung exakt zum oder knapp über dem Mindest-
lohn entlohnt werden als knapp unter der Mindestlohnschwelle, dann führt ein zufällig verteilter Messfehler zu einer 
Überschätzung der Non-Compliance.  
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Die bisherige Regelung über die Aufzeichnungspflichten (Mindestlohndokumentationsver-
ordnung vom 29.7.2015) nimmt jedoch einen großen Teil der potenziell vom Mindestlohn 
betroffenen Beschäftigten aus. So sind unter den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
lediglich diejenigen zur Aufzeichnung verpflichtet, deren Bruttomonatslohn unter der 
Schwelle von € 2.000 liegt und die in bestimmten Branchen arbeiten, die im Schwarzarbeits-
bekämpfungsgesetz genannt sind. Einige mindestlohnrelevante Branchen, wie etwa große 
Teile des Einzelhandels, sind demnach nicht zur Aufzeichnung verpflichtet und sind deshalb 
in Bezug auf die Einhaltung des Mindestlohns nur schwer zu kontrollieren.  

Tabelle 2: Hochgerechnete Schätzung aufzeichnungspflichtiger Beschäftigungsverhält-
nisse nach Mindestlohngesetz  

Quelle: Hochgerechnete Schätzung auf Basis einer 2-Prozent-Stichprobe aus der Beschäftigtenhistorik (BeH) des IAB 
(Datenstichtag ist der 30.6.2018).  
Aufzeichnungspflichtige SVB-Beschäftigte (in der zweiten Zeile) werden in § 2a des Schwarzarbeitsbekämpfungsgeset-
zes definiert. Die Zuordnung der Branchen des § 2a SchwarzArbG zur Klassifikation der Wirtschaftszweige 2008 erfolgt 
wie in Bossler und Möller (2018) in Anlehnung an Drucksache 18/11475 des Deutschen Bundestags vom 10.3.2017.  
Beschäftigte aus Branchen mit Aufzeichnungspflichten nach Arbeitnehmerentsendegesetz werden in Spalte drei rausge-
rechnet. Brachen mit Aufzeichnungspflichten nach Arbeitnehmerentsendegesetz werden gemäß der Auflistung auf Seite 
168 des zweiten Berichts der Mindestlohnkommission (2018) definiert.  

Die Schätzung in Tabelle 2 zeigt, dass rund 6,65 Millionen geringfügige Beschäftigungsver-
hältnisse unter die Aufzeichnungspflichten fallen. Zusätzlich fallen etwa 2,72 Millionen sozi-
alversicherungspflichtige Beschäftigte unter die Aufzeichnungspflichten, die aktuell in der 
Mindestlohndokumentationsverordnung (MiLoDokV vom 29.7.2015) präzisiert werden. Be-
rücksichtigt man, dass einige der betroffenen Branchen, wie beispielsweise das Bauhaupt-
gewerbe, eigene Branchenmindestlöhne vorweisen und damit Aufzeichnungspflichten ge-
mäß Arbeitnehmerüberlassungsgesetz erfüllen müssen, so sind aktuell nur rund 1,94 Millio-
nen sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse direkt von zusätzlichen Auf-
zeichnungspflichten ihrer Arbeitsstunden durch das Mindestlohngesetz betroffen.  

Auswirkungen auf die Produktivität und Profitabilität 

Produktivität 

Aus betrieblicher Sicht sind durch den Mindestlohn Auswirkungen auf die Wettbewerbsbe-
dingungen etwa dann denkbar, wenn der Mindestlohn die Arbeitsproduktivität der Beschäf-
tigten beeinflusst, was bereits in unterschiedlichen Studien untersucht wurde: Mit dem IAB-
Betriebspanel lässt sich auf Basis des Differenz-in-Differenzen-Ansatzes kein signifikanter 

12 Beschäftigungsverhältnisse die schon nach AEntG oder AÜG aufzeichnungspflichtig sind werden hier ausgenommen. 

Beschäftigungsverhältnisse gemäß der 
aktueller geltenden Dokumentationsver-
ordnung  
(MiLoDokV vom 29.7.2015)  

Alle Minijobs in der Gesamtwirtschaft mit Aufzeich-
nungspflicht nach MiLoG  6.648.050 

Sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsver-
hältnisse mit Aufzeichnungspflicht nach MiLoG  
(alle Branchen des § 2a SchwarzArbG)  

2.719.450 

Davon müssen sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnisse (nur) wegen des 
MiLoG aufzeichnen12  

1.944.550 
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Effekt auf die Arbeitsproduktivität (Umsatz pro Beschäftigtem) in vom Mindestlohn betroffe-
nen Betrieben nachweisen (Bossler et al. 2018; Bossler et al. 2020).  

Im Linked Personnel Panel (LPP) werden Beschäftigte nach ihrer Arbeitsmotivation und ih-
rem Arbeitsengagement befragt. Während sich in der Studie von Bossler und Broszeit (2017) 
zwar ein deutlicher signifikanter Effekt auf die Arbeitszufriedenheit – insbesondere Entloh-
nungszufriedenheit –  betroffener Beschäftigter im Vergleich zu nicht betroffenen Beschäf-
tigten zeigt, lässt sich kein Effekt auf das abgefragte Arbeitsengagement betroffener Be-
schäftigter nachweisen.  

In der Studie von Dustmann et al. (2020) wird zwar nicht direkt ein Effekt des Mindestlohns 
auf die Produktivität betroffener Beschäftigter oder Betriebe untersucht. Es lässt sich jedoch 
nachweisen, dass nach der Mindestlohneinführung vom Mindestlohn betroffene Beschäftigte 
häufiger in Betriebe wechseln, die bereits vor der Mindestlohneinführung größer und stabiler 
waren und höhere Lohnprämien bezahlten. Diese Ergebnisse implizieren, dass der Mindest-
lohn die durchschnittliche Arbeitsproduktivität gesteigert hat, indem Beschäftigte zu produk-
tiveren Betrieben wechselten. 

Profitabilität 

Die Ergebnisse aus Bossler et al. (2018) besagen, dass Betriebe die mindestlohnbedingt 
erhöhten Arbeitskosten nicht durch eine Steigerung der Arbeitsproduktivität kompensiert ha-
ben. Wenn die mindestlohnbedingte Lohnkostenerhöhung nicht über höhere Preise an die 
KonsumentInnen weitergegeben werden kann, kann dies die Profitabilität vom Mindestlohn 
betroffener Betriebe reduzieren. Bossler et al. (2018) zeigen, dass von der Mindestlohnein-
führung betroffene Betriebe eine knapp zwei Prozentpunkte höhere Wahrscheinlichkeit für 
Verluste verzeichnen als nicht betroffene Betriebe. Mit Blick auf die betriebliche Profitabilität, 
gemessen als Umsatz abzüglich von Vorleistungen und Arbeitskosten, weist die Studie einen 
signifikanten Rückgang in vom Mindestlohn betroffenen Betrieben nach, der hauptsächlich 
durch den Anstieg der Arbeitskosten durch den Mindestlohn erklärt werden kann.13  

Auswirkungen auf die Beschäftigung 

Deskriptive Beschäftigungsentwicklung im IAB-Arbeitsmarktspiegel 

Erste Erkenntnisse zu den Übergängen zwischen den Arbeitsmarktzuständen einzelner Per-
sonen im Zuge der Mindestlohneinführung konnten aus dem IAB-Arbeitsmarktspiegel ge-
wonnen werden. Dieser wurde erstmals im Januar 2016 publiziert und bis Ende 2018 im 
halbjährlichen Turnus aktualisiert (siehe vom Berge et al. 2018 für die bisher letzte Ausgabe). 

Zum Jahreswechsel 2014/15 zeigte sich saisonbereinigt ein ausgeprägter Rückgang in der 
Zahl der ausschließlich geringfügigen Beschäftigten in Deutschland in Höhe von rund 93.000 
(zwischen September 2014 und Januar 2015: rund 130.000). Daraus lässt sich jedoch kein 
Rückgang der Gesamtbeschäftigung in gleicher Größenordnung ableiten, da zum Teil Mi-

13 Neben dem Rückgang der Profitabilität ist es auch möglich, dass der durch den Mindestlohn induzierte Lohnkosten-
anstieg zumindest teilweise auf die Preise überwälzt wurde, wie weiter unten ausführlicher diskutiert wird.  
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nijobs in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung umgewandelt wurden. Zum Jahres-
wechsel 2014/15 war ein Anstieg dieses Beschäftigungsübergangs um circa 56.000 Jobs zu 
verzeichnen.  

Vom Berge und Weber 2017 zeigen, dass diese Umwandlungen insbesondere auch inner-
halb der Betriebe stattfanden. In erster Linie wurden die geringfügigen Beschäftigungsver-
hältnisse in sozialversicherungspflichtige Teilzeitjobs umgewandelt. Allerdings zeigt sich 
auch in Betrieben mit vielen Umwandlungen eine etwas höhere Tendenz zum Abbau anderer 
sozialversicherungspflichtiger Beschäftigungsverhältnisse. 

Eine Zusammenfassung veröffentlichter Kausalanalysen 

Knapp fünf Jahre nach Einführung des Mindestlohns gibt es heute eine Reihe von empiri-
schen Studien mit dem Fokus auf Beschäftigungseffekten. In diesen Untersuchungen wird 
wiederum der Differenz-in-Differenzen-Ansatz in unterschiedlichen Vergleichsdimensionen 
verwendet. Es zeigen sich in den meisten Studien, wenn überhaupt, nur relativ kleine nega-
tive Beschäftigungseffekte. 

Einen Überblick über die geschätzten Beschäftigungseffekte von Analysen auf unterschied-
lichen Beobachtungsebenen (Personen, Betriebe, Regionen) liefert Abbildung 4, wobei die 
Effektgröße in Prozent dargestellt wird. Da sich die Definition der Mindestlohnbetroffenheit 
zwischen den Studien teilweise stark unterscheidet, zeigt der rechte Teil der Abbildung 4 die 
Größenordnung des Effekts hochgerechnet auf die Gesamtzahl der betroffenen Beschäfti-
gungsverhältnisse. Damit wird quantifiziert, wie viele Beschäftigungsverhältnisse es in 
Deutschland nach der Mindestlohneinführung mehr oder weniger gab, verglichen mit dem 
hypothetischen – also geschätzten – Szenario, in dem der Mindestlohn nicht eingeführt 
wurde.  

Dustmann et al. (2020) ermitteln mit Hilfe administrativer Arbeitsmarktdaten auf Personen-
ebene, dass die Einführung des Mindestlohns zwar die Wahrscheinlichkeit erhöht hat, dass 
Niedrigverdiener unterhalb der Mindestlohngrenze beschäftigt bleiben. Dieser positive Be-
schäftigungseffekt ist aber mit 0,7 Prozentpunkten sehr klein und daher ökonomisch gese-
hen kaum von einem Nulleffekt zu unterscheiden. Außerdem ist zu beachten, dass in diese 
Analyse nur Beschäftigte eingehen, die bereits vor Mindestlohneinführung einen Job hatten, 
und daher potenzielle Effekte für Arbeitslose oder Einsteiger auf dem Arbeitsmarkt nicht be-
rücksichtigt werden. 

Mit Daten des IAB-Betriebspanels für das Jahr 2015 kommt Bossler (2017) zu dem Ergebnis, 
dass die Mindestlohneinführung in betroffenen Betrieben – im Vergleich zu nicht betroffenen 
Betrieben – zu einem Rückgang in der erwarteten Beschäftigungsentwicklung und in der 
realisierten Beschäftigung von etwa einem Prozent geführt hat. Dieses Ergebnis wird in der 
Analyse von Bossler und Gerner (2019) bestätigt. Dort werden ebenfalls betroffene mit nicht 
betroffenen Betrieben über die Zeit beobachtet und verglichen. Es zeigt sich ein kleiner ne-
gativer Beschäftigungseffekt von etwa 1,7 Prozent in betroffenen Betrieben. Dieser Beschäf-
tigungseffekt entsteht eher durch ein zurückhaltendes Einstellungsverhalten der Betriebe 
und weniger durch Entlassungen. Das Ergebnis ist möglicherweise damit zu erklären, dass 
Betriebe ihre Beschäftigung relativ konfliktfrei durch ausbleibende Einstellungen anpassen 
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können, ohne Personen aus bestehenden Beschäftigungsverhältnissen entlassen zu müs-
sen. Der Vergleich zwischen unterschiedlich stark betroffenen Betrieben, wie in Bossler und 
Gerner (2019), hat den Vorteil, dass auch Effekte innerhalb von Regionen (bspw. innerhalb 
von Hochlohnregionen) identifiziert werden können. Es werden jedoch auch dann Effekte 
ausgewiesen, wenn ein betroffener Betrieb Beschäftigte abgibt, die dann von einem nicht-
betroffenen Betrieb eingestellt werden. In Regionalanalysen schlägt sich die Umverteilung 
von Beschäftigten in andere Betriebe nicht im geschätzten Effekt nieder, sofern sie innerhalb 
der verwendeten regionalen Abgrenzung stattfindet.  

Die Studien von Ahlfeldt et al. (2018), Bonin et al. (2019), Caliendo et al. (2018), Garloff 
(2019), Schmitz (2019) und Dustmann et al. (2020) untersuchen allesamt Auswirkungen des 
Mindestlohns auf die Beschäftigung im regionalen Vergleich. Dabei bezieht sich Betroffen-
heit entweder auf den Anteil der Beschäftigten in einer Region, die vor der Einführung unter-
halb des Mindestlohnniveaus entlohnt wurden, oder aber das Ausmaß der Lohnlücke durch 
Beschäftigung unter dem Mindestlohn. Der regionale Vergleich über die Zeit hat gegenüber 
der Betriebsanalyse den Vorteil, dass auch sogenannte Spillover-Effekte auf Beschäftigte 
aus anderen Betrieben aufgegriffen werden, sofern sich die Betriebe in derselben Region 
befinden. So könnte es beispielsweise sein, dass ein besonders stark vom Mindestlohn be-
troffener Betrieb seine Beschäftigung abbauen muss, während ein nicht betroffener Betrieb 
die entlassenen Beschäftigten aufnehmen kann, womit sich dann insgesamt ein Nulleffekt 
auf die Beschäftigung ergibt. In der Studie von Bossler und Gerner (2019) wird ein solcher 
Mechanismus diskutiert, lässt sich aber –möglicherweise auch wegen der geringeren Fall-
zahl–, nicht nachweisen.  
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Abbildung 3: Beschäftigungseffekte der Mindestlohneinführung aus unterschiedlichen 
Studien  
Quelle: Hochgerechnete Beschäftigungseffekte ausgewählter Studien, angepasste Darstellung von Abbildung A3 aus 
Börschlein und Bossler (2019).  

Quantifizierung der Effektgrößen 

In Abbildung 4 wird die quantifizierte Effektgröße dargestellt. Aus den Betriebsanalysen von 
Bossler und Gerner (2019) lässt sich eine Effektgröße von etwa 57.000 Jobs hochrechnen, 
die im Zuge der Mindestlohneinführung in betroffenen Betrieben nicht entstanden sind. Ein 
ähnliches Bild zeigt sich in der Studie von Friedrich (2019) auf Grundlage eines Vergleichs 
zwischen unterschiedlich stark betroffenen Berufen. Für Westdeutschland wird faktisch keine 
Veränderung und für Ostdeutschland ein Beschäftigungsrückgang von etwa 52.000 Jobs 
festgestellt. Vertiefende Analysen weisen darauf hin, dass es sich dabei mehrheitlich um 
Minijobs handelt.  

Die Analysen auf der Regionalebene zeigen ein heterogenes Bild. Während Caliendo et al. 
(2018) und Schmitz (2019) eine negative Beschäftigungswirkung zwischen 100.000 und 
200.000 Jobs berechnen, liegt die Effektgröße in der Analyse von Bonin et al. (2019) bei 
einem Rückgang von etwa 77.000 Jobs. Ahlfeldt et al. (2018), Garloff (2019) und Dustmann 
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et al. (2020) ermitteln hingegen einen Effekt, der faktisch null oder in bestimmten Spezifika-
tionen sogar knapp positiv ist. Im Fall von Dustmann et al. (2020) ist dieser regional ermittelte 
Beschäftigungseffekt auch konsistent zu den Berechnungen auf Personenebene.  

Minijobs und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 

In einigen der genannten Studien auf Regionalebene werden getrennte Effekte für die min-
destlohnbedingte Entwicklung der Minijobs und der sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigungsverhältnisse ausgewiesen. In dieser interessanten und politisch relevanten Unter-
scheidung zeigt sich durchweg ein negativer Einfluss des Mindestlohns auf die Zahl der Mi-
nijobs in Deutschland. In Bezug auf die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ist das 
Ergebnis bisher uneinheitlich. Aus den vorliegenden Studien geht nicht einheitlich hervor, ob 
diese durch den Mindestlohn gestiegen (Garloff 2019) oder unverändert geblieben ist (Bonin 
et al. 2019; Schmitz 2019). Ein mindestlohnbedingter Rückgang der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung kann jedenfalls nicht gemessen werden. Die Evidenz für einen Ab-
bau der Minijobs deckt sich mit den ersten deskriptiven Ergebnissen des IAB aus dem IAB-
Arbeitsmarktspiegel (vom Berge et al. 2018).  

Die geschätzten Beschäftigungseffekte variieren zwar zwischen den betrachteten Studien, 
im Gesamtbild zeigen sich jedoch kaum Hinweise für einen deutlichen mindestlohninduzier-
ten Beschäftigungsverlust. Als eine mögliche Erklärung für ausbleibende negative Beschäf-
tigungseffekte wird häufig die Marktmacht von Arbeitgebern (monopsonistische Arbeits-
märkte) herangezogen. Eine weitere Erklärung dafür, dass die Beschäftigungsanpassung in 
den Betrieben gering ausfiel, kann darin liegen, dass die Arbeitgeber die gestiegenen Lohn-
kosten teilweise mit Preiserhöhungen kompensieren konnten. So zeigen deskriptive Unter-
suchungen auf Basis des IAB-Betriebspanels und der QUEST-Befragung, dass in Arbeitge-
berbefragungen Preisanpassungen vergleichsweise häufig als Anpassungsdimension ange-
geben werden (Bellmann et al. 2016; Bossler und Jaenichen 2017). Dieser Mechanismus 
bestätigt sich in einer Kausalanalyse von Link (2019) mit Daten zur erwarteten Preisentwick-
lung der Arbeitgeber im ifo-Geschäftsklimaindex, wonach betroffene Arbeitgeber im Zeitraum 
der Mindestlohneinführung häufiger Preiserhöhungen planten. Auch die Evaluation des 
Branchenmindestlohns im Friseurhandwerk von Kunaschk (2020) zeigt, dass Mindestlöhne 
höhere Preise zur Folge haben können. So stieg im Zuge der dortigen Mindestlohneinfüh-
rung im Jahr 2013 der Preisindex für Friseurdienstleistungen um rund 14 Prozentpunkte, 
während sich der allgemeine Verbraucherpreisindex im selben Zeitraum nur um ca. vier Pro-
zentpunkte erhöht hat.  

Weitere Teilaspekte der Beschäftigung und Beschäftigungspolitik 

In Bezug auf die Arbeitszeit der Beschäftigten könnten sich im Zuge der Mindestlohneinfüh-
rung Änderungen ergeben haben, wenn das Arbeitsvolumen statt der Beschäftigtenzahl an-
gepasst wurde. Im Vergleich zwischen betroffenen und nicht betroffenen Personen im SOEP 
zeigt sich ein signifikanter Rückgang der Arbeitszeit im Jahr 2015, aber es lässt sich kein 
signifikanter Effekt im Jahr 2016 nachweisen (Burauel 2020a). Das Ergebnis deckt sich mit 
den Schätzungen auf Basis des IAB-Betriebspanels in Bossler und Gerner (2019), die einen 

190



negativen Effekt auf die betriebsdurchschnittlichen Arbeitsstunden im Jahr 2015 finden, der 
sich jedoch in 2016 nivelliert.  

Eine weitere beschäftigungsrelevante Dimension ist das Einstellungsverhalten der Betriebe. 
Deskriptive Entwicklungen auf Basis der IAB-Stellenerhebung deuten darauf hin, dass die 
Anforderungen der Arbeitgeber in der Personalauswahl für mindestlohnrelevante Jobs in 
2015 gestiegen sind (Gürtzgen et al. 2016).  

Im Mindestlohngesetz gibt es eine Ausnahmeregelung für Praktika, sofern sie in der Studien- 
oder Ausbildungsverordnung der Personen vorgesehen sind (Pflichtpraktika), und für freiwil-
lige Praktika zur Berufsorientierung, die nicht länger als drei Monate andauern. In den Stu-
dien von Bossler und Wegmann (2019) sowie Bossler et al. (2018) wird die Entwicklung der 
Praktikantenzahl auf Basis unterschiedlicher Datenquellen untersucht. Es zeigt sich eine 
rückläufige Entwicklung in der Zahl der Praktikanten, die bereits vor der Mindestlohneinfüh-
rung eingesetzt hat und deshalb zeitlich nicht im Zusammenhang mit der Mindestlohneinfüh-
rung steht.  

Ebenso sind Auszubildende vom gesetzlichen Mindestlohn ausgenommen. In den Studien 
von Bossler et al. (2018) und Bossler et al. (2020) wird der Einfluss der Mindestlohneinfüh-
rung auf den betrieblichen Anteil der Auszubildenden und die angebotenen Ausbildungsstel-
len untersucht. Im Vergleich zwischen vom Mindestlohn betroffenen und nicht betroffenen 
Betrieben mit dem Differenz-in-Differenzen-Ansatz zeigt sich kein signifikanter Effekt auf das 
betriebliche Ausbildungsverhalten. Die Ergebnisse auf Basis des IAB-Betriebspanels zeigen 
lediglich einen kleinen negativen Effekt auf die betrieblichen Weiterbildungsinvestitionen im 
ersten Jahr nach der Mindestlohneinführung (Bellmann et al. 2017). Dieser Effekt ist im Jahr 
2016 jedoch nicht mehr nachweisbar (Bossler et al. 2018).  

Das Mindestlohngesetz wurde im Rahmen des Tarifautonomiestärkungsgesetzes vom Bun-
destag verabschiedet. Damit stellt sich die unmittelbare Frage, ob der Mindestlohn die Ta-
rifbindung der Betriebe tatsächlich erhöht oder eher ersetzt hat. In der kurzen Frist zeigt die 
Studie von Bellmann et al. (2018) keinen signifikanten Effekt auf die betriebliche Teilnahme 
an Branchentarifverträgen.  
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Fünf Jahre Mindestlohn –  
Erfahrungen und Perspektiven 
Gemeinsame Stellungnahme von IMK und WSI anlässlich der schriftlichen Anhörung der 
Mindestlohnkommission 2020 

Alexander Herzog-Stein, Malte Lübker, Toralf Pusch, Thorsten Schulten, Andrew Watt, 
Rudolf Zwiener 

1. Einleitung

Das Ziel des allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns besteht darin, „Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer vor unangemessen niedrigen Löhnen zu schützen“ (Bundesregierung 2014, 
S.1). Seine Einführung zum 1. Januar 2015 war deshalb notwendig, weil die in Deutschland
lange Zeit dominierende Form der Bestimmung von Mindestlöhnen durch Tarifverträge in
wachsenden Bereichen der Wirtschaft nicht mehr funktioniert hat, so dass viele Beschäftigte
ohne jegliche Mindestlohnsicherung auskommen mussten. Die Kehrseite der seit Mitte der
1990er Jahre anhaltenden Erosion der Tarifbindung war deshalb die Herausbildung eines der
größten Niedriglohnsektoren in Europa. Heute bildet der gesetzliche Mindestlohn ein
komplementäres Element der Lohnsetzung in Deutschland, das den traditionellen Modus der
Lohnfindung durch Tarifverhandlungen ergänzt.

Fünf Jahre nach seiner Einführung fällt die Bilanz des gesetzlichen Mindestlohns nach wie vor 
eher gemischt aus. Auf der einen Seite hat der Mindestlohn tatsächlich dazu geführt, dass die 
Löhne von Millionen Beschäftigten angehoben und damit deren Einkommenssituation merklich 
verbessert wurde. Durch die dadurch gesteigerte Nachfrage des privaten Konsums hat der 
Mindestlohn auch zu einer insgesamt dynamischeren Wirtschaftsentwicklung beigetragen, 
auch wenn seine makroökonomischen Auswirkungen eher begrenzt blieben, weil er nur einen 
kleinen Teil der gesamtwirtschaftlichen Lohnsumme ausmacht (Herr et al. 2018). 
Befürchtungen hinsichtlich möglicher negativer Konsequenzen des Mindestlohns für die 
Beschäftigung haben sich hingegen nicht bestätigt. Seit Einführung des Mindestlohns hat das 
Beschäftigungsniveau in Deutschland vielmehr permanent zugenommen und die 
Arbeitslosigkeit ist kontinuierlich zurückgegangen. Erst durch den externen Schock der 
Corona-Pandemie wurde diese Entwicklung abrupt abgebrochen. 

Dass die Bilanz des Mindestlohns trotzdem eher gemischt ausfällt, hängt vor allem daran, dass 
er bis heute sein grundlegendes Versprechen eines existenzsichernden Lohnniveaus für alle 
Beschäftigten nicht hat einlösen können (s. a. Herzog-Stein et al. 2018). Hinzu kommt, dass 
es nach wie vor viele Unternehmen gibt, die ihren Beschäftigten selbst den geringen 
Mindestlohnbetrag noch vorenthalten. Vor diesem Hintergrund wird seit einiger Zeit zu Recht 
die Notwendigkeit einer Weiterentwicklung des deutschen Mindestlohnregimes diskutiert, die 
eine deutliche Anhebung des Mindestlohns auf das Niveau eines existenzsichernden „Living 
Wage“ und eine verbesserte Umsetzung und Kontrolle vor Ort umfasst. Im Mittelpunkt der 
Debatte steht dabei die Forderung nach einem Mindestlohn von 12 Euro pro Stunde 
(Schulten/Pusch 2019), der in etwa 60 Prozent des Medianlohns von Vollzeitbeschäftigten 
entsprechen würde und damit dem Wert, der derzeit innerhalb der Europäischen Union als 
Benchmark für eine europäische Mindestlohnpolitik diskutiert wird (Müller/Schulten 2020). 
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Mit der Corona-Pandemie hat diese Debatte nichts an ihrer Aktualität verloren. Angemessene 
(Mindest-)Löhne gewinnen unter den neuen Bedingungen eher sogar noch zusätzlich an 
Bedeutung. Besonders deutlich wird dies bei den Beschäftigungsgruppen, die neuerdings als 
„systemrelevant“ angesehen werden und von denen viele nur ein sehr geringes Einkommen 
nahe am Mindestlohn erhalten (Koebe et al. 2020; Aumayr-Pintar/Rasche 2020). Eine 
grundlegende Aufwertung dieser Berufsgruppen erfordert dabei über die Erhöhung des 
Mindestlohns hinaus vor allem auch eine systematische Stärkung der Tarifbindung in diesen 
Bereichen. 

Auch für alle anderen Beschäftigten sind existenzsichernde Mindestlöhne gerade unter den 
schwierigen gesellschaftlichen Ausnahmebedingungen einer Virus-Pandemie von hoher 
Bedeutung für die soziale und politische Stabilität. Wenn schon der Mindestlohn kein 
existenzsicherndes Einkommen ermöglicht, dann führen erst recht in der Krise vielfach in 
Anspruch genommene Sozialleistungen wie Arbeitslosen- oder Kurzarbeitergeld, die lediglich 
60 Prozent bzw. 67 Prozent des vormaligen Nettolohns umfassen, in eine äußerst prekäre 
Einkommenssituation (Bispinck/Schulten 2020). 

Schließlich sind für die Überwindung der durch die Corona-Pandemie ausgelösten 
Wirtschaftskrise nicht nur umfangreiche öffentliche und private Investitionen nötig (Dullien et 
al. 2020a), sondern auch eine langfristige Stärkung der privaten Konsumnachfrage. 
Forderungen nach einer zurückhaltenden Anpassung oder gar Nullrunde beim Mindestlohn 
mit Hinweis auf die Corona-Krise sind daher fehl am Platze. Im Gegenteil: Aus einer Reihe 
von Gründen, die in dieser Stellungnahme entwickelt werden, halten wir eine beschleunigte, 
schrittweise Erhöhung des Mindestlohns auf ein Niveau von 12 Euro auch in Zeiten von 
Corona für wirtschafts- wie sozialpolitisch geboten! 

2. Die bisherige Entwicklung des Mindestlohns

2.1. Deutliche Anhebung der Löhne im Niedriglohnsektor 

Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns im Jahr 2015 hat insgesamt zu einem 
erheblichen Anstieg der Löhne im unteren Lohnsegment geführt (Börschlein/Bossler 2019). 
Auf der Grundlage der Vierteljährlichen Verdiensterhebung des Statistischen Bundesamts 
lassen sich die durchschnittlichen Lohnerhöhungen für sogenannte Leistungsgruppen 
bestimmen, die unterschiedlichen Beschäftigtengruppen mit einem unterschiedlichen 
Lohnniveau entsprechen (Abbildung 1). Im Jahr der Mindestlohneinführung lässt sich dabei 
auf gesamtwirtschaftlicher Ebene nur ein schwacher Mindestlohneffekt beobachten, der in 
einer leicht überdurchschnittlichen Lohnsteigerung der Leistungsgruppe 5 für ungelernte 
Beschäftigte zum Ausdruck kommt (Amlinger et al. 2016). Deutlich stärker ist der Effekt, wenn 
nur die Lohnentwicklung in Ostdeutschland betrachtet wird, wo der Anteil der 
Niedriglohnempfänger lange Zeit fast doppelt so hoch war wie in Westdeutschland 
(Kalina/Weinkopf 2020). In Ostdeutschland waren die Lohnzuwächse nach Einführung des 
Mindestlohns in der unteren Leistungsgruppe 5 fast doppelt so hoch wie in den oberen 
Gruppen 1 und 2.  Besonders deutlich wird der Einfluss des Mindestlohns, wenn die 
Lohnentwicklung klassischer Niedriglohnbranchen betrachtet wird. So lag z.B. die 
Lohnentwicklung bei Ungelernten in der Leistungsgruppe 5 im ostdeutschen Gastgewerbe 
mehr als doppelt so hoch wie im ostdeutschen Durchschnitt und mehr als fünfmal höher als in 
Gesamtdeutschland.  
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Abbildung 1: Entwicklung der Durchschnittslöhne im Jahr 2015 
in Prozent gegenüber 2014 nach Leistungsgruppen (LG) 

Quelle: Destatis Vierteljährliche Verdiensterhebung, eigene Berechnungen 

Abbildung 2: Entwicklung der Durchschnittslöhne im Jahr 2019 
in Prozent gegenüber 2014 nach Leistungsgruppen (LG) 

Quelle: Destatis Vierteljährliche Verdiensterhebung, eigene Berechnungen 
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Über die gesamten fünf Jahre seit der Einführung des Mindestlohns hinweg ist auf der 
Grundlage der Vierteljährlichen Verdiensterhebung in der Gesamtwirtschaft keine 
überdurchschnittliche Lohnerhöhung des unteren Lohnsegments mehr erkennbar (im 
Folgenden: Abbildung 2). Dies spricht dafür, dass die ursprünglichen Mindestlohneffekte durch 
spätere Anpassungen in den mittleren und oberen Lohngruppen kompensiert wurden. 
Lediglich in Ostdeutschland lässt sich auch über den gesamten 5-Jahres-Zeitraum eine 
überdurchschnittliche Lohnentwicklung der unteren Lohngruppen und damit eine leichte 
Reduzierung der Lohnungleichheit beobachten. 

Kontrovers wird in der Literatur die Frage diskutiert, ob der Mindestlohn in gleichem Maße 
Stunden- und Monatslöhne beeinflusst hat (Börschlein/Bossler 2019). Insbesondere das 
Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) kommt auf der Grundlage von Auswertungen 
des Sozio-ökonomischen Panels (SOEP) zu dem Ergebnis, dass der Mindestlohn im unteren 
Lohnsegment zwar zu einer überdurchschnittlichen Erhöhung der Stundenlöhne geführt hat, 
sich ein gleicher Effekt jedoch bei den Monatslöhnen nicht nachweisen lässt (Caliendo et al. 
2017, 2018). Begründet werden diese Unterschiede damit, dass Unternehmen teilweise auf 
den Mindestlohn mit einer Reduzierung der offiziellen Arbeitszeit und/oder Ausdehnung der 
unbezahlten Mehrarbeit reagiert haben. Aus den Daten der Vierteljährlichen 
Verdiensterhebung lassen sich hingegen kaum systematische Unterschiede zwischen 
Stunden- und Monatslohnentwicklung identifizieren (Abbildung 1 und 2). 

Ein wichtiges Segment, bei denen die Einführung und Anhebung des Mindestlohns 
automatisch zu einer Reduzierung der Arbeitszeit führen muss, sind die geringfügig 
Beschäftigten. Letztere unterliegen per Definition einer Einkommensobergrenze von 450 Euro 
pro Monat, bis zu der sie von der regulären Sozialversicherungspflicht freigestellt sind und 
lediglich Pauschalbeiträge zur Sozialversicherung fällig werden. Bei einer Erhöhung des 
Mindestlohns muss die konkrete Stundenzahl so an die gestiegenen Stundenlöhne angepasst 
werden, dass die Grenze von 450 Euro pro Monat nicht überschritten wird (Koch et al. 2018). 
So kann es zu einer Anpassung der Arbeitszeit in einem unveränderten Bruttomonatsentgelt 
von 450 Euro kommen, bei gleichzeitig sinkender Stundenzahl und steigenden 
Stundenlöhnen. Der Mindestlohn hat in diesem Fall keine positiven Einkommenseffekte, 
sondern führt – unter Rückgriff auf eine alte gewerkschaftliche Forderung formuliert – zu einer 
„Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich“. Die Ergebnisse der DIW-Studie hinsichtlich 
der Arbeitszeitverkürzung düften vor allem an der verwendeten Aufteilung des Datensatzes in 
5 Quintile der Stundenverteilung liegen, bei der Minijobber naturgemäß im unteren Quintil zu 
finden sind. Da die Studie Beobachtungen von Arbeitnehmern im Längsschnitt untersucht und 
somit widerholte Beobachtungen voraussetzt, kann sie den Niedriglohnsektor als besonders 
volatilen Teil des Arbeitsmarktes nur teilweise abbilden. Einkommenssteigerungen, die bei neu 
angefangenen Jobs des Jahres 2015 auftreten, werden beispielsweise nicht betrachtet. 

Insgesamt stiegen die Monatsverdienste von Geringverdienern aufgrund der kürzeren 
Arbeitszeiten weniger stark an als die Stundenverdienste (Bonin et al. 2018, Pusch/Rehm 
2017). Während die durch den Mindestlohn ausgelösten Effekte auf die Monatsverdienste bei 
den geringfügig Beschäftigten oft nur moderat ausfielen, kam es bei den 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten zu deutlichen, positiven Einkommenseffekten, die 
nach einer Analyse des IAB bis zum vierzigsten Prozentpunkt der Einkommensverteilung 
reichen (Bossler/Schank 2020). Auch andere Studien kamen auf der Basis des IAB-
Betriebspanels (Bossler/Gerner 2019) und des IAB Arbeitsmarktspiegels (Dustmann et al. 
2020) zu dem Ergebnis, dass der Mindestlohn zu deutlichen Einkommenssteigerungen bei 
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den Monatslöhnen in der Größenordnung von ca. 7 bis 11 Prozent geführt hat. Die im Vergleich 
zu Caliendo et al. (2017, 2018) anderslautenden Ergebnisse der oben genannten 
Studien dürften neben methodischen Unterschieden vor allem auf die bessere 
Erfassung der Niedriglohnbeschäftigung und den größeren Beobachtungsumfang 
zurückzuführen sein. 

In der Gesamtschau zeichnen die bisherigen Ergebnisse in der Literatur daher ein positives 
Bild von den Lohn- und Einkommenseffekten des Mindestlohns. 
Sofern Arbeitszeitverkürzungen die Einkommensentwicklung von Geringverdienern 
gedämpft haben, betrifft dies vor allem die Minijobber. Die 
Einkommenssteigerungen für sozialversicherungspflichtig Beschäftigte waren hingegen 
deutlich ausgeprägter. Hierzu passt der Befund, dass niedrig entlohnte Beschäftigte nach 
Einführung des Mindestlohns über eine deutlich höhere Lohnzufriedenheit berichteten 
(Pusch/Rehm 2017). 

Eine in den letzten Jahren durch den Mindestlohn unterstützte etwas 
dynamischere Entwicklung der geringen Einkommen ändert allerdings nichts 
daran, dass der Niedriglohnsektor in Deutschland nach wie vor groß ist. Dies liegt unter 
anderem daran, dass der Mindestlohn weit unterhalb der Niedriglohnschwelle von zwei 
Drittel des Medianlohns festgesetzt wurde. Der Anteil der Niedriglohnbezieher an den 
Beschäftigten ist deshalb in den letzten Jahren nur leicht zurückgegangen (Fedorets et al. 
2020, Kalina/Weinkopf 2020).  

2.2. Mindestlohn und Beschäftigung: Keine relevanten negativen Effekte 

Zahlreiche Wirtschaftswissenschaftler*innen haben sich ursprünglich gegen die 
Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns ausgesprochen, weil sie 
einen starken Beschäftigungsrückgang befürchteten (Bruttel et al. 2019). So 
prognostizierte z.B. Lars P. Feld, der heute auf Empfehlung der Arbeitgeber eines 
der beiden wissenschaftlichen Mitglieder der Mindestlohnkommission ist,  dass „bei einem 
gesetzlichen Mindestlohn von 8,50 Euro […] die Arbeitslosigkeit deutlich anschwellen 
[würde]“ (zit. n. Haerder 2013). In verschiedenen Studien wurden hunderttausende 
von Arbeitsplatzverlusten in Folge des Mindestlohns vorhergesagt. Während Knabe et 
al. (2014) aus dem Umfeld des Ifo-Instituts Dresden den Verlust von 425.000 bis 910.000 
Arbeitsplätzen prognostizierten, berechneten Arni et al. (2014) aus dem IZA einen 
Arbeitsplatzverlust in Höhe von 570.000 Stellen. Auch das RWI erstellte einige Jahre 
zuvor eine Prognose, der zufolge durch den damals noch diskutierten Mindestlohn von 
7,50 Euro etwa 1,2 Millionen Arbeitsplätze bedroht seien (Bachmann et al. 2008). Im 
Vergleich zu diesen Prognosen war der für das Jahr 2015 prognostizierte 
Beschäftigungsverlust des Sachverständigenrats (2014, S. 110) mit etwa 140.000 
Stellen (davon 100.000 Minijobber) noch relativ moderat, obwohl auch dieser in seiner 
Mehrheit die Politik „vor einem sozialpolitischen Experiment mit unbekanntem Ausgang“ 
warnte (ebenda, S. 7). 

Die Entwicklung des Arbeitsmarktes in Deutschland lässt auf den ersten Blick keine  
negativen Auswirkungen des Mindestlohns auf die Beschäftigung erkennen. Die 
Arbeitslosigkeit ist nahezu über die gesamten 2010er Jahre kontinuierlich zurückgegangen 
(Abbildung 3). Im Jahr 2019 lag die Arbeitslosenquote bei 5,0 Prozent und war damit so 
niedrig wie zuletzt Anfang der 1980er Jahre.  

203



Abbildung 3: Offiziell registrierte Anzahl der Arbeitslosen in Deutschland 
(2010-2019) 
in Millionen 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 

Die Anzahl der Beschäftigungsverhältnisse in Deutschland hat im letzten Jahrzehnt 
kontinuierlich zugenommen und liegt mittlerweile deutlich über 40 Millionen (Abbildung 4). 
Deutlich zugenommen haben vor allem sozialversicherungspflichtige Teilzeitstellen, aber auch 
Vollzeitstellen zeigen einen Zuwachs. Der einzige Beschäftigungstyp, bei dem sich seit Mitte 
der 2010er Jahre ein Rückgang um etwa 400.000 Stellen beobachten lässt, ist die 
ausschließlich geringfügige Beschäftigung. Im gleichen Zeitraum ist jedoch die geringfügige 
Beschäftigung im Nebenjob um rund 600.000 Stellen angestiegen, so dass per Saldo heute 
sogar mehr geringfügige Beschäftigungsverhältnisse als vor der Einführung des Mindestlohns 
existieren. 
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Abbildung 4: Beschäftigungsverhältnisse in Deutschland (2010-2019) 
in Millionen 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 

Aus der deskriptiven Statistik lassen sich keine negativen Einflüsse des Mindestlohns auf die 
Beschäftigung ableiten. Lediglich bei den ausschließlich geringfügig Beschäftigten können 
negative Auswirkungen vermutet werden, die jedoch durch die Zunahme anderer 
Beschäftigungsformen mehr als überkompensiert werden. Selbst wenn einige Studien 
vermuten, dass in bestimmten Bereichen ohne Mindestlohn noch mehr zusätzliche neue 
Arbeitsplätze entstanden wären, so stellt dies angesichts der insgesamt sehr positiven 
Einkommens- und Beschäftigungsdynamik in Deutschland ein vernachlässigungswürdiges 
Phänomen dar.  

Allerdings zeigen auch die kausalen Untersuchungen zu den Beschäftigungsfolgen des 
Mindestlohns keineswegs ein einheitliches Bild. Ein weitgehender Konsens in der empirischen 
Literatur besteht lediglich dahingehend, dass es einen leichten Rückgang bei den überwiegend 
durch geringe Stundenlöhne gekennzeichneten ausschließlich geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnissen gegeben hat. Ein Teil dieser Minijobs wurde jedoch in 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung umgewandelt, so dass die isolierte Betrachtung 
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der geringfügigen Beschäftigung die Auswirkungen des Mindestlohns auf den Arbeitsmarkt 
überzeichnet (vom Berge et al. 2016). Im Hinblick auf sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung reichen die Untersuchungen von leicht negativen Auswirkungen (Schmitz 2017; 
Stechert 2018) bis hin zu nicht eindeutig bestimmbaren Effekten (Caliendo et al. 2017). 
Frentzen et al. (2018) weisen hingegen darauf hin, dass die sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung in typischen Niedriglohnbranchen unmittelbar nach der Einführung des 
gesetzlichen Mindestlohns ein stärkeres Wachstum aufwies als der Rest der Branchen. Dieser 
beschleunigte Aufbau sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung steht vermutlich in 
direktem Zusammenhang mit der Umwandlung oder teilweise auch Substitution (im Falle von 
Neueinstellungen: Koch et al. 2018) von geringfügiger Beschäftigung in 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung.  

Bei der Entwicklung der Arbeitslosigkeit konnten hingegen keine Effekte des Mindestlohns 
festgestellt werden (Dustmann et al. 2020). Die in den empirischen Untersuchungen 
aufgezeigten kausalen Effekte des Mindestlohns auf die Beschäftigung sind - wenn überhaupt 
- äußerst moderat und beschränken sich im Wesentlichen auf ausschließlich geringfügige
Beschäftigungsverhältnisse. Der Wegfall von Minijobs ist dabei aus sozial- und
arbeitsmarktpolitischen Gründen sogar eher positiv zu bewerten, zumal ein relevanter Anteil
in sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse umgewandelt wurde. Die von
zahlreichen Studien prognostizierten negativen Auswirkungen des Mindestlohns auf die
Beschäftigung sind demnach nicht eingetreten. Die offensichtlichen Fehlprognosen bildeten
gleichwohl eine wichtige Argumentationsgrundlage der Mindestlohngegner*innen in Wirtschaft
und Politik, die auch die vergleichsweise geringe Einstiegsgröße des Mindestlohns in
Deutschland beeinflusst hat (Kapitel 3). Umso wichtiger ist die Debatte über die Ursachen der
zahlreichen Fehlprognosen (Kasten 1).

Kasten 1: Gründe für die Fehlprognosen zu den Auswirkungen des Mindestlohns auf 
die Beschäftigung 

Wie kann es sein, dass die Modellprognosen zu den Beschäftigungsauswirkungen vor Einführung des 
Mindestlohns überwiegend auf dramatische Weise falsch lagen? 

Zwei wesentliche Gründe bieten sich zur Erklärung an: Zum einen lassen sich die Fehlprognosen auf 
die Modellgrundlage zurückführen, die in einigen Prognosestudien das neoklassische 
Arbeitsmarktmodell mit vollkommener Konkurrenz war (Bruttel et al. 2019). Beispielsweise gehen nach 
einer neoklassisch fundierten Modellschätzung des RWI aus dem Jahr 2017 durch den Mindestlohn 
zwischen 3 und 8 Prozent des Arbeitsvolumens verloren, während die Arbeitslosigkeit um etwa 3 bis 6 
Prozentpunkte steigt (Braun et al. 2017). Demgegenüber  zeigen Simulationen mit dem keynesianisch 
geprägten IMK Makro-Modell, dass die Einführung des Mindestlohns zu einer Steigerung des privaten 
Konsums geführt und damit die Beschäftigungsentwicklung positiv beeinflusst hat (Herr et al. 2018). 

Hinzu kam zweitens die (durchaus umstrittene) Annahme einer hohen Lohnelastizität der 
Beschäftigung, die in den Modellprognosen zu hohen Beschäftigungsverlusten führte. Alternative 
Modelle wurden kaum in Betracht gezogen. 

Auch die Tatsache, dass die in Deutschland publizierten Prognoseergebnisse oft nicht in Einklang mit 
der internationalen empirischen Forschung zur Beschäftigungswirkung von Mindestlöhnen standen, 
führte im Vorfeld der Mindestlohneinführung nicht zu einem Umdenken. So kommen Metastudien (z.B. 
Belman/Wolfson 2014), für die eine Vielzahl von Ergebnissen aus der empirischen Literatur ausgewertet 
wurden, regelmäßig zu dem Ergebnis, dass der Mindestlohn nur unerhebliche oder statistisch nicht von 
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null zu unterscheidende Beschäftigungseffekte hat. Neoklassische Modelle des Arbeitsmarktes sagten 
für deutliche Lohnerhöhungen, wie im Zuge der Mindestlohneinführung in Deutschland hingegen 
ausnahmslos Beschäftigungsverluste vorher. Dies gilt auch für das sogenannte Monopson-Modell des 
Arbeitsmarkts, das auch in der Studie von Knabe et al. (2014) verwendet wurde. Auch die neoklassische 
Erweiterung des Friktionsmodells, das in der Modellprognose von Braun et al. (2017) verwendet wurde, 
sagt mit ca. 3 bis 6 Prozent eine hohe Reduktion des Arbeitsvolumens voraus. 

Auch wenn das Arbeitsvolumen nicht in Arbeitsplätzen, sondern z.B. in geleisteten Arbeitsstunden 
gerechnet wird, sind Prognoseergebnisse wie in Knabe et al. (2014), Arni et al. (2014) und Braun et al. 
(2017) keinesfalls durch die beobachteten Entwicklungen gedeckt. Wie bereits berichtet, waren die 
Arbeitsplatzverluste durch den Mindestlohn sehr gering und konzentrierten sich vor allem auf die 
Minijobber mit einem in der Regel geringen Stundenvolumen. Die Arbeitsplatzeffekte, die durch eine 
Reduktion des Arbeitsvolumens entstehen, lassen sich durch eine einfache Überschlagsrechnung 
ermitteln, wobei aufgrund der geringen Arbeitsplatz-Effekte hier von den Minijobbern abstrahiert wird. 
Für die Berechnung nehmen wir eine vollständige Umsetzung der von Braun et al. (2017) am unteren 
Ende verschiedener neoklassischer Friktionsmodelle berechneten Arbeitsvolumenreduktion von 3 
Prozent als Arbeitszeitverkürzung an. Bei den abhängig Beschäftigten in Branchen ohne 
Branchenmindestlohn lag die durchschnittliche vereinbarte Arbeitszeit im Jahr 2014 bei 33,46 Stunden 
pro Woche (SOEP, eigene Berechnungen). Ein Rückgang des Arbeitsvolumens um 3 Prozent 
entspräche vor diesem Hintergrund einer gesamtwirtschaftlichen Arbeitszeitverkürzung um etwa eine 
Stunde pro Beschäftigtem. 

Tatsächlich ging die durchschnittliche vereinbarte Arbeitszeit bis 2018 nur auf 33,45 Wochenstunden – 
oder um etwa 1 Minute pro Woche – zurück. Auch die Berücksichtigung von Überstunden ändert wenig 
an diesem Bild. Nach einer Berechnung im SOEP-Datensatz ging die regelmäßige Wochenarbeitszeit 
zwischen 2014 und 2018 um etwa 11 Minuten zurück. Die Trends bei der Arbeitszeitentwicklung zeigen 
nach Einführung des Mindestlohns daher keinen ausgeprägten Bruch. In der Literatur berichtete 
Arbeitszeitverkürzungen, insbesondere bei Minijobbern, erfolgten darüber hinaus teilweise 
angebotsseitig auf Wunsch der Arbeitnehmer, um im Minijob verbleiben zu können (Koch et al. 2018), 
ein Effekt, der in den Modellprognosen gar nicht abgebildet wurde. Die oben genannten Prognosen 
lassen sich daher kaum mit der Entwicklung der Arbeitszeit und der Beschäftigung in Einklang bringen. 

3. Kriterien für einen angemessenen Mindestlohn nach dem
Mindestlohngesetz (MiLoG)

Die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland erfolgte angesichts einer 
sinkenden Tarifbindung und eines damit verbundenen starken Anstiegs des 
Niedriglohnsektors, in dem nur noch eine Minderheit der Beschäftigten in tarifgebundenen 
Unternehmen arbeitet. Das Fehlen einer verbindlichen Lohnuntergrenze führte dazu, dass sich 
in einigen Bereichen extrem niedrige Löhne etablieren konnten. Das grundlegende Ziel des 
gesetzlichen Mindestlohns bestand vor diesem Hintergrund darin, für alle Beschäftigte in 
Deutschland wieder „angemessene Arbeitsbedingungen […] sicherzustellen“ 
(Bundesregierung 2014, S. 26). Eine gesetzliche Regelung wurde deshalb nötig, weil „die 
Tarifvertragsparteien […] aus eigener Kraft nicht mehr durchgehend in der Lage (sind), einer 
zunehmenden Verbreitung von unangemessen niedrigen Löhnen entgegenzuwirken“ 
(ebenda, S. 27). 

Nach dem Mindestlohngesetz (MiLoG) ist es vor allem die Aufgabe der 
Mindestlohnkommission zu prüfen, „welche Höhe des Mindestlohns geeignet ist, zu einem 
angemessenen Mindestschutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beizutragen“ (MiLoG 
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§ 9, Abs. 2). Darüber hinaus enthält der Gesetzestext hierzu kaum konkrete Hinweise: Zwar
wird die Entwicklung der Tariflöhne als Orientierungspunkt für die Mindestlohnanpassung
vorgegeben, Vorgaben für eine angemessene Höhe des Mindestlohns lassen sich daraus
jedoch nicht gewinnen.

Einige Anhaltspunkte dafür, was der Gesetzgeber unter einem angemessenen Mindestlohn 
versteht, lassen sich allerdings im Begründungstext des MiLoG finden, der auch für die 
Interpretation des Gesetzes maßgeblich ist (Bundesregierung 2014, S. 27ff.). Demnach wird 
in der Gesetzesbegründung darauf verwiesen, dass „das Fehlen eines Mindestlohns […] ein 
Anreiz sein (kann), einen Lohnunterbietungswettbewerb zwischen den Unternehmen auch zu 
Lasten der sozialen Sicherungssysteme zu führen, weil nicht existenzsichernde 
Arbeitsentgelte durch staatliche Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
„aufgestockt“ werden können. Neben den Kosten für die Grundsicherung entstehen dadurch 
Einnahmeausfälle für die Sozialversicherung und negative Folgen, insbesondere bei der 
Alterssicherung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer“ (ebenda, S. 28). Aus dieser 
Passage lassen sich eindeutige Kriterien für einen angemessenen Mindestlohn ableiten, die 
bis heute die öffentliche Debatte über die Höhe des Mindestlohns prägen.  

Im Kern geht es darum, dass der Mindestlohn ein „existenzsicherndes Arbeitsentgelt“ ist, das 
nicht durch „staatliche Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende ‚aufgestockt‘ 
werden“ muss. Der Gedanke der Existenzsicherung bezieht sich dabei nicht allein auf das 
Erwerbsleben, sondern wird darüber hinaus auch auf die Zeit danach übertragen, so dass ein 
existenzsichernder Mindestlohn auch einen existenzsichernden Rentenanspruch garantieren 
muss, der oberhalb der Grundsicherung im Alter liegt. Zur Begründung des bei der 
Mindestlohneinführung ursprünglich gewählten Einstiegsbetrages von 8,50 Euro wird 
schließlich als Referenzwert explizit auf die Pfändungsfreigrenze als ein „auf die Situation der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zugeschnittenes pauschaliertes Existenzminimum“ 
verwiesen. 

Folgt man den in der Begründung zum Mindestlohngesetz genannten Kriterien und 
Bezugsgrößen, so lassen sich verschiedene Referenzwerte für einen angemessenen 
Mindestlohn berechnen. Legt man z.B. die aktuellen, seit Juli 2019 geltenden Beträge für die 
Pfändungsfreigrenze zugrunde (Abbildung 5), so müsste ein alleinstehender Singlehaushalt 
einen Nettolohn von 1179,99 Euro pro Monat erhalten, was einem Bruttolohn von 1596,50 
Euro entspricht. Je nach Wochenarbeitszeit entspricht dies einem Stundenlohn von 9,23 Euro 
bei einer 40-Stunden-Woche bzw. 9,79 Euro bei einer 37,7-Stunden-Woche, bei der es sich 
um die durchschnittliche tarifvertraglich vereinbarte Wochenarbeitszeit handelt. Bei einem 
alleinerziehenden Beschäftigten mit einem Kind erhöht sich der Mindestlohn, der der 
Pfändungsfreigrenze entspricht, bei den gleichen Wochenarbeitszeiten auf 13,66 Euro 
bzw.14,50 Euro pro Stunde. 
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Abbildung 5: Notwendiger Stundenlohn,  
um die Pfändungsfreigrenze zu erreichen, in Euro* 

Pfändungsfreigrenze (ab 1.7.2019) in Euro, pro Monat:  
Single: 1179,99 (netto) = 1596,50 (brutto) 
Alleinerziehend mit 1 Kind: 1629,99 (netto) = 2363,50 (brutto) 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Eine Kernforderung an den Mindestlohn, die auch Eingang in die Begründung des 
Mindestlohngesetzes gefunden hat, bestand immer darin, dass dieser ein Einkommen 
ermöglichen soll, das keine zusätzliche Aufstockungsleistungen mehr notwendig macht. Das 
hierzu notwendige Lohnniveau lässt sich jedoch nicht eindeutig bestimmen, da es wesentlich 
vom jeweiligen Haushaltskontext abhängt. Selbst wenn die Anzahl der zu berücksichtigenden 
Haushaltstypen wiederum auf einen Single- und einen Alleinerziehenden-Haushalt mit einem 
Kind begrenzt wird, weist der Schwellenwert, an dem kein Anspruch mehr auf 
Aufstockungsleistungen besteht, große regionale Unterscheide auf, die sich vor allem aus den 
unterschiedlichen Kosten der Unterkunft ergeben. Deshalb wird an dieser Stelle der 
„notwendige Stundenlohn bei einer Vollzeitbeschäftigung ohne Anspruch auf 
Aufstockungsleistungen nach SGB II“ für die 10 größten Städte in Deutschland berechnet, um 
auf diese Weise eine bestimmte Spannbreite für die Bestimmung eines angemessenen 
Mindestlohns zu erhalten (Abbildung 6).  

Bei einem Single Haushalt ergibt sich hieraus bei einer 40-Stunden-Woche ein 
Mindestlohnbetrag zwischen 8,69 Euro in Leipzig und 12,05 Euro in München. Bei einer 37,7 
Stunden-Woche liegen die Beträge zwischen 9,23 Euro und 12,79 Euro entsprechend höher. 
Für einen Alleinerziehenden-Haushalt mit einem Kind liegt die Schwelle für einen Lohn ohne 
Aufstockungsleitungen zwischen 11,47 und 16,01 (bei 40 Stunden pro Woche) bzw. zwischen 
12,17 und 17,00 Euro (bei 37,7 Stunden pro Woche). 
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Abbildung 6: Notwendiger Stundenlohn bei einer Vollzeitbeschäftigung ohne 
Anspruch auf „Aufstockungsleistungen“ nach SGB II, in Euro* 

Single 
37,7 Stunden pro Woche 40 Stunden pro Woche 

Alleinerziehend mit einem Kind 
37,7 Stunden pro Woche 40 Stunden pro Woche 

*Modellrechnung: Der notwendige Stundenlohn ergibt sich aus der Summe des Regelbedarfs, der Kosten für
Unterkunft (Richtwert) und Heizung sowie der Freibeträge nach SGB II, 11b (bei Alleinerziehenden plus
Mehrbedarf, abzüglich des Kindergeldes) auf Bruttobasis.

Quelle: Eigene Berechnungen, Stand März 2020 

Soll der Mindestlohn schließlich, wie in der Begründung zum Mindestlohngesetz ausgeführt, 
auch im Alter einen Rentenanspruch oberhalb der Grundsicherung ermöglichen, so hängt der 
hieraus resultierende Mindestlohnbetrag von zwei wesentlichen Komponenten, nämlich der 
Anzahl der Erwerbsjahre in Vollzeit sowie den geleisteten Wochenarbeitsstunden, ab. Je nach 
konkreter Ausgestaltung dieser beiden Kriterien ergibt sich wiederum eine breite Spannbreite 
bei der Bestimmung eines angemessenen Mindestlohns (Abbildung 7). Selbst bei dem in der 
Realität kaum mehr vorkommenden Modellfall von 45 Erwerbsjahren, in denen durchgehend 
40 Stunden pro Woche gearbeitet wurde, liegt der notwendige Stundenlohn, mit dem im Alter 
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die Grundsicherungsschwelle erreicht wird, bei 11,51 Euro. Geht man hingegen lediglich von 
40 oder gar nur 35 Erwerbsjahren aus, erhöht sich der entsprechende Stundenlohn auf 12,95 
Euro bzw. 14,79 Euro. Ebenfalls entsprechend höher fallen die notwendigen Stundenlöhne 
aus, wenn anstelle einer 40-Stunden-Woche eine kürzere Wochenarbeitszeit vorliegt. So liegt 
im Modellfall von 35 Erwerbsjahren, in denen kontinuierlich 35 Stunden pro Woche gearbeitet 
wurde, der für die Erreichung der Grundsicherungsschwelle im Alter notwendige Stundenlohn 
bereits bei 16,91 Euro. 

Abbildung 7: Notwendiger Stundenlohn, mit dem im Alter die 
Grundsicherungsschwelle erreicht wird, in Euro* 

Quelle: Berechnungen des WSI, Werte für 20191 

Insgesamt lässt sich somit aus den in der Begründung des Mindestlohngesetzes enthaltenen 
Kriterien für einen angemessenen Mindestlohn kein eindeutiger Mindestlohnbetrag ableiten. 
Allerdings lässt sich auch feststellen, dass die aus den genannten Kriterien abgeleiteten 
Mindestlohnbeträge in der Regel deutlich oberhalb des derzeit bestehenden 
Mindestlohnniveaus liegen (s.a. Herzog-Stein et al. 2018). Selbst Single-Haushalte mit einer 
Vollzeitstelle erzielen in vielen Regionen mit dem aktuell gültigen Mindestlohn kein 
Einkommen, dass sie nicht noch zusätzlich zum Bezug von Aufstockungsleistungen 
berechtigt. Bei Alleinerziehenden-Haushalten mit einem Kind ist der Mindestlohn hingegen 
generell nicht existenzsichernd. In allen Fällen bleibt bei auch einer langjährigen 

1 Für die Berechnung danken wir an dieser Stelle dem WSI-Rentenexperten Florian Blank. 
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Vollzeittätigkeit auf Mindestlohnniveau der Rentenanspruch stets unterhalb der 
Grundsicherung im Alter. Auch der derzeit in der politischen Diskussion geforderte 
Mindestlohn von 12 Euro würde nicht in jeder erdenklichen Fallkonstellation die aus dem 
Mindestlohngesetz ableitbaren Kriterien für einen angemessenen Mindestlohn erfüllen. 
Allerdings würde eine entsprechende Erhöhung dem grundlegenden Ziel eines 
existenzsichernden Mindestlohns deutlich näherkommen. 

4. Kriterien für einen angemessenen Mindestlohn im Lichte
internationaler und europäischer Entwicklungen

Auch auf internationaler und europäischer Ebene gibt es eine Vielzahl von Vereinbarungen, 
die mit unterschiedlicher rechtlicher Verbindlichkeit die Idee eines angemessenen 
Mindestlohns behandeln und diesen als ein soziales Grundrecht definieren (Zimmer 2018). So 
heißt es z.B. in der 1948 verabschiedeten Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der 
Vereinten Nationen, dass „jeder, der arbeitet, [...] das Recht auf gerechte und befriedigende 
Entlohnung [hat], die ihm und seiner Familie eine der menschlichen Würde entsprechende 
Existenz sichert“ (§ 23, Abs. 3). Ähnliches findet sich in der Konvention Nr. 131 der 
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) aus dem Jahr 1970, in der gefordert wird, dass sich 
die Bestimmung der Höhe der Mindestlöhne vor allem nach den „Bedürfnissen der 
Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen“ sowie „der allgemeinen Höhe der Löhne in dem 
betreffenden Land“ zu richten habe. 

Innerhalb Europas wurde bereits 1961 mit der Europäischen Sozialcharta des Europarates 
das „Recht auf ein gerechtes Arbeitsentgelt“ der Arbeitnehmer verankert, „welches ausreicht, 
um ihnen und ihren Familien einen angemessenen Lebensstandard zu sichern“ (§ 4, Abs. 1). 
Auch die EG-Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer aus dem Jahr 
1989 formuliert explizit ein Recht auf ein „gerechtes Arbeitsentgelt“, das „entsprechend den 
Gegebenheiten eines jeden Landes [...] ausreicht, [...] einen angemessenen Lebensstandard 
zu erlauben“ (Titel 5, Abs. 1).  

In der Charta der Grundrechte der Europäischen Union aus dem Jahr 2000 findet sich zwar 
keine explizite Erwähnung von Mindestlöhnen. In Artikel 31 über „gerechte und angemessene 
Arbeitsbedingungen“ ist aber implizit auch ein Recht auf „angemessene Mindestlöhne“ 
enthalten, da ja Löhne unzweifelhaft ein wesentlicher Bestandteil der Arbeitsbedingungen 
sind. Schließlich findet sich in der 2017 verabschiedeten „Europäischen Säule sozialer Rechte“ 
nun wieder explizit ein „Recht auf eine gerechte Entlohnung“. Demnach sollen „angemessene 
Mindestlöhne […] vor dem Hintergrund der nationalen wirtschaftlichen und sozialen 
Bedingungen den Bedürfnissen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und ihrer Familien 
gerecht werden“ und „Armut trotz Erwerbstätigkeit […] verhindern." 

4.1 Initiative für eine europäische Mindestlohnpolitik 

Mit der neuen Europäischen Kommission und dem neu zusammengesetzten Europäischen 
Parlament hat die Debatte über eine europäische Mindestlohnpolitik deutlich an Fahrt 
aufgenommen (Müller/Schulten 2020). Der neue Beschäftigungskommissar Nicolas Schmit 
wurde von der Kommissionspräsidentin von der Leyen mit der Einführung eines 
Rechtsinstruments beauftragt, das sichern soll, dass jede/r Beschäftigte/r in der EU einen 
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„gerechten“ oder „angemessenen“ Mindestlohn erhält. Dies bildet zugleich einen Teil des 
Aktionsplans zur Verwirklichung der europäischen Säule sozialer Rechte. 

Anfang 2020 hat die Europäische Kommission (2020a) gemäß Artikel 154 AEUV einen 
Konsultationsprozess mit den europäischen Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften 
lanciert, um mögliche Maßnahmen „zur Bewältigung der Herausforderungen im 
Zusammenhang mit gerechten Mindestlöhnen“ auszuloten. Den Ausgangspunkt der 
Kommissionsinitiative bildet die These, dass „viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 
der EU […] derzeit nicht durch angemessene Mindestlöhne geschützt (sind)“ (ebd., S. 4). Dies 
gilt insbesondere auch für das Niveau des Mindestlohns (ebd., S. 11f.). Das Ziel der 
Kommission besteht darin, gemeinsame europäische Standards zu entwickeln, die in allen 
EU-Staaten die Durchsetzung angemessener Mindestlöhne fördern können. Im Rahmen des 
Konsultations- und anschließenden Gesetzgebungsprozesses gilt es nun zu klären, auf 
welcher rechtlichen Grundlage eine solche Initiative ergriffen werden kann und – damit 
verbunden –, welchen Grad der Verbindlichkeit etwaige europäische Mindestlohnnormen 
haben werden.  

Für die Operationalisierung von „gerechten“ oder „angemessenen“ Mindestlöhnen stehen 
grundsätzlich zwei verschiedene Konzepte zur Verfügung (Schulten/Müller 2017, 2019). Bei 
dem ersten Konzept, das vor allem von den verschiedenen nationalen Living-Wage-Initiativen 
verwendet wird, wird ein bedarfsgerechter Warenkorb bestimmt und von dessen Kosten her 
ein angemessener Mindestlohn abgeleitet. Bei dem zweiten Modell bildet die relative 
Einkommensposition des Mindestlohns in der jeweiligen nationalen Lohnhierarchie den 
Ausgangspunkt. Beide Ansätze spielen auch in der aktuell von der Europäischen Kommission 
(2020a) vorgeschlagen Initiative für „faire Mindestlöhne in Europa“ eine Rolle. Allerdings weist 
die Definition von existenzsichernden Warenkörben nach wie vor  von Land zu Land große 
Unterschiede auf, so dass sich das Modell der relativen Einkommensposition für die 
Entwicklung europäischer Kriterien für angemessene Mindestlöhne deutlich besser zu eignen 
scheint (Müller/Schulten 2020). Der relative Wert des Mindestlohns kann dabei mithilfe des 
Kaitz-Index bestimmt werden, der den Mindestlohn ins Verhältnis zum Durchschnitts- oder 
Medianlohn setzt.2  

4.2 Der relative Wert des Mindestlohnes im europäischen Vergleich 

Im europäischen Vergleich zeigt der relative Wert des Mindestlohns große Unterschiede, 
wobei Deutschland einen sehr niedrigen Wert aufweist (Abbildung 8). Nach Berechnungen der 
OECD lag der deutsche Mindestlohn im Jahr 2018, dem aktuellen Rand der Zeitreihe, bei nur 
45,6 Prozent der Medianlöhne der Vollzeitbeschäftigten. Unter den 19 EU-Ländern 
(einschließlich Großbritannien), für die die OECD Daten bereitstellt, lag Deutschland damit auf 
dem 16. Platz.3 Einen im Verhältnis zum allgemeinen Lohnniveau geringeren Mindestlohn gab 
es 2018 nur in Estland, Tschechien und Spanien. Alle drei Länder haben allerdings in der 

2 In der Regel wird vor allem der Medianwert verwendet, weil er gegenüber Extremwerten robust ist und 
außerdem selbst nur in Ausnahmefällen vom Mindestlohn beeinflusst wird, so dass er als ein 
weitgehend exogener Maßstab für das mittlere Lohnniveau angesehen werden kann (Lopresti/Mumford 
2016). Die OECD als führende Datenquelle für internationale Lohnstatistiken bezieht sich in ihrer 
Datenbank dabei in der Regel auf den Medianlohn von Vollzeitbeschäftigten. Dies steigert die 
Vergleichbarkeit zwischen einzelnen Ländern, führt aber zu Abweichungen gegenüber nationalen 
Berechnungen, die häufig andere Methoden anwenden. 
3 Für Bulgarien und Kroatien sind keine Daten verfügbar; die drei nordischen EU-Länder, Österreich, 
Italien, Malta und Zypern verfügen über keinen allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn. 
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Zwischenzeit ihre jeweiligen Mindestlöhne deutlich angehoben, sodass Deutschland in der 
Rangfolge inzwischen weiter zurückgefallen sein dürfte (Schulten/Lübker 2019, 2020). Die 
Mehrzahl der EU-Staaten verfügt über ein deutlich höheres relatives Mindestlohnniveau als 
Deutschland. 

Innerhalb der EU finden sich mit Frankreich (Kaitz-Index: 61,5 Prozent) und Portugal (61,4 
Prozent) nur zwei Staaten mit Mindestlöhnen oberhalb der Zielmarke von 60%. Acht weitere 
EU-Länder erreichen – anders als Deutschland – zumindest die Schwelle von 50 Prozent 
des Medianlohns, bei deren Unterschreitung die Löhne gemeinhin als Armutslöhne gelten.  

Abbildung 8: Der relative Wert des Mindestlohns ausgewählter europäischer 
Länder (Kaitz-Index)  
2018 (in Prozent des Medians) 

Quelle: OECD Earnings Database. 

Deutschland bildet nicht nur in Bezug auf die geringe relative Höhe des Mindestlohns eine 
Ausnahme innerhalb der EU, sondern auch hinsichtlich der Entwicklung über die Zeit. Wie aus 
Abbildung 9 ersichtlich wird, entsprach der Mindestlohn bei seiner Einführung im Jahr 2015 
noch 48,3 Prozent der Medianlöhne. Trotz der zwischenzeitlichen Anpassungen fiel er in den 
Folgejahren bis 2018 deutlich zurück. Wenn man die Zahlen der OECD mit der Entwicklung 
der nominalen Lohnentwicklung fortschreibt, liegt der Kaitz-Index in Deutschland auch im Jahr 
2020 zwischen 45 und 46 Prozent des Medianlohns. Der Rückgang des Kaitz-Indexes ist 
systematisch auch auf die vorherrschende Tariforientierung bei der Anpassung des 
Mindestlohns zurückzuführen. Nach Berechnungen der Deutschen Bundesbank (2020, S. 51) 
kam es seit 2015 regelmäßig zu einem positiven Lohndrift, d.h. die Tarifverdienste stiegen 
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langsamer als die Effektivverdienste. Durch die ausschließliche Orientierung an der 
Tarifentwicklung bei der Anpassung wird der Mindestlohn deshalb in Zeiten einer positiven 
Lohndrift von der allgemeinen Lohnentwicklung abgekoppelt. Erschwerend kommt hinzu, dass 
die Orientierung nachlaufend ist und sich so die wachsende Dynamik der Tariflöhne erst mit 
deutlicher Verzögerung auch in den Mindestlöhnen abbildet. 

Die rückläufige Entwicklung in Deutschland steht im Kontrast zur dynamischen Entwicklung 
der Mindestlöhne in der Europäischen Union (Schulten/Lübker 2019, 2020). Der ungewichtete 
Mittelwert der nationalen Kaitz-Indizes stieg nach OECD-Zahlen von 44,0 Prozent im Jahr 
2000 auf 50,7 Prozent im Jahr 2018.4 Mit einer Unterbrechung in den Jahren 2006/07 vollzog 
sich der Anstieg nahezu kontinuierlich, jedoch nicht in allen EU-Mitgliedsstaaten im gleichen 
Ausmaß. So weisen in der langfristigen Perspektive auch Belgien und die Niederlande eine 
relativ schwache Entwicklung der realen Mindestlöhne auf (WSI-Mindestlohndatenbank 2020). 
In den Niederlanden folgten die Mindestlöhne ebenfalls der Tarifentwicklung, was bei einer 
positiven Lohndrift dazu führte, dass der an den Effektivlöhnen gemessene Kaitz-Index immer 
weiter zurückging (Boumans 2020). Bei den Mindestlöhnen in Südeuropa und einigen 
osteuropäischen Staaten kam es hingegen in den Krisenjahren 2011/13 zu teils deutlichem 
Rückgang der Mindestlohndynamik, die jedoch durch überproportionale Anhebungen in den 
Folgejahren inzwischen überwiegend wieder ausgeglichen wurden (WSI-
Mindestlohndatenbank 2020). 

Abbildung 9: Entwicklung des relativen Mindestlohnwerts (Kaitz-Index) im EU-
Durchschnitt,  
2000-2018 (Mindestlohn in Prozent des Medianlohns) 

Hellblau: EU ohne Deutschland; Dunkelblau: EU mit Deutschland; Rosa: Deutschland 
Anmerkung: Ungewichteter Durchschnitt der nationalen Kaitz-Indizes aus folgenden EU-Staaten: Belgien, 
Deutschland, Estland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Irland, Lettland, Litauen, Luxemburg, 
Niederlande, Polen, Portugal, Rumänien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn; bis 2004 ohne 
Slowenien. 

Quelle: OECD Earnings Database, Berechnungen des WSI. 

4 Wenn Deutschland selbst nicht einberechnet wird, liegt der Kaitz-Index in den restlichen 18 EU-
Ländern im Jahr 2018 bei 51,0 Prozent. 
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Einen dezidiert anderen Weg hat Großbritannien eingeschlagen. Hier wurde der Mindestlohn 
im Jahr 1999 wie in Deutschland zunächst auf einem strukturell niedrigen Niveau eingeführt; 
der Kaitz-Index nach Berechnungen der OECD zunächst 42,4 Prozent (1999), stieg dann aber 
bis 2015 auf 48,7 Prozent des Medians. Darauf aufbauend etablierte die konservative 
Regierung von David Cameron im Jahr 2015 das politische Ziel, den Mindestlohn für 
Arbeitnehmer ab einem Alter von 25 Jahren auf 60 Prozent des Medians zu erhöhen. Mit der 
Implementation wurde die Low Pay Commission betraut, dem britischen Äquivalent der 
deutschen Mindestlohnkommission. Nach fünf aufeinanderfolgenden Erhöhungsschritten von 
jeweils 4,2 bis 7,4 Prozent wird die Zielmarke von 60 Prozent des Medianlohns Berechnungen 
der Low Pay Commission zufolge im April 2020 erreicht (Low Pay Commission 2019). Die 
Erhöhungen erfolgten, ohne dass es zu Verwerfungen am Arbeitsmarkt kam, und die britische 
Regierung strebt aktuell perspektivisch ein Ziel von zwei Dritteln des Medians bis zum Jahr 
2024 an (ebda.). Außerhalb Europas verfolgt Neuseeland seit dem Minimum Wage Review im 
Jahr 2018 einen ähnlichen Kurs. Dieser sieht drei aufeinanderfolgende Erhöhungsschritte von 
5,8 bis 7,3 Prozent vor, sodass der Mindestlohn im Jahr 2021 auf 20 NZD steigt (umgerechnet 
11,77 Euro). Dies entspricht dann voraussichtlich zwei Drittel des Medianlohns. 

In der aktuellen europäischen Debatte wird bereits seit längerem über die Armutslohnschwelle 
von 60 Prozent des Medianlohns als Zielmarke für eine europäische Mindestlohnregelung 
diskutiert (Müller/Schulten 2020). Letzteres würde in vielen europäischen Ländern zu einer 
strukturellen Erhöhung der Mindestlöhne führen, wie sie auch vielfach in diesen Ländern auf 
der Forderungsagenda von Gewerkschaften, politischen Parteien und anderen sozialen 
Organisationen steht (Schulten/Müller 2019). In Deutschland würden 60 Prozent des 
Medianlohns von Vollzeitbeschäftigten einem Stundenlohn von 12,21 Euro entsprechen 
(Abbildung 10). Zur Erreichung der Niedriglohnschwelle von zwei Drittel des Median wäre 
hingegen ein Stundenlohn von 13,57 Euro notwendig.  

Abbildung 10: Mindestlohn, Niedrig- und Armutslohnschwelle für 
Vollzeitbeschäftigte in Deutschland, in Euro pro Stunde 

Quelle: OECD Earnings Database, Median-Daten für 2019/2020: geschätzt, Berechnungen des WSI 
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4.3. Eine makroökonomische Sicht: Mindestlöhne und Ungleichgewichte im Euroraum 

Aus makroökonomischer Sicht gibt es einen weiteren europäischen Zugang zur Debatte über 
angemessene Höhe und Anpassung des Mindestlohns in Deutschland, der in der Verbindung 
zwischen Lohnentwicklung und makroökonomischen Ungleichgewichten begründet liegt. 
Wesentliches Element der Krise des Euroraums 2009ff. war die Herausbildung von 
makroökonomischen Ungleichgewichten zwischen den Mitgliedstaaten. Diese manifestierten 
sich vor allem in steigenden Leistungsbilanzdefiziten bzw. Überschüssen und entsprechenden 
unter- bzw. überdurchschnittlichen Raten der Preisinflation und der nominalen 
Lohnstückkosten (Horn/Watt 2017, Koll/Watt 2018: 5ff.). Als Reaktion auf diese Erkenntnis 
wurde 2011 das sogenannte Verfahren bei übermäßigen Ungleichgewichten eingeführt, das 
ein Monitoring der Leistungsbilanzentwicklung wie auch wichtiger Indikatoren einschließlich 
der nominalen Lohnstückkosten vorsieht. Bei persistenter Verletzung der aus dem Monitoring 
abgeleiteten Politikempfehlungen können betroffenen Mitgliedsstaaten Sanktionen auferlegt 
werden. Diese Regeln werden zurzeit in einem Konsultationsprozess zur Diskussion gestellt, 
ausgehend von einer Bewertung durch die Europäische Kommission (Europäische 
Kommission 2020b; siehe hierzu Dullien et al. 2020b). 

Wenn die funktionale Verteilung und die Wettbewerbssituation anfänglich „im Lot“ sind, so 
empfiehlt sich aus makroökonomischer Sicht eine Orientierung der nominalen Löhne in jedem 
Mitgliedsland der Währungsunion am jeweiligen Trendwachstum der Arbeitsproduktivität 
zuzüglich der Zielinflationsrate der EZB. Dies hält die funktionale Verteilung und den „realen 
Wechselkurs“ zwischen den Ländern konstant und ankert die Preisinflation am Ziel der 
Zentralbank, was ihr eine verstärkte Berücksichtigung der sekundären Ziele wie 
Vollbeschäftigung ermöglicht (Koll/Watt 2018: 14ff.). Abweichungen von dieser „goldenen 
Regel“ nach unten (oben) sind aus makroökonomischer Sicht – d.h. auch das Ziel einer 
Änderung der Verteilung im Inland ausklammernd – gerechtfertigt und angezeigt, um 
mangelnde (exzessive) Wettbewerbsfähigkeit eines Landes innerhalb der Währungsunion zu 
korrigieren. (Je nach Preisreaktion können sie auch die funktionale Verteilung beeinflussen.)  

Grundsätzlich kann neben anderen Instrumenten auch ein gesetzlicher Mindestlohn eingesetzt 
werden, um das gesamte nominale Lohngefüge eines Landes im Sinne der jeweiligen 
makroökonomischen Erfordernisse zu steuern. Inwiefern dies praktikabel ist hängt u.a. davon 
ab, wie groß der Anteil der Beschäftigten ist, die den Mindestlohn beziehen oder deren Löhne 
durch Spillover-Effekte beeinflusst werden. Was folgt aus diesen Überlegungen für die 
Anpassung des gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland aus dieser makroökonomischen 
Perspektive?  

Erstens ist festzustellen, dass der Mindestlohn in Deutschland aufgrund seines niedrigen 
relativen Niveaus viel weniger in der Lage ist, die makroökonomischen (nominalen) 
Lohnkosten zu beeinflussen als in Ländern wie Frankreich. Gleichwohl bleibt er, wenn auch 
Spillover- und Signal-Effekte berücksichtigt werden, durchaus von makroökonomischer 
Relevanz und es ist daher eine Einordnung seiner Anpassung nach europäisch-
makroökonomischen Gesichtspunkten geboten.  

Zweitens hängt die Inflationsrate in Deutschland dauerhaft hinter der Zielinflationsrate der EZB 
– knapp unter 2% - zurück. So betrug der Durchschnitt der Jahresinflationsraten (HVPI) der
Jahre 2015-19 rund 1,2%. Wird diese Rate statt der Zielrate als Basis für Lohnforderungen
genommen, entsteht ein sich selbstverstärkender Prozess, der es der Zentralbank schwierig
macht, ihr Ziel zu erreichen. Orientiert sich die Mindestlohnerhöhung wiederum alleine an der
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Tariflohnerhöhung, dann wirkt die Mindestlohnpolitik – in dem Maße, wie die Tariflöhne eine 
zu niedrige Inflationsrate zum Ausgangspunkt nehmen – verstärkend auf einen unerwünschten 
makroökonomischen Missstand.  

Das Ausmaß bestehender, zu korrigierender, Ungleichgewichte im Euroraum zu beziffern ist 
drittens keine einfache Aufgabe. Man kann vergangene Divergenzen und Konvergenzen der 
Nominallohnstückkosten zwar kumulieren. Es stellt sich aber die Frage des geeigneten 
Startpunkts, der als „Gleichgewicht“ gelten kann. Man kann die Leistungsbilanzpositionen 
auch direkt evaluieren. Diese werden allerdings stark von zyklischen Effekten getrieben. 
Regelmäßige Berechnungen durch das Pariser Forschungsinstitut OFCE legen nahe, dass im 
Zuge der Anpassungen seit der Krise der in den Vorkrisenjahren aufgebaute erhebliche 
Wettbewerbsvorteil Deutschlands sich gegenüber dem Durchschnitt des Euroraums zwar 
zurückgebildet hat (OFCE/ECLM/IMK/AK 2019). Nach neuesten noch unveröffentlichten 
Zahlen beträgt er aber immer noch rund 10%. Sollte Deutschland einen Beitrag zur 
gleichgewichtigen Entwicklung im Euroraum leisten – also die ganze Anpassungslast nicht auf 
die übrigen Mitgliedsländer abwälzen – und das in einem überschaubaren Zeitraum, dann 
müsste aus makroökonomischer Sicht ein jährlicher Anpassungsfaktor von mindestens +1% 
einfließen. 

Nimmt man all diese Faktoren zusammen,  so wäre eine Lohnanpassung von ca. 4% 
konsistent mit makroökonomischen Erfordernissen (d.h. unabhängig von 
verteilungspolitischen Erwägungen). Dies ist das Ergebnis von  knapp 1% Trendwachstum der 
Produktivität + 1.9% Preisziel der EZB + mindestens 1% Korrektur vergangener 
Fehlentwicklungen.   

Auch wenn die Debatte um den gesetzlichen Mindestlohn zu Recht primär vor dem 
Hintergrund der lohn-, verteilungs- und arbeitsmarkpolitischen Gegebenheiten in Deutschland 
selbst geführt wird, darf der europäische Kontext nicht außer Acht gelassen werden. Hier 
zeichnen sich neue Entwicklungen ab – eine im Entstehen begriffene europäische 
Mindestlohnpolitik und Reformbemühungen im Bereich der Economic Governance – die die 
Bedeutung dieses Kontexts erhöhen dürfte. Sowohl die vergleichende Perspektive anhand der 
Kaitz-Indizes wie auch eine makroökonomische Sicht, die die Ungleichgewichte im 
Euroraum als Ausgangspunkt nimmt, legen den Schluss nahe, dass eine Beschleunigung der 
Anpassung des deutschen Mindestlohns angezeigt ist. Aus beiden Überlegungen heraus wäre 
ein gegenwärtiges Niveau von 12 Euro durchaus konform mit dem europäischen Kontext. 

5. Makoökonomische Auswirkungen einer Mindestlohnanhebung auf 
12 Euro aus keynesianischer Sicht

Die Debatte über einen Mindestlohn von 12 Euro reflektiert die Tatsache, dass der aktuelle 
Mindestlohn in Deutschland deutlich hinter den Kriterien für einen angemessenen Mindestlohn 
zurücksteht. Eine Anhebung des Mindestlohns auf 12 Euro würde jedoch einer Erhöhung von 
mehr als 28 Prozent entsprechen und damit einen erheblichen Eingriff in die bestehenden 
Lohnstrukturen darstellen (Schulten/Pusch 2019). Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, über 
die möglichen makroökonomischen Auswirkungen einer solchen Anhebung nachzudenken. 

In der empirischen Literatur zu den Effekten von Mindestlöhnen sind deren Auswirkungen auf 
die Güternachfrage bislang wenig beachtet worden. In einer keynesianischen Modellierung 
der Volkswirtschaft entstehen Nachfragesteigerungen beispielsweise dann, wenn 

218



Niedrigverdiener im Zuge einer Einkommenserhöhung durch die Einführung oder Anhebung 
des Mindestlohns den Großteil des zusätzlichen Einkommens konsumieren und dies den 
gesamtwirtschaftlichen Güterabsatz erhöht. Direkt durch den Mindestlohn ausgelöste 
Nachfrageeffekte bei Mindestlohnbeziehern können zudem durch Spillover-Effekte 
(Stundenlohn-Erhöhungen) bei Beschäftigten mit etwas höheren Stundenlöhnen oberhalb des 
Mindestlohns sogar noch verstärkt werden (Herr et al. 2018). Zwar hat eine 
Mindestlohnanhebung auch Preissteigerungen zur Folge. Diesen stehen aber die durch den 
Mindestlohn induzierten Steigerungen der Güternachfrage durch einen höheren Konsum 
entgegen.  

Die Mindestlohneinführung 2015 hatte damals einen direkten Effekt auf die Bruttolohnsumme 
in einer Größenordnung von gut 5 Mrd. Euro. Hinzu kam ein sogenannter Spillover-Effekt auf 
die Löhne oberhalb des Mindestlohns in ähnlicher Höhe. Herr et al. (2018) zeigten im Rahmen 
eines Gutachtens für die Mindestlohnkommission mit Hilfe von Untersuchungen mit dem 
makroökonometrischen Modell des IMK, dass die Mindestlohneinführung den privaten 
Konsum gesteigert und so das Wirtschaftswachstum angeregt hat. Dieser Effekt fiel deutlich 
aus, weil vor allem Personen mit einer geringen Sparquote von der Mindestlohneinführung 
profitierten und der Staat damals die zusätzlichen Einnahmen weitgehend verausgabt haben 
dürfte (Herr et al. 2018, S. 76). Ebenfalls keynesianisch argumentieren Heise und Pusch 
(2019), die in ihrer Analyse in einem einfachen Modell nur die Preis- und Einkommenseffekte 
untersuchen und zu ähnlichen Ergebnissen kommen.  

Es spricht einiges für die zentralen Annahmen in keynesianischen Analysen zur Wirkung des 
Mindestlohns. So konnten Wirtschaftszweige mit einer hohen Verbreitung des Mindestlohns 
diesen vergleichsweise gut verkraften. Wertschöpfung und Beschäftigung entwickelten sich 
nach der Mindestlohneinführung in diesen Branchen stabil (Tabelle 1).  

Tabelle 1: Anteil der Arbeitnehmer mit einem Stundenlohn unter € 8,50 im Jahr 2014 
und Steigerungen der Bruttowertschöpfung vor und nach der Mindestlohneinführung 

Mindestlohn-Anteil Steigerung der Bruttowertschöpfung 

2014 2011 bis 2014 2014 bis 2017 

Gesamtwirtschaft 12,6% 9,0% 11,6% 

Nahrungsmittelindustrie 24,5% 8,9% 17,3% 

Hotel- und Gaststättengewerbe 45,1% 11,5% 18,3% 

Einzelhandel ohne KFZ-Handel 24,6% 10,0% 19,9% 

Quellen: EU KLEMS (Bruttowertschöpfung), SOEP v34 (Mindestlohnanteil unter Verwendung der vertraglichen 
Arbeitszeit), eigene Berechnungen 

In Tabelle 1 wurde neben dem Anteil der Arbeitnehmer mit Stundenverdiensten bis zum 
Mindestlohn zudem die Steigerung der Bruttowertschöpfung dargestellt, da diese als 
Produktionswert spiegelbildlich auch die daraus resultierenden Einkommen der Arbeitnehmer 
und der Kapitaleigner umfasst. Unter anderem könnten beispielsweise Arbeitgeber aufgrund 
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höherer Löhne ihrer Arbeitnehmer Einkommenseinbußen verzeichnen, was sich dämpfend auf 
die Zunahme der Bruttowertschöpfung auswirken würde. Tatsächlich entwickelte sich aber in 
den ersten drei Jahren nach Einführung des Mindestlohns die Bruttowertschöpfung in den hier 
dargestellten drei Niedriglohnbranchen deutlich dynamischer als die Bruttowertschöpfung der 
Gesamtwirtschaft. Vor der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns hatten dagegen die 
Zuwachsraten der Bruttowertschöpfung in den drei Branchen in etwa den 
gesamtwirtschaftlichen Steigerungsraten entsprochen (Tabelle 1). Offenbar ist es den 
Unternehmen in stark vom Mindestlohn beeinflussten Branchen gelungen, höhere Einnahmen 
zu erzielen bzw. höhere Kosten durch höhere Preise weiterzugeben.  

Es ist durchaus plausibel, dass die gestiegene Bruttowertschöpfung in typischen 
Niedriglohnbranchen sich aus beiden oben angesprochenen Effekten speist. So stiegen die 
durchschnittlichen Einkommen von Arbeitnehmer*innen in den Niedriglohnbranchen von 
Tabelle 1 im Zeitraum 2014 bis 2017 mit durchschnittlich 10 Prozent deutlich stärker als die 
der Arbeitnehmer*innen aller Branchen (+6,6 Prozent). Gleichzeitig stiegen die 
Konsumentenpreise in typischen Niedriglohnbranchen von 2014 bis 2016 deutlich schneller 
als die allgemeine Preissteigerungsrate (Gesamtpreisindex +0,8 Prozent; Taxifahrten +15,2 
Prozent; Zeitungen und Zeitschriften +10,1 Prozent; Post- und Kurierdienstleistungen +7,0 
Prozent; Restaurants, Cafés +5,0 Prozent). 

Eine Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns auf 12 Euro - wie derzeit diskutiert - ist 
ambitioniert. Deshalb muss sie gut vorbereitet werden und in mehreren Schritten über einen 
angemessenen Zeitraum erfolgen. Der Mindestlohn ist seit seiner Einführung, die inzwischen 
5 Jahre zurückliegt und damals eine durchschnittliche Lohnerhöhung um 18 Prozent für die 
Betroffenen bedeutete, um weitere 10 Prozent gestiegen. Eine Anhebung auf 12 Euro würde 
heute ein Anstieg um gut 28 Prozent bedeuten. Nach Berechnungen von Schulten und Pusch 
(2019) wären je nach Datenquelle, das heißt Sozio-oekonomisches Panel beziehungsweise 
Verdiensterhebung, im Jahr 2017 zwischen 9 und 11 Millionen Beschäftigte von einer solchen 
Mindestlohnanhebung auf 12 Euro betroffen gewesen. Aktuell dürfte aufgrund der 
zwischenzeitigen Lohnsteigerungen die Zahl der von einer solchen Anhebung Betroffenen 
kleiner sein. 

Eine schrittweise Anhebung des Mindestlohns auf 12 Euro innerhalb eines angemessenen 
Zeitraums schafft Planungssicherheit für die betroffenen Betriebe und ermöglicht den 
Tarifparteien - soweit notwendig - bestehende Tarifverträge entsprechend anzupassen. 
Zugleich wird so sichergestellt, dass die Anhebung auf 12 Euro nicht negativ auf die 
Beschäftigung wirkt und sich positive gesamtwirtschaftliche Effekte einstellen können. 

Unter der Annahme einer schrittweisen Anhebung des Mindestlohns auf 12 Euro kann man 
mittels einer einfachen Überschlagsrechnung die Größenordnung des direkten Lohneffekts 
ermitteln. Bei einer Betroffenheit von 9 bis 11 Millionen Beschäftigten und der vereinfachenden 
Annahme, dass die durchschnittliche Arbeitszeit der von der Anhebung betroffenen Personen 
etwa gleich hoch bleibt und es zu einer weiteren Reduzierung der Minijobs zugunsten der 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung kommt - ähnlich wie bei der 
Mindestlohneinführung 2015 -, dürfte der direkte Lohneffekt der Mindestlohnanhebung auf 12 
Euro zwischen 27 und 33 Mrd. Euro liegen und damit etwa doppelt so groß sein wie der Effekt 
der Mindestlohneinführung 2015, zusammen mit dem damals ausgelösten Spillover-Effekt. 

Da bei einer schrittweisen, über einen angemessenen Zeitraum gestreckten Anhebung des 
Mindestlohns auf 12 Euro die aus den einzelnen Lohnschritten resultierenden Impulsstärken 
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im gesamtwirtschaftlichen Kontext vergleichsweise klein ausfallen, ist es möglich, die 
makroökonometrischen Untersuchungen mit dem IMK-Modell von Herr et al. (2018) als 
Grundlage für eine einfache überschlagsmäßige Abschätzung der makroökonomischen 
Effekte einer solchen Mindestlohnanhebung heranzuziehen, da sich das IMK-Modell bei 
solchen Größenordnungen weitgehend linear verhält (Herr et al. 2018, S. 58, Fußnote 12). 
Dabei handelt es sich aber eher um Untergrenzen der zu erwartenden makroökonomischen 
Effekte, da die makroökonomischen Effekte der zu erwartenden Spillover-Effekte einer 
solchen Mindestlohnanhebung hier wegen deren unsicherer Einschätzung außen vor 
gelassen werden. 

Insgesamt dürfte infolge einer schrittweisen Anhebung des Mindestlohns auf 12 Euro 
langfristig der reale private Konsum um 1,4 bis 2,2 Prozent höher und die reale 
Wirtschaftsleistung um 0,5 bis 1,3 Prozent größer ausfallen als im Status quo ohne eine solche 
Mindestlohnanhebung, in Abhängigkeit von dem Grad, wie die öffentliche Hand die 
Mehreinnahmen wieder ausgibt. Das Preisniveau würde gegenüber dem Status quo langfristig 
um rund 1 Prozent höher ausfallen, die Nominallöhne pro Beschäftigten dürften um 4,2 bis 4,6 
Prozent stärker steigen. Die gesamtwirtschaftliche Beschäftigung würde von einer solchen 
schrittweisen Anhebung, wie schon bei der Mindestlohneinführung, nicht merklich beeinflusst 
werden. Weitere deutliche strukturelle Verschiebungen weg von der geringfügig entlohnten hin 
zur sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung sind aber zu erwarten. Der Staat würde 
langfristig von der Mindestlohnanhebung profitieren, da durch die ausgelösten 
gesamtwirtschaftlichen Einkommens- und Preiseffekte und den damit verbundenen 
zusätzlichen Steuer- und Sozialversicherungseinnahmen seine Einnahmen stärker zunehmen 
würden (+2,7 bis +3,8 Prozent gegenüber dem Status quo) als seine Ausgaben (+2,2 bis +3,6 
Prozent gegenüber dem Status quo) und sich so sein Finanzierungssaldo leicht verbessern 
würde. 

6. Fazit: Plädoyer für eine schrittweise Erhöhung des Mindestlohns 
auf 12 Euro

Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns vor fünf Jahren war ein wichtiger Schritt zur 
Stabilisierung des unteren Lohnsegments in Deutschland. Allerdings haben sich die mit dem 
Mindestlohn verbundenen Hoffnungen einer nachhaltigen Reduzierung des 
Niedriglohnsektors und der Etablierung existenzsichernder Löhne bislang nicht erfüllt. Vor 
diesem Hintergrund ist im politischen Raum die Forderung nach einer deutlichen Anhebung 
des Mindestlohns auf 12 Euro pro Stunde entstanden, die nach Umfragen eine breite 
Unterstützung in der Bevölkerung findet (Infratest Dimap 2019).  

Mit einer Erhöhung des Mindestlohns auf 12 Euro würde tatsächlich eine deutlich stärkere 
Begrenzung des Niedriglohnsektors einhergehen. Sie würde zudem für viele klassische 
Niedriglohnbranchen wie z. B. der Landwirtschaft, dem Bäcker- und Friseurhandwerk, dem 
Einzelhandel oder dem Hotel- und Gaststättengewerbe die Chance einer grundlegenden 
Aufwertung eröffnen. Gerade die aktuelle Corona-Pandemie hat noch einmal deutlich vor 
Augen geführt, wie „systemrelevant“ viele dieser Niedriglohnbranchen sind und dass deren 
zunehmende gesellschaftliche Anerkennung sich auch in einer deutlich besseren Bezahlung 
niederschlagen muss.  
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Mit der Erhöhung des Mindestlohns auf 12 Euro wäre ein erheblicher Eingriff in das 
bestehende Lohngefüge verbunden. Schätzungsweise 10 Millionen Beschäftigte könnten von 
einer solchen Erhöhung profitieren und damit mehr als doppelt so viele wie bei der Einführung 
des Mindestlohns 2015 (Pusch/Schulten 2019). Es gibt bislang nur wenig empirische 
Erfahrungen mit vergleichbar hohen Mindestlohnzuwächsen. Die bestehenden Studien, 
insbesondere aus den USA, haben jedoch gezeigt, dass eine Erhöhung des Mindestlohns auf 
60 bis 66 Prozent des Medianlohns ohne negative Auswirkungen auf die Beschäftigung 
möglich ist (Dube 2019). Allerdings sind in den meisten Fällen größere 
Mindestlohnerhöhungen nicht in einem, sondern in mehreren Schritten durchgeführt worden.  

Um den Unternehmen genügend Anpassungsmöglichkeiten an ein höheres Lohnniveau 
einzuräumen, wäre es auch in Deutschland sinnvoll, die Erhöhung des Mindestlohns in einem 
mehrjährigen Stufenplan durchzuführen. Ein Vorbild hierfür könnte der im März 2020 
abgeschlossene Tarifvertrag in der Systemgastronomie sein, der vor allem die großen Fast-
Food-Ketten wie McDonald‘s, Burger King usw. umfasst. Die unteren Tariflöhne in dieser 
Branche, in die ein hoher Anteil der Beschäftigten eingruppiert ist, haben sich lange Zeit nahe 
am gesetzlichen Mindestlohn bewegt (Abbildung 11). Mit dem jüngsten Tarifabschluss ist nun 
eine grundlegende Aufwertung gelungen, bei der in mehreren jährlichen Schritten die 
untersten Tariflöhne bis 2024 auf 11,80 bzw. 12,00 Euro pro Stunde angehoben werden. 

Abbildung 11: Unterste Tarifgruppen (1 + 2) in der Systemgastronomie und 
gesetzlicher Mindestlohn, 2015-2024 
in Euro pro Stunde 

Quelle: WSI-Tarifarchiv 
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Stellungnahme 

der Katholischen Arbeitnehmer-Bewegung (KAB) 
für die schriftliche Anhörung der Mindestlohnkommission 

Hinweis: Die nachfolgende Stellungnahme basiert auf der Stellungnahme der KAB zum 
„Zweiten Bericht zu den Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns“. Diese Stellung-
nahme wurde erweitert und aktualisiert. 

1. Grundsätzliche Einschätzungen zu den Auswirkungen des gesetzlichen
Mindestlohns sowie dessen letzten Erhöhung auf 9,19 Euro zum 1. Ja-
nuar 2019 und 9,35 Euro zum 1. Januar 2020

Die KAB hat seit 2007 verstärkt die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns gefor-
dert und unterstützt. Gründe hierfür waren und sind: 

• die zunehmende „Tarifflucht“ (vgl. Kädtler 2017) und die dadurch eröffneten Mög-
lichkeiten tarifvertragliche Regelungen zu unterlaufen,

• die Ausweitung des Niedriglohnsektors (vgl. Kalina 2012; 2015) und dem damit
verbundenen Anstieg des Armutsrisikos bzw. der Verfestigung von Armutslagen
der sogenannten „Working Poor“ (vgl. Spannagel 2017),

• die sich durch Niederlöhne und unterbrochenen Erwerbsbiographien ergebenden
Risiken wie Altersarmut bzw. der Ausdünnung der sozialen Absicherung.

Niedriglöhne stellen nach der Arbeitslosigkeit (vgl. Eurostat 2018) in Deutschland bzw. 
im europäischen Vergleich das größte Armutsrisiko dar. Trotz eines hohen Beschäfti-
gungsstandes in Deutschland ist das Armutsrisiko weiter gestiegen (vgl. Hellmann u.a. 
2019, S. 13ff.). Damit stellt eine deutliche Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohnes 
weiterhin das probateste Mittel zum Abbau der Armut bzw. des Armutsrisikos dar, 
insbesondere auch im Bereich der an- und ungelernten Beschäftigten, deren Einkom-
men nach der Einführung des gesetzlichen Mindestlohnes gestiegen sind (vgl. Statisti-
sches Bundesamt u.a. 2018, S. 177-181). 

Gesetzlicher Mindestlohn: unerlässliche Lohnuntergrenze 

Der gesetzliche Mindestlohn stellt für die KAB eine unerlässliche Lohnuntergrenze dar, 
um Lohndumping und Ausbeutung zu verhindern, faire Wettbewerbsbedingungen für 
die Betriebe zu schaffen und den erhöhten Regelungsbedarf im Niedriglohnbereich 
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dadurch aufzugreifen, dass eine „Lohnuntergrenze“ eingezogen wird, die auch ent-
sprechende Auswirkungen über das Mindestlohngesetz (MiLoG) hinaus auf die „Regel-
kreise“ des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AentG), Arbeitnehmerüberlassungsge-
setzes (AÜG) und das Tarifvertragsgesetz (TVG) hat.  

Für die KAB stellt der gesetzliche Mindestlohn somit eine sozial- und arbeitsmarktpoli-
tische Maßnahme dar, die dringend der Einführung bedurfte und nun durch einen wei-
teren schrittweisen Ausbau (Anhebung des Mindestlohns, Kontrollverstärkung etc.) 
weiter qualifiziert werden muss. 

Die Bedeutung des gesetzlichen Mindestlohns im europäischen und internationalen 
Kontext: Fairer Wettbewerb durch faire Löhne 

Die KAB betrachtet dabei – wie die Mindestlohnkommission (vgl. Mindestlohnkommis-
sion 2016, S. 20ff.; Mindestlohnkommission 2018, S. 21ff) – auch den europäischen 
und internationalen Kontext, in dem Mindestlöhne in unterschiedlichen Varianten eine 
Lohnuntergrenze festschreiben und damit zumindest unter Berücksichtigung der Wirt-
schaftskraft eines Landes eine „Verhältnismäßigkeit“ auf europäischer Ebene hinsicht-
lich einer nationalen Lohnuntergrenze schaffen, die die europäischen Wettbewerbs-
bedingungen aber allenfalls rudimentär regeln. Die in Deutschland durch das MiLoG 
seit 01. Januar 2015 (zuletzt geändert durch Art. 14 G v. 11.7.2019) geltenden gesetzli-
chen Regelungen sind aus unserer Sicht auch ein Beitrag zu einer europäischen und 
internationalen Arbeitsmarktpolitik und Lohnregulierung, dessen dynamischer Trend in 
den letzten Jahren unverkennbar ist (vgl. Schulten 2016) und eine Fortschreibung des 
Mindestlohns in Deutschland verlangt. Gerade angesichts der Entwicklungen – vorran-
gig in den letzten drei Jahrzehnten – eines Ausbaus bzw. einer Intensivierung der in-
ternationalen „Wertschöpfungsketten“ und Arbeitsteilung bei der Produktion von Wa-
ren und der Bereitstellung von Dienstleistungen (vgl. Dannenberg 2020) und den damit 
verbundenen Herausforderungen (vgl. z.B. Berger 2019) hält die KAB eine gesetzliche 
Regulierung der Lohnuntergrenze für unverzichtbar und bildet eine Voraussetzung für 
den Ausbau eines fairen Handels. Die KAB hält weiterhin an ihrer Auffassung fest, dass 
der gesetzliche Mindestlohn in Deutschland unter Berücksichtigung verschiedener Fak-
toren im europäischen Vergleich deutlich zu niedrig angesetzt ist (vgl. auch Schulten 
2019a; 2019b; 2020). 

Die Befürchtungen haben sich nicht erfüllt, denn das Gegenteil ist der Fall 

Die KAB stellt fest, dass es entgegen anderslautender Prognosen im Vorfeld der Einfüh-
rung des MiLoG (vgl. z.B. Schneider 2013, Knabe 2014, Sachverständigenrat 2014, Pe-
ters 2015) sowie nach dessen Einführung und Anpassung der gesetzlichen Mindest-
lohnhöhe weder die prognostizierten negativen Beschäftigungseffekte bei der Umset-
zung des MiLoG gegeben hat, noch eine Verlagerung des Niedriglohnsektors im euro-
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päischen und internationalen Kontext (Firmensitzverlegungen, Kapitalauslagerungen, 
Neuformierungen von Wertschöpfungsketten) oder eine „Flucht aus der Gesetzes-
treue“ gegeben hat bzw. gibt. Die KAB sieht derzeit keine gewichtigen Gründe und An-
zeichen dafür, dass sich gravierende negative Entwicklungen durch die Anhebung des 
gesetzlichen Mindestlohnes zum 01. Januar 2020 auf 9,35 Euro ergeben bzw. ergeben 
könnten. Die KAB geht nach einem Anstieg des Bruttoinlandsprodukts in 2019 von 0,6 
Prozent (vgl. Statistisches Bundesamt 2020) von einem weiterhin moderaten Anstieg 
im Jahr 2020 aus, der seitens der Bundesregierung und des IWF derzeit auf 1,1 Prozent 
prognostiziert wird (vgl. Süddeutsche Zeitung 2020; DW 2020). Auswirkungen auf die 
Beschäftigungslage in Deutschland könnten sich allerdings aufgrund der starken inter-
nationalen Einbindung und Exportorientierung der deutschen Wirtschaft durch die 
Folgen des Coronavirus, dadurch bedingte Ausfälle der chinesischen Wirtschaft, politi-
sche Unruhen, Handelsauseinandersetzungen, den britischen EU-Ausstieg und andere 
Faktoren ergeben (vgl. Welt online 2020), die zum Zeitpunkt der Erstellung des Gutach-
tens allenfalls benannt werden können. Das ifo-Institut hat zudem zu den wirtschaftli-
chen und finanziellen Folgen der Corona-Epidemie aktuelle Szenearienrechnungen 
angestellt, die je nach Länge des „Shutdowns“ einen erheblichen Einbruch des Wirt-
schaftswachstums und der Beschäftigung prognostizieren (vgl. ifo-Institut 2020).  

Problem geringfügige Beschäftigungen: Sozialpflicht für alle Beschäftigungsformen 

Die Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf die Entwicklung der Minijobs 
muss differenziert betrachtet werden. Mit der Einführung des Mindestlohns zum Janu-
ar 2015 setzte ein rückläufiger Trend ein, der sich aber bereits in 2016 nicht fortgesetzt 
hat. Von 2014 auf 2015 gingen die geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse noch um 
durchschnittlich 1,6 Prozent auf knapp 7,35 Mio. Personen zurück, erhöhten sich dann 
im Jahresdurchschnitt 2016 aber wieder auf 7,41 Millionen um etwa 62.000 bzw. 0,8 
Prozent. Seit Jahren gibt es Unterschiede im Verlauf: Die Zahl der ausschließlich gering-
fügig Beschäftigten ging auch 2016 weiter zurück auf durchschnittlich 4,8 Millionen 
Personen; die Zahl der zusätzlich geringfügig Beschäftigten stieg zwischen 2015 und 
2016 von durchschnittlich 2,5 auf 2,6 Millionen. Für das Jahr 2017 lässt sich nach vor-
liegenden Zahlen eine Fortsetzung des Trends zum Anstieg der geringfügigen Beschäf-
tigungen im gewerblichen Bereich und in Privathaushalten konstatieren. Für den De-
zember 2017 weist die Bundesagentur für Arbeit folgende Zahlen aus: Als geringfügig 
Beschäftigte insgesamt 7.495.800 Millionen; davon 4.731.400 Millionen als ausschließ-
lich geringfügig entlohnte Beschäftigte und 2.764.400 Millionen als im Nebenjob ge-
ringfügig entlohnte Beschäftigte (vgl. BA 2018). Dieser Trend setzte sich im Jahr 2018 
mit insgesamt 7,9 Millionen geringfügig Beschäftigter im Jahresdurchschnitt fort. Dabei 
waren 5,01 Millionen Personen ausschließlich in einer geringfügigen Beschäftigung und 
2,9 Millionen im Nebenjob geringfügig beschäftigt. Für das zurückliegende Jahr 2019, 
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Stand Monat Dezember 2019, lässt sich eine leichte „Trendwende“ ausmachen. So 
waren im Dezember 2019 7.515.000 Millionen Menschen geringfügig beschäftigt. Ge-
genüber dem Vorjahresmonat ist ein leichter Rückgang von 16.000 geringfügigen Be-
schäftigungen zu verzeichnen. Im Vergleich zum Vormonat November 2019 ergibt sich 
ein deutlicherer Rückgang von 42.000 Beschäftigungsverhältnissen. Ausschließlich ge-
ringfügig beschäftigt waren im Dezember 2019 4.511.700 und im Nebenjob geringfügig 
beschäftigt 3.003.600 Personen (vgl. BA 2020). 

Für die Abgänge bei den ausschließlich geringfügig Beschäftigten hat der seit Januar 
2015 geltende Mindestlohn eine tragende Rolle gespielt (vgl. detailliert Berge 2017), 
die sich festigt. „Inzwischen liegt eine Reihe von Studien vor, die sich mittels des Diffe-
renz-von-Differenzen-Ansatzes mit der Wirkung des Mindestlohns auf die Beschäfti-
gung befassen. Diese kommen einheitlich zum Ergebnis, dass es – im Vergleich zu einer 
Situation ohne Einführung des Mindestlohns – zu einem Rückgang der ausschließlich 
geringfügigen Beschäftigung gekommen ist“ (Zilius 2018, S. 714). Die KAB begrüßt, dass 
im Vergleich zu den Vorjahren eine deutlichere Verschiebung von geringfügigen hin zu 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungen (Zunahme der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigungen Dezember 2019 gegenüber dem Vorjahresmonat Dezem-
ber 2018 um 474.000 Beschäftigungsverhältnisse; vgl. BA 2020) stattgefunden hat. 

Wachstumsdynamik bei atypischen Beschäftigungen (vorerst) verlangsamt 

Gerade hinsichtlich der Minijobs, deren Abschaffung und damit Umwandlung in versi-
cherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse die KAB wiederholt in die politische De-
batte eingebracht und gefordert hat, verstetigt sich nach der Einführung des gesetzli-
chen Mindestlohns die Tendenz, eine Umwandlung in reguläre sozialversicherungs-
pflichtige Arbeitsverhältnisse voranzutreiben. Inwieweit diese sich abzeichnende Ent-
wicklung sich weiter stabilisiert, muss abgewartet werden. Die Wachstumsdynamik bei 
den atypischen Beschäftigungsverhältnissen hat sich jedenfalls vorerst verlangsamt 
(vgl. Jansen 2020, S. 21). 

Jedenfalls zeigt der seit den 1980er Jahren anhaltende sukzessive Bedeutungsverlust 
von Normalarbeitsverhältnissen und die gleichzeitige Bedeutungszunahme atypischer 
Beschäftigungsverhältnisse (vgl. Seifert 2017) – ermöglicht durch entsprechende politi-
sche Weichenstellungen zur Reregulierung des Arbeitsmarktes – eine „Umkehrbewe-
gung“. Viele Minijobs sind auch nach der kontinuierlichen Anhebung des gesetzlichen 
Mindestlohns offensichtlich nicht ersatzlos gestrichen, sondern weiterhin in versiche-
rungspflichtige Arbeitsverhältnisse umgewandelt worden. Die KAB begrüßt diese Ent-
wicklung, da hiermit – neben besseren Regelungen, Lohnanhebungen für Minijobber 
etc. – auch eine Stärkung der Sozialversicherungen gegeben ist und eine, wenn auch 
weiterhin unzureichende, soziale Absicherung für die Beschäftigten in diesem Seg-

234



ment. Jedenfalls kann festgestellt werden, dass der gesetzliche Mindestlohn einen Bei-
trag zu dieser Trendumkehr geleistet hat und die Befürchtungen im Vorfeld der Einfüh-
rung des gesetzlichen Mindestlohnes nicht eingetreten sind. 

Eine positive Entwicklung sieht die KAB zudem darin, dass seit der Einführung des Min-
destlohnes 2015 Beschäftigte zunehmend in produktivere Betriebe wechseln (vgl. aus-
führlich Dustmann 2020). In Folge des Mindestlohnes wechselt ein Teil der Niedrig-
lohnbezieher*innen in Unternehmen, die mehr Vollzeitbeschäftigung anbieten, höhere 
Löhne bzw. Lohnaufschläge zahlen und sich im Wettbewerb als stabiler erweisen. Die 
Ergebnisse der Studie Dustmann 2020 machen deutlich, dass mit der Einführung des 
gesetzlichen Mindestlohnes aufgrund des Wechsels von Arbeitnehmer*innen in pro-
duktivere Betriebe ein Anstieg der Arbeitsproduktivität verbunden ist. 

Vier kritische Entwicklungen: Intensivierung, Benachteiligung von Frauen und Men-
schen mit Migrationshintergrund, Mehrfachbeschäftigung 

Folgende kritische Entwicklungen sieht die KAB: 

• Zunehmend gibt es vermehrte Anzeichen dafür, dass die Umschichtung hin zu 
ver-sicherungspflichtiger Beschäftigung zu einer Intensivierung des 
Arbeitsprozesses und der Arbeitsanforderungen für die Beschäftigten führt, wie 
dies schon der Zwei-te Bericht der Kommission Mindestlohn feststellte (vgl. 
Mindestlohnkommission 2018, S. 12). In vielen Unternehmen herrscht die Maxime 
vor, dass, wenn schon ein höherer Lohn gezahlt wird, auch eine höhere 
Leistung von den Arbeitneh-mer*innen verlangt werden kann bzw. 
muss. Erklärungsgründe hierfür sind aber nicht in der Umwandlung hin 
zu sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung und ggf. anfallender erhöhter 
Personalkosten für das Unternehmen zu suchen, sondern im verschärften 
Wettbewerb und den erhöhten Flexibilitätsanforderungen durch die 
finanzmarktgetriebenen Umstrukturierungen der Unternehmen.

• Von der Entwicklung im Bereich der Minijobs im Teilsegment der 
ausschließlich geringfügig beschäftigten Personen profitieren in erster 
Linie Frauen gegenüber Männern überproportional beim Wechsel in 
sozialversicherungspflichtige Beschäf-tigungsverhältnisse. Frauen machen aber 
weiterhin den Großteil der atypisch Be-schäftigten aus (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2018b) – mit den entsprechenden Benachteiligungen, wie 
keine oder nur geringe Ansprüche in der gesetzlichen Sozialversicherung,
„Niedriglohnfalle“, „Rentenlücke“, deutlich geringere Qualifizierungs- und 
Aufstiegsmöglichkeiten und hohe Flexibilisierungsansprüche.

• Besorgniserregend ist für die KAB der hohe prozentuale Anteil von Menschen 
mit Migrationshintergrund, die in geringfügige Beschäftigungsverhältnisse 
abgedrängt werden. Hierin spiegelt sich die Hierarchisierung des 
Arbeitsmarktes und die Dis-kriminierung auf dem Arbeitsmarkt wider. 
Menschen mit Migrationshintergrund finden nicht nur schwieriger Arbeit,  
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sondern arbeiten überproportional im Niedrig-lohnsegment und in Jobs mit 
insgesamt schlechten Arbeitsbedingungen. So liegt etwa der „Anteil von 
Müttern mit Migrationshintergrund in geringfügiger Be-schäftigung (…) mit 25 
Prozent doppelt so hoch wie bei Müttern ohne Migrations-
hintergrund“ (Bundesministerium Familie 2017, S. 22). Geringfügige Beschäftigun-
gen erweisen sich für Menschen mit Migrationshintergrund nicht selten als Dauer-
zustand, ohne entsprechende Aufstiegs- und Wechselchancen in eine sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung. Hinzukommen andere Benachteiligungen, wie 
untergeordnete Stellung im Betrieb, Alltagsdiskriminierung, fehlende Kommunika-
tion aufgrund sprachlicher Schwierigkeiten etc., die sich gerade im Segment der 
atypischen Beschäftigungen besonders nachteilig auswirken. Was sich für Unter-
nehmen als „Privilegien durch Minijobs“ niederschlägt, führt gerade bei Menschen 
mit Migrationshintergrund in die Sackgasse. Mit der Einführung und der Anhebung 
des gesetzlichen Mindestlohnes hat sich zweifelsohne die Lohn- und Einkommens-
lage verbessert, aber erst alle Minijobs in versicherungspflichtige Beschäftigung 
umzuwandeln, bedeutet einen Abbau von Hierarchisierung und Diskriminierung am 
Arbeitsmarkt. 

• Die Zahl der nebenberuflich ausgeübten geringfügigen Beschäftigungen steigt kon-
tinuierlich an. Die derzeitige Höchstzahl von ca. 3 Millionen (siehe oben) in Verbin-
dung mit anderen Formen der atypischen Beschäftigung (wie Teilzeitarbeit, Leihar-
beit, Soloselbständige, Werkvertragsnehmer, Clickworker etc.) macht auch deut-
lich: Immer weniger Menschen können von einem Job leben und es gibt eine zu-
nehmende Mehrfachbeschäftigung, die für viele aufgrund der zu geringen Löhne
bzw. eines zu geringen Einkommens zur Bestreitung des Lebensunterhalts notwen-
dig wird. Eine „Erwerbshybridisierung“ ist auf dem Vormarsch (vgl. Jansen 2020).
„Nach Zahlen der Bundesagentur für Arbeit (…) waren im Jahr 2017 rund 3,3 Milli-
onen Menschen mehrfachbeschäftigt (…). Mehrfachbeschäftigt bedeutet, dass sie
neben ihrer Hauptbeschäftigung noch ein zweites abhängiges Beschäftigungsver-
hältnis ausgeübt haben (…). Im Vergleich zum Jahr 2003 hat sich die Zahl der Ne-
benbeschäftigten mehr als verdoppelt (…). Die meisten Mehrfachbeschäftigten (2,7
Millionen) kombinieren ihre sozialversicherungspflichtige Hauptbeschäftigung mit
einer geringfügigen Nebenbeschäftigung. 306.000 Menschen kombinieren sogar
zwei versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse miteinander und 275.000
Personen, die ausschließlich geringfügig beschäftigt sind, waren in mindestens ei-
nem weiteren Beschäftigungsverhältnis tätig“ (Jansen 2020, S. 71). Studien bele-
gen, dass einer der Hauptgründe für die Aufnahme von Nebenbeschäftigung und
Mehrfachbeschäftigung finanzielle Notwendigkeiten sind (vgl. Klinger 2017; 2019;
Graf 2019), die nicht zuletzt auf einem zu geringen Lohneinkommen beruhen. Hier
hat der gesetzliche Mindestlohn nur teilweise Abhilfe schaffen können, weil seine
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Höhe auch mit 9,35 Euro zu gering ausfällt und Möglichkeiten zur Erzielung von 
Lohnzuwächsen in den letzten Jahren nicht voll ausgeschöpft werden konnten.  

Mindestlohn wirksam kontrollieren, Verstöße ahnden 

Um für die Beschäftigten (weiterhin) positive Wirkungen zu erzielen, den Wettbewerb 
fair zu gestalten und die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen zu gewährleisten, 
ist es aus Sicht der KAB dringend notwendig, Kontrollen zur Einhaltung des MiLoG, ins-
besondere hinsichtlich der geforderten Dokumentation der geleisteten Arbeitsstunden 
durchzuführen, um Missbrauch z.B. durch eine geringere Stundenzahl in Dokumentati-
onen gegenüber den tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden vorzubeugen. Um die Ge-
setzesverstöße am Arbeitsmarkt, wie die Nichteinhaltung des gesetzlichen Mindest-
lohns, aber auch Schwarzarbeit oder illegale Beschäftigung besser bekämpfen zu kön-
nen, kommt regelmäßigen Kontrollen, auch der Branchenmindestlöhne, durch die zu-
ständigen Zollbehörden eine exponierte Stellung zu. Diesen Aspekt gilt es insbesonde-
re deshalb hervorzuheben, da mit der Einführung des Mindestlohns unter Berücksich-
tigung von Urlaubs-, Krankheits- und Feiertagsregelungen eine Höchststundenzahl 
markiert wurde. Auch deshalb hält die KAB eine differenzierte Dokumentationspflicht 
der geringfügigen Beschäftigung in den einzelnen Betrieben mit einer entsprechenden 
Kontrolle durch die Arbeitnehmer*innen selbst für dringend geboten. Die KAB begrüßt, 
dass bei Verstößen gegen den Mindestlohn bundesweit mehr Verfahren eingeleitet 
worden sind (vgl. MDR aktuell 2019). Nach eigenen Angaben hat der Zoll im Jahr 2015 
1.316 und im Jahr 2018 6.220 Fälle an Mindestlohnunterschreitungen aufgedeckt. 
Trotz einer Ausweitung der verfolgten Verstöße werden in Deutschland aber weiterhin 
nur etwa 2 Prozent der Betriebe kontrolliert. Die Kontrolldichte durch die Finanzkon-
trolle Schwarzarbeit bleibt aufgrund fehlenden Personals weiterhin zu gering. Zudem 
fallen die Sanktionen bei Verstößen gegen § 21 MiLoG in der Regel moderat aus. Ob-
wohl ein Bußgeld bis 500.000 Euro verhängt werden kann, liegen die durchschnittlich 
verhängten Bußgelder in den letzten Jahren zwischen 2.000 bis 3.200 Euro. Die KAB 
begrüßt, dass die Forderung seitens des DGB (vgl. Spiegel Wirtschaft 2019) und von 
Sozialverbänden aufgegriffen worden ist, Unternehmen, die gegen das MiLoG oder das 
AentG verstoßen haben und mit einer Geldbuße von wenigstens 2.500 Euro 
belegt wurden, von der Teilnahme am Wettbewerb um öffentliche Liefer-, Bau- und 
Dienstleis-tungsaufträge zeitweise auszuschließen. Die KAB hält einen Ausschluss 
von öffentli-chen Anträgen für ein probates Mittel. Die KAB begrüßt ebenfalls, 
dass Geldbußen nach dem MiLoG, AentG, dem AÜG und dem GSA Fleisch bei einer 
verhängten Höhe von mehr als 200 Euro in das Gewerbezentralregister eingetragen 
werden. Dies schafft Transparenz hinsichtlich der öffentlichen und privaten 
Auftragsvergabe, gerade dann, wenn die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben als 
grundlegendes Kriterium für die Auftragsvergabe angesetzt wird. 
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Die Erfahrungen aus der Arbeits- und Sozialrechtsberatung der KAB aus den Jahren 
2018 und 2019 machen einen Rückgang der Beratungen bzw. arbeitsrechtlichen Ver-
tretung hinsichtlich von Verstößen gegen den gesetzlichen Mindestlohn deutlich. In-
wieweit diese Einzelerfahrung als Indiz für eine Verbesserung der Gesamtlage angese-
hen werden kann bzw. von einem flächendeckenden Rückgang der Verstöße ausge-
gangen werden kann, ist derzeit fraglich. Mehr Klarheit in der Sache dürfte die „Kleine 
Anfrage“ der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Lisa Paus, Markus Kurth, Corinna 
Rüffer, Sven Lehmann, Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Sven-Christian Kindler und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Mindestlöhne – Kontrollen der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit im Jahr 2019“ vom 03. März 2020 an die Bundesregierung (vgl. Deut-
scher Bundestag Drucksache 2020) bringen. Eine Beantwortung der detaillierten An-
frage liegt zum Zeitpunkt der Abfassung der hier vorliegenden Stellungnahme leider 
noch nicht vor.  

Die Kommission Mindestlohn hat sich in ihrem „Zweiten Bericht zur Auswirkung des 
gesetzlichen Mindestlohns“ ebenfalls mit Mindestlohnverstößen und -kontrollen aus-
führlich beschäftigt (vgl. Mindestlohnkommission 2018, S. 62-74) und kam entgegen 
anderslautender Meldungen im Vorfeld, nach denen ca. 1,8 Millionen Arbeitneh-
mer*innen weniger als den damalig gesetzlich vorgeschriebenen Mindestlohn (vgl. 
tagesspiegel 2017, Süddeutsche Zeitung 2017) verdienten, zu niedrigeren Zahlen. Es 
bleibt abzuwarten, zu welchem Ergebnis der Dritte Bericht der Kommission Mindest-
lohn kommen wird. Die KAB drängt weiterhin auf eine flächendeckende Durchsetzung 
des MiLoG, auch um Wettbewerbsbedingungen vor allem für kleine und mittlere Un-
ternehmen bzw. Anstellungsträger vergleichbar zu gestalten, den „Lohn-Dumping“ 
unterhalb des gesetzlichen Mindestlohns zu verhindern und die Einkommenssituation 
in den unteren Lohnbereichen zu verbessern. 

Stabile Arbeitsmarktlage trotz konjunktureller Schwächen 

Weiterhin sind ein positiver Beschäftigungseffekt und eine stabile Arbeitsmarktlage 
seit der Einführung des MiLoG auf der makroökonomischen Ebene zu verzeichnen. Je-
denfalls sind die von einigen prognostizierten Beschäftigungseinbrüche aufgrund an-
ziehender Lohnkosten ausgeblieben, was auch hinsichtlich der moderaten Erhöhung 
des gesetzlichen Mindestlohns zum 01.01.2020 auf 9,35 Euro gelten dürfte. 

Es gibt trotz konjunktureller Schwäche weiterhin eine stabile Entwicklung am Arbeits-
markt, wie die aktuellen Zahlen des Monats Februar 2020 belegen. Die Bundesagentur 
für Arbeit stellt zur generellen Lage fest: „Das deutsche Wirtschaftswachstum stagnier-
te im Schlussquartal 2019. Im gesamten Jahr ergibt sich damit ein moderates Wachs-
tum von 0,6 Prozent. Für das erste Quartal 2020 zeichnet sich noch keine grundlegen-
de Änderung der Konjunktur ab. Auf dem Arbeitsmarkt sind Spuren der konjunkturel-
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len Abschwächung erkennbar, zum Jahresbeginn zeigt er sich aber weiter stabil. Die 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung nimmt erneut zu, wenn auch nicht mehr so 
stark wie in den Jahren zuvor. Die gemeldete Nachfrage nach neuen Mitarbeiter*innen 
fällt schwächer aus. Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung sind im Februar saisonbe-
reinigt gesunken, was allerdings auch mit dem außergewöhnlich milden Winterwetter 
zusammenhängen dürfte. Im Vergleich zum Vorjahr haben Arbeitslosigkeit und Unter-
beschäftigung etwas zugenommen. Während in der konjunkturnahen Arbeitslosenver-
sicherung im Vorjahresvergleich deutliche Anstiege zu verzeichnen sind, werden Ar-
beitslosigkeit und Unterbeschäftigung in der Grundsicherung weiter unterschritten“ 
(Bundesagentur für Arbeit 2020, S. 5). 

Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung sind leicht angestiegen, die sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigungen nehmen weiter zu, wenn auch nicht mehr so deutlich 
wie im Vergleich zum Vorjahr. Im Dezember 2019 waren nach der Hochrechnung der 
Bundesagentur 33,76 Millionen Menschen (bei 45,08 Millionen Erwerbstätigen) sozial-
versicherungspflichtig beschäftigt. Dies entspricht gegenüber dem Vorjahr einem Plus 
von 474.000 Beschäftigten oder 1,4 Prozent. Im Februar 2020 sind 2.395.604 Arbeits-
suchende in der Statistik der Bundesagentur ausgewiesen, was einem leichten Plus von 
22.904 Personen (1 Prozent) gegenüber dem Vorjahresmonat bedeutet. Für den Feb-
ruar 2020 wird ein Rückgang um ca. 30.000 registrierte Arbeitssuchende im Vergleich 
zum Vormonat Januar ausgewiesen. Die Unterbeschäftigung erhöhte sich ebenfalls im 
Jahresvergleich leicht. Als „Unterbeschäftigung im engeren Sinne“ sind für Februar 
2020 3.316.177 Personen statistisch erfasst, was einer Zunahme gegenüber dem Vor-
jahresmonat um 25.978 Personen (0,8 Prozent) entspricht. Der Bestand an gemeldeten 
offenen Stellen hat ebenfalls leicht abgenommen und beträgt im Februar 2020 nicht 
saisonbereinigt 690.000 Arbeitsstellen, was gegenüber dem Vorjahresmonat einem 
Rückgang von 90.000 Arbeitsangeboten (-12 Prozent) entspricht. 

Insgesamt kann also auf eine langanhaltende positive Entwicklung am Arbeitsmarkt 
verwiesen werden, die sich trotz Rückgängen als stabil erweist. Die Einführung des 
gesetzlichen Mindestlohns ab 2015 und dessen Erhöhungen gehen mit einer deutli-
chen Besserung der Lage am Arbeitsmarkt einher, insbesondere mit einem zu begrü-
ßenden Anstieg der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung. Negative Auswirkun-
gen des gesetzlichen Mindestlohns auf das Beschäftigungsniveau lassen sich nicht kon-
statieren. „Bemerkenswert ist in diesem Kontext, dass das Beschäftigungswachstum 
gerade in den Branchen, die von der Mindestlohn-Gesetzgebung besonders betroffen 
waren, überdurchschnittlich ausgeprägt war“ (Bruttel 2017, S. 480). Hieraus zieht die 
KAB die Schlussfolgerung, dass die Einführung und Erhöhung des gesetzlichen Mindest-
lohns eine „Sogwirkung“ hin zur Umwandlung und zum Ausbau regulärer, sozialversi-
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cherungspflichtiger Beschäftigung positiv beeinflusst hat. Die KAB begrüßt diese Ent-
wicklung weiterhin ausdrücklich. 

Entwicklungen auf der mikroökonomischen Ebene: Betriebliche Ebene 

In einzelnen Branchen und Betrieben, die durch die Einführung des gesetzlichen Min-
destlohns herausgefordert wurden, stellt sich die Entwicklung differenziert dar. „Vom 
Mindestlohn betroffene Betriebe gaben eine gestiegene Beschäftigungsunsicherheit 
und eine schwächere Beschäftigungserwartung an als nicht betroffene Betriebe. Die 
Gewinnentwicklung fällt in den Betrieben geringer aus als in solchen, die keine Einfüh-
rung und Steigerung des Mindestlohnes zu verkraften hatten. Der Anstieg der Lohn-
kosten drückt die Gewinnquote. Da aber in den betroffenen Branchen vor allem in 
Ostdeutschland keine Entlassungen im größeren Maßstab zu verzeichnen sind, son-
dern ein stabiles Beschäftigungsniveau mit eher sektorialen Verschiebungen, sind die 
erwarteten Probleme offensichtlich weitgehend einer „regulären Anpassung“ und Sta-
bilisierung gewichen. Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse wurden oftmals in sozi-
alversicherungspflichtige in der Regel im selben Betrieb umgewandelt (Bruttel 2017, S. 
478), was auf Umschichtungsprozesse in den Anstellungsverhältnissen in den jeweili-
gen betrieblichen Kontexten und eine Qualifizierung der betrieblichen Beschäftigungs-
struktur hinweist. Die insgesamt gute konjunkturelle Entwicklung der letzten Jahre und 
die Bereitschaft der Verbraucher*innen, höhere Preise zu akzeptieren sowie die erhöh-
te Konsumnachfrage im Dienstleistungssektor, dürften hier ebenfalls zu einer deutli-
chen Abmilderung der Problemerwartungen nach unserer Einschätzung in den Betrie-
ben beigetragen haben. Zudem ist kein Einbruch der Nachfrage nach Einführung des 
gesetzlichen Mindestlohns in den betroffenen Dienstleistungsbereichen zu verzeich-
nen, was ebenfalls aus Sicht der KAB als ein positives Signal der Verbraucher*innen im 
Hinblick auf höhere Löhne gewertet wird. Mit einem gestiegenen Verbrau-
cher*innenbewusstsein werden „Dumping-Löhne“ mehr und mehr abgelehnt und die 
Entwicklung geht in Richtung einer zunehmenden Bereitschaft „faire Löhne“ auch 
durch gestiegene Preise bzw. Preissegmente zu unterstützen. Der gesetzliche Mindest-
lohn wird auch in den betroffenen Betrieben – trotz zunehmender Belastungen durch 
erhöhte Lohnkosten – zunehmend als Normalität empfunden. Weiterhin unterstützt 
eine breite Mehrheit der Bevölkerung die Einführung und Anhebungen des Mindest-
lohns, was sich auch in einer erhöhten Akzeptanz in den Betrieben niederschlägt. 
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2. Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf den angemessenen
Mindestschutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

2.a. Relevanz des Mindestlohns für die Beschäftigten

Der gesetzliche Mindestlohn besitzt aus Sicht der KAB und aufgrund der Erfahrungen 
der KAB in der Beratung zum Arbeits- und Sozialrecht weiterhin eine hohe Relevanz, da 
er u.a. zu einer Verbesserung der Einkommen in den benannten Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungssegmenten des Niedriglohnbereichs beiträgt, die Festsetzung der Bran-
chenlöhne nach dem AEntG, aber auch die Lohnhöhen nach dem AÜG und dem TVG 
und die allgemeine Lohnentwicklung positiv beeinflusst. Hiervon profitieren über die 
Beschäftigten, die den gesetzlichen Mindestlohn erhalten hinaus, Beschäftigte im 
Dachdecker-, Elektro-, Gebäudereiniger-, Gerüstbauer-, Maler- und Lackiererhand-
werk, Schornsteinfeger-, Steinmetz- und Steinbildhauerhandwerk sowie Beschäftigte in 
der Pflegebranche, bei Geld- und Wertdiensten und in der Leiharbeit / Zeitarbeit (vgl. 
WSI-Tarifarchiv 2020). Wenn hier auch gesetzlich anderer Regelkreise „außerhalb“ des 
MiLoG in Anschlag zu bringen sind, so kann die verbindliche Einführung einer Lohnun-
tergrenze als zumindest flankierend für eine Erhöhung des Lohnniveaus in den be-
nannten Bereichen angenommen werden. 

Diese positive Lohnentwicklung wird durch zwei grundlegende Entwicklungen be-
stimmt: Einerseits durch kontinuierliche Lohnanhebungen für diejenigen Beschäftigten 
(mehrheitlich Frauen in geringfügigen Beschäftigungen), die vor der Einführung bzw. 
Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns ab dem 01.01.2020 auf 9,35 Euro brutto ge-
ringere Stundenlöhne erhielten, andererseits durch die deutlichen Veränderungen im 
Tarifgefüge bzw. Tarifverträgen, die durch die „Untergrenze Mindestlohn“ ausgelöst 
bzw. im Vorgriff abgeschlossen worden sind. Hier spielen insbesondere Branchenmin-
destlöhne eine besondere und ausschlaggebende Rolle für die Lohnanhebung in den 
unteren Einkommensgruppen, worauf bereits hingewiesen wurde (siehe oben). 

Die Mindestlohn-Kommission hat sowohl in ihrem Ersten als auch ihrem Zweiten Be-
richt die entsprechenden Datenquellen zur Relevanz des Mindestlohns für die Beschäf-
tigten aufgezeigt (vgl. Mindestlohnkommission 2016, S. 35ff.; Mindestlohnkommission 
2018, S. 43ff.). Die Relevanz des gesetzlichen Mindestlohns wird zudem darin deutlich, 
dass das Lohngefälle im Ost-West-Vergleich (weiter) abgebaut werden konnte (vgl. 
Mindestlohnkommission 2018, insbes. S. 47-58) und damit der Forderung der KAB 
nach einem gleichen Lohn für gleiche Arbeit im regionalen Vergleich in den unteren 
Lohneinkommen in ersten Schritten Rechnung getragen wird. Insbesondere die stärke-
re Ausprägung und der im Vergleich zu Westdeutschland größere Umfang von Beschäf-
tigungsverhältnissen unterhalb der jeweiligen Höhe des gesetzlichen Mindestlohns in 
Ostdeutschland hat im „innerdeutschen“ Vergleich zu einem stärkeren Anstieg der 
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Lohneinkommen durch die Einführung bzw. Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns 
in diesem Segment in Ostdeutschland geführt und damit eine „nachholende Entwick-
lung“ ermöglicht, die als Ziel weiterhin verfolgt werden sollte. Hiervon profitiert haben 
auch vor allem Ungelernte. Der gesetzliche Mindestlohn in entsprechender Höhe (sie-
he hierzu Punkt 5 der vorliegenden Stellungnahme) können hierzu aus Sicht der KAB 
einen Beitrag leisten. Eine deutlichere Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns als 
bisher könnte die Schere des innerdeutschen Lohngefälles weiter schließen und hätte 
für die allgemeine Lohnentwicklung Signalwirkung. 

2.b. Auswirkungen des Mindestlohns auf die Einkommen von Geringverdienern

Die Auswirkungen auf die Einkommen von Geringverdiener*innen bzw. Mi-
nijober*innen beurteilt die KAB ebenfalls positiv (siehe oben). Die vor der Einführung 
des gesetzlichen Mindestlohns geäußerte Befürchtung, sogenannte „Geringqualifizier-
te“ würden durch den gesetzlichen Mindestlohn aufgrund des (ggf.) zu zahlenden hö-
heren Arbeitslohns vermehrt entlassen und in die Arbeitslosigkeit wechseln (vgl. z.B. 
Siems 2011), ist aus Sicht der KAB nicht eingetreten und auch aufgrund der Erhöhung 
zum 01.01.2020 auf 9,35 Euro brutto nicht zu erwarten.  

Durch die Einführung bzw. Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns kann das Ein-
kommen von sogenannten „Aufstockern“ als auch im „Zuverdienstbereich“ (Beschäf-
tigte mit ergänzenden ALG II-Bezug) der Lohnanteil des verfügbaren Einkommens ge-
genüber den Sozialtransfers eine höhere Bedeutung gewinnen, wenn diese einer ent-
sprechenden Beschäftigung unter Berücksichtigung der „Zuverdienstgrenzen“ nachge-
hen. Weiterhin sieht die KAB dringenden Handlungs- und Reformbedarf beim Gesetz-
geber, eine Reform der sogenannten „Zuverdienstgrenzen“ über den geltenden gestaf-
felten Grundfreibetrag bei Bezug ALG II anzugehen, um ein effektiv höheres Gesamt-
einkommen für die Betroffenen zu erzielen und keine stundenbezogene Reduzierung 
von Beschäftigungsverhältnissen aufgrund höheren Lohns als Automatismus zu instal-
lieren. Die Schnittstellen sollten durch den Gesetzgeber neu justiert werden, indem der 
Grundfreibetrag dem gesetzlichen Mindestlohn bei höherem Lohneinkommen Rech-
nung trägt. 

Statistisch lassen sich keine negativen Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns 
und dessen Anhebung hinsichtlich der Anzahl der „ALG-II-Aufstocker“ feststellen. Die 
Zahl der Menschen, die trotz einer Erwerbstätigkeit Hartz-IV beziehen, ist von 2014 bis 
2017 um rund 138.000 von 1,3 auf knapp 1,2 Millionen gesunken. Zum aktuellen Stand 
hält die Bundesagentur für Arbeit fest: „Im Oktober 2019 erhielten 64.000 oder 1,7 
Prozent der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten gleichzeitig Leistungen aus der 
Grundsicherung und Arbeitslosengeld nach dem SGB III. (…) Im Vorjahresvergleich hat 
sich die Zahl der Aufstocker nicht verändert. 82 Prozent der Aufstocker waren im Ok-
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tober 2019 arbeitslos gemeldet.“ Auch hinsichtlich der erwerbstätigen Leistungsbe-
rechtigten hat sich das Bild kaum verändert: „Im Oktober 2019 waren 26 Prozent 
(1.002.000) der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten erwerbstätig, 90.000 (-8 Pro-
zent) weniger als im Vorjahr. 94 Prozent (939.000) der erwerbstätigen erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten übten eine abhängige Beschäftigung aus, 7 Prozent (69.000) 
gingen ausschließlich oder zusätzlich einer selbständigen Tätigkeit nach. Das erzielte 
Einkommen und die Arbeitszeit der erwerbstätigen Leistungsberechtigten variieren 
allerdings erheblich“ (Bundesagentur für Arbeit 2020, S. 22). 

Der Anteil der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten ist vom Jahr 2013 (30 Prozent) 
auf im April 2017 26 Prozent zurückgegangen und stabilisiert sich bei dieser Prozent-
zahl (siehe oben). 

2.c. Auswirkungen des Mindestlohns auf das Steuersystem und die Systeme sozia-
ler Sicherung 

Löhne generieren Steuern (Lohnsteuer, Einkommenssteuer, Mehrwertsteuer etc.). Im 
Jahr 2011 hatte das Forschungsinstitut Prognos AG zudem berechnet, dass ein Min-
destlohn den Staat mit über sieben Milliarden Euro jährlich entlasten könnte. Andere 
Schätzungen kamen zu niedrigeren Ansätzen. Dem sind Steuerminderungen aus „Un-
ternehmenssteuern“ in den betroffenen Segmenten aufgrund gestiegener Lohnkosten 
gegenüberzustellen. Genaue Zahlen zu einer differenzierten Salden-Rechnung liegen 
weiterhin nicht vor.  

Festgestellt werden kann aber aus Sicht der KAB: Eine Anhebung des Lohnniveaus, wie 
dies mit der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns und seiner Erhöhung gegeben 
ist, führt zu steigenden Steuereinnahmen und erhöhten Beitragseinnahmen in den 
Sozialversicherungen. Höhere Löhne stärken die Massenkaufkraft bzw. führen zu einer 
Nachfrageverstärkung durch erhöhte Konsumausgaben, was wiederum entsprechende 
Umsatzsteuer- und Verbrauchssteuereinnahmen generiert. Sowohl bei den direkten 
als auch bei den indirekten Steuern sind Einnahmeerhöhungen zu verzeichnen. Das 
erhöhte Steuer- und Beitragsaufkommen wäre anteilig im Hinblick auf den gesetzli-
chen Mindestlohn und dessen Anteil an der Einnahmenerhöhung zu beziffern. Detail-
lierte Untersuchungen liegen dazu derzeit nicht vor, die generellen Zahlen belegen 
jedoch die Entwicklung, an der der gesetzliche Mindestlohn seinen Anteil hat. Die Ein-
nahmen aus der Lohnsteuer sind deutlich angestiegen. Betrugen sie im Jahr 2015 der 
Einführung des gesetzlichen Mindestlohns 178.890 Mrd. stiegen die Einnahmen in den 
nächsten Jahren kontinuierlich an: 2016 auf 184.826 Euro, 2017 auf 195.523 Euro und 
im Jahr 2018 auf 208.231 (vgl. Statistisches Bundesamt 2019, S. 281). Eine endgültige 
Zahl für 2019 als statistisch gesicherter Wert liegt noch nicht vor. Es kann für das Jahr 
2019 von einem weiteren Anstieg der Lohnsteuereinnahmen wie in den Vorjahren 
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ausgegangen werden. Die aktuelle Situation zeigt ein Vergleich der Monatszahlen des 
Bundesministeriums der Finanzen. Danach wurden im Januar 2019 18.456.023 Euro 
vereinnahmt und im Januar 2020 19.271.699 Euro, was einen prozentualen Anstieg im 
Vorjahresmonatsvergleich um 4,4 Prozent entspricht (vgl. Bundesministerium der Fi-
nanzen 2020). Ein gewisser Anteil kann dem gesetzlichen Mindestlohn und dessen Er-
höhung auch an den privaten Konsumausgaben zugeschrieben werden, da gerade im 
unteren Einkommenssegment die Sparquote äußerst niedrig ist bzw. nicht angespart 
werden kann und mit im Vergleich mit höheren Einkommensgruppen ein unmittelba-
rer Umsatz der (Haushalts-)Einnahmen in Konsumausgaben erfolgt. Die privaten Kon-
sumausgaben stiegen im Durchschnitt pro Haushalt und Monat von 2.391 Euro im Jahr 
2015 auf 2.517 Euro im Jahr 2017 (vgl. Statistisches Bundesamt 2019, S. 178).  

Da der gesetzliche Mindestlohn zu einer höheren Quote sozialversicherungspflichtiger 
Arbeitsverhältnisse geführt hat bzw. dazu beiträgt, sind die Auswirkungen aufgrund 
der Beitragssystematik der Sozialversicherungsträger ebenfalls positiv zu beurteilen, da 
höhere Einzahlungen im Gesamtvolumen geleistet werden und dies auch entspre-
chende höhere Leistungen im Bezugsfall für die bisher Nichtversicherten bzw. eine 
Erhöhung der Leistungen für die Beschäftigten bedeutet. Der gesetzliche Mindestlohn 
stärkt somit die soziale Sicherung durch höhere Löhne – Mehreinnahmen von Beiträ-
gen – und eine bessere soziale Absicherung, wenn letztere auch auf einem äußerst 
geringen Niveau bleibt bzw. bleiben wird, was aber insgesamt Niedrigverdiensten ge-
schuldet ist, die z.B. Altersarmut vorprogrammieren. Der gesetzliche Mindestlohn 
stärkt somit die Beitragszahlungen an die sozialen Versicherungsträger. Dies schlägt 
sich anteilig auf der Einnahmenseite nieder. So haben sich die Einnahmen der GKV von 
212.56 Mrd. Euro im Jahr 2015 auf 241,36 Mrd. Euro im Jahr 2018 erhöht, die Einnah-
men der Sozialen Pflegeversicherung im gleichen Zeitraum von 30.69 Mrd. Euro auf 
37.72 Mrd. Euro und die Einnahme der Gesetzlichen Rentenversicherung von 276.161 
Mill. Euro in 2015 auf 312.282 Mill. Euro in 2018 (vgl. Informationssystem Bundesre-
gierung). 

2.d. Einhaltung des Mindestlohns

Die Einhaltung des Mindestlohns zeigt sich in einer weitgehenden Gesetzestreue der 
Unternehmen. Dennoch finden auch fünf Jahre nach Einführung des gesetzlichen Min-
destlohns viele Firmen gesetzeswidrige Praktiken, um den Mindestlohn zu unterlaufen. 
Dies kann festgestellt werden, auch wenn eine aktuelle detaillierte Momentaufnahme 
aufgrund der Unsicherheit der Datenlage und fehlender quantitativer Forschungs-
ergebnisse nicht vorliegt. DGB-Vorstandsmitglied und Mitglied der Mindestlohn-
kommission, Stefan Körzell, konstatiert, dass insgesamt „1,8 Millionen Beschäftigte (…) 
um den gesetzlichen Mindestlohn betrogen (werden)“ (Spiegel Wirtschaft 2019a). 
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Gesetzestreuen Unternehmen stehen also Unternehmen gegenüber, die durch Lohn-
dumping und Umgehung des gesetzlichen Mindestlohns einen fairen Wettbewerb wei-
terhin unterlaufen. Eine hohe Anzahl von Beschäftigten wird der gesetzliche Mindest-
lohn gesetzeswidrig bzw. durch eine gesetzeswidrige und strafrechtlich relevante Pra-
xis des Mindestlohnverstoßes vorenthalten (vgl. auch Pusch 2018).  

Aus der verbandlichen Arbeit der KAB und aus der Mitgliedschaft sind der KAB vor al-
lem „gängige Praktiken“ aus dem Einzelhandel bekannt: Aufgeschriebene Arbeitsstun-
den werden dem gesetzlichen Mindestlohn in der entsprechenden Höhe einfach ange-
passt, geleistete Überstunden werden zum Monatsende mit der „Begründung“ zu ge-
ringer Arbeitsleistung einfach ersatzlos gestrichen, sogenannte „Anlernzeiten“ werden 
für Ein- und Aufräumarbeiten deklariert und dem regulären Stundenkontingent entzo-
gen, „Aufrüstzeiten“ wie Anlegen der Arbeitskleidung oder Inbetriebnahme und Säu-
bern von Maschinen werden nicht als Arbeitszeit gewertet. Die Liste der „praktischen 
Umgehung des Mindestlohns“ ließe sich um weitere Beispiele ergänzen. Betroffen sind 
von diesen „Praktiken“ weiterhin nach Kenntnis und Erfahrung der KAB vor allem 
Frauen in geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen / Minijobberinnen, Menschen mit 
Migrationshintergrund und fehlenden sprachlichen Fähigkeiten sowie fehlender 
Kenntnis ihrer Rechte. Die Erfahrungen der KAB zeigen, dass diese Umgehungsprakti-
ken nicht nur in kleinen Unternehmen, sondern auch in Teilen großer Handelsketten 
an der Tagesordnung sind. Hierbei trifft es vor allem sogenannte weibliche „Aushilfs-
kräfte“, die an verschiedenen Unternehmensstandorten bzw. Filialen eingesetzt wer-
den. Studien belegen die Erfahrungen der KAB aus der Rechtsschutz- und Sozialbera-
tung, dass insbesondere in Unternehmen ohne tarifvertragliche Bindungen und in Be-
trieben ohne ordentlichen Betriebsrat Verstöße gegen das MiLoG Praxis sind, da eine 
wirksame Kontrolle und Anlaufstelle bereits auf der betrieblichen Ebene fehlen.  

Nach Auffassung der KAB fehlen weiterhin wirksame und flächendeckende Kontrollen. 
Die KAB hält an ihrer Forderung fest, das Dokumentationsverfahren wirksam umzustel-
len, eine Gegenzeichnungspflicht der Beschäftigten bzw. durch den Betriebsrat und 
eine quartalsmäßige Hinterlegungspflicht bei den Hauptzollämtern einzuführen. Aus 
Sicht der KAB ist eine deutliche Verschärfung des Verfahrens notwendig und eine kon-
tinuierliche Kontrolle durch die Finanzkontrolle Schwarzarbeit zu gewährleisten, um 
den nicht hinnehmbaren Verstößen zu Lasten der Beschäftigten einen Riegel vorzu-
schieben. § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG spricht dem Betriebsrat bei der Einführung und An-
wendung von Systemen zur Arbeitszeiterfassung ein Mitbestimmungsrecht zu. Hier 
liegt ein wirksamer Hebel zu einer einvernehmlichen Regelung zwischen Arbeitneh-
mer*innen und Arbeitgeber, um eine lückenlose Form der Dokumentationspflichten 
auch im Bereich des MiLoG nachzugehen.  
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Zudem müssen die Klagerechte der Beschäftigten durch das Zulassen von Verbands-
klagen gestärkt werden. Die Erfahrungen der KAB zeigen, dass oftmals aus Angst um 
den Arbeitsplatz, Kosten und ungewissem Ausgang der individuelle Klageweg nicht 
beschritten wird. Den Gewerkschaften und Berufsverbänden sollte ein Recht zur Ver-
bandsklage eingeräumt werden, um eine wirksame (kollektive) rechtliche Interessen-
vertretung der Beschäftigten auch in diesem Bereich zu gewährleisten. Die KAB unter-
stützt hier weiterhin ausdrücklich die Forderungen des Deutschen Gewerkschaftsbun-
des (DGB). 

Frühzeitig hat die KAB Ausnahmeregelungen, Aufweichungen und gestaffelte Über-
gänge für einzelne Bereiche und Branchen kritisiert, die Ausnahmen von der Regel dar-
stellen und die zu erzielenden Effekte des gesetzlichen Mindestlohns unterlaufen.  

Insgesamt ist darauf hinzuweisen, dass es bei der Gesetzeskonformität und der Einhal-
tung des MiLoG nicht zuletzt um die Frage geht, ob der Gesetzgeber bzw. die Exekutive 
einen erkennbar nicht rechtskonformen Raum auf Dauer gelten lassen will. 

2.e. Reaktionen auf den Mindestlohn in Form von möglichen Veränderungen bei
Lohnbestandteilen, Arbeitgeberleistungen, Arbeits-/Leitungsvorgaben usw. 

Aus Sicht der KAB und den Erfahrungen aus den Arbeitsrechtsberatungen der Mitglie-
der der KAB sind Reaktionen auf den Mindestlohn nur in Einzelfällen dahingehend zu 
verzeichnen, dass seitens der Arbeitgeber die höheren Lohnkosten durch den gesetzli-
chen Mindestlohn durch Kürzungen anderer Lohnbestandteile und Rücknahme von 
freiwilligen Leistungen oder erhöhte Leistungsvorgaben „unterlaufen“ wurden bzw. 
werden (dokumentierte Fälle finden sich in Körzell 2015). In anderem Zusammenhang 
wurde bereits auf das „Upgrade“ von geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen hin zu 
sozialpflichtigen hingewiesen. Da, wo betroffene Mitarbeiter*innen ihre Rechte wahr-
genommen und eingeklagt haben, ist es aus Sicht der KAB zu einem für die Beschäftig-
ten positiven Ausgang gekommen. Dies gilt natürlich nicht für alle Einzelfälle, insbe-
sondere da eine nur zu schätzende Dunkelziffer vermutet werden kann, wenn die be-
troffenen Beschäftigten die Verschlechterungen hinnehmen, ohne dass diese erfasst 
oder justiziabel werden. 

Inwieweit in den Segmenten, in denen die Einführung bzw. die Anhebung des gesetzli-
chen Mindestlohns zum Tragen kam, erhöhte Arbeits- und Leistungsvorgaben gegen-
über den Beschäftigten gemacht worden sind bzw. werden, wird bisher durch syste-
matische Forschungsprojekte in mittel- und langfristiger Zeitperspektive nicht erfasst. 
Wichtige Anhaltspunkte geben jedoch Befragungen von Betriebsräten, wie die vom 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung im 
Jahr 2018 repräsentative und branchenweite Sonderbefragung unter Betriebsräten. 
Die Betriebsräte berichten von einer generellen Arbeitsintensivierung, die sich sowohl 
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in der Erhöhung der Arbeitsmenge als auch in gestiegenen qualitativen Leistungsan-
forderungen niederschlägt. Als Hauptgrund für die Arbeitsintensivierung weist die Un-
tersuchung eine unzureichende Personalbemessung aus (vgl. ausführlich Ahlers 2020). 

Da der Übergang etwa als Minijobber*in in eine versicherungspflichtige Beschäftigung 
oftmals auch eine Aufwertung der Stellung im Betrieb (erhöhter Status) bedeuten 
kann, sind sowohl Be- als auch Entlastungseffekte in Anschlag zu bringen. Befragungen 
des IAB weisen ebenfalls aus, dass als „Reaktion“ auf den gesetzlichen Mindestlohn 
und die Erhöhung der betrieblichen Ausgaben für Lohnkosten eine Verdichtung der 
Arbeitszeit angestrebt wird bzw. bereits umgesetzt ist. Durch Leistungsverdichtung 
und intensive Nutzung menschlicher Arbeitskraft und durch das Aussetzen von Neu-
einstellungen sollen die erhöhten Kosten wieder „eingespielt“ werden. Dieses Szenario 
reiht sich damit in eine generelle Entwicklung ein, die zunehmende psychomentale und 
sozio-emotionale Belastungen, Erschöpfungszustände, flexible Anforderungen an Ver-
fügbarkeit (Zeit und Ort) und weitere belastende Faktoren für die arbeitenden Men-
schen bedeutet (vgl. z.B. Bertelsmann Stiftung 2014). Stressbedingte Krankschreibun-
gen nehmen nach Aussagen der Krankenkassen bereits seit nunmehr zwei Jahrzehnten 
zu. Eine grundlegende Ursächlichkeit durch den gesetzlichen Mindestlohn ist also nicht 
gegeben, sondern die Belastungsfaktoren resultieren aus 
„Refeudalisierungsprozes-sen“ des modernen Kapitalismus (vgl. Neckel 2010), 
grundlegenden finanzmarktkonformen Umstrukturierungen von Betrieben, 
veränderten Arbeitsformen, Managementmethoden, (betrieblichen) Macht- und 
Herrschaftsverhältnissen sowie der zunehmenden Einbindung menschlicher Arbeit in 
transnationale Wertschöpfungsketten und einer Transformation Prekarisierung der 
Arbeit (vgl. z.B. Bude 2016; Cruoch2019; Dietl 2018; Nachtwey 2016). 

3. Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf faire und funktio-
nierende Wettbewerbsbedingungen

3.a. Kosten und Erträge

Aus Sicht der KAB bedeutet das MiLoG eine faire Rahmensetzung für eine Lohnunter-
grenze, die gleiche Ausgangsbedingungen im Wettbewerb um Lohnkosten bzw. Lohn-
stückkosten schafft und vor allem die Betriebe zügelt, die bisher durch „Lohn-
Dumping“ zu Lasten der Arbeitnehmer*innen einen fairen Wettbewerb systematisch 
unterlaufen haben. Durch die sektorial begrenzte Erhöhung der Lohnkosten aufgrund 
der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns kam es und kommt es weiterhin in den 
betroffenen Betrieben zu einer Steigerung der Lohnkosten, die aber bei Einhaltung des 
MiLoG durch alle Unternehmen die Ausgangslage des Wettbewerbs deutlich vergleich-
barer und berechenbarer machen als vor der Einführung des gesetzlichen Mindest-
lohns. Wettbewerbsverzerrende Egoismen und Vorteile entfallen. Dies führt zu einer 
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„Qualifizierung des Wettbewerbs“ in allen Facetten (Qualität, Produktinnovation, 
Marktabsatz etc.), der nicht mehr allein über die Löhne ausgetragen werden kann. 

Der Steigerung der Lohnkosten stehen nach zwischenzeitlichen Stagnations- und An-
passungsphasen, deren Gründe allerdings vielfältig sind, eine stabile Ertragslage und 
Kontinuität in den Betrieben gegenüber, wenn gleich auch branchentypische Merkma-
le (etwa Saisongeschäfte) und regionale Unterschiede zu berücksichtigen sind. Die 
Längsschnittstudie des IAB kam für das Bundesland Sachsen, eines aufgrund seiner 
Dienstleistungsstruktur besonders stark durch die Einführung des gesetzlichen Min-
destlohns betroffenen Bundeslandes, etwa zu einem differenzierten Ergebnis, das die 
von einigen Seiten befürchtete „Schock- und Einschnittswirkung“ des gesetzlichen 
Mindestlohns deutlich relativierte (vgl. Bellmann 2017, S. 28). 

Hervorzuheben bleibt hinsichtlich der Lohnkosten zudem, dass der gesetzliche Min-
destlohn zu einem neuen positiven Wechselverhältnis von Mindestlohn, Tarifverträgen 
und Branchenmindestlöhnen geführt hat (vgl. Kathmann 2017), die erhöhte Arbeits-
einkommen und damit Nachfrage generieren (siehe unten). 

3.b. Produktivität und Lohnstückkosten

Erhöhte Lohnkosten durch den Mindestlohn sind offensichtlich nur bedingt in die 
Preisbildung bzw. in Preiserhöhungen eingegangen, dies einerseits, weil Lohnkosten je 
nach Gewerbe und Branche sehr unterschiedliche Kostenanteile ausmachen und ande-
rer Faktoren (z.B. Produktivitätsentwicklung und Nachfrage) zentrale Einflussgrößen 
sind und andererseits zwischen Produktion von Waren und Bereitstellungen von 
Dienstleistungen unterschieden werden muss, da ein unterschiedliches Verbraucher-
verhalten als Beeinflussungsfaktor zu berücksichtigen ist. Der gesetzliche Mindestlohn 
hat allerdings in Dienstleistungsbereichen (Taxigewerbe, Friseurhandwerk etc.) zu 
Preiserhöhungen geführt, die bei entsprechender Kundenkommunikation mit der Be-
gründung fairer Löhne akzeptiert wurden und werden. Ein Beispiel ist das Friseur-
handwerk, das anstehende Preisanhebungen offensiv kommuniziert und erste Rück-
meldungen zeigen, dass keine Kundenverluste zu verzeichnen waren und die Argumen-
tation fairer Löhne erfolgreich war. Für faire Löhne zahlen Kund*innen einen höheren 
Preis. Wettbewerbsbedingungen wurden so vergleichbarer. 

Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf die Entwicklung der Arbeitsprodukti-
vität lassen sich auf makroökonomischer Ebene nicht ursächlich ausmachen. Die Ar-
beitsproduktivität je geleistete Erwerbsarbeitsstunde steigt in den letzten Jahren – 
abgesehen von dem durch die Finanzkrise 2008 / 2009 verursachten Einbruch (-2,6%) – 
relativ stetig weiter an. Die Statistiken weisen weiterhin auch Produktivitätsfortschritt 
in Gastgewerbe, Verkehr und Handel aus, ebenso in dem gesamten Bereich „perso-
nennaher Dienstleistungen“ in der statistischen Aufaddierung. Verwerfungen oder gar 
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Brüche sind durch die Einführung und Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns nicht 
ausweisbar (vgl. Mindestlohnkommission 2018; S. 130). Da allgemein auch ein Zusam-
menhang zwischen Arbeitsmotivation und Lohnhöhe unterstellt werden kann (vgl. Offe 
1980), ist zu vermutet, dass es eine „indirekte“ Wirkung auf die Arbeitsproduktivität 
insofern gegeben haben könnte, als dass höhere Löhne bzw. Lohnanhebungen sich 
motivational positiv auf die Beschäftigten und ihren Einsatz im Betrieb auswirken, was 
zu einer Leistungssteigerung beiträgt, die wiederum einen positiven Beitrag zur 
Steigerung der Arbeitsproduktivität leistet. Dieser Effekt ist auch zu erwarten 
aufgrund der Überführung geringfügiger Beschäftigungen in sozialversiche-
rungspflichtige. 

Die Lohnstückkostenentwicklung in Deutschland verläuft differenziert nach 
einzelnen Branchenbereichen, wobei der Ländervergleich in der Regel von 
besonderem Interesse ist, um die Wettbewerbsstellung der deutschen Wirtschaft im 
europäischen und inter-nationalen Kontext situieren und bewerten zu können. 
Vergleichende Studien zur Ent-wicklung der Lohnstückkosten sind allerdings generell 
mit Vorsicht zu betrachten, da etwa „Vorstückkosten“ aus vorleistenden 
Unternehmen (etwa Zulieferer) nicht in die Berechnungen eingehen, somit in die 
Lohnstückkosten nur die Arbeitsleistung der Arbeitnehmer*innen eingerechnet 
werden. Neben diesen prinzipiellen Bedenken weisen die nominalen Lohnstückkosten 
im Jahresvergleich große Schwankungen auf, die auf ein Bündel von Ursachen 
reproduziert werden müssen. Die Entwicklung der Lohn-stückkosten weist aus 
Sicht der KAB bei aller notwendigen weiteren Differenzierung keine Besonderheiten 
in den letzten drei Jahren in den vom gesetzlichen Mindestlohn betroffenen 
Wirtschaftsbranchen aus, da ein kontinuierlicher Anstieg seit dem Jahr 2009 zu 
verzeichnen ist. Die vielfach geäußerte These, der gesetzliche Mindestlohn 
verschlechtere die internationalen Wettbewerbsbedingungen, lässt sich nicht belegen. 
Exportüberschüsse bleiben auch unter den Vorzeichen eines verschärften 
internationa-len Wettbewerbs und konjunktureller Schwächen ein Marktzeichen 
der deutschen Wirtschaft. Im Jahr 2015 erzielte die deutsche Wirtschaft Exporte in 
Höhe von 1.419,5 (in jeweiligen Preisen in Milliarden Euro), 2016 von 1.442,4, 2017 von 
1.538,0 und 2018 von 1.585,8 (vgl. ausführlich Bundesministerium Wirtschaft 2019). 
Zur aktuellen Lage hält das Statistische Bundesamt fest: „Im Januar 2020 wurden 
von Deutschland Waren im Wert von 106,5 Milliarden Euro exportiert und Waren 
im Wert von 92,7 Milliarden Euro impor-tiert. Wie das Statistische Bundesamt 
(Destatis) anhand vorläufiger Ergebnisse weiter mitteilt, waren damit die deutschen 
Exporte im Januar 2020 um 2,1 % und die Importe um 1,8 % niedriger als im 
Januar 2019. Kalender- und saisonbereinigt blieben die Ex-porte gegenüber dem 
Vormonat Dezember 2019 unverändert, die Importe stiegen um 0,5 %“ (Statistisches 
Bundesamt 2020a). 
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3.c. (Verbraucher-)Preise

Der Verbraucherpreisindex ist im Jahresdurchschnitt 2015 mit 100,8 (2015 = 100), 
2017 mit 102, 2018 mit 103,8 auf 2019 mit 105,3 angestiegen (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2020b). Verbraucherpreise sind stärker angestiegen. Im letzten Monatsbericht 
des Bundesministeriums für Finanzen werden die Entwicklungen und die Aussichten 
folgendermaßen beschrieben: „Nach Angaben des Statistischen Bundesamts erhöhten 
sich die Verbraucherpreise im Januar 2020 im Vorjahresvergleich etwas stärker als in 
den Vormonaten. So ist der Verbraucherpreisindex um 1,7 % gestiegen (nach +1,5 % 
im Dezember). Gegenüber dem Vormonat war der Index um 0,6 % rückläufig. Der 
harmonisierte Verbraucherpreisindex stieg im Januar um 1,6 % im Vergleich zum Vor-
jahresmonat an und lag um 0,8 % unter dem Niveau des Vormonats. Die Erzeugerprei-
se gewerblicher Produkte verringerten sich im Dezember 2019 im Vergleich zum Vor-
jahresmonat um 0,2 % (+0,1 % gegenüber Vormonat). Die Preisentwicklung wurde 
maßgeblich durch die Preise für Energie getrieben, die um 2,4 % unter dem Vorjahres-
niveau lagen und sich im Vergleich zum Vormonat um 0,4 % verringerten. (…) Im Janu-
ar 2020 verzeichneten die Verbraucherpreise einen etwas stärkeren Anstieg als in den 
Vormonaten. Treiber der Preisdynamik waren insbesondere die Energiepreise, die 
nach Rückgängen in den Vormonaten im Januar wieder angestiegen waren. Auch die 
Preise für Nahrungsmittel erhöhten sich stärker als zuvor. Dagegen fiel die Teuerungs-
rate der Dienstleistungen im Januar wieder geringer aus. Dies schlug sich auch in einer 
etwas niedrigeren Kerninflationsrate (ohne Energie- und Nahrungsmittelpreise) nieder, 
die sich im Januar auf 1,5 % belief (nach +1,7 % im Dezember). Die Bundesregierung 
erwartet in ihrer aktuellen Projektion für das Jahr 2020 einen insgesamt moderaten 
Anstieg der Verbraucherpreise von 1,5 %“ (BMF-Monatsbericht 2020a, S. 55-57). 

Insgesamt ist aus Sicht der KAB aber bisher nicht erkennbar, dass höhere Lohnkosten 
durch den gesetzlichen Mindestlohn und dessen Erhöhung auf die Verbraucher gene-
rell abgewälzt wurden bzw. werden, sondern dass auch hier eine differenzierte Be-
trachtung gefragt ist, da Löhne nur ein Bestandteil der Kosten- und Preisbildungsstruk-
tur sind. Natürlich kam es mit der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns in den 
betroffenen Branchen zu z.T. deutlichen Preiserhöhungen. Durch die stufenweise äu-
ßerst moderate Anhebung des gesetzlichen Mindestlohnes fielen die Preiserhöhungen 
kongruent aus. Dem steht gegenüber, dass der gesetzliche Mindestlohn die Binnen-
nachfrage ankurbelt, die entscheidend durch höhere Lohneinkommen im unteren 
Segment gestärkt werden kann. Die These, dass der gesetzliche Mindestlohn quasi bei 
den Niedrigeinkommensbeziehern durch höhere Preise wieder „aufgefressen“ wird 
bzw. durch den Anstieg des gesetzlichen Mindestlohnes ein allgemeiner Preisanstieg 
verursacht wird, kann aufgrund des moderaten Anstiegs des Preisindex nicht verifiziert 
werden. 
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3.d. Nachfrage- und Umsatzentwicklung

Die Umsatzentwicklung ist auch nach der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns 
und dessen Anpassung zunehmend. Als Beispiel, da von der Einführung und der Erhö-
hung des gesetzlichen Mindestlohns besonders betroffen, sei auf den Einzelhandels-
umsatz verwiesen. Dieser betrug im Jahr 2015 477,8 Mrd. Euro und stieg für 2016 um 
3,1 Prozent auf 492,8 Mrd. Euro an. Zuwächse setzten sich in den Folgejahren fort: 
2017 wurde ein Umsatz von 513,3 Mrd. Euro erzielt, was einem Plus von 4,2 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr entsprach; 2018 wurde Umsatz von 525 Mrd. Euro erzielt, was 
einem Plus von 2,3 Prozent gegenüber dem Vorjahr entsprach (vgl. Handelsverband 
Deutschland). Für das Jahr 2019 dürfte der Einzelhandelsumsatz um 2,9 Prozent höher 
liegen als im Vorjahr 2018 (vgl. Statistisches Bundesamt 2020c). Auf ähnlich verlaufen-
de Umsatzsteigerungen kann z.B. auf das Friseurhandwerk (vgl. Top Hair 2019) und das 
Taxigewerbe verwiesen werden (vgl. Statista 2020), zwei Bereiche, die ebenfalls stark 
von der Einführung und den Erhöhungen des gesetzlichen Mindestlohnes betroffen 
waren. 

Insofern sind im Bereich der Nachfrage- und Umsatzentwicklung positive Effekte durch 
den gesetzlichen Mindestlohn auszumachen, da gerade bei den Niedrigeinkommens-
beziehern eine geringe Sparquote zu verzeichnen ist und ein hoher Anteil an Konsum-
ausgaben (Nahrung, Verkehr, Miete etc.). Befürchtete Umsatzeinbrüche fielen aus und 
dürften auch zukünftig nicht anstehen, es sei denn, es ergibt sich eine allgemeine wirt-
schaftliche Entwicklung, die von Ein- und Abbrüchen aufgrund anderer Faktoren ge-
kennzeichnet ist. 

3.e. Investitionstätigkeit

Nimmt man die Bruttoinvestitionen in Sachanlagen als Kennziffer, die Bruttozugänge 
an aktivierten Sachanlagen bewertet zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten ohne 
Abzug von Abschreibungen erfasst, so wurden im Jahr 2017 insgesamt 265.346 Mill. 
Euro statistisch erfasst. Davon entfielen auf das produzierende Gewerbe 94.066 Mill. 
Euro und auf Dienstleistungen 171. 280 Mill. Euro. Betrachtet man auch hier wieder 
den von der Einführung und Erhöhung besonders betroffenen Einzelhandel erheben 
sich über die Periode 2015 bis 2018 (Schätzung) konstante Erhöhungen der Bruttoin-
vestitionen (vgl. Statistisches Jahrbuch 2019: Kennzahlen Unternehmen). Im Investiti-
onsverhalten lassen sich kaum Veränderungen feststellen. Negative Auswirkungen auf 
die Investitionstätigkeit aufgrund des gesetzlichen Mindestlohns sind nicht sichtbar, 
auch aufgrund der Tatsache, dass Investitionsentscheidungen von einem Bündel von 
Faktoren abhängig sind. 
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3.f. Veränderung von Wettbewerbsparametern 

Durch die Einführung und Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns wurde der Wett- 
bewerb fairer gestaltet (siehe oben) und Lohndumping unterhalb der gesetzlichen 
Mindestlohngrenze sanktioniert. „Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene sind durch die 
Einführung des gesetzlichen Mindestlohns keine messbaren Auswirkungen auf gängige 
Wettbewerbsindikatoren wie Arbeitskosten, Lohnstückkosten, Produktivität und Ge- 
winne zu beobachten. Dies liegt maßgeblich darin begründet, dass der gesetzliche 
Mindestlohn nur einen begrenzten Einfluss auf die gesamtwirtschaftliche Lohnsumme 
hatte“ (Mindestlohnkommission 2018, S. 13). 

4. Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf die Beschäftigung

4.a. Auf- und Abbau von Beschäftigung 

(siehe oben). 

4.b. Beschäftigungs- bzw. Einstellungschancen von bestimmten Personengruppen 

Hinsichtlich der Langzeitarbeitslosen ist deren Anteil an allen Arbeitslosen in Deutsch- 
land von 34,8 Prozent im Jahr 2018 auf 32,1 Prozent im Jahr 2019 gesunken. Dies ist 
eine positive Tendenz. „Der im Vergleich zur Arbeitslosigkeit insgesamt kräftigere 
Rückgang bei der Langzeitarbeitslosigkeit erklärt sich vorrangig mit der gesunkenen 
Zahl der Übertritte aus der ‚Kurz‘- in die Langzeitarbeitslosigkeit. Das dürfte vor allem 
mit der guten Arbeitsmarktlage zusammenhängen“ (Bundesagentur für Arbeit 2019; S. 
4). Im Februar 2020 waren insgesamt 714.000 Personen der registrierten Arbeitslosen 
nach § 18 SGB III ein Jahr oder länger arbeitssuchend. Ein weiterhin hohes Risiko lang- 
zeitarbeitslos zu werden bzw. in der Langzeitarbeitslosigkeit zu verharren, haben wei- 
terhin ältere Menschen und Geringqualifizierte (vgl. Hamann 2019). Überproportional 
von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen sind im regionalen Vergleich Regionen in Nord- 
rhein-Westfalen und Mecklenburg-Vorpommern. Die überwiegende Mehrheit der 
Langzeitarbeitslosen und der Arbeitslosen insgesamt befindet sich im Rechtskreis des 
SGB II (im Jahr 2018 65,7 Prozent). 

Über die bereits gemachten Hinweise zur Gruppe der sogenannten „Geringqualifizier- 
ten“ bleibt weiterhin auf die Verfestigung der Langzeitarbeitslosigkeit und den über- 
proportionalen Anteil der benannten Gruppe der „Ungelernten“ an der erfassten Ge- 
samtzahl der Arbeitssuchenden zu verweisen. Hinzu kommen gravierende regionale 
Unterschiede, etwa zwischen den prosperierenden Räumen Stuttgart und München 
und ländlichen Regionen rund um Frankfurt an der Oder. Konstatiert werden muss, dass 
die mittelfristige positive Arbeitsmarktentwicklung an den „Problemgruppen“ bisher 
fast spurlos vorbeigegangen ist. Die KAB hält deshalb den Aufbau eines öffentlich geför-
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derten Beschäftigungssektors gerade für diese Zielgruppen weiterhin für dringend 
erforderlich, um über einen „Qualifizierungsanschluss“ die Vermittlungs- und 
Arbeitschancen am Ersten Arbeitsmarkt deutlich zu erhöhen. 

4.c. Arbeitszeit, Arbeitsvolumen

Die Studie des IZA im Auftrag der Mindestlohnkommission nach der Einführung 
des gesetzlichen Mindestlohns hat hinsichtlich der Arbeitszeit u.a. folgendes Ergebnis 
fest-halten können: „Mit Blick auf die Arbeitszeit deuten die Schätzergebnisse auf 
Basis des Sozio-ökonomischen Panels auf substanzielle Veränderungen infolge der 
Einführung des Mindestlohns hin. Nach Einführung des Mindestlohngesetzes erfolgte 
eine statis-tisch signifikante Reduktion der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit für 
sozialversiche-rungspflichtig Beschäftigte von ca. fünf Prozent bzw. 1,5 Stunden im 
ersten Halbjahr 2015. Für geringfügig Beschäftigte zeigt sich zwar ebenfalls ein 
negativer Effekt, dieser ist jedoch statistisch nicht signifikant. Die tatsächlichen 
Arbeitszeiten der sozialversi-cherungspflichtig Beschäftigten sinken im ersten Halbjahr 
2015 nur um ca. 2,5 Prozent bzw. 0,8 Stunden und sind knapp nicht statistisch 
signifikant. Für den Zeitraum von 2014 bis 2016 werden ebenfalls Reduzierungen in 
den vertraglichen und tatsächlichen Arbeitszeiten deutlich, die allerdings stets 
insignifikant sind“ (IZA 2018, S. VII).  

Seit Einführung des gesetzlichen Mindestlohns gewinnt der Zusammenhang von 
tatsächlich geleisteten Arbeitszeiten gegenüber den vertraglich vereinbarten an 
Bedeu-tung, da sich hierdurch für die Arbeitgeber die Möglichkeit eröffnet, 
Überstunden nicht zu berücksichtigen, d.h. als sogenannte „Leerzeiten“ nicht oder 
nicht korrekt in voller Höhe zu erfassen. Hier ergibt sich weiterhin ein 
„Graubereich“. Die Aufzeichnungs-pflicht nach § 17 Abs. 1 MiLoG kann nur bei 
wirksamen Kontrollen (siehe oben) durch-gesetzt werden. Die KAB hält es weiterhin 
für dringend geboten, ein einheitliches Aufzeichnungssystem der Arbeitszeiten 
besonders in den Bereichen sicherzustellen, in denen die größte 
Missbrauchsgefahr besteht (insbesondere Baugewerbe, Gaststätten und Herbergen, 
Speditions-, Transport- und Logistikbereich, Forstwirtschaft, Gebäudereinigung, 
Messebau, Fleischwirtschaft, Zeitungszustellerinnen und -zusteller, Paketdienste). 
Weiterhin besteht ein offenes Verfahren hinsichtlich der Listenführung 
(handschriftlich oder maschinell) und Unterschriften des Arbeitgebers und des Ar-
beitnehmers sind nicht erforderlich. Zwar hat der Arbeitgeber die Ordnungsge-
mäßheit der Listen sicherzustellen, aber eine unmittelbare, wirksame Kontrolle vor Ort 
ist nur dann gegeben, wenn die Listen von den Arbeitnehmer*innen und dem Arbeit-
geber zum Monatsende gegengezeichnet werden. Die KAB bedauert, dass das 
Bun-desministerium für Arbeit und Soziales den Support für die Zeiterfassungs-App 
zur Aufzeichnung der Arbeitszeiten am 26. September 2019 einstellt hat und die 
App ausschließlich als OpenSource Software zur Verfügung steht. Nur ein 
kontrollierbares EDV-gestütztes System schafft für alle Seiten Transparenz, Kontroll-
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lierbarkeit und vor allem Rechtssicherheit im Klagefall. 

Die IAB-Arbeitszeitrechnung weist für das dritte Quartal 2019 folgende Trends 
aus: „Die Arbeitszeit pro Erwerbstätigen lag im dritten Quartal 2019 bei 353,9 
Stunden. Sie stieg damit um 0,1 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Gegenüber dem 
Vorquartal ist die Arbeitszeit pro Erwerbstätigen saison- und kalenderbereinigt 
unverändert. Die durch-schnittliche vereinbarte Wochenarbeitszeit der 
Vollzeitbeschäftigten betrug 38,3 und die der Teilzeitbeschäftigten 17,8 Stunden. 
(…) Die Beschäftigten machten im dritten Quartal 2019 im Durchschnitt 6,2 bezahlte 
Überstunden und 5,4 unbezahlte Überstun-den. Das sind 0,7 bezahlte und 0,4 
unbezahlte Stunden weniger als im dritten Quartal 2018“ (IAB 2019). In absoluten 
Zahlen wurden im dritten Quartal 254,4 Mill. bezahlte und 223,2 Millionen 
unbezahlte Überstunden von den Arbeitnehmer*innen geleistet. Im europäischen 
Vergleich werden in Deutschland weiterhin besonders viele unbezahl-te Überstunden 
geleistet. Befragungen haben ergeben, dass rund 71 Prozent der Be-schäftigten in 
Deutschland regelmäßig unbezahlte Überstunden leisten. Hauptgrund für 
unbezahlte Überstunden sind weiterhin unrealistische Erwartungen und schlechte 
Arbeitsplanungen der Arbeitgeber, erhöhte Arbeitsanforderungen und Leistungsver-
dichtung, Überauslastung des Personals und Verzicht auf Neueinstellungen (vgl. Welt 
Wirtschaft 2019). 

Neben Veränderungen der individuellen Arbeitszeit kann der gesetzliche Mindestlohn 
auch Auswirkungen auf das gesamtwirtschaftliche Arbeitszeitvolumen haben (vgl. 
Mindestlohnkommission 2018, S. 113). Weder sind seit der Einführung noch aufgrund 
der Erhöhungen des gesetzlichen Mindestlohns signifikante Änderungen in dem lang-
fristigen Trend des Anstiegs des Arbeitsvolumens der Erwerbstätigkeiten zu verzeich-
nen. Nach den Zahlen des „Arbeitskreises Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der 
Länder“ ergibt sich folgende Entwicklung: Im Jahr 2014 betrug das Arbeitsvolumen in 
Deutschland 58.327,4 Millionen Stunden, in 2015 ein Volumen von 58.997,2 Millionen 
Stunden, in 2016 ein Volumen von 59.476,9 Millionen Stunden, in 2017 von 60.222,0 
Millionen Stunden und die letzte validierte Zahl des Jahres 2018 belegt einen weiteren 
Anstieg auf 61.095,0 Millionen Stunden. Ein konstitutiver Zusammenhang mit dem 
gesetzlichen Mindestlohn und dessen Erhöhung oder gar ein Rückgang aufgrund des 
gesetzlichen Mindestlohns ist nicht erkennbar. 

4.d. Personalfluktuation

Schübe in der Beschäftigtenfluktuation in den von der Einführung bzw. Erhöhung des 
gesetzlichen Mindestlohns betroffenen Branchen sind nicht signifikant nachweisbar 
oder da, wo diese branchenbezogen oder auf der betrieblichen Ebene vorkommen, in 
einer geringen Höhe festzustellen. Betrachtet man als Indikator die begonnenen und 
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beendeten Beschäftigungsverhältnisse nach Wirtschaftszweigen, zeichnet sich gerade 
in den Branchen, die überproportional von der Einführung und Erhöhung des gesetzli-
chen Mindestlohns betroffen sind, keine signifikanten Ausschläge. Betriebe, wie z. B. 
im Bereich des Gaststättengewerbes, die aufgrund ihrer (saisonalen) Beschäftigungs-
struktur schon immer einen hohen Fluktuationskoeffizienten auswiesen, sind durch die 
Umwandlung von geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen in sozialversicherungs-
pflichtige eher „zur Ruhe“ gekommen und haben allenfalls leichte Erhöhungen des 
Koeffizienten zu verzeichnen, die aber nicht ursächlich auf den gesetzlichen Mindest-
lohn zurückgeführt werden können (vgl. Statistika 2020). 

Generell ist bei Beschäftigtenfluktuationen in Betrieben davon auszugehen, dass diese 
– über die Lohnhöhe hinaus – auf ein Bündel von Faktoren (saisonale Zu- und Abgänge,
Arbeitszufriedenheit, soziale Kommunikation im Betrieb, persönliche Lebenslage, Auf-
stiegschancen, Sicherheit des Arbeitsplatzes, An- und Abfahrtszeiten zur Arbeitsstelle,
Lebenslagenanforderungen, wie Kindererziehung, Pflege etc.) zurückzuführen sind. Mit
der Zunahme bzw. Umwandlung sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung (siehe
oben) dürfte sich die Bindung an die jeweiligen Unternehmen eher verstärken, da sei-
tens der Arbeitgeber hierdurch ein positives Signal zur (dauerhaften) Weiterbeschäfti-
gung gesetzt wird und eine Qualifizierung des Arbeitsverhältnisses mit besseren Rege-
lungen, Vergütungen und ggf. zusätzlichen Lohnbestandteilen verbunden ist. Auch
nach Einführung und Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns lassen sich keine genui-
nen Faktoren aus Sicht der KAB anführen, die auf eine ursächlich zuzuweisende Zu-
nahme der Beschäftigungsfluktuation zurückzuführen sind.

4.e. Regelungen für Praktikanten (§ 22 Abs. 1 MiLoG)

Mit der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns unterliegen Praktika nach dem Ab-
schluss einer Berufs- oder Hochschulausbildung dem MiLoG. Zu absolvierende Pflicht-
praktika im Rahmen der Ausbildung und freiwillige Praktika unterliegen dieser Rege-
lung nicht (vgl. ausführlich Bundesministerium Arbeit und Soziales 2018). Die Einzelhei-
ten regelt § 22 Abs. 1 MiLoG. 

Hinsichtlich der „Praktika“ (vgl. Schmidt 2011; Employour 2012) sieht die KAB weiter-
hin grundsätzlich Regelungsbedarf, der nicht allein durch das MiLoG gewährleistet 
werden kann. Die unter dem Schlagwort „Generation Praktikum“ apostrophierte Ent-
wicklung weg von reinen Praktika zur Aus-, Fort- und Weiterbildungszwecken hin zur 
nicht selten in Betrieben geübten Praxis, Praktikant*innen durch entsprechende Pro-
jektaufträge als Ersatz oder Ergänzung vorhandener betrieblicher Arbeitskapazitäten 
zu nutzen, stellt aus Sicht der KAB eine Fehlentwicklung dar. In diesem Kontext ver-
weist die KAB auf die geltenden Mitbestimmungsregelungen nach dem Betriebsverfas-
sungsgesetz (BetrVG), welche den Betriebsrät*innen auch bei Praktikaeinstellungen 
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bzw. -abschlüssen ein Mitspracherecht einräumt. Im Betriebsverfassungsgesetz (Be-
trVG) sind die Auskunfts- und Beteiligungsrechte nach § 80 BetrVG und § 92 BetrVG 
geregelt. Die KAB hält es für wichtig, dass diese Möglichkeiten seitens der Mitbestim-
mungsorgane im Betrieb konsequent genutzt werden. Hier liegt ein Schlüssel für die 
Entscheidungs- und Kontrollebene, die dem Missbrauch von Praktika entscheidend 
vorbeugen und gesetzkonforme Regelungen überprüfen kann. 

Praktikaregelungen im Rahmen einer schulischen Ausbildung und einer Hochschulaus-
bildung sieht die KAB als Teil der Ausbildung und nicht dem MiLoG unterliegend, also 
im Bereich der sogenannten „gebundenen Praktika“ angesiedelt. Aus unserer Sicht 
bedarf es aber weiterhin einer eindeutigen Regelung hinsichtlich der freiwilligen Prak-
tika nach § 22 Abs. 1 MiLoG, um eine Substitution eigentlich dem Mindestlohn unter-
liegender Bereiche auszuschließen, eindeutige Abgrenzungen gegenüber Werkver-
tragsverhältnissen zu schaffen und „Kettenpraktika“, die auch unter Einhaltung des 
§ 22 Abs. 1 MiLoG durch zeitliche Unterbrechungen weiter möglich sind, abzuschaffen.

4.f. Auswirkungen auf das (betriebliche) Lohngefüge

Auswirkungen auf das betriebliche Lohngefüge seitens des gesetzlichen Mindestlohns 
zeigten sich insbesondere da, wo bisher etwa große Beschäftigungsanteile innerhalb 
eines Unternehmens unterhalb des gesetzlichen Mindestlohns entlohnt wurden. Die 
KAB sieht positive Effekte für eine Lohnentwicklung „nach oben“ und begrüßt die posi-
tiven Effekte, die sich daraus ergeben. Mit der Höhe des gesetzlichen Mindestlohns 
wurde eine wirksame Untergrenze im Lohngefüge eingezogen, die durch das „Ver-
gleichs- und Lohnabstandsprinzip“ im Betrieb für Niedriglohnbezieher*innen positive 
Auswirkungen zeitigt (vgl. DIW 2018, S. 166).  

Die KAB geht gerade hinsichtlich der beschriebenen Tendenz der Bruttostundenlöhne 
und des überproportionalen Anstiegs im unteren Bereich davon aus, dass der gesetzli-
che Mindestlohn einen Beitrag zur Verringerung der Ungleichheit der Bruttostunden-
löhne, der Lohnspreizungen in den Betrieben und zur Anhebung der branchenbezoge-
nen Mindestlöhne geleistet hat und auch weiterhin leisten wird. Mitentscheidend sind 
dabei die tarifvertraglichen Lohnabschlüsse, insbesondere um die sogenannte „Stau-
chung der Lohnstruktur“ zwischen den unteren und mittleren Einkommensgruppen 
durch Lohnerhöhungen zu entzerren bzw. abzuflachen. 

4.g. Ausbildungsgeschehen

Folgewirkungen durch die Einführung bzw. Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns 
auf das Ausbildungsgeschehen sind nicht erkennbar. Allenfalls lässt sich die „theoreti-
sche Vermutung“ wagen, dass mit der durch den gesetzlichen Mindestlohn mitverur-
sachten Anhebung der Löhne bestimmte Berufszweige nach der Ausbildung attraktiver 
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werden könnten. Inwieweit dieser Effekt allerdings eintreten wird, ist mehr als fraglich, 
hängt die Motivation für die Ausbildungs- und Berufswahl von verschiedenen Faktoren 
ab, wie Einzeluntersuchungen belegen (vgl. z.B. Müller-Hermann 2012). 

Die abgeschlossenen Ausbildungsverträge entwickeln sich relativ konstant mit jährlich 
zwischen ca. 520.000 bis 530.000 Verträgen. Im Jahr 2014 wurden insgesamt 523.201 
Verträge geschlossen, davon 502.807 betrieblich und 20.394 außerbetrieblich. Im Jahr 
der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns fiel die Zahl leicht auf 522.161 Verträge 
ab (betrieblich 503.296 / außerbetrieblich 18.865); ebenso im Jahr 2016 auf 523.290 
Verträge (betrieblich 507.411 / außerbetrieblich 15.879), um im Folgejahr 2018 auf 
531.413 abgeschlossene Verträge anzusteigen (betrieblich 516.529 / überbetrieblich 
14.884). Der Berufsbildungsbericht 2019 hält zur allgemeinen Entwicklung fest: „Nach 
Rückgängen zwischen 2011 und 2016 wurde 2017 erstmals wieder ein leichtes Plus bei 
den neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen verzeichnet (+3.018 bzw. +0,6% auf 
523.290). 2018 fiel der Anstieg mit +8.123 Ausbildungsverträgen (+1,6%) noch einmal 
höher aus. Der Anstieg ist auf die neu abgeschlossenen betrieblichen Ausbildungsver-
träge zurückzuführen. Ihre Zahl stieg bundesweit um 9.118 (+1,8%) auf 516.529. Die 
Zahl der neu abgeschlossenen außerbetrieblichen Ausbildungsverträge sank hingegen 
um 995 (–6,3%) auf 14.884. Die Vertragszahlen sind sowohl in Westdeutschland als 
auch in Ostdeutschland gestiegen“ (Bundesministerium für Bildung und Forschung 
2019, S. 50). 

4.h. Auswirkungen auf das Tarifgeschehen

Durch die Regelungen zum gesetzlichen Mindestlohn werden die Tariflöhne und Bran-
chenmindestlöhne „ergänzt“ bzw. eine bundesweite Untergrenze festgelegt. Mit dem 
Auslaufen der Übergangsregelungen für einzelne Bereiche (gesetzliche Ausnahmerege-
lungen für Forst- und Landwirtschaft, Gartenbau, Fleischindustrie, Zeitungszustellung 
etc.; § 24 MiLoG) zum 01. Januar 2018 ist der gesetzliche Mindestlohn deutlich ge-
stärkt worden und eine Einheitlichkeit sowie Vergleichbarkeit gegeben. Die KAB teilt 
die Einschätzung der Mindestlohnkommission, dass „spürbare Veränderungen, soweit 
vorhanden, allerdings eher in der mittleren bis langen Frist zu erwarten (sind)“ (Min-
destlohnkommission 2018, S. 151). 

Die Auswirkungen auf das Tarifgeschehen sind derzeit nicht eindeutig, ebenso ob 
durch den gesetzlichen Mindestlohn eine Rückkehr bzw. Unterwerfung unter tarifver-
tragliche Bindungen stattfindet. Jedenfalls ist statistisch keine Entwicklung in diese 
Richtung erkennbar. Die Ausweitung „tarifvertragsfreier Zonen“ hält aber weiter an. 
Auf der Grundlage des IAB-Betriebspanel 2018 kann konstatiert werden: „Betrachtet 
man zunächst die Betriebe, so zeigt sich, dass hochgerechnet rund 27 % der westdeut-
schen, aber nur 17 % der ostdeutschen Betriebe durch Branchentarifverträge gebun-
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den waren. Haus- oder Firmentarifverträge galten für 2 % der Betriebe in den alten 
und etwa 3 % der Betriebe in den neuen Bundesländern. Der Rest, also etwa 71 % der 
westdeutschen und sogar 80 % der ostdeutschen Betriebe, war nicht tarifgebunden. 
Etwa 42 % der nicht tarifgebundenen Betriebe in Westdeutschland und 36 % in Ost-
deutschland gaben an, sich in ihren Einzelarbeitsverträgen an bestehenden Branchen-
tarifen zu orientieren. Allerdings lehnt sich nur ein Teil dieser Betriebe auch in allen 
relevanten Punkten an den jeweiligen Branchentarif an. Nur in diesen Betrieben dürf-
ten die Beschäftigten Arbeitsbedingungen vorfinden, die mit denen in branchentarif-
gebundenen Betrieben vergleichbar sind. Ein ähnliches Bild, aber ein größerer Gel-
tungsbereich ergibt sich, wenn statt der Betriebe die Beschäftigten betrachtet werden. 
So haben im Jahr 2018 hochgerechnet rund 49 % der westdeutschen und etwa 35 % 
der ostdeutschen Beschäftigten in einem Betrieb gearbeitet, der einem Branchentarif-
vertrag unterlag. Firmentarifverträge galten für 8 % der westdeutschen und 11 % der 
ostdeutschen Beschäftigten. Für rund 44 % der westdeutschen und 55 % der ostdeut-
schen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gab es keinen Tarifvertrag. Rund die Hälf-
te dieser Beschäftigten in westdeutschen Betrieben und etwa 44 % in ostdeutschen 
Betrieben wurden jedoch indirekt von Tarifverträgen erfasst, da sich ihre Betriebe nach 
eigenen Angaben daran orientierten“ (Ellguth 2019, S. 291). Der gesetzliche Mindest-
lohn scheint bisher keine Sogwirkung „Zurück-zum-Tarifvertrag“ auszulösen. Dies be-
legt erneut, dass weitere Maßnahmen zur Ausweitung und Stabilisierung des Tarifsys-
tems notwendig sind. 

Die Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns für das Tarifgeschehen werden ent-
sprechend unterschiedlich eingeschätzt bzw. diskutiert. In jedem Fall sind hier weitere 
Erhebungen und Forschungsprojekte hilfreich, die der Fragestellung nach den Auswir-
kungen des gesetzlichen Mindestlohns für das Tarifgeschehen nachgehen. Einzelstu-
dien legen aber bereits jetzt Entwicklungen offen, die den „Konnex“ zwischen gesetzli-
chem Mindestlohn, Tarifverträgen und Branchenmindestlöhnen verdeutlichen. Kath-
mann (2017) kommt bei der Untersuchung des Wechselverhältnisses von Mindestlohn 
und Tarifpolitik in der Gebäudereinigung, im Einzelhandel und der Metallbranche zu 
folgendem Ergebnis: „Die Branchenanalysen zeigen die Vielgestaltigkeit des deutschen 
Mindestlohnregimes. Dieses ist mit der Einführung des allgemeinen Mindestlohns An-
fang 2015 deutlich komplexer geworden. Durch diese Regelungen sind branchenspezi-
fische Festlegungen von Mindestarbeitsbedingungen nicht obsolet geworden. Viel-
mehr besteht diese weiter fort, weswegen auch insgesamt von einem hybriden Min-
destlohnregime gesprochen werden kann (…). Inwiefern die Parallelstruktur weiter-
entwickelt wird, ist derzeit unklar. (…) Außerdem gibt es vereinzelte Versuche, wie im 
Einzelhandel, die Allgemeinverbindlichkeit – unter erleichterten Bedingungen wie im 
Tarifstärkungsgesetz geregelt – zu nutzen. Hier zeigen sich Ansätze, das Tarifsystem 
weiter zu stabilisieren. (…) Die Einführung des Mindestlohns hat diesbezüglich also 
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keine negativen Wirkungen gehabt – obgleich Befürchtungen von verschiedenen Ver-
tretern der Tarifpartner geäußert wurden. (…) Positive Interaktionen zwischen gesetz-
lichem Mindestlohn und Tariflöhnen lassen sich in den vorliegenden Branchenanalysen 
insbesondere bei der Gebäudereinigung und im Einzelhandel aufzeigen (…)“ (Kath-
mann 2017, S. 42). Sollte die weitere Entwicklung in diese Richtung gehen, auch in an-
deren Branchen, kann dies von der KAB nur unterstützt werden. 

5. Abschließende zusammenfassende Positionen der KAB

• Die KAB begrüßt die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns und sieht deutlich
die positiven Auswirkungen.

• Die KAB begrüßt die öffentlichen Diskussionen in Parteien, Gewerkschaften und
Verbänden, die einen gesetzlichen Mindestlohn von 12 Euro als Basis einfordern.
Der Bundesfinanzminister Scholz (SPD) und der „Deutsche Gewerkschaftsbund“
(DGB) wollen die Höhe bis 2021 auf 12 Euro aufstocken. Aus der CDU werden eben-
falls Stimmen laut, die Mindestlohnkommission zu reformieren und ihr durch eine
neue Geschäftsordnung mehr Freiheiten in der Bemessungsgrundlage zu geben.
Die Berechnungsgrundlage für die Höhe des Mindestlohnes soll erweitert werden,
damit er ansteigen kann. Die SPD will perspektivisch den Mindestlohn auf 12 Euro
anheben. Die Linke fordert ebenfalls diese Höhe ein. Die Partei „Bündnis 90 / Die
Grünen“ will nach ihrem Beschluss auf dem letzten Parteitag 2019 eine sofortige
Aufstockung auf 12 Euro. Es gibt also einen breiten Konsens von 12 Euro als Basis
für die weitere Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns.

• Die KAB setzt sich allerdings weiterhin für eine deutlichere Anhebung des gesetzli-
chen Mindestlohns ein. Als „politische Größe“ sieht die KAB eine Zielmarke von
mindestens 13,69 Euro, um Altersarmut zu verhindern, relative Armut zu bekämp-
fen und die deutsche Wirtschaftskraft im europäischen Kontext „abzubilden“ (vgl.
ausführlich KAB 2019). Nach Auffassung der KAB sollte der gesetzliche Mindestlohn
60 Prozent des Durchschnittslohns betragen.

• Um der Mindestlohnkommission Handlungsspielraum in diese Richtung zu eröff-
nen, muss ihr Mandat erweitert werden. U.a. sollte deshalb das MiLoG dahinge-
hend ergänzt werden, dass der Mindestlohn tatsächlich vor Armut schützen und
sich dies in der entsprechenden Höhe des gesetzlichen Mindestlohns abbilden
muss. Festgeschrieben werden sollte zudem, dass der gesetzliche Mindestlohn
mindestens der allgemeinen Tarifentwicklung zu entsprechen hat.

• Angesichts der bedauerlicherweise abnehmenden Reichweite von Tarifverträgen
etc. für die Beschäftigten, ist der gesetzliche Mindestlohn ein dringend notwendi-
ger Schritt zur Verbesserung des Mindestschutzes von Arbeitnehmer*innen.
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• Die Einhaltung des MiLoG bedarf der verstärkten Kontrolle durch die Finanzkon-
trolle Schwarzarbeit (FKS). Die notwendigen Voraussetzungen (Personalerhöhung
etc.) sind zu schaffen.

• Um Missbrauch zu verhindern, hält die KAB eine verschärfte Dokumentations-
pflicht weiterhin für erforderlich.

Köln, den 19. März 2020 

Dr. Michael Schäfers, KAB Deutschlands e.V. 
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Stellungnahme zur schriftlichen Anhörung der Mindestlohn-Kommission 

Welche Auswirkungen hat der gesetzliche Mindestlohn, der in der Bundesrepublik Deutschland seit fünf Jah-

ren existiert? Arbeitssoziologische Forschung, die vor allem auf qualitativen Fallstudien beruht, produziert in 

der Regel keine statistisch repräsentativen Daten, die etwa Rückschlüsse auf die volkswirtschaftlichen Konse-

quenzen dieses arbeitsmarktpolitischen Instrumentes erlauben würden. In Studien zu Veränderungen der 

Arbeitswelt und deren Folgen für Beschäftigte geraten jedoch aus verschiedenen Perspektiven Zusammen-

hänge in den Blick, die für die Beratungen der Mindestlohn-Kommission nützlich sein könnten. Diese werden 

in neun Schritten skizziert. 

1. Etablierung des Niedriglohnsektors: ein politisches Projekt

Der Umstand, dass in der Bundesrepublik Deutschland überhaupt die Notwendigkeit besteht, eine untere Ver-

dienstgrenze gesetzlich zu definieren, ist Ergebnis staatlicher Politik. Durch gezielte Schaffung und Auswei-

tung eines Niedriglohnsektors sollte nicht zuletzt die Konkurrenzfähigkeit gegenüber Wirtschaftsstandorten

wie Großbritannien oder den USA gesichert werden. Diese waren nach Ansicht politischer Entscheidungs-

träger in den 1990er Jahren gerade deshalb durch eine positivere ökonomische Dynamik geprägt, weil dort

mehr formal gering qualifizierte und gering entlohnte Jobs den Einstieg in den Arbeitsmarkt erleichterten,

während in Deutschland hohe Arbeitslosigkeit herrschte. Die aus dieser Problemwahrnehmung resultierende

Niedriglohnstrategie wurde nicht zuletzt von Bundeskanzler Gerhard Schröder propagiert. Am 28. Januar 2005

verkündete er vor dem World Economic Forum in Davos: „Wir müssen und wir haben unseren Arbeitsmarkt

liberalisiert. Wir haben einen der besten Niedriglohnsektoren aufgebaut, den es in Europa gibt“.1 Er betonte

damit zu Recht, dass die Etablierung des Niedriglohnsektors lange vor Ausrufung der Agenda 2010 eingesetzt

hatte – den Startschuss markierte in vieler Hinsicht das Beschäftigungsförderungsgesetz von 1985 (vgl.: Keller

1989).

1 Das Redeskript findet sich online unter: http://www.gewerkschaft-von-unten.de/Rede_Davos.pdf 
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Wie erfolgreich diese Politik war, lässt sich etwa daran ablesen, dass einem Bericht des Deutschen Instituts 

für Wirtschaftsforschung (Grabka/Schröder 2019, S. 252) zufolge der Anteil der Niedriglohnbeschäftigten in 

Deutschland besonders zwischen 1995 und 2008 stark zunahm. Seitdem ist, unter Berücksichtigung von 

Nebentätigkeiten, relativ konstant etwa ein Viertel der abhängig Beschäftigten von Niedriglöhnen betroffen. 

Die staatliche Förderung von Niedriglohnjobs lässt sich besonders gut am Beispiel von Leiharbeit und gering-

fügiger Beschäftigung demonstrieren. Leiharbeitsverhältnisse, deren Abschluss seit Mitte der 1980er Jahre 

schrittweise rechtlich erleichtert wurde, werden im Schnitt deutlich geringer entlohnt als vergleichbare Direkt-

anstellungen, wie die Bundesagentur für Arbeit mit Zahlen zum „Pay Gap von Leiharbeitnehmern“ regelmäßig 

dokumentiert.2 Zudem nahmen als „geringfügig“ definierte Beschäftigungsverhältnisse (Minijobs) nicht zu-

letzt deshalb deutlich zu, weil die Verdienstgrenze immer weiter angehoben wurde. Dies trug dazu bei, dass 

ein „grauer Arbeitsmarkt“ wachsen konnte, in dem Beschäftigte nicht nur per Definition außerhalb der Schutz-

mechanismen der Sozialversicherung bleiben, sondern in dem bekanntermaßen auch die illegale Kombination 

mehrerer unversicherter (und nicht angemeldeter) Jobs, der Verzicht auf schriftliche Arbeitsverträge, die Ver-

weigerung von Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und bezahltem Urlaub, die Tätigkeit ohne Arbeits- und 

Aufenthaltserlaubnis sowie weitere rechtlich zweifelhafte Praktiken an der Tagesordnung sind (vgl. zur Ent-

wicklung prekärer Beschäftigungsverhältnisse etwa: Mayer-Ahuja 2003). Geringfügige Beschäftigung stellt 

insofern den Inbegriff eines Niedriglohnjobs dar, als sie sich nicht nur durch die geringe Zahl vergüteter 

Arbeitsstunden, sondern auch durch besonders geringe Stundenlöhne auszeichnet. So lagen die Löhne bei rund 

drei Vierteln aller Minijobs im Jahr 2017 unterhalb der Niedriglohnschwelle (Grabka/Schröder 2019, S. 253). 

ForscherInnen des Instituts für Arbeit und Qualifikation betonen, „dass vielfach der Bruttostundenlohn abge-

senkt wird, um gegenüber steuer- und beitragspflichtigen Beschäftigten den gleichen Nettostundenlohn zu 

erreichen (Sozialpolitik aktuell 2019, S. 3). Auch das IAQ geht davon aus, dass mehr als ein Drittel aller 

Niedriglohnbeschäftigten in Minijobs tätig ist bzw. knapp 84 Prozent aller MinijobberInnen zum Niedriglohn-

sektor zählen, wie folgende Abbildung zeigt. 

2 So lag im Januar 2019 der Lohnabstand (im Median) über die Anforderungsprofile hinweg bei 601 Euro pro Monat. 
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Neben der staatlichen Förderung von Leiharbeit und Minijobs trugen schließlich auch die Arbeitsmarktrefor-

men der Jahre 2003 bis 2005 zur Ausweitung des Niedriglohnsektors bei, indem sie den Druck auf (noch) 

Beschäftigte und Arbeitslose erhöhten, auch Stellen anzunehmen, welche das bisherige Qualifikations- und 

Einkommensniveau unterschreiten. Damit waren wiederum ausdrücklich auch Leiharbeit und geringfügige 

Beschäftigung für Arbeitsuchende schwerer abzulehnen.  

2. Gesetzlicher Mindestlohn: Weder Rückbau des Niedriglohnsektors noch „Living Wage“

Fragt man nun, inwiefern die Einführung des gesetzlichen Mindestlohnes im Jahr 2015 zum Rückbau des

Niedriglohnsektors beitrug,3 so sind die Befunde ernüchternd. Bislang schrumpft der Niedriglohnsektor in

Deutschland nicht; vielmehr stagnieren Zahl und Anteil der ihm zuzurechnenden Jobs auf hohem Niveau.

Trotzdem stellt die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns insofern einen Erfolg dar, als seit 2015 zumin-

dest ein Rückgang bei Jobs festzustellen ist, die unterhalb der Mindestlohnschwelle liegen oder mit Mindest-

löhnen vergütet werden. So vermeldete das Statistische Bundesamt am 27.02.2020 unter Bezug auf die 

Verdiensterhebung (Stand: April 2018), dass sich die Zahl der Jobs mit Mindestlohn (8,84 Euro) von 2015 

3 Die Beantwortung der Frage wird dadurch erschwert, dass wir es mit drei unterschiedlichen Begriffen bzw. Konzepten zu 
tun haben: Beim „Niedriglohn“ handelt es sich um eine relative Schwelle mit Bezug auf das individuelle Erwerbseinkommen; 
die OECD definiert sie als zwei Drittel des Medianentgelts, bezogen auf das Bruttomonatsentgelt. Der „Mindestlohn“ 
bezeichnet eine gesetzlich bzw. tariflich festgelegte absolute Schwelle, ebenfalls mit Bezug auf das individuelle (Brutto-) 
Erwerbseinkommen. Wer von einem „existenzsichernden Lohn“ bzw. „Living Wage“ spricht, bezieht sich hingegen teilweise 
auf individuelle Erwerbseinkommen, teilweise auf den Haushaltskontext. Eine rechtlich oder statistisch verbindliche 
Schwelle für ein „Living Wage“ von Haushalten existiert unter anderem deshalb nicht, weil dafür eine statistische 
Standardisierung für den Haushaltskontext (etwa: Bruttoäquivalenzeinkommen) erforderlich wäre (vgl.: Becker 2019). Um 
gesicherte Aussagen darüber treffen zu können, wie der Mindestlohn auf den Niedriglohnsektor wirkt, müsste also das 
Verhältnis dieser drei Größen zueinander beobachtet werden. Die wesentlichen statistischen Datengrundlagen (darunter 
Entgeltstatistik/Beschäftigungsstatistik, Verdienststrukturerhebung/Verdiensterhebung, Sozio-oekonomisches Panel oder 
der Mikrozensus) bringen jedoch jeweils unterschiedliche Voraussetzungen für die Berechnung dieser Schwellenwerte mit. 
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(1,91 Mio.) bis 2018 (930.000) mehr als halbiert habe; dies entsprach noch 2,4 Prozent aller Beschäftigungs-

verhältnisse. Für 509.000 Jobs (oder 1,3 Prozent der Beschäftigungsverhältnisse) galt 2018 weiterhin, dass sie 

unterhalb des Mindestlohns vergütet werden – eine erstaunliche Größenordnung, wenn man bedenkt, dass es 

sich hier durchweg um offiziell dokumentierte Unterschreitungen des Mindestlohns handelt. Doch auch hier 

war ein Rückgang (von 1,01 Mio. in 2015) zu verzeichnen (Statistisches Bundesamt 2020).   

Diese auf den ersten Blick widersprüchlichen Befunde – großer und stabiler Niedriglohnsektor bei deutlichem 

Rückgang von Jobs unterhalb und auf der Mindestlohnschwelle – erklären sich aus der Höhe des gesetzlichen 

Mindestlohns: Diese ist so gering, dass selbst seine BezieherInnen Teil des Niedriglohnsektors sind. Im inter-

nationalen Vergleich liegt die Bundesrepublik mit 9,35 Euro innerhalb der Gruppe westeuropäischer Staaten 

seit April 2020 auf dem letzten Platz (vgl.: Schulten/Lübker 2020, S. 120).4 

Zudem kann der gesetzliche Mindestlohn nicht als existenzsicherndes Einkommen in dem Sinne betrachtet 

werden, dass man ohne zusätzliche staatliche Unterstützung davon den Lebensunterhalt sichern könnte. Ein 

„Living Wage“ wird gemeinhin als Verdienst von mindestens 60 Prozent des Median-Einkommens definiert;5 

der deutsche Mindestlohn hingegen erreichte 2018 nach dem gebräuchlichen Kaitz-Index (Mindestlohn in 

Prozent des Medianlohns) nur 45,6 Prozent. Im Jahr 2017 hatte dieser Wert immerhin noch 47,8 Prozent 

betragen (Schulten/Lübker 2019, S. 8). Damit gehört Deutschland (neben den Niederlanden und Belgien) zu 

den wenigen Ländern, die beim Kaitz-Index gegenüber früheren Standards zurückgefallen sind, während der 

Trend in Europa zu diesem Zeitpunkt in die umgekehrte Richtung ging. Laut OECD liegt die Niedriglohn-

schwelle sogar bei zwei Drittel des Medianlohns, darunter gelten Löhne als armutsgefährdend, unter 50 

Prozent spricht man von Armutslöhnen (vgl.: Schulten/Lübker 2020, S. 123). Der gesetzliche Mindestlohn in 

Deutschland ist demnach ein Armutslohn.  

Vor diesem Hintergrund hat sich neben Gewerkschaften (wie dem Deutschen und Europäischen Gewerk-

schaftsbund) und verschiedenen Parteien inzwischen auch Finanzminister Olaf Scholz dafür ausgesprochen, 

in Europa Mindestlöhne zu etablieren, die mindestens 60 Prozent des nationalen Medianlohns betragen. In 

Deutschland würde dies einem Mindestlohn von etwa 12 Euro pro Stunde entsprechen (vgl.: ebd., S. 128). Die 

Low-Pay-Commission in Großbritannien kündigte hingegen (vor Einsetzen der Corona-Krise) an, dass die 60 

Prozent-Grenze noch im Frühjahr 2020 erreicht werde und man nun die 66 Prozent-Grenze anstrebe. Letzteres 

sollte in Spanien bis 2024 realisiert werden, und die belgischen und niederländischen Gewerkschaften forder-

ten eine Erhöhung der jeweiligen Mindestlöhne auf 14 Euro pro Stunde (vgl.: ebd., 124-126). Auch in 

4 Kaufkraftbereinigt fallen hingegen Großbritannien, Belgien und Luxemburg hinter Deutschland zurück (vgl. Abbildung 2 
zur Kaufkraft (KKS) gesetzlicher Mindestlöhne, in: Schulten/Lübker 2020, S. 122). 

5 Die Frage, ob es dabei um die individuelle Existenzsicherung oder die Existenzsicherung des Haushalts (einschließlich 
PartnerIn und Kindern) geht, wird unterschiedlich beantwortet. Zudem kann es sinnvoll sein, Nettoeinkommen (statt 
Bruttoeinkommen) heranzuziehen, um (speziell im internationalen Vergleich) beurteilen zu können, ob ein Einkommen 
existenzsichernd ist. Vgl.: Pimminger 2012. 
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Deutschland ist eine deutliche Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohnes unbedingt erforderlich, denn die 

Diagnose „Armut trotz Arbeit und Mindestlohn“ ist auf Dauer untragbar. 

3. Niedriglohnsektor in Bewegung – aber kaum Chancen, ihm zu entrinnen

Die Ausweitung des Niedriglohnsektors in Deutschland war, wie etwa Dustmann u.a. (2020) argumentieren,

spätestens seit Mitte der 1990er Jahre von einer „dramatic increase in wage inequality“ begleitet (S. 7): „with

real wages increasing between 1995 and 2015 by nearly 20 percent in the 90th percentile, rising by only 8 at

the median, and declining by 13 percent at the 10th percentile” (ebd., S. 2). Bis etwa 1995 waren wirkungsvolle

Lohnuntergrenzen noch durch Tarifverträge festgeschrieben worden, doch die Zahl der Beschäftigten, die

durch Branchen- oder Haustarifvertrag erfasst waren, ging deutlich zurück, so dass Tariflöhne speziell am

unteren Ende des Einkommensspektrums nicht länger eine zuverlässige Haltelinie markierten. Aus diesem

Grund wurden zunächst Tarifverträge in bestimmten Branchen (wie dem Gebäudereiniger-Handwerk oder der

Fleischwirtschaft, siehe unten) für allgemeinverbindlich erklärt, um auch für nicht tarifgebundene Unterneh-

men und Beschäftigte tarifliche Mindestlöhne festlegen zu können. Dennoch verdienten ein halbes Jahr vor

Einführung des gesetzlichen Mindestlohns 15 Prozent aller Beschäftigten (in etwa 4 Millionen Jobs) weniger

als 8,50 Euro pro Stunde. In den am stärksten betroffenen Regionen galt das für jede/n dritte/n Beschäftigte/n

(vgl. ebd.). Mit Einführung des gesetzlichen Mindestlohns wurde hier eine Untergrenze definiert, die aller-

dings angesichts der Tatsache, dass immer mehr Unternehmen nicht mehr tariflich gebunden sind, in weiten

Teilen der Arbeitswelt inzwischen die faktische Lohnhöhe markiert.

Die Ausweitung des Niedriglohnbereichs hatte insgesamt eine dämpfende Wirkung auf die Entwicklung von 

Löhnen und Gehältern. Nach Einführung des gesetzlichen Mindestlohns war jedoch zu beobachten, dass 

besonders Vergütungen in den untersten Einkommensgruppen deutlich stärker anstiegen als in den obersten, 

so dass die zuvor gewachsene Kluft sich etwas verkleinerte. Dustmann u.a. (2020, S. 3) betonen, dass mit 

diesen überproportionalen Lohnerhöhungen selbst in besonders stark betroffenen Regionen kaum Arbeits-

platzabbau verbunden gewesen sei. Zudem berichten sie, dass seit Einführung des Mindestlohnes Beschäftigte 

mit sehr geringen Vergütungen besonders häufig die Arbeitsstelle gewechselt hätten – hin zu „firms that pay 

a higher daily wage on average“ (S. 3), zu größeren und zu stabileren Firmen mit geringerer Fluktuation. Die 

Zahl der „Mikrounternehmen“ (mit bis zu drei Beschäftigten) hingegen sei deutlich zurückgegangen. Alleine 

diese Jobwechsel erklärten etwa 25 Prozent der Lohn- und Gehaltszuwächse von NiedriglohnbezieherInnen 

seit 2015. Diese Veränderungen führen die AutorInnen auf den Mindestlohn (statt auf andere, etwa ökono-

mische Einflüsse) zurück, weil sie direkt nach seiner Einführung und nur im Niedriglohnsektor zu beobachten 

waren (vgl. ebd., S. 4). Sie folgern daraus, dass viele NiedriglohnbezieherInnen zu Unternehmen gewechselt 

seien, von denen man höhere Produktivität erwarten könne, und sprechen deshalb von „Upgrading“ (vgl. ebd., 

S. 3). Allerdings bedeutet dies nicht unbedingt, dass die Betroffenen damit dem Niedriglohnbezug entkommen

wären. Zwar bestätigt das DIW den Befund, dass die Bruttostundenlöhne im untersten Dezil seit 2015 über-
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proportional gestiegen sind. Allerdings gibt es kaum Belege für die (als Begründung für staatliche Prekarisie-

rungspolitik häufig formulierte) Annahme, dass Niedriglöhne ein Sprungbrett in lukrativere Jobs und attrak-

tivere Teile des Arbeitsmarktes darstellen würden: die Lohnmobilität aus dem Niedriglohnsektor heraus ist 

gering und hat seit 1995 nicht zugenommen (vgl.: Grabka/Schröder 2019).  

Bei den skizzierten Veränderungen handelt es sich demnach um Bewegungen innerhalb des Niedriglohn-

sektors – sie beinhalten ausdrücklich nicht, dass eine große Zahl von Beschäftigten nach Einführung des 

gesetzlichen Mindestlohnes existenzsichernde Arbeitsstellen angetreten hätte. Dies ist insofern ein bemerkens-

werter Befund, als die Jahre um 2015 in ökonomischer Hinsicht besonders günstig waren (vgl.: Dustmann u.a. 

2020, S. 8). Wenn der gesetzliche Mindestlohn selbst in einer solchen konjunkturellen Situation nicht dazu 

beitrug, Niedriglohnbeschäftigung wirkungsvoll zu reduzieren, wird es unter Bedingungen eines massiven 

Wirtschaftsabschwungs, wie er sich aktuell durch die Corona-Pandemie abzeichnet, darauf ankommen, deut-

lich wirkungsvollere staatliche Instrumente zu entwickeln, um existenzsichernde Beschäftigung zu fördern.  

4. Mehrfachbeschäftigung – die fatalen Folgen geringer Löhne für die Reproduktion von Arbeitskraft

Die Erwerbstätigkeit nimmt in Deutschland seit langem kontinuierlich zu. Waren laut Statistischem Bundes-

amt (2018) im Jahr 1991 noch 34,7 Mio. Menschen erwerbstätig, wurden 2015 bereits 36,2 Mio. registriert 

(dies ist ein Plus von 1,5 Mio. in 14 Jahren). Bis 2018 stieg die Zahl weiter auf 37,3 Mio. (ein Plus von weiteren 

1,1 Mio. in drei Jahren). Der Zuwachs beschleunigte sich also in den Jahren nach Einführung des gesetzlichen 

Mindestlohns deutlich, und er ging vor allem auf die Zunahme von Teilzeitstellen zurück. Dies belegt etwa die 

folgende Abbildung auf Basis der Arbeitszeitrechnung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. 

Unter den Teilzeitstellen erwiesen sich Minijobs in besonderem Maße als Wachstumsmodell. Während nach 

Erkenntnissen des Statistischen Bundesamtes (2018) im Jahr 1991 unter allen Erwerbstätigen etwa 654.000 

geringfügig Beschäftigte gewesen waren, wurde 2015 der Spitzenwert von 2,34 Mio. erreicht – die Zahl der 

Minijobs hatte sich demnach fast vervierfacht. Danach sank sie leicht auf 2,05 Mio., was viele Kommenta-

torInnen nicht zuletzt auf die Einführung des Mindestlohns zurückführten.  
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Allerdings ist davon auszugehen, dass die tatsächliche Zahl der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse 

deutlich größer ist. Zum einen finden viele Minijobs, die besonders häufig „schwarz“ im privaten Haushalt 

ausgeübt werden, keinen Eingang in offizielle Statistiken. Zum anderen werden (etwa bei Befragungen) oft 

nur Minijobs angegeben, die als Hauptbeschäftigung dienen, was angesichts der hohen Zahl geringfügiger 

Nebenbeschäftigungen zu einer deutlichen Untererfassung führt. Auf jeden Fall schlägt sich der informelle 

Charakter von Minijobs in extrem unterschiedlichen statistischen Angaben nieder. So ging etwa die Bundes-

agentur für Arbeit (auf Basis der Beschäftigtenstatistik) im Jahr 2015 von insgesamt 7,7 Mio. Minijobs aus – 

etwa 5,2 Mio. dienten als ausschließliche Tätigkeit, 2,5 Mio. als Nebenjob. Die Abweichung von den Zahlen 

des Statistischen Bundesamts, die auf dem Mikrozensus (also einer Haushaltsbefragung) beruhen, ist bemer-

kenswert – bei der Befragung von Haushalten wird offenbar nur jeder dritte Minijob angegeben, der in der 

Beschäftigtenstatistik auftaucht. Letzterer jedenfalls ist zu entnehmen, dass die Gesamtzahl der (offiziell erfas-

sten) geringfügigen Haupt- und Nebentätigkeiten nach Einführung des gesetzlichen Mindestlohnes nicht 

zurückgegangen ist, sondern sogar leicht zugenommen hat, wobei die Steigerung vor allem im Bereich der 

Nebenbeschäftigungen stattfand. Immer mehr Beschäftigte haben demnach mehr als einen Arbeitsvertrag. 

Im Januar 2020 antwortete die Bundesagentur für Arbeit auf eine Anfrage der Partei die Linke im Bundestag, 

dass insgesamt 3,54 Mio. Menschen in Deutschland mehrfachbeschäftigt sind.6 Fast drei Millionen davon 

haben demnach neben einem regulären, sozialversicherten Beschäftigungsverhältnis einen Minijob – schon 

damit wäre die Gesamtzahl geringfügiger Beschäftigung, von der das Statistische Bundesamt ausgeht, über-

schritten. Etwa 350.000 Personen haben zwei sozialversicherte Beschäftigungsverhältnisse, und knapp 

6 Die Antwort der Bundesagentur für Arbeit findet sich unter: 
https://www.linksfraktion.de/fileadmin/user_upload/PDF_Dokumente/2019/190204_SZ_Mehrfachbeschaeftigung_01.pdf 
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270.000 kombinieren zwei oder mehr Minijobs. Damit haben sich Zahl und Anteil der Mehrfachbeschäfti-

gungen seit dem Jahr 2003 mehr als verdoppelt – eine Entwicklung, die nach Auffassung von Graf u.a. (2019, 

S. 1) in Europa einzigartig ist.

Diese massive Zunahme der Mehrfachbeschäftigung (und insbesondere der Kombination aus sozialver-

sicherungspflichtiger Beschäftigung und Minijob) ist wiederum direktes Ergebnis staatlicher Politik. Sie setzte 

ein, nachdem im Rahmen der Hartz-Gesetzgebung 2003 die Verdienstgrenze für Minijobs deutlich (von 325 

auf 400 Euro) angehoben und zudem verfügt worden war, dass ein Minijob, der neben einer sozialversicherten 

Hauptbeschäftigung ausgeübt wird, selbst dann von Sozialversicherungspflicht und Einkommenssteuer befreit 

bleibt, wenn der Gesamtverdienst oberhalb der Geringfügigkeitsschwelle liegt (vgl. ebd., S. 2).  

Was den Charakter der Jobs betrifft, die ergänzend zur Hauptbeschäftigung ausgeübt werden, so handelt es 

sich bei 39 Prozent der von Graf und KollegInnen Befragten um „einfache, ungelernte Tätigkeiten“; 59 Prozent 

üben eine Helfertätigkeit aus, die keine Berufsausbildung erfordert (vgl.: ebd., S. 4-5). Immerhin 53 Prozent 

geben an, finanzielle Not bzw. finanzielle Schwierigkeiten seien sehr wichtig oder wichtig für die Entschei-

dung gewesen, mehrere Beschäftigungsverhältnisse aufzunehmen. Noch wichtiger war ein „lukratives Ein-

kommen durch die Nebentätigkeit“ (68 Prozent); an vierter Stelle folgte die „Erfüllung von besonderen Kon-

sumwünschen“ mit 52 Prozent (vgl.: Graf u.a. 2019, S. 10). Kurz: Mehrfachbeschäftigung wird in aller Regel 

ausgeübt, weil man ein zusätzliches Einkommen benötigt, und dafür werden Tätigkeiten in Kauf genommen, 

die mit geringer Qualifikation und oftmals mit geringem sozialem Ansehen verbunden sind. Die soziale Ab-

sicherung verbessert sich dadurch kaum, denn die Stundenlöhne sind (wie erwähnt) bei Minijobs meist gering. 

Selbst wer durch die Kombination aus sozialversicherter Hauptbeschäftigung und Minijob vollzeitnah be-

schäftigt ist, leistet nur aus der Hauptbeschäftigung Beiträge zur Sozialversicherung – und erhält im Bedarfs-

fall entsprechend geringere Leistungen. 

Auf diese Entwicklung hatte die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns in zweierlei Hinsicht Auswirkun-

gen: Zum einen ging die Zahl der ausschließlich bzw. im Hauptberuf geringfügig Beschäftigten leicht zurück 

– dafür werden gemeinhin die größeren Dokumentationsanforderungen verantwortlich gemacht, die viele

Unternehmen veranlasst haben dürften, auf Minijobs zu verzichten. Zum anderen führt der Umstand, dass (wie

erwähnt) nicht zuletzt aufgrund der geringen Höhe des gesetzlichen Mindestlohnes nach wie vor etwa ein

Viertel der abhängig Beschäftigten in Deutschland kein existenzsicherndes Einkommen bezieht, offenkundig

dazu, dass 3,5 Mio. Menschen mehr als einen Job brauchen, um ihren Lebensunterhalt zu sichern.

Die Folge sind in vielen Fällen Wochenarbeitszeiten, die deutlich jenseits der Vorgaben des Arbeitszeit-

gesetzes liegen. Laut Graf u.a. (2020, S. 8) jedenfalls arbeitet weit über die Hälfte der Befragten mit Mehrfach-

beschäftigung mehr als 40 Stunden pro Woche.  
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„Etwa ein Fünftel kommt auf 40 bis 44 Stunden pro Woche in Haupt- und Nebentätigkeit, ein weiteres 
Fünftel auf bis zu 49 Stunden. 37 Prozent der Befragten sind 50 Stunden oder mehr mit ihren beruf-
lichen Tätigkeiten beschäftigt, 13 Prozent sogar 60 Stunden oder mehr.“  

Wenn es zutrifft, dass Mehrfachbeschäftigung einerseits zu überlangen Arbeitszeiten führt und andererseits in 

erster Linie als Reaktion auf unzureichende Vergütungen zu verstehen ist, dürfte die geringe Höhe des gesetz-

lichen Mindestlohnes mit dafür verantwortlich sein, dass (dem DGB-Index Gute Arbeit zufolge) 41 Prozent 

der Befragten im Jahr 2017 sehr häufig oder oft nach der Arbeit zu erschöpft waren, um sich um private oder 

familiäre Angelegenheiten zu kümmern (DGB 2017). Angesichts arbeitssoziologischer Erkenntnisse zu den 

Verwerfungen, die mit der zunehmenden Entgrenzung von Arbeitszeiten einhergehen und nicht nur die Repro-

duktion der eigenen Arbeitskraft, sondern auch die Sorge für Kinder und hilfsbedürftige Angehörige in Frage 

stellen (vgl. zum Beispiel Jürgens 2010; Hacket 2012; Rose 2018), sind dies besorgniserregende Befunde.  

5. Wofür der Mindestlohn keine Lösung bietet: Gefahr der Altersarmut durch Minijobs und Allein-

Selbständigkeit

Der Umstand, dass Mehrfachbeschäftigung in der weit überwiegenden Zahl der Fälle keine verbesserte Ab-

sicherung im Rahmen der Sozialversicherung mit sich bringt, da Minijobs im Nebenerwerb seit 2003 nicht

mehr sozialversichert und steuerbefreit sind, ist ein gravierendes Problem für Beschäftigte und schwächt die

finanziellen Grundlagen zum Beispiel der Gesetzlichen Rentenversicherung. Doch selbst wer dauerhaft eine

sozialversicherte Vollzeitbeschäftigung ausüben und dafür ein Erwerbsleben lang Vergütungen in Höhe des

gesetzlichen Mindestlohnes beziehen würde, hätte keine Aussicht auf eine (auch nur individuell) existenz-

sichernde Altersrente. Dies gab die Bundesregierung auf Anfrage des Bundestagsabgeordneten Dietmar

Bartsch (Die Linke) zu Protokoll. Gefragt, wie hoch der gesetzliche Mindestlohn aktuell sein müsse, „damit

die Rente nach 45 Beitragsjahren oberhalb der Grundsicherung im Alter liegt“, führte die Parlamentarische

Staatssekretärin Anette Kramme am 17. Dezember 2019 aus:

„Der durchschnittliche Bruttobedarf von Empfängerinnen und Empfängern der Grundsicherung im 
Alter, die außerhalb von Einrichtungen leben, beträgt 796 Euro (Stand Dezember 2018). Um dies bei 
einer wöchentlichen Arbeitszeit von 38,5 Stunden über 45 Jahre versicherungspflichtiger Beschäfti-
gung hinweg zu erreichen, wäre aktuell rechnerisch ein Stundenlohn von 12,13 Euro erforderlich. Die 
steuerlich bezuschusste private Altersvorsorge dient zusätzlich dem Ziel, Einkommen oberhalb der 
Grundsicherung im Alter zu realisieren“ (Deutscher Bundestag 2019d, S. 50).  

Der gesetzliche Mindestlohn liegt allerdings derzeit bei 9,35 Euro, und seine BezieherInnen sind offenkundig 

meist nicht in der Lage, eine private Zusatzversorgung zu finanzieren. Daher ist davon auszugehen, dass die 

Koppelung von abhängiger Beschäftigung und sozialer Absicherung, die in den Nachkriegsjahrzehnten schritt-

weise ausgebaut worden war (vgl. Castel 2000) und seit den 1980er Jahren durch Politiken der Prekarisierung 

nachhaltig geschwächt wird, durch den gesetzlichen Mindestlohn in seiner jetzigen Form keine Stärkung 

erfährt.  
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Dieser Befund wiegt umso schwerer, als zugleich neue Formen der Selbständigkeit (und allen voran der 

Alleinselbständigkeit) an Bedeutung gewonnen haben. Die Betroffenen gelten nicht als abhängig beschäftigt, 

sind folglich nicht in die gesetzliche Sozialversicherung eingebunden und haben keinen Anspruch auf gesetz-

liche (oder tarifliche) Mindestlöhne. Ihre Zahl hat nach Angaben des Statistischen Bundesamtes von 1,28 Mio. 

im Jahr 1991 auf 1,99 Mio. im Jahr 2015 zugenommen – bis 2018 war auch hier nur ein leichter Rückgang 

auf 1,87 Mio. zu verzeichnen (Statistisches Bundesamt 2018). Wie schnell Alleinselbständige in eine existenz-

gefährdende Situation geraten können, wird aktuell überdeutlich. So forderten die Wirtschaftsminister von 

Bremen und Nordrhein-Westfalen am 22.04.2020 die Ausweitung der Unterstützung von Alleinselbständigen 

aus den Corona-Hilfsprogrammen mit der Begründung, man erhalte täglich mehrere Hundert „verzweifelte 

Zuschriften“ von Menschen, deren Einnahmen durch den Lockdown weggebrochen seien und die dadurch 

ihren Lebensunterhalt nicht länger sichern könnten.7  

Um der Gefahr zu begegnen, dass künftig immer mehr Menschen von Altersarmut betroffen sind, muss dem-

nach zum einen der gesetzliche Mindestlohn deutlich erhöht werden, da die Höhe der Vergütung direkten 

Einfluss auf die Höhe der Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung und damit auf deren Leistungen im 

Bedarfsfall hat. Zum anderen ist die Einbeziehung von Minijobs und Allein-Selbständigen in die Sozial-

versicherung unumgänglich. Die im Zeichen der Corona-Pandemie zu beobachtende Situation, in der bereits 

ein Verdienstausfall von wenigen Wochen viele Alleinselbständige an den Rand des Ruins treibt und Mini-

jobberInnen (die nicht gegen Arbeitslosigkeit versichert sind) keinen Anspruch auf KurzarbeiterInnen-Geld 

haben, unterstreicht die Dringlichkeit dieser Maßnahmen.  

6. Mindestlohn im Spannungsfeld von Arbeitsmarkt und Arbeitsorganisation: die Fleischindustrie 

Welche Auswirkungen der gesetzliche Mindestlohn konkret zeitigt, lässt sich zudem besonders gut beobach-

ten, wenn man neben Arbeitsmarkt und sozialem Sicherungssystem auch die Unternehmensebene in den Blick 

nimmt. Arbeitssoziologische Studien bieten hier eine gute Grundlage, um den komplexen Wechselwirkungen 

zwischen verschiedenen Formen der Lohnfestsetzung (Gesetz versus Tarif), zwischen dem betrieblichen Um-

gang mit Arbeitskraft und (transnationalen) Arbeitsmarktdynamiken sowie zwischen Vergütung und Arbeits-

organisation nachzugehen. Die Fleischindustrie, die wir seit einigen Jahren im Rahmen des Projektes 

refugees@work8 am Soziologischen Forschungsinstitut Göttingen beforschen, ist dafür ein besonders geeig-

netes Beispiel. Fünf Punkte verdienen besondere Beachtung.

Erstens lässt sich das Verhältnis zwischen gesetzlich und tariflich festgelegten Mindestlöhnen am Beispiel der 

Fleischwirtschaft insofern gut studieren, als sie (zusammen mit dem Friseurhandwerk sowie der Land- und

7 Vgl. dazu etwa die Berichterstattung der Westdeutschen Zeitung unter: https://www.wz.de/politik/inland/laender-fordern-
soforthilfe-auch-fuer-lebensunterhalt-selbststaendiger_aid-50163569 

8 Zu diesem Projekt siehe: http://www.sofi-goettingen.de/de/projekte/refugeeswork-perspektiven-der-betrieblichen-
integration-von-fluechtlingen-in-niedersachsen/projektinhalt/.  Die Mitglieder der Projektgruppe vertreten unterschiedliche 
Positionen zu der Frage, inwiefern der gesetzliche Mindestlohn tatsächlich ein entscheidender Faktor für die 
Restrukturierung von Branche und Beschäftigungsverhältnissen sowie die damit verbundenen Arbeitskonflikte ist. Die 
obige Darstellung gibt die Überlegungen der Autorin wieder.  
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Waldwirtschaft) zu jenen Branchen gehörte, für die der gesetzliche Mindestlohn zunächst nicht galt. Obwohl 

es „in dieser Branche keine Kultur der Branchentarifverträge gab“ (Sozialpolitischer Ausschuss der Fleisch-

wirtschaft 2016, S. 6), einigten sich die Tarifparteien im Laufe des Jahres 2014 auf einen branchenspezifischen 

Mindestlohn. Dabei dürfte es nicht irrelevant gewesen sein, dass sich zu diesem Zeitpunkt die Festschreibung 

einer gesetzlichen Lohnuntergrenze abzeichnete, von der Ausnahmen nur bis Ende 2016 und nur dann möglich 

sein sollten, wenn ein allgemeinverbindlicher Tarifvertrag einen geringeren Stundensatz vorsah. Indem man 

also ab 1. August 2014 einen tariflichen Branchen-Mindestlohn von 7,75 Euro festlegte, der ab 1. Dezember 

2014 auf 8,00 Euro erhöht wurde, konnte die Fleischwirtschaft Beschäftigte immerhin für neun Monate unter-

halb der (ab Januar 2015) gesetzlich fixierten Untergrenze (von 8,50 Euro) vergüten. Zum 1.10.2015 wurde 

der Branchen-Mindestlohn auf 8,60 Euro erhöht. Vom 1.12.2016 bis 31.12.2017 galt dann ein tariflicher Min-

destlohn von 8,75 Euro, so dass der Abstand zum gesetzlichen Mindestlohn (von nunmehr 8,84 Euro) gewahrt 

wurde – erst im Jahr 2018 erreichte der Branchen-Mindestlohn 9 Euro. Es mag demnach eine der direktesten 

Auswirkungen der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns gewesen sein, dass sich die Tarifparteien der 

Fleischwirtschaft erstmals auf einen branchenweit gültigen Tarifvertrag einigen konnten (zu seinen unmittel-

baren Folgen für Arbeitsbedingungen siehe: Weinkopf/Hüttenhoff 2017). Gesetzliche Formen der Lohnfest-

setzung stehen demnach nicht unbedingt im Gegensatz zu tariflicher Regulierung, wie diejenigen argumen-

tieren, die durch Staatseingriffe die Tarifautonomie gefährdet sehen – im Fall der Fleischwirtschaft scheinen 

sie tarifliche Regulierung eher befördert zu haben. Allerdings ist hier in dreierlei Hinsicht Vorsicht geboten: 

Zum einen existierten vor Abschluss des Mindestlohn-Tarifvertrages keine Flächentarifverträge in der Fleisch-

wirtschaft – und seitdem das Bundesarbeitsministerium 2018 eine neuerliche Allgemeinverbindlichkeits-

erklärung abgelehnt hat (siehe unten), ist man zu diesem Zustand zurückgekehrt. Die Hinwendung zum 

Flächentarifvertrag war demnach von kurzer Dauer. Zum zweiten war die Einführung eines tariflichen 

Mindestlohns der einzige Sachverhalt, der in diesem Tarifvertrag geregelt wurde – es fand also explizit keine 

kollektive Verständigung auf andere Aspekte von Beschäftigungsverhältnis oder Arbeitskraftnutzung statt. 

Zum dritten diente der Mindestlohn-Tarifvertrag, wie erwähnt, nicht zuletzt dazu, den gerade erst eingeführten 

gesetzlichen Mindestlohn zu unterschreiten. Dennoch markierte sein Abschluss insofern einen Fortschritt für 

Beschäftigte, als dieser „Tarifvertrag über Mindestbedingungen im Sinne des Gesetzes über zwingende 

Arbeitsbedingungen für grenzüberschreitend entsandte und für regelmäßig im Inland beschäftigte Arbeit-

nehmer und Arbeitnehmerinnen (Arbeitnehmer-Entsendegesetz – AEntG)“9 den Druck auf Unternehmen 

erhöhte, Alternativen zu der bislang weit verbreiteten Entsendepraxis zu erproben.  

Zweitens lassen sich am Beispiel der Fleischindustrie (also von industriell organisierten Firmen im Bereich 

Schlachtung, Zerlegung und Convenience) die komplexen Wechselwirkungen zwischen (gesetzlichen bzw. 

tariflichen) Mindestlöhnen auf Ebene des (deutschen) Nationalstaates und transnationalen Arbeitsmarktdyna-

miken studieren. Die Allgemeinverbindlichkeitserklärung des Mindestlohn-Tarifvertrages im Jahr 2014 zum 

9 Der Text des Mindestlohn-Tarifvertrages findet sich unter: https://www.also-zentrum.de/archiv/beitrag/tarifvertrag-
mindestbedingungen-fleischwirtschaft.html 
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Beispiel erfolgte erst, nachdem die Branche im Mai 2014 in den Katalog des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes 

aufgenommen worden war. Weil der tarifliche Mindestlohn damit auch für nicht tarifgebundene Unternehmen 

und Beschäftigte galt, war es möglich, selbst ost- und südosteuropäische Subunternehmer auf diesen 

Vergütungsstandard zu verpflichten, die „entsandten“ Beschäftigten bislang die in den Herkunftsregionen 

üblichen Löhne gezahlt hatten. In den Folgejahren stiegen die Vergütungen nach Darstellung des Sozial-

politischen Ausschusses der Fleischwirtschaft (2019, S. 2-3) deutlich an: „die Entgelte 2018 [seien] in der 

Fleischwirtschaft um insgesamt 3,9% und damit über dem Durchschnitt der allgemeinen Entgeltentwicklung 

angehoben“ worden, „und bei den Arbeitnehmern, die überwiegend im Werkvertrag beschäftigt sind, betrug 

bei einer gesunkenen Gesamtzahl die Entgeltsteigerung pro Arbeitnehmer im Durchschnitt fast 10 %.“ Die 

Aussage, die Gesamtzahl der Werkverträge sei zurückgegangen, stützt sich jedoch auf eine problematische 

statistische Grundlage (vgl. Fußnote 11), und auch die Angaben zur Verdienstentwicklung erfordern eine 

genauere Prüfung. Bruttoentgelte bis 1500 Euro seien rückläufig, betont der Sozialpolitische Ausschuss, 

während Entgelte zwischen 2000 und 2500 Euro zugenommen hätten – allerdings wird dabei auf Daten des 

Statistischen Bundesamtes verwiesen, die keine Werkverträge berücksichtigen. Trotz alledem bestätigen auch 

unsere Befunde, dass bei „Fachkräften“, also gut angelernten und routinierten ArbeiterInnen in der Schlach-

tung und Zerlegung (insbesondere von Schweinen und Rindern), der gesetzliche Mindestlohn teilweise 

deutlich überschritten wurde. Diese Lohnsteigerungen haben in doppelter Hinsicht mit transnationaler Arbeits-

migration zu tun: Zum einen boomte die Fleischindustrie in den vergangenen Jahren (die Produktionsmenge 

stieg von 1,379 Mio. Tonnen im Jahr 2002 auf 1,531 Mio. Tonnen im Jahr 2017), unter anderem weil dänische 

oder niederländische Konzerne (wie Danish Crown oder Vion) verstärkt in Deutschland produzierten. Wäh-

rend die Arbeit in Schlachthäusern und Zerlegebetrieben in diesen Ländern „gewerkschaftlich häufig gut bis 

sehr gut organisiert und insofern traditionell tariflich abgesichert“ ist, ist in Deutschland „mit billiger, migran-

tischer Arbeitskraft, die formal entweder [nach wie vor] in Osteuropa, bei Werkvertragsunternehmen oder bei 

Zeit- und Leiharbeitsfirmen beschäftigt ist, viel Geld zu verdienen“ (Birke/Bluhm 2019, S. 26). Deutschland 

fungiert in der Fleischindustrie demnach als „Billiglohnstandort“, der Lohndumping erleichtert. Die geringe 

Höhe des gesetzlichen Mindestlohnes macht dies möglich und hat, indem sie dänische und niederländische 

Interessenten für billige Arbeitskraft nach Deutschland lockte, etwa im Oldenburger Münsterland zu einer 

„enormen Ausweitung des Niedriglohnsektors“ geführt (ebd.). Zum anderen haben wir Hinweise darauf 

gefunden, dass in jüngster Zeit besonders mobile und gut organisierte Gruppen von ArbeiterInnen (etwa polni-

sche Arbeitskolonnen) aus Deutschland nach Dänemark abwandern. Beschäftigte in der deutschen Fleisch-

wirtschaft hatten (je nach Entgeltgruppe) im Jahr 2016 Anspruch auf 12 bis 13 Euro Tariflohn – wobei viele 

unserer InterviewpartnerInnen von Stundenlöhnen zwischen 9 und 12 Euro berichteten – in Dänemark hin-

gegen wurden zu diesem Zeitpunkt 25 bis 27 Euro pro Stunde gezahlt (vgl.: Doelfs 2016). In den von uns 

untersuchten Unternehmen genügte vor diesem Hintergrund teilweise die Drohung mit Abwanderung, um 

bessere Löhne oder unbefristete Festanstellung durchzusetzen. In einem Fall wird berichtet, dass „die Polen 

alle zusammen, vierzig, fünfzig Leute waren das […] die Arbeitsbekleidung weg, also runtergeworfen [haben] 

auf den Boden, dann wurden die bei den Werkstoren quasi abgefangen zurück und die haben alle unbefristete 
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Verträge“ bekommen (ebd., S. 33). Die Möglichkeit, jenseits der deutschen Grenze bessere Bedingungen zu 

finden, blieb daher nicht ohne Auswirkungen auf die Lohnhöhe vor Ort, wie ein Vertreter eines anderen 

Untersuchungsunternehmens erläutert:  

„Einstiegsgehalt ist bei elf Euro. Wir haben den jetzt gerade nochmal einen Euro angehoben. Also die 
fangen bei elf Euro an und dann plus Zuschläge zwölf, 13, 14, wenn sie dann Wochenende arbeiten 
und auch mal mehr […]. Bei der Schlachtung, glaube ich, merken jetzt die Kollegen auch, dass man 
da mit 8,60 Euro keinen mehr bekommt. Das ist so.“ (ebd., S. 38)  

In diesem Fall führten die Lohnunterschiede zwischen Ost- und Westeuropa bzw. zwischen Deutschland und 

Dänemark offenbar zu einer Gemengelage, in der die Höhe gesetzlicher Mindestlöhne (und Tariflöhne) 

wesentlich dazu beitrug, die Richtung von Arbeitsmigration zu beeinflussen. Dies hatte wiederum Rückwir-

kungen auf Arbeitsmarktdynamiken in verschiedenen europäischen Ländern. Das Argument, dass der gesetz-

liche Mindestlohn die Position Deutschlands in der internationalen Arbeitsteilung schwäche, ist vor diesem 

Hintergrund nur stichhaltig, wenn man Geschäftsmodelle und Personalstrategien akzeptiert, die (wie in der 

Fleischindustrie) darauf beruhen, dass Deutschland sich als Billiglohn-Standort profiliert.  

Drittens zeigt der Fall der Fleischindustrie, dass weder gesetzliche Mindestlöhne noch Tariflöhne eine wir-

kungsvolle Untergrenze für Vergütungen markieren müssen – immerhin ist deren Unterschreitung durch 

verschiedene Formen von Lohnbetrug in dieser Branche weit verbreitet. Unsere Befragungen im Oldenburger 

Münsterland ergaben, dass speziell für Tätigkeiten, für die Unternehmen keine nennenswerten Einarbeitungs-

zeiten vorsehen (wie Ausstallung, Reinigung der Produktionsanlagen, Verpackungstätigkeiten oder Hilfstätig-

keiten in den Zerlegebereichen, also das Aufhängen von Fleischteilen, deren Nachbearbeitung oder Transport), 

formal der gesetzliche Mindestlohn gezahlt wird. Allerdings werden verschiedenste Wege beschritten, um die 

Personalkosten faktisch zu reduzieren. So lehnte es etwa das Bundesministerium für Arbeit und Soziales An-

fang 2018 ab, den neuen Mindestlohn-Tarifvertrag der Fleischwirtschaft für allgemeinverbindlich zu erklären, 

der 9 Euro Mindestvergütung sowie zusätzlich eine monatliche Pauschale von 30 Euro für Rüst- und Um-

kleidetätigkeiten vorsah. Der Verband der Ernährungswirtschaft (VdEW) vermutete, dies sei auf die Befürch-

tung zurückzuführen, es könne zu einer „Unterschreitung des Mindestlohns durch die vereinbarte Umkleide-

pauschale“ kommen (Ross 2019). Hintergrund dürfte die verbreitete Erfahrung sein, dass Pauschalzahlungen 

dazu einladen, geleistete Arbeit nicht zu vergüten.10 Die gängigste Art der Unterschreitung von gesetzlichen 

oder tariflichen Lohnvorgaben in der Fleischindustrie besteht allerdings darin, dass speziell Subunternehmen, 

die nach wie vor Arbeitskolonnen aus Ost- oder Südosteuropa anheuern und in deutsche Schlachthöfe 

vermitteln, Beschäftigten „überhöhte Fahrtkosten, überhöhte Mieten, und selbst Vermittlungsgebühren für den 

Arbeitsvertrag“ in Rechnung stellen – „überall kann es einen faktischen Lohnabzug geben, der innerhalb der 

informellen Struktur vorgenommen wird, die es überhaupt erst ermöglicht, dass Person A am Ende an der 

10 Im konkreten Fall entsprachen 30 Euro Pauschale pro Monat (bei durchschnittlich 21 Arbeitstagen) rund 1,40 Euro oder 
knapp 10 Minuten Arbeitszeit pro Tag für Rüst- und Umkleidearbeiten; fällt der zeitliche Aufwand dafür faktisch höher 
aus, würde der Mindestlohn in der Tat unterschritten. 
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Schlachtkette steht“ (Birke/Bluhm 2019, S. 27). Ein Vertreter der zuständigen Gewerkschaft NGG erklärt dazu 

im Interview: 

„Also das ist schon ein Ding. [Man] versucht über Nettoabzüge letztendlich wieder den Mindestlohn 
zu umgehen. Das ist hier Tagesgeschäft. […] Nun, die Subunternehmer gehen hin und verhängen 
Strafen. Beispielsweise fällt ein Stück Fleisch runter bei der Produktion. Dann wird dafür Geld abge-
zogen. Und wenn dann am Abend die K3 Tonne/die Abfalltonne noch einmal zu schwer ist, dann gibt 
es den nächsten Abzug. Dann […] haben wir jetzt den Fall gehabt […], dass eine Kollegin dort zu 
stark geschminkt war und 50 Euro dafür Strafe zahlen muss. Dann Arbeitskleidung, Werkzeug 
eigentlich alles muss der Arbeitgeber bezahlen, (aber) das müssen die Leute bezahlen. Zugangschips 
zum Unternehmen. Das sind elektronische Chips, die müssen sie bezahlen. Zugang zu der Kantine: 
zehn Euro im Monat. Die haben da sogar noch ein paar Sachen mehr drauf.“ (F_ab_E_02) (zitiert in 
Birke/Bluhm/Stieber 2020, S. 27) 

Falls solche Praktiken ruchbar werden, so Birke und Bluhm (2019, S. 28), führe das „Werkvertragsregime“ 

dazu, „dass die verantwortlichen Großunternehmen, die das Endprodukt verkaufen, ihre Hände in Unschuld 

waschen“. Darüber hinaus ist offenbar die Praxis weit verbreitet, für 40 Arbeitsstunden pro Woche den gesetz-

lichen Mindestlohn zu zahlen, aber deutlich längere Arbeitszeiten zu verlangen, wobei die Mehrarbeit nicht 

vergütet wird. 60-Stunden-Wochen sind in manchen Unternehmen keine Seltenheit; sie fallen an, wenn es in 

Produktion oder Reinigung zu Störungen kommt oder die geplante Produktionsmenge nicht in der vor-

gesehenen Zeit zu bewältigen ist. Je nach Arbeitskräftebedarf werden beim Wechsel zwischen Spät- und Früh-

schicht gesetzlich vorgesehene Ruhezeiten ignoriert. Zudem werden z.B. bei den Reinigern die Umkleide-

zeiten sowie die zeitlich aufwändige Vorbereitung, die den Materialtransport über weite Strecken bis zum 

eigentlichen Reinigungsort einschließt, teilweise nicht bezahlt. Pausenzeiten werden in vielen Fällen nicht 

eingehalten, wenn das veranschlagte Arbeitspensum trotz der massiven Leistungsverdichtung, welche die 

Fleischindustrie prägt, nicht zu bewältigen ist. Letzteres ist oft auf personelle Unterbesetzung und den hohen 

Anteil unerfahrener Beschäftigter zurückzuführen, die zudem hohe Fluktuationsraten aufweisen. „Die Kombi-

nation aus Zeitdruck und mangelnder Erfahrung führt insbesondere in einem Arbeitsumfeld, das durch 

Maschinen mit scharfen Schneide- und Zerteilungswerkzeugen geprägt ist, zu einem erheblichen Risiko 

schwerwiegender Unfälle“ (Birke/Bluhm/Stieber 2020, S. 29; vgl.: ebd., S. 27-29). Für die Frage nach den 

Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns sind diese Besonderheiten der Arbeitsorganisation deshalb 

relevant, weil sie zu einer Polarisierung zwischen Beschäftigten führen: Während „gesuchte“ Fachkräfte für 

komplexere Tätigkeiten (speziell aufgrund transnationaler Abwanderungsoptionen) in den vergangenen Jahren 

deutlich höhere Vergütungen durchsetzen konnten, waren die tatsächlichen Vergütungen für die skizzierten 

Helfertätigkeiten in vielen Fällen deutlich geringer als vertraglich, tariflich oder gesetzlich festgelegt, selbst 

wenn der hohe Arbeitskräftebedarf der Branche sogar in diesen Bereichen teilweise zu Lohnerhöhungen führte. 

Viertens ebnete die Einführung des gesetzlichen Mindestlohnes, indem sie den Abschluss eines allgemein-

verbindlichen Mindestlohn-Tarifvertrages beförderte, den Weg für eine vorsichtige und keineswegs flächen-

deckende Abkehr von Werkverträgen mit Subunternehmern, die ihre Arbeitskräfte außerhalb der EU 

rekrutieren. Anlass für diese tendenzielle Neuorientierung waren pressewirksame Skandale, etwa um die von 
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Anne Kunze (2014) in der „Zeit“ als „Waldmenschen“ bezeichneten ArbeiterInnen, die zusammen mit dem 

Job in der Fleischzerlegung auch ihre Unterkunft verloren und Zuflucht in Erdlöchern gesucht hatten, und der 

daraus resultierende Druck der niedersächsischen Landesregierung. Jedenfalls trat die Branche etwa ein Jahr 

nach Abschluss des Mindestlohn-Tarifvertrages mit der „Selbstverpflichtung für attraktivere Arbeits-

bedingungen“ vom 21. September 2015 an die Öffentlichkeit (Sozialpolitischer Ausschuss der Fleischwirt-

schaft 2016). Die unterzeichnenden Unternehmen sagten zu, spätestens zum 30.6.2016 von der Entsendung 

Abstand zu nehmen und ihre Vertragspartner zu verpflichten, Beschäftigte nur noch nach deutschem Recht 

einzustellen. Dieses Ziel, so wurde 2016 vermeldet, sei von allen 18 beteiligten Unternehmen (mit 88 Betriebs-

stätten) erreicht worden (ebd., S. 8-9) – die Mehrheit der Unternehmen hatte sich an dieser Initiative allerdings 

von Anfang an nicht beteiligt. Ab Juli 2017 trat zudem mit dem „Gesetz zur Sicherung der Arbeitnehmerrechte 

in der Fleischwirtschaft“ (GSA-Fleisch) die Nachunternehmer-Haftung in Kraft. Laut Antwort der Bundes-

regierung auf eine Kleine Anfrage der Partei Die Linke (Deutscher Bundestag 2019b, S. 2-3) wurden infolge-

dessen  

„die Dienstleister z. B. vertraglich verpflichtet, den Mindestlohn zu zahlen, die Selbstverpflichtung 
der fleischwirtschaftlichen Unternehmen für attraktivere Arbeitsbedingungen aus dem Jahr 2015 
inhaltlich zu beachten und den Verhaltenskodex der Fleischwirtschaft (Regelwerk des Verbandes der 
Fleischwirtschaft e.V., kurz VDF) einzuhalten, wozu insbesondere die angemessene Unterbringung 
der Beschäftigten des Nachunternehmers gehört. Die Auftraggeber lassen sich ein Überprüfungsrecht 
einräumen und bei Verstößen drohen Vertragsstrafen.“  

Falls ein „Nachunternehmer“ etwa seinen Zahlungsverpflichtungen gegenüber Beschäftigten nicht nach-

kommt oder Vorgaben in Hinblick auf Arbeitsschutz und Arbeitsbedingungen verletzt, kann das auftraggeben-

de Unternehmen demnach zur Rechenschaft gezogen werden. Der VDF war bemüht, die Wirksamkeit des 

Gesetzes zu betonen: so wurde positiv hervorgehoben, dass Danish Crown einem Dienstleister gekündigt habe, 

der Löhne verspätet gezahlt und Doppelschichten verlangt habe (Sozialpolitischer Ausschuss der Fleischwirt-

schaft 2016, S. 10). Die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage zur Fleischwirtschaft zeichnete 

allerdings ein weniger überzeugendes Bild: Binnen zweier Jahre musste bundesweit in nur sieben Fällen die 

Haftung für Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung (§ 3 GSA-Fleisch) übernommen werden – der Ver-

dacht liegt nahe, dass viele Verstöße schlicht nicht erfasst wurden. In Hinblick auf die Zur-Verfügung-Stellung 

von Arbeitsmitteln, Schutzkleidung und persönlicher Schutzausrüstung (§ 4), auf die Berechnung und Zahlung 

von Arbeitsentgelt sowie Verstöße gegen das Aufrechnungsverbot (§ 5), das zum Unterlaufen des Mindest-

lohnes führt, oder auf die Arbeitszeitaufzeichnungspflicht (§7) lagen der Bundesregierung sogar keinerlei 

Informationen vor (Deutscher Bundestag 2019b, S. 2-3), während in unseren Befragungen all diese Themen 

eine zentrale Rolle spielen. Die Kontrollen können demnach nicht allzu intensiv gewesen sein. In Hinblick auf 

die Frage nach den Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohnes lässt sich jedenfalls festhalten, dass bereits 

seine Vorbereitung eine beachtliche Dynamik auslöste. Ob selbstorganisiert, tariflich oder gesetzlich – der 

Druck, Arbeit in der Fleischwirtschaft stärker zu regulieren, nahm offenbar deutlich zu, auch wenn manche 

Fortschritte (wie die allgemeinverbindlichen Tariflöhne, siehe oben) nicht von Dauer waren, viele Missstände 

fortwirkten und ihre Aufdeckung weiterhin an mangelnden Kontrollen scheiterte.  
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Fünftens scheint der Mindestlohn-Tarifvertrag, den man im Kontext der Einführung des gesetzlichen Mindest-

lohnes betrachten muss, einzelne Schlacht- und Zerlegeunternehmen dazu motiviert zu haben, mit einer Aus-

weitung der Direktanstellung von Beschäftigten zu experimentieren. Dabei handelt es sich bislang offenbar 

eher um Einzelfälle – jedenfalls nahm die Zahl der Werkvertragsbeschäftigten selbst in jenen Unternehmen, 

welche die oben erwähnte Selbstverpflichtung unterschrieben haben, zwischen 2017 und 2018 von 20.626 auf 

21.923 weiter zu (vgl.: Sozialpolitischer Ausschuss der Fleischwirtschaft 2019, S. 4).11 Dennoch betonen 

Branchenvertreter mit großem Nachdruck, dass der Verzicht auf Subunternehmer nicht zuletzt aus arbeits-

organisatorischen Gründen sinnvoll sei. Nach Bekunden des VDF steht die Fleischindustrie vor dem Problem, 

dass Unternehmen kaum Einfluss auf Arbeitsbedingungen und Arbeitsleistung der Beschäftigten ihrer Sub-

unternehmen haben. Der Zoll mache sehr deutlich, so Verbandsvertreter, dass man die Regelungen des Werk-

vertrages verletze, wenn man die Einhaltung arbeitsrechtlicher Standards bei den Dienstleistern kontrolliere 

oder sich anderweitig in deren Belange einmische (vgl.: Sozialpolitischer Ausschuss der Fleischwirtschaft 

2016, S. 5). Die Festlegung einer verbindlichen tariflichen Lohnuntergrenze für alle Beschäftigten, die es 

unattraktiv machte, ausländische Arbeitskolonnen über Subunternehmen in den Betrieb zu holen, nahmen 

daher einzelne Unternehmen zum Anlass, nach Formen von Arbeitskraftnutzung Ausschau zu halten, die weni-

ger Kontrollprobleme für Unternehmen aufwarfen. Unter Bedingungen, in denen die Gewinnmargen eher 

gering sind und der Einzelhandel teilweise die Fleischpreise diktiert, werden Profite in der Fleisch- und Zer-

legeindustrie „hauptsächlich über ein enormes Arbeitstempo, technische Rationalisierungen, nicht zuletzt in 

der Logistik, und, last but not least, die Beschäftigung möglichst billiger Arbeitskräfte gemacht“ (Birke/Bluhm 

2019, S. 26). Der Preis der Arbeitskraft erhöhte sich zwar durch die Einführung von Mindestlöhnen – doch 

zugleich erleichtert eine direkte Beschäftigung von ArbeiterInnen und die Rück-Verlagerung der Weisungs-

befugnis ins eigene Unternehmen die Rationalisierung und Kontrolle von Arbeitsprozessen. So betonen Birke 

und Bluhm (2019, S. 29), dass der Einsatz erfahrener und routinierter ArbeiterInnen in der Schlachtkette 

essentiell sei, um Schäden durch falsche Zerteilung und Reibungsverluste durch permanente Anlernphasen zu 

vermeiden. Nach Aussage eines Management-Vertreters liegt hier ein wichtiger Grund für das Nachdenken 

über die Abkehr von Werkverträgen: nur wenn die eigenen Vorarbeiter gegenüber den Beschäftigten direkt 

weisungsbefugt sind, kann man den Produktionsprozess in einer Weise beherrschen, dass Effizienzsteige-

rungen und die Einhaltung von Qualitätsstandards gewährleistet sind und man letztlich auch die Zahl der 

notwendigen Arbeitskräfte reduzieren kann (ebd., S. 31). Faktisch ist eine solche Aufwertungsdynamik aller-

dings vor allem in den „Kernbereichen der Schlachtung und Zerlegung“ und in jenen Unternehmen zu beob-

achten, die auf hohe Qualitätsstandards oder spezielle bzw. wechselnde Produktanforderungen ausgerichtet 

11 Die Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und Gastgewerbe betont hingegen, wenn sie in Bezug auf die Fleischwirtschaft 
von leicht gesunkenen Zahlen bei Werkverträgen spricht (siehe oben), dass die Zahl der Werkverträge von 2017 (32.521) auf 
2018 (29.955) leicht zurückgegangen sei. Diese Argumentation ist allerdings nicht überzeugend, denn zum einen umfasst die 
Gruppe, auf die hier Bezug genommen wird, „Ausbeiner, Zerleger, Lohn- und Kopfschlachter einschließlich verbundener 
Dienst- oder Werkleistungen“ – es werden also nicht nur Beschäftigte im Werkvertrag erfasst. Zum anderen hat die Zahl der 
Beschäftigten in dieser Kategorie nicht leicht ab- sondern deutlich zugenommen, wenn man bedenkt, dass im Jahr 2014 nur 
17.051 Personen dort verbucht worden waren. Vgl.: Sozialpolitischer Ausschuss der Fleischwirtschaft 2019, S. 2. 
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sind. Selbst in diesem exklusiven Zirkel gehen allerdings manche Unternehmen dazu über, eigene Tochter-

gesellschaften zu gründen, um einerseits die Vorteile des Subcontracting zu wahren (flexibler Zugriff auf 

günstige Arbeitskraft) und andererseits die Kontrollproblematik zu entschärfen. Wer hingegen Massenware 

für den Export produziert, braucht sich um sein Image in Deutschland ohnehin kaum zu sorgen und kann 

angesichts unkomplizierterer Produktionsprozesse leichter mit billiger, austauschbarer Arbeitskraft operieren. 

Letzteres gilt auch für die Randbereiche der Fleischindustrie, etwa für die Reinigung der Produktionsanlagen 

oder die Ausstallung (vgl.: ebd., S. 32). Wo hingegen qualifizierte und routinierte Arbeit gefragt ist, wurde 

(zumindest vor Einsetzen der Corona-Pandemie) selbst in der Fleischindustrie von „Fachkräftemangel“ 

gesprochen. Dies ist eine erstaunliche Wendung in einer Branche mit notorisch geringen Qualifizierungsstan-

dards, in der die meisten Tätigkeiten als „ungelernt“ gelten und es keine formale Ausbildung gibt (vgl.: ebd., 

S. 37). Insofern kann man durchaus argumentieren, dass die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns zumin-

dest in einzelnen Unternehmen der Fleischindustrie eine Strategie von Arbeitskraftnutzung befördert hat, die

auf Dauer mit einer Stabilisierung von Beschäftigungsverhältnissen, dem Bedeutungsverlust von Subunter-

nehmen und einer dauerhafteren Nutzung höher qualifizierter Arbeitskraft einhergehen könnte.

Zusammenfassend kann demnach argumentiert werden, dass transnationale Arbeitsmarktdynamiken und 

Notwendigkeiten der organisatorischen Durchdringung und Steuerung des Arbeitsprozesses in manchen 

Unternehmen und für manche Beschäftigtengruppen in der Fleischindustrie zu Veränderungen der 

Regulierung von Arbeit und Beschäftigung führten, die sich in einer Verbesserung von Arbeitsbedingungen 

und Vergütungen niederschlugen. Diese Tendenz erreichte allerdings bei weitem nicht alle Beschäftigten der 

Branche. Wie entscheidend waren nun die Einführung gesetzlicher Mindestlöhne und der Mindestlohn-

Tarifvertrag für diese komplexen Veränderungsdynamiken? Dies ist schwer zu beurteilen, doch dürfte kein 

Zweifel daran bestehen, dass der gesetzliche Mindestlohn künftig noch größere Bedeutung erlangen wird als 

in der Vergangenheit. Im Zuge der Corona-Pandemie wurde transnationale Arbeitsmigration gleichsam unter-

bunden, was die Exit-Optionen von Beschäftigten der Fleischindustrie reduziert hat; viele BeobachterInnen 

erwarten einen neuen Rationalisierungsschub in Hinblick auf den Einsatz digitaler Technologien, die mensch-

liche Arbeitskraft ersetzen können (Stichwort: Reinigungsroboter; vgl. Thomas 2020); und die sich abzeich-

nende Wirtschaftskrise dürfte die Arbeitslosenzahlen steigen lassen und somit die Verhandlungsposition selbst 

jener Beschäftigter massiv verschlechtern, die in den vergangenen Jahren durch den „kurzen Traum des 

Fachkräftemangels“ sogar in der Fleischindustrie leichte Verbesserungen von Vergütung und Arbeits-

bedingungen durchsetzen konnten.  

7. Mindestlohn und Minijob: Vergütung, Arbeitszeit und Leistungsverdichtung

Eingangs wurde argumentiert, dass Minijobs in vieler Hinsicht einen „grauen Arbeitsmarkt“ konstituieren, in

dem nicht nur der Zugang zur Sozialversicherung eingeschränkt ist, sondern Beschäftigungsverhältnisse auch

insgesamt deutlich weniger reguliert sind als sonst in Deutschland üblich – die Zunahme informeller Arbeit,

die Forschende in aller Welt beschäftigt (vgl.: Mayer-Ahuja 2017), lässt sich anhand dieses Phänomens auch
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hierzulande analysieren. Nicht zuletzt aus diesem Grund war die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns 

gerade in Hinblick auf Minijobs mit großen Hoffnungen verbunden: Immerhin sollte seine Zahlung konse-

quent kontrolliert werden, und dies setzt voraus, dass auch das Beschäftigungsverhältnis selbst sowie das 

Verhältnis von Arbeitszeit und Leistung offiziell dokumentiert werden müssen.  

Der (oben erwähnte) Befund, dass nach 2015 die Zahl der ausschließlich geringfügig Beschäftigten leicht sank 

und es in Bezug auf Minijobs als Haupt- und Nebentätigkeit nach Einführung des gesetzlichen Mindestlohns 

zumindest einen kurzzeitigen Rückgang gab (der Mitte 2016 allerdings schon wieder überwunden war), ent-

sprach daher den Erwartungen vieler BeobachterInnen. In den bislang besonders unregulierten Bereichen des 

Arbeitsmarktes mögen manche Auftraggeber den Dokumentationsaufwand gescheut und stattdessen sozial-

versicherte Teilzeit- oder Vollzeitstellen geschaffen haben. Andere dürften Minijobs ersatzlos gestrichen oder 

aber noch weiter in die Unsichtbarkeit verlagert haben, so dass sie sich endgültig der statistischen Erfassung 

entziehen. Insgesamt halten sich die quantitativen Veränderungen auf dem Minijob-Arbeitsmarkt allerdings 

in Grenzen. Dies mag auch damit zu tun haben, dass sich die Kontrolle des Mindestlohns, von der man sich 

die Ausleuchtung dieses „grauen Arbeitsmarktes“ versprochen hatte, ausgesprochen schwierig gestaltet (siehe 

dazu: Bosch/Hüttenhoff/Weinkopf 2019). Wie aus der Antwort der Bundesregierung auf eine diesbezügliche 

Kleine Anfrage hervorgeht, ist die Zahl der durchgeführten Kontrollen zu gering und die damit beauftragten 

Stellen (Finanzkontrolle Schwarzarbeit) sind personell zu schwach besetzt, um die in sie gesetzten Erwar-

tungen zu erfüllen (Deutscher Bundestag 2019a). 

Weniger breit diskutiert wird hingegen die Frage, welche Auswirkungen der gesetzliche Mindestlohn auf 

unternehmerische Strategien von Arbeitskraftnutzung sowie auf die konkreten Arbeitsbedingungen von Mini-

jobberInnen hat. Die Wechselwirkungen zwischen Vergütung, Arbeitszeit und Leistungsverdichtung sind hier 

von besonderem Interesse, und sie lassen sich in Hinblick auf Minijobs am Fall des Gebäudereiniger-Hand-

werks bestens studieren, da diese Branche sich seit vielen Jahrzehnten durch sehr hohe Anteile von geringfügig 

Beschäftigten auszeichnet. In Hinblick auf Vergütungsstrukturen ist das Gebäudereiniger-Handwerk eindeutig 

Teil des Niedriglohnsektors, denn selbst die dort vereinbarten Tariflöhne reichen in der Regel nicht zur Siche-

rung des Lebensunterhaltes aus. Dies gilt, obwohl im Mindestlohn-Tarifvertrag des Gebäudereiniger-Hand-

werks, der 2018 für allgemeinverbindlich erklärt wurde,12 für die Innenreinigung (Lohngruppe 1) 10,80 Euro 

pro Stunde festgeschrieben sind, wodurch der gesetzliche Mindestlohn deutlich überschritten wird. Vor allem 

aber führt im Gebäudereiniger-Handwerk (ähnlich wie in der Fleischwirtschaft) das Nebeneinander von 

gesetzlich bzw. tariflich festgelegtem Mindest-Stundenlohn einerseits und der monatlichen Verdienstgrenze 

12 Der Mindestlohn-Tarifvertrag des Gebäudereiniger-Handwerks wurde bereits 2007 für allgemeinverbindlich erklärt; zu 
diesem Zeitpunkt wurde die Branche in den Geltungsbereich des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes aufgenommen. Der für die 
Fleischwirtschaft skizzierte Einfluss von transnationaler Migration und den darauf bezogenen Regulierungsbemühungen 
spielt demnach auch für diese Branche eine wichtige Rolle.  
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von 450 Euro für Minijobs andererseits dazu, dass die Arbeitszeiten von MinijobberInnen mit jeder Erhöhung 

des Mindestlohnes reduziert werden, damit keine Sozialversicherungsbeiträge anfallen. 

Interessanterweise reagieren die Unternehmerverbände der beiden Branchen sehr unterschiedlich auf diese 

Problematik. Der Deutsche Fleischer-Verband setzt sich dafür ein, dass bei einer Erhöhung des Mindestlohns 

die Minijob-Verdienstgrenzen mindestens in gleichem Umfang angehoben werden, um zu vermeiden, „dass 

sich durch den höheren Stundenlohn zwangsläufig [sic!] auch die Arbeitszeit von 450-Euro-Kräften verkürzt“. 

Dies betreffe in der Fleischwirtschaft etwa 81.000 MinijobberInnen oder (so kann man schätzen) fast jede/n 

vierte/n Beschäftigte/n13 (vgl.: Ross 2019). Der Bundesinnungsverband des Gebäudereiniger-Handwerks 

(BIV) hingegen ging Anfang 2020 mit der Forderung an die Öffentlichkeit, Minijobs abzuschaffen – ausdrück-

lich unterstützte Bundesinnungsmeister Thomas Dietrich einen entsprechenden Vorstoß in einem arbeits-

marktpolitischen Papier von Bündnis 90/Die Grünen. Nach Auskunft des BIV ist der Anteil der Minijobs 

bereits seit längerem rückläufig: Während im Jahr 2008 noch 45 Prozent der GebäudereinigerInnen gering-

fügig beschäftigt gewesen seien, treffe dies im Jahr 2020 nur noch auf jede/n Dritte/n der insgesamt 700.000 

Beschäftigten zu (BIV 2020). In der Deutschen Handwerkszeitung (2020) begründet Dietrich den Rückgang 

damit, dass geringfügige Beschäftigung „[f]ür die Unternehmen […] die unflexibelste sowie teuerste Beschäf-

tigungsform“ sei, weil „30 Prozent pauschale Unternehmenssteuer“ anfielen. Speziell Ehefrauen bestünden 

jedoch auf Minijobs, um die hohen Abzüge in Steuerklasse 5 zu vermeiden. Der branchenspezifische Min-

destlohn, der schrittweise erhöht worden sei, verschärfe daher letztlich den Personalmangel der Branche. Da 

die Verdienstgrenze für Minijobs seit 2013 nicht mehr angehoben worden sei, so Dietrich, bedeute der jüngste 

Tarifabschluss  

„[u]nter dem Strich […] für viele Beschäftigte, dass sie nicht mehr Netto-Gehalt, sondern 15 Minuten 
mehr Freizeit in der Woche erhielten. ‚Von mehr Freizeit lässt sich keine Miete und kein Supermarkt-
einkauf bezahlen. Die starre 450-Euro-Grenze ist unsozial, denn sie macht aus Tariflohnerhöhungen 
finanzielle Einbußen der Beschäftigten‘“.  

Das „Dilemma“ bestehe darin, „da[ss] ab 451 Euro Verdienst durch die Abgabenlast der Nettoverdienst um 

20 Prozent auf 361 Euro sinkt“. Wähle man stattdessen Arbeitszeitverkürzungen, so bedeute dies für Betriebe 

„noch mehr personelle Engpässe“: Konnten MinijobberInnen im Jahr 2015 noch 53 Stunden arbeiten, bevor 

sie die Entgeltgrenze von 450 Euro erreichten, waren es im Jahr 2017 nur noch 51 Stunden. Mit der Tariferhö-

hung Anfang 2020 sinke die maximal mögliche Arbeitszeit auf 48 Stunden pro Monat. Der BIV trete daher 

dafür ein, „ab dem ersten Euro nur noch voll steuer- und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung“ anzu-

bieten.14 

13 Vermutlich bezieht sich dies sowohl auf Fleischerhandwerk als auch auf die Fleischindustrie. In beiden Branchenteilen 
zusammen arbeiteten im Jahr 2015 nach Angaben der Berufsgenossenschaft Nahrung und Gastgewerbe (BGN) etwa 258.000 
„Vollarbeiter“, davon 100.000 in der Fleischindustrie. Geht man davon aus, dass damit sozialversichert Beschäftigte (Voll- 
oder Teilzeit) gemeint sind und sich die Zahl der Minijobs seitdem nicht gravierend verändert hat, wäre also fast jede/r vierte 
Beschäftigte in der Fleischwirtschaft als MinijobberIn tätig. 

14 Eine Alternative bestehe darin, „statt dem Verdienst von 450 Euro die Arbeitszeit als Basis der Berechnung für einen Minijob 
heranzuziehen“ – also etwa immer 53 Stunden pro Monat, bei Abschaffung der „starren Entgeltgrenze“ oder bei Anpassung 
der Entgeltgrenze an die Entwicklung des Mindestlohnes. Vgl.: ebd. 
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Dass ausgerechnet aus dem Gebäudereiniger-Handwerk die Forderung erhoben wird, Minijobs als arbeits-

marktpolitisches Instrument zu verbieten, ist erstaunlich und spricht für eine beträchtliche Wirkung von (in 

diesem Fall tariflichen) Mindestlöhnen. Immerhin war geringfügige Beschäftigung die Basis für die massive 

Expansion der Branche im Zuge der Auslagerung von Reinigungsarbeiten an Fremdfirmen und insbesondere 

der Privatisierung des öffentlichen Reinigungsdienstes seit den 1970er Jahren (vgl. zu den folgenden Ausfüh-

rungen: Mayer-Ahuja 2003). Während in der Eigenreinigung von öffentlichen Einrichtungen (wie Verwal-

tungen, Schulen oder Krankenhäusern) in den Nachkriegsjahrzehnten sozialversicherte Teilzeitarbeit die 

Regel war, operierten private Reinigungsfirmen seit dieser Zeit vorwiegend mit der „stundenweisen Beschäfti-

gung“ von „Hausfrauen“, für die keine Sozialversicherungsbeiträge abgeführt werden mussten.  

Für aktuelle Diskussionen über die Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohnes in Bezug auf Minijobs ist 

es daher lehrreich, einen kurzen Blick auf die Entwicklung des Gebäudereiniger-Handwerks im letzten Viertel 

des 20. Jahrhunderts zu werfen. Insbesondere lässt sich so nachvollvollziehen, wie (in diesem Fall tariflich 

festgelegte) kollektive Lohnerhöhungen in reduzierte Arbeitszeiten übersetzt wurden; mit Hilfe welcher Me-

chanismen es Unternehmen gelang, das geringere Arbeitszeitvolumen nicht in erster Linie durch Neueinstel-

lungen, sondern durch Leistungsverdichtung zu kompensieren; und wie diese fortschreitende Leistungsver-

dichtung schließlich wiederum zu einem wirkungsvollen Instrument der Unterschreitung kollektiver Lohn-

standards wurde.    

Der erste Schritt in diesem Kreislauf – die Übersetzung von kollektiven Lohnerhöhungen in kürzere Arbeits-

zeiten – ist bereits angesprochen worden: Um die für geringfügige Beschäftigung geltende Einkommensgrenze 

nicht zu überschreiten, dividierte man den gesetzlich festgelegten Monatslohn durch die jeweils geltenden 

Tariflöhne und schrieb die daraus resultierende Zahl von Arbeitsstunden vertraglich fest. Deren schrittweiser 

Rückgang löste regelmäßig Klagen von Unternehmen über Personalmangel aus.  

Tatsächlich reduzierte sich damit das verfügbare Arbeitszeitvolumen, während das Gebäudereiniger-Hand-

werk immer weiter expandierte. Dies versuchte man zunächst durch Neueinstellungen aufzufangen, doch bald 

fanden sich nicht mehr genügend InteressentInnen für geringfügige Beschäftigungsverhältnisse – angesichts 

steigender Arbeitslosenzahlen suchten immer mehr Frauen sozialversicherte Teilzeit- oder gar Vollzeitstellen. 

Die Lösung des Problems suchten und fanden viele Unternehmen (zweitens) in einer spezifischen Kombina-

tion aus Zeit- und Leistungslohn. Man vereinbarte einen Monatslohn, der genau unterhalb der Geringfügig-

keitsschwelle lag, und machte zugleich Vorgaben, welche Flächen in dieser Zeit gereinigt werden mussten. 

Rationalisierung bedeutete unter diesen Bedingungen, dass Firmen diese Flächenvorgaben schrittweise erhöh-

ten – das Ergebnis war fortschreitende Leistungsverdichtung (und unbezahlte Mehrarbeit). Besonders gut 

dokumentiert wurden die zu diesem Zweck eingesetzten Strategien schon im Jahr 1980, als Werner Sauerborn 
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in einem umfangreichen Gutachten für die Gewerkschaft ÖTV eine Reinigungsanweisung des Berliner Sena-

tes von 1978 analysierte (vgl.: Sauerborn 1980; die folgenden Ausführungen stützen sich auf die Zusammen-

fassung in Mayer-Ahuja 2003, S. 159-161). Sie galt gleichermaßen für die öffentliche Eigenreinigung wie für 

Beschäftigte privater Reinigungsfirmen, die zu diesem Zeitpunkt bereits rund 30 % der Flächen im Geltungs-

bereich der Anweisung reinigten, und schrieb vier Maßnahmen zur Leistungsverdichtung vor, die auch aus 

anderen Kontexten und späteren Jahren bekannt sind. (1) Die Gesamtreinigungsfläche wurde neu berechnet, 

indem man nur 5 % der Flächen mit dem Bewertungsfaktor 2 (schwer zu reinigen), aber 25 % mit dem Faktor 

0,5 (leicht zu reinigen) gewichtete. Somit war in denselben Gebäuden rein rechnerisch plötzlich eine deutlich 

kleinere Fläche zu bewältigen. „Den Frauen werden also, ohne dass sie es merken und ohne dass sie es nach-

prüfen könnten, im Durchschnitt deutlich mehr Quadratmeter pro Stunde abverlangt als auf dem Papier steht“ 

(Sauerborn 1980, S. 17). (2) Die Reinigungsfläche pro Person und Arbeitsstunde wurde selbst „auf dem Pa-

pier“ von durchschnittlich 85 qm auf 120 qm erhöht. Beschäftigte privater Reinigungsfirmen mussten zu 

diesem Zeitpunkt bereits (je nach gewünschter Reinigungsqualität) 130-400 qm pro Stunde bewältigen. Die 

Flächenvorgaben wurden über die Jahre in öffentlicher wie privater Reinigung deutlich gesteigert, wobei der 

Abstand zwischen beiden Bereichen weitgehend konstant blieb. (3) Der tägliche Reinigungsumfang wurde 

durch Übergang zur „Intervallreinigung“ reduziert, wodurch knapp 70 Prozent der Gesamtfläche und beson-

ders Fußböden nur noch alle zwei Tage und 4 Prozent der Flächen nur noch wöchentlich gereinigt wurden. 

Die stärkere Verschmutzung der Räume führte zu Unmut bei den NutzerInnen und erhöhte den Arbeitsauf-

wand für die Beschäftigten. (4) Nachdem die Reinigungsfläche rechnerisch reduziert, die Arbeit organisato-

risch verdichtet und die individuellen Leistungsvorgaben erhöht worden waren, konnten private Reinigungs-

firmen ihre Verträge mit geringerem Arbeitszeitvolumen erfüllen. Zugleich gewann die Umwandlung 

sozialversicherter Teilzeitstellen in geringfügige Jobs in der öffentlichen Eigenreinigung wie in privaten Reini-

gungsfirmen an zusätzlichem Schwung. Das Gebäudereiniger-Handwerk, wo um 1980 bereits die Mehrheit 

der Belegschaften „geringfügig“ beschäftigt war, setzte immer konsequenter auf Minijobs (vgl.: Stahn-Willig 

1985, S. 56). Im öffentlichen Reinigungsdienst hingegen verfügten die meisten Frauen bis in die 1980er Jahre 

hinein über Arbeitszeiten von etwa 35 Wochenstunden und waren damit Vollzeitbeschäftigten in vieler Hin-

sicht gleichgestellt. In Berlin wurden die Arbeitszeiten der meisten Beschäftigten im öffentlichen Reinigungs-

dienst jedoch durch die Reinigungsanweisung von 1978 auf 20 Stunden pro Woche reduziert. Dies veränderte, 

wie Sauerborn bemerkt, „das Bild einer ganzen Berufsgruppe“, da die Arbeit im öffentlichen Reinigungsdienst 

nun immer weniger Frauen „ein ausreichendes unabhängiges Einkommen“ ermöglichte (Sauerborn 1980, S. 

2, 7-8). Interessanterweise war die Umwandlung von Vollzeit- in Teilzeitstellen in Berlin keineswegs als 

Zugeständnis an „Familienfrauen“ zu verstehen: Vor die Alternative „Arbeitsplatzwechsel“ oder „Stunden-

reduzierung“ gestellt, entschieden sich 1980 alle 29 Reinigungsfrauen beim Berliner Wirtschaftssenat für eine 

Versetzung. Die Stundenreduzierung bei sozialversicherter Teilzeitarbeit und die Verlagerung hin zu gering-

fügiger Beschäftigung wurde also (nicht nur) in diesem Falle gegen die Wünsche der Betroffenen durchgesetzt 

(vgl.: Sauerborn 1980, S. 28 sowie: Grüne NRW [1993], S. 15). 
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Drittens trug die fortschreitende Leistungsverdichtung dazu bei, dass die (im Gebäudereiniger-Handwerk tarif-

lich festgelegten) Lohnstandards, deren schrittweise Erhöhung gemeinhin als Ursache für die hier skizzierte 

Rationalisierungsdynamik angesehen wird, in der Praxis systematisch unterschritten wurden (vgl. zu den 

folgenden Ausführungen: Mayer-Ahuja 2003, S. 162-164). Indem man die Zahl der Arbeitsstunden (bei 

gleichbleibenden oder vergrößerten Reinigungsflächen) schrittweise reduzierte, wurden immer weniger Stun-

denlöhne ausgezahlt. Formal entsprach deren Höhe den Tarifvorgaben, wie es viele öffentliche Auftraggeber 

forderten – faktisch wurden durch diese Praxis jedoch tarifliche Standards in mehrfacher Hinsicht unter-

miniert. (1) „Geringfügig“ Beschäftigte blieben, wenn sie die gleiche Arbeit für weniger Tarifstundenlöhne 

erledigten, von der Sozialversicherung ausgeschlossen, obwohl sie bei konstanter Leistungsdichte die 

Zeit- und Einkommensgrenzen überschritten hätten. (2) Reinigungskräfte in privaten Firmen und öffentlichen 

Diensten wurden (wie erwähnt) oft zur Arbeitszeitverkürzung gezwungen, wodurch sich ihr Tariflohn anteilig 

reduzierte. (3) Durch die Erhöhung der Leistungsvorgaben waren viele Beschäftigte körperlich nicht in der 

Lage, eine Vollzeitstelle (mit vollem Tariflohn) auszuüben, sondern begnügten sich „freiwillig“ mit gering-

fügigen Jobs. Selbst wenn in späteren Jahren sozialversicherte Stellen mit höherem Stundenkontingent 

angeboten wurden, fanden sich dafür kaum Bewerberinnen – angesichts massiv ausgeweiteter Reinigungs-

flächen lehnten viele Minijobberinnen einen Wechsel dankend ab. (4) Arbeitsplatzabbau und erhöhte 

Leistungsvorgaben führten dazu, dass die nunmehr teilzeitbeschäftigten Frauen und Minijobberinnen mehr 

Überstunden leisten mussten, um ihre Arbeit zu bewältigen oder kranke Kolleginnen zu vertreten. Schon 1976 

berichtete Christa Egler, Personalratsvorsitzende der Kasseler Stadtverwaltung, die erhöhten Reinigungsvor-

gaben könnten  

„von den Frauen in der kurzen Zeit nicht geleistet werden. Deshalb machen sie vielfach unbezahlte 
Überstunden oder lassen ihre Verwandten (ohne Lohn) mithelfen, obwohl dies ausdrücklich von der 
Verwaltung untersagt wurde“ (zit. in: ÖTV-Magazin 1976).  

Da teilzeitbeschäftigte Reinigungskräfte weder Akkordzulagen noch Überstundenzuschläge erhielten und 

geringfügig Beschäftigten aufgrund der drohenden Sozialversicherungspflicht meist keine Überstundenver-

gütung gewährt wurde (vgl.: Nienhaus/Elsner 1990, S. 2), dürfte un- oder unterbezahlte Mehrarbeit drastisch 

zugenommen haben. (5) In letzter Konsequenz führte die Leistungsverdichtung im öffentlichen Reinigungs-

dienst zu Stellenabbau. Im Gebäudereiniger-Handwerk hingegen ermöglichte sie erst die bis heute zu beobach-

tende Praxis, die jeweils gültigen Tarifstundenlöhne zu zahlen, aber den Arbeitszeitumfang bei gleich-

bleibenden oder vergrößerten Reinigungsflächen nach jeder Tariferhöhung zu reduzieren.  

Diese Praktiken sind bis heute weit verbreitet, und auch die Beobachtung des BIV-Vorsitzenden, dass 

Beschäftigte es ablehnen, ihre Arbeitszeiten auszuweiten, um sozialversicherte Teilzeit- oder Vollzeitarbeit zu 

leisten, ist alles andere als neu: physische und psychische Belastungsgrenzen sprechen dagegen, zumal die 

Leistungsvorgaben weiter angehoben worden sind. Selbst wenn die Arbeit ab dem ersten Euro sozialversichert 

wäre, wie es der BIV aktuell fordert, wäre vermutlich kaum jemand bereit und in der Lage, unter diesen Be-

dingungen eine Vollzeitstelle in der Unterhaltsreinigung anzutreten. Das Problembewusstsein ist allerdings 
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bislang gering. Angesichts der fortschreitenden Leistungsverdichtung in einer Branche wie dem Gebäude-

reiniger-Handwerk, welche bekanntermaßen zu Mehrarbeit führt, die meist weder erfasst noch vergütet wird, 

ist es erstaunlich, dass die Bundesregierung in ihrer Antwort auf eine kleine Anfrage zu Überstunden in 

Deutschland unter Verweis auf den Mikrozensus feststellt: „Am wenigsten Überstunden leisteten abhängig 

Beschäftigte in Helfer- oder Anlerntätigkeiten.“ (Deutscher Bundestag 2019c, S. 8) Arbeitssoziologische 

Studien (nicht nur zum Gebäudereiniger-Handwerk) belegen, dass dies in vielen Fällen nicht der Realität 

entspricht. 

Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohnes hat an diesen Praktiken von Arbeitszeitgestaltung und 

Leistungsverdichtung bei Minijobs wenig geändert. Entlohnungspraktiken haben jedoch, wie Schmiede und 

Schudlich bereits 1976 bemerkten, direkte Folgen für die Stellung von Arbeitenden im Unternehmen. Sie 

argumentierten damals, dass es einen Unterschied macht, ob Zeitlöhne gezahlt werden, wobei (etwa in taylori-

stischer Manier) die Leistung pro Zeiteinheit vermessen und entlohnt wird, oder ob sich die Vergütung an 

einem „Werk“ orientiert, wobei allein das Ergebnis zählt und der Umfang der verausgabten Zeit irrelevant ist. 

Schmiede und Schudlich zufolge habe die Steuerung von Arbeit im Unternehmensinteresse erst mit der Durch-

setzung von Zeitlöhnen jene Intensität erreicht, die man mit modernem Kapitalismus assoziiert. Seit einiger 

Zeit kehrt allerdings (bei weitem nicht nur im Gebäudereiniger-Handwerk) das „Werk“ in erneuerter Form in 

die Arbeitswelt zurück. Nicht nur bei der Vorgabe von Reinigungsflächen, sondern auch bei Formen indirekter 

Steuerung wird die Erreichung von Zielen zum Maß der Bewertung und Vergütung, während die Gestaltung 

der Arbeitszeit (kurz oder lang, Tag oder Nacht, mehr oder minder intensive Arbeit) den Beschäftigten 

überlassen wird. Dies führt, wie viele Studien belegen, zu „mehr Druck durch mehr Freiheit“ (Gliss-

mann/Peters 2012), wodurch Arbeitszeit und Leistungsverdichtung oft gleichzeitig zunehmen. Diskutiert man 

nun über Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohnes, so wurde durch seine Einführung zwar eigentlich 

„nur“ eine Lohnuntergrenze eingeführt. Insbesondere durch die Verbindung mit dem arbeitsmarktpolitischen 

Instrument des Minijobs, das gerade im Niedriglohnsektor eine herausragende Rolle spielt, gerät der Mindest-

lohn jedoch, wenn keine Gegenmaßnahmen ergriffen werden, zu einem Vehikel weiter zugespitzter Leistungs-

verdichtung. Die unbedingt notwendige Erhöhung des Mindestlohnes muss daher nicht nur mit der 

Durchsetzung wirkungsvoller Kontrollen, sondern auch mit der Reduzierung der Leistungsvorgaben pro 

Zeiteinheit einhergehen. Dies ist nicht immer leicht durchsetzbar, doch speziell öffentliche Auftraggeber 

sollten hier in ihren Ausschreibungen Standards setzen. Vor allem aber spricht viel dafür, durch die Abschaf-

fung von Minijobs einen Beitrag dazu zu leisten, dass die grauen Bereiche des Arbeitsmarktes ausgeleuchtet 

werden und es schwerer wird, tarifliche oder gesetzliche Lohnvorgaben zu umgehen, indem man das skizzierte 

Rationalisierungskarussell immer weiter beschleunigt. 

8. Lohn und Anerkennung

Sozialwissenschaftliche Arbeitsforschung befasst sich seit ihren Anfängen mit der Frage, welche Beziehung

zwischen Vergütung und der Anerkennung als Beschäftigte/r und als Person besteht. Dabei wird oftmals
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zwischen einer „Arbeitskraftperspektive“ von Beschäftigten (die vor allem Lohn und soziale Sicherung in den 

Mittelpunkt stellt) und deren „Subjektperspektive“ unterschieden (die sich vor allem auf die Chance bezieht, 

möglichst kreativ und autonom zu arbeiten und für die eigene Leistung respektiert zu werden). Boltansky und 

Chiapello (2003) haben diesen Gedanken in den Ausführungen zum „Neuen Geist des Kapitalismus“ mit ihrer 

Gegenüberstellung von „Sozialkritik“ und „Künstlerkritik“ aufgegriffen. Allerdings ist diese klare Scheidung 

in der realen Arbeitswelt kaum vorzufinden, denn Lohn und Anerkennung bedingen sich nach Verständnis 

vieler Beschäftigter gegenseitig. Wer mehr und wer weniger „verdient“, wird immer auch als Ausdruck von 

betrieblichem (und gesellschaftlichem) Status interpretiert – und der Respekt für die eigene Arbeitsleistung 

wird gemeinhin nicht nur am Verhalten von KollegInnen, KundInnen oder Vorgesetzen, sondern auch an 

Vergütung und (vergütungsrelevanter) Beförderung festgemacht. Insofern ist es problematisch, dass der 

gesetzliche Mindestlohn nach wie vor deutlich unterhalb der Schwelle liegt, die als „Living Wage“ bezeichnet 

wird und Deutschland (gemessen am Kaitz-Index) sogar gegenüber anderen europäischen Ländern weiter 

zurückfällt. Auch wenn ein einziger Job für viele Menschen nicht mehr ausreicht, den Lebensunterhalt zu 

sichern, hat dies für die Betroffenen zweifellos gravierende materielle Konsequenzen. Es bedeutet, dass ihr 

Verdienst aus abhängiger Beschäftigung jene Standards unterschreitet, die in der Bundesrepublik aktuell als 

„normal“ gelten, dass sie weniger Kaufkraft haben als andere und dass sich dies (wegen der engen Ver-

knüpfung von Lohnarbeit und sozialer Sicherung) in der Höhe von Sozialversicherungsbeiträgen und davon 

abhängigen Leistungen niederschlägt. Dies wird, wie aus der Prekarisierungsforschung bekannt (Bourdieu 

1998; Dörre 2007), als enorme Verunsicherung empfunden. Ähnliches gilt, wenn der gesetzliche Mindestlohn 

zwar formal gezahlt, faktisch aber durch Praktiken unterschritten wird, wie sie oben exemplarisch für 

Fleischindustrie und Gebäudereiniger-Handwerk skizziert wurden, aber durchaus auch in anderen Branchen 

zu beobachten sind. Dies ist jedoch bei weitem nicht das einzige Problem. Vielmehr legt der geringe Betrag, 

den man „verdient“, auch nahe, dass der eigenen Leistung von Unternehmen und Gesellschaft wenig Achtung 

entgegengebracht wird. Tatsächlich zeigen Studien zu formal „gering qualifizierter“ Arbeit im Niedriglohn-

sektor (die übrigens oft von gut qualifizierten Menschen geleistet wird), dass Beschäftigte in „einfachen“ Jobs 

von Vorgesetzten besonders streng kontrolliert werden und besonders wenig Anerkennung erfahren. So 

berichtet Barbara Ehrenreich (2001) über ihren Selbstversuch im gering qualifizierten Dienstleistungssektor 

der USA, dass Vorgesetzte ihre Untergebenen „auf Anzeichen von Faulheit, Diebstahl, Drogenmissbrauch 

oder Schlimmerem“ (ebd., S. 28) überprüften und selbst geringes Fehlverhalten mit Entlassung ahndeten. Auch 

die Einbindung in den KollegInnenkreis gestaltet sich aufgrund fehlender Pausen und Aufenthaltsräume sowie 

hoher Fluktuation gerade in „Niedriglohn-Branchen“ oft schwierig, weshalb Beschäftigte dort weniger 

kollegiale Unterstützung und Anerkennung erfahren (vgl.: ebd., S. 21, 28-30, 77, 111, 175, 214). Schließlich 

verrichten viele ErbringerInnen von „Einfacharbeit“, die besonders oft mit Mindestlohn vergütet werden, 

Tätigkeiten, aus denen kaum berufliches Selbstbewusstsein und gesellschaftliche Anerkennung erwächst. 

Daher geben zum Beispiel Frauen, die in Reinigungsfirmen arbeiten, häufig zu Protokoll, sie fühlten sich von 

Vorgesetzten und KundInnen behandelt „wie der letzte Dreck“.  
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Das Argument von Befürwortern der „Niedriglohnstrategie“, (fast) jeder Arbeitsplatz sei besser als keiner, 

ignoriert derlei Erfahrungen, die oft mit dem Bezug von Mindestlöhnen einhergehen. Wird die mangelnde 

Attraktivität dieser Jobs überhaupt zur Kenntnis genommen, dient dies vor allem dazu, die Notwendigkeit von 

Zwangsmaßnahmen zu begründen (für eine geradezu idealtypische Argumentation siehe: Streeck/Heinze 

1999, S. 44). Michael Walzer hingegen betont zu Recht den engen Zusammenhang von „einfachem Job“, 

geringen Löhnen und gesellschaftlichem Stigma, selbst und gerade bei „sozial nützlichen Tätigkeiten“:  

„Die meisten von uns würden den Gedanken, dass eine sozial nützliche Tätigkeit erniedrigend sei oder 
sein müsse, gewiss weit von sich weisen. Und dennoch herrschen wir hart arbeitenden Mitbürgern 
noch immer Verhaltensmuster auf, praktizieren wir ihnen gegenüber Distanzierungsmaßnahmen, die 
sie in eine Art von Ghetto verweisen, indem wir sie zu Gesten der Unterwürfigkeit nötigen, ihnen 
gebieterische Anweisungen erteilen und uns weigern, von ihnen als Personen Kenntnis zu nehmen“ 
(Walzer 1994, S. 258). 

Den gesellschaftlichen Status solcher Arbeiten künstlich zu verbessern, sei unmöglich, solange die 

Bedingungen, unter denen sie verrichtet werden, nicht grundlegend verändert würden (ebd., S. 259). Zu diesen 

Bedingungen gehört nicht zuletzt, dass (wie die Süddeutsche Zeitung am 30.3.2020 unter Berufung auf 

Angaben der Bundesregierung berichtet) im Jahr 2018  

„mehr als 50.000 VerkäuferInnen Sozialleistungen in Anspruch nahmen, obwohl sie sozial-
versicherungspflichtig beschäftigt waren. Knapp 5000 davon hatten eine Vollzeitstelle. In der Alten-
pflege stockten mehr als 17.000 Beschäftigte auf, ein Zehntel davon in Vollzeitbeschäftigung. Auch 
mehr als 1600 Beschäftigte in der Krankenpflege oder in Rettungsdiensten verdienten mit ihrer 
Vollzeitstelle nicht genug, um Wohnung und Lebensunterhalt zu bestreiten.“ (Bauchmüller 2020) 

Eine deutliche Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns würde sicher nicht alle Probleme beseitigen, die mit 

Arbeit im Niedriglohnsektor verbunden sind. Sie wäre jedoch ein überfälliges Signal gesellschaftlicher Aner-

kennung, die sich nicht zuletzt in Geld ausdrückt. Für Pflege, Krankenhausreinigung und Einzelhandel wird 

derzeit breit diskutiert, dass deutliche Lohnerhöhungen notwendig sind – macht die Corona-Pandemie doch 

überdeutlich, wie „systemrelevant“ die dortigen Tätigkeiten sind, von deren Vergütung man (bzw. weit 

häufiger: frau) meist nicht leben kann.  
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9. Empfehlungen

Welche Empfehlungen lassen sich nun aus den obigen Ausführungen ableiten? Vier Punkte verdienen

besondere Beachtung.

1. Eine markante Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohnes ist unbedingt erforderlich. 12 Euro

würden etwa 60 Prozent des Medianeinkommens entsprechen und damit als „Living Wage“ gelten.

Allerdings würde selbst dies nicht ausreichen, um Anspruch auf eine Alterssicherung zu begründen,

die ergänzende Sozialleistungen überflüssig macht. Die Erhöhung müsste also größer ausfallen.

2. Die Neujustierung des Mindestlohns sollte mit der Abschaffung von Minijobs einhergehen, um zu

verhindern, dass die Kombination von gesetzlichen (bzw. tariflichen) Vergütungsstandards und der

Einkommensgrenze für die Sozialversicherungspflicht weiterhin als Vehikel für Leistungsverdichtung

genutzt wird. Der Umstand, dass immer mehr Erwerbstätige (als MinijobberInnen, aber auch als

Alleinselbständige) keinen Anspruch auf Schutz durch die Sozialversicherung erwerben, schwächt die

finanziellen Grundlagen dieser Systeme und schafft enorme Risiken für die Betroffenen, während der

Erwerbsphase und im Alter. Daher sollte Erwerbsarbeit ab dem ersten Euro sozialversichert sein.

Dies gilt auch für geringfügige Nebenbeschäftigungen. Aktuelle Diskussionen über die Finanzier-

barkeit einer künftigen Grundrente zeigen einmal mehr, dass die Verknüpfung von Erwerbsarbeit und

sozialer Sicherung nur dann halbwegs krisenfest gestaltet werden kann, wenn einklagbare

Rechtsansprüche auf Leistungen bestehen.

3. Angesichts der Tatsache, dass gesetzliche Mindestlöhne (bei weitem nicht nur in der Fleischindustrie

und im Gebäudereiniger-Handwerk) zwar oftmals formal gezahlt, aber faktisch mit Hilfe vielfältiger

Praktiken unterschritten werden, sind wirkungsvolle Kontrollen unerlässlich – dies betrifft neben der

Vergütungshöhe auch Arbeitszeitgestaltung und Leistungsvorgaben.

4. Die Höhe des gesetzlichen Mindestlohns, der angesichts stark rückläufiger Tarifbindung immer

häufiger nicht mehr als Untergrenze, sondern als Maß der tatsächlichen Vergütung fungiert, muss so

gestaltet sein, dass Deutschland sich innerhalb Europas nicht länger als „Billiglohn-Standort“ für

manche Branchen profiliert.

Die aktuellen Verwerfungen durch die Corona-Pandemie machen überdeutlich, dass eine Abkehr von der 

jahrzehntelang praktizierten Niedriglohnstrategie überfällig ist. Die Alternative besteht darin, existenz-

sichernde Vergütungen zu garantieren, die stabile soziale Absicherung begründen und der Anerkennung für 

gesellschaftlich relevante Tätigkeiten Ausdruck geben, von denen man derzeit allzu oft nicht leben kann. Nach 

dieser Krise, so der weit verbreitete Konsens, werden gerade in Bezug auf die Arbeitswelt viele Selbstverständ-

lichkeiten nicht mehr gelten. Die Mindestlohn-Kommission kann und sollte dazu beitragen, dass „Armut trotz 

Arbeit“ dazu gehört. 
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3. Anhörung zu den Auswirkungen des geltenden gesetzlichen Mindestlohns

Der SoVD bewertet die Auswirkungen des seit Januar 2015 geltenden 
gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland grundsätzlich als positiv. Zum 
1. Januar 2015 fielen rund vier Millionen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer in Deutschland unter den Mindestlohnschutz. Entgegen aller
warnenden Stimmen hat die Einführung des Mindestlohns nicht zu einer
Reduzierung von Arbeitsplätzen geführt.

Die Beschäftigung ist seit Einführung des Mindestlohns insgesamt gestiegen: 
Die Erwerbstätigkeit stieg im Jahr 2016 gegenüber dem Jahr 2015 um 1,3 
Prozent; im Jahr 2018 gegenüber 2017 ist sie ebenfalls um 1,3 Prozent 
gestiegen. 

Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland hat in den 
ersten beiden Jahren zu deutlichen Steigerungen der durchschnittlichen 
Stundenlöhne am unteren Rand des Lohnspektrums geführt. Laut SOEP-
Daten ist der durchschnittliche Stundenlohn der untersten 10 Prozent der 
Stundenlohnverteilung von 2014 bis 2016 um insgesamt 15 Prozent 
gestiegen und von 2015 bis 2016 zudem deutlich stärker gewachsen als der 
Stundenlohn höherer Lohn-Dezile. Insbesondere im Gastgewerbe, 
Einzelhandel und in der Fleischverarbeitung haben Beschäftigte von dem 
eingeführten Mindestlohn profitiert.  

Eine Studie des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) von 
2018 belegt, dass die Stundenlöhne im Niedriglohnsektor um insgesamt 13 

20. März 2020
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Prozent gestiegen sind. Damit konnte in vielen Fällen Einkommensarmut 
zunächst abgemildert werden. Der Lohnzuwachs im Niedriglohnsektor ist 
jedoch insbesondere auf die Stellenwechsel von Beschäftigten 
zurückzuführen, die häufig bei größeren Betrieben eine neue Beschäftigung 
gefunden haben, die besser bezahlt ist. Berechnungen von Forschern des 
Nürnberger Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) sowie des 
Londoner University College zufolge, sind etwa ein Viertel des gesamten 
durch den Mindestlohn herbeigeführten Lohnanstiegs auf solche 
Stellenwechsel zurückzuführen. 
Trotz der Einführung des Mindestlohns stagniert der Anteil der 
Niedriglohnbeschäftigten weiterhin auf einem im Vergleich der EU-Länder 
besonders hohen Niveau: Laut dem Deutschen Institut für 
Wirtschaftsforschung (DIW) betrug der mittlere Bruttostundenlohn in 
Deutschland (ohne Auszubildende, Praktikantinnen und Praktikanten) im Jahr 
2017 16,20 Euro. Die Schwelle zum Niedriglohnbereich lag bei 10,80 Euro – 
das entspricht 60 Prozent des nationalen Medianlohns. Beschäftigte, die 
Mindestlohn beziehen, aktuell 9,35 Euro, bleiben also im unteren 
Niedriglohnbereich verhaftet. 2018 arbeitete jeder fünfte Beschäftigte im 
Niedriglohnsektor.  

2018 erhielten insgesamt 2,4 Millionen Beschäftige in ihrer Haupttätigkeit 
weniger als den Mindestlohn (2018: 8,84 Euro). DIW-Schätzungen zufolge 
sind es sogar 3,8 Millionen Beschäftigte, wenn man den tatsächlichen 
Stundenlohn, also auch Überstunden, heranzieht. Geringfügig Beschäftigte 
treffen Mindestlohnumgehungen besonders häufig: Fast jeder zweite 
Anspruchsberechtigte erhält keinen Mindestlohn. Darüber hinaus sind 
ausländische, junge und ostdeutsche Arbeitnehmer*innen sowie Beschäftigte 
in kleineren Unternehmen in besonderem Maße von 
Mindestlohnumgehungen betroffen – vor allem im Gastgewerbe, im 
Einzelhandel und in der Leih- und Zeitarbeit. Zwar werden die 
Lohnuntergrenzen offiziell meist eingehalten, problematisch ist aber, 
dass insbesondere die Angaben zur Arbeitszeit oft falsch sind. Ein weiteres 
Problem ergibt sich dadurch, dass z.B. bei Reinigungsdiensten durch eine 
Erhöhung der zu reinigenden Objekte innerhalb der vereinbarten 
Arbeitszeit bei Beschäftigten der Mindestlohn de facto unterlaufen 
wird. Nicht selten ergeben sich aus diesen Arbeitserfordernissen 
Überstunden, die nicht entgolten werden.  
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Der Mindestlohn ist in seiner derzeitigen Form als arbeitsmarktpolitische 
Maßnahme nur bedingt geeignet, um Lohnarmut nachhaltig und effektiv zu 
begegnen und vor Altersarmut zu schützen. Das zeigt auch eine schriftliche 
Anfrage aus dem Bundestag. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
räumte im Mai 2018 ein, dass eine beschäftigte Person 45 Jahre lang mit einer 
wöchentlichen Arbeitszeit von 38,5 Wochenstunden mindestens 12,63 Euro 
verdienen müsste, um im Alter eine Rente zu bekommen, welche über der 
Grundsicherungsschwelle läge. Einen nachhaltigen Schutz vor Altersarmut 
bietet der derzeitige Mindestlohn also nicht. 

Man hoffte mit der Einführung des Mindestlohns außerdem die Zahl der 
Beschäftigten, die trotz Vollzeitbeschäftigung Grundsicherungsleistungen in 
Anspruch nehmen müssen – reduzieren zu können. Laut einer Studie des WSI 
ist die Anzahl der sogenannten Aufstocker im Jahr 2015 und 2016 nur 
geringfügig zurückgegangen und 2017 sogar wieder angestiegen. 2017 
haben mehr als 190.000 Vollzeitbeschäftigte zusätzlich 
Grundsicherungsleistungen bezogen. Zurückzuführen ist dies nicht nur auf 
größere Haushalte mit nur einem Verdienenden, sondern auch auf die 
gestiegenen Wohnkosten.  

In einer Kleinen Anfrage an die Bundesregierung fragte die Linksfraktion, ob 
die gegenwärtige Höhe des Mindestlohns einen angemessenen 
Mindestschutz – orientiert an den derzeitigen ALG-II-Leistungen – erreichen 
würde. Konkret fragte die Fraktion, wie hoch der Bruttolohn eines 
Vollzeitbeschäftigten in denjenigen Kreisen und kreisfreien Städten sein 
müsste, in denen die durchschnittlichen tatsächlichen Wohnkosten über den 
als angemessen anerkannten Wohnkosten liegen, damit Arbeitnehmer*innen 
nicht als Aufstocker in den ALG-II-Bezug geraten.  

Die Antwort: In München müsste der Bruttolohn bei 11,01 Euro für eine 
alleinstehende Person liegen, in Berlin bei 9,76 Euro, in Hamburg bei 10,13 
Euro. Bei Alleinerziehenden mit einem Kind unter 6 Jahren wäre in München 
ein Stundenlohn von 12,76 Euro erforderlich, in Berlin von 10,60 Euro und in 
Hamburg von 12,16 Euro, um nicht auf ALG-II-Leistungen angewiesen zu sein. 
In dieser Berechnung geht es allerdings nur darum, welche 
durchschnittlichen Bruttolohnwerte regionsbezogen aufgrund der hohen 
Wohnkosten erforderlich wären, um bei Vollzeitbeschäftigung nicht 
zusätzlich mit SGB-II-Leistungen aufstocken zu müssen. Die berechneten 
Brutto-Mindestlohn-Werte geben dabei noch keine Auskunft über den Schutz 
vor Altersarmut. 2018, so berechnete das BMAS, wäre bei 
Vollzeitbeschäftigung ein Mindestlohn in Höhe von 12,63 Euro erforderlich 
gewesen, um bei einer Beschäftigungsdauer von 45 Jahren eine 
alleinstehende Person effektiv vor Altersarmut zu schützen (siehe Abschnitt 
weiter oben). Das zeigt: Die derzeitige Ausgestaltung des Mindestlohns (in 
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Verbindung mit den angestiegenen Wohnkosten und der Absenkung des 
Rentenniveaus) reicht nicht aus, um ein Leben über Grundsicherungsniveau 
zu ermöglichen. 

Forderungen des SoVD für eine bessere Ausgestaltung des Mindestlohns: 

Bundesweit hat die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) beim Zoll vom 
1. Januar bis 30. November 2017 insgesamt 5.050 
Ordnungswidrigkeitenverfahren wegen Verstößen gegen das 
Mindestlohngesetz eingeleitet. Das entspricht in etwa 9 Prozent der 
untersuchten Fälle. Rund die Hälfte der Verfahren gehen darauf zurück, dass 
der Mindestlohn nicht gezahlt wurde. Die übrigen Verstöße beziehen sich vor 
allem auf die Pflicht zur Dokumentation der Arbeitszeit. Eine 
Dokumentationspflicht besteht jedoch nur für geringfügig Beschäftigte und 
nur in bestimmten Branchen1.  

Hier sind Maßnahmen erforderlich, die eine Einhaltung des Mindestlohns 
garantieren: Dies kann beispielsweise durch eine erhebliche personelle 
Stärkung der Kontrollinstitutionen wie Zoll und Rentenversicherung 
ermöglicht werden. Die Arbeit der Finanzkontrolle Schwarzarbeit des Zolls 
wird auch durch unklare Arbeitszeitaufzeichnungen erschwert. Hier wäre eine 
transparente rechtliche Regelung nötig, die die Arbeitszeiterfassung regelt 
und den Beschäftigten auch ein Anrecht auf Unterlageneinsicht gewährt. Das 
geplante Arbeitszeiterfassungsgesetz des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales wäre hier ein wichtiger Schritt. 

Unklarheiten bestehen auch bezüglich des Mindestlohns z.B. in Hinblick auf 
leistungsabhängige Bezahlung und die Anrechenbarkeit von 
vermögenswirksamen Leistungen, Nachtzuschlägen oder Urlaubsgeld. Hier 
muss der Gesetzgeber nachbessern und sicherstellen, dass oben genannte 
Leistungen/Zahlungen, auf den Mindestlohn nicht angerechnet werden 
dürfen. 

Ein weiteres grundsätzliches Problem ist, dass viele Betroffene aus Angst um 
ihren Job nicht bereit sind, ihre Ansprüche vor Gericht einzuklagen. Hier ist 
ein besonderer Schutz und transparente sowie breite Aufklärung für 
Betroffene nötig. Um die Rechte Betroffener zu stärken, befürwortet der SoVD 
daher eine Beweislastumkehr im gerichtlichen Verfahren, damit betroffene 
Arbeitnehmer*innen eine Zahlung des Mindestlohns überhaupt durchsetzen 
können. Darüber hinaus spricht sich der SoVD in dem Kontext für ein 
Verbandsklagerecht aus, damit die betroffenen Arbeitnehmer*innen nicht 

1 Z.B. im Baugewerbe, in Gaststätten und Herbergen, im Speditions-, Transport und 
Logistikbereich, bei Unternehmen der Forstwirtschaft, Gebäudereinigung, Messebau 
und Fleischwirtschaft.  
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selbst vor Gericht auftreten müssen, sondern sich durch Gewerkschaften und 
sonstige Verbände vertreten lassen können. So wäre gewährleistet, dass 
Arbeitnehmer*innen nicht aus Ängsten vor einem möglichen 
Arbeitsplatzverlust auf ihr Klagerecht verzichten. 

Die Einführung des Mindestlohns ist zwar ein wichtiger, aber auch nur ein 
erster Schritt in die richtige Richtung. Die heute geltende Lohnuntergrenze 
verhindert grundsätzlich zwar Niedrigstlöhne, eine effektive Zurückdrängung 
von Armut trotz Vollzeitbeschäftigung kann mit dem aktuellen Mindestlohn 
in Höhe von 9,35 Euro jedoch nicht erreicht werden. Der Mindestlohn müsste 
(auf ein armutsfestes Niveau) angehoben und jährlich angepasst werden, um 
Reallohnverlusten vorzubeugen und fortlaufend ein existenzsicherndes 
Niveau zu erreichen. Darüber hinaus muss der Mindestlohn für Alle gelten! 
Die im Mindestlohngesetz genannten Ausnahmen für unter 18-Jährige sowie 
für Langzeitarbeitslose müssen abgeschafft werden.  

Außerdem fordert der SoVD, den Mindestlohn auch auf Beschäftigte in 
Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) zu erstrecken und somit ein 
wichtiges Signal zu setzen: Obwohl auch die WfbM eine Reha-Einrichtung ist, 
arbeiten die Werkstatt-Beschäftigten dort oft über viele Jahre und leisten eine 
gesellschaftlich wertvolle Arbeit, die durch den Mindestlohn Anerkennung 
erfahren sollte. Der SoVD fordert darüber hinaus ein Konzept, das die 
Sonderstruktur Werkstätten langfristig in Richtung eines inklusiven 
Arbeitsmarktes weiterentwickelt.  

Alle erwerbsfähigen Menschen haben das Recht auf gute Arbeit. Arbeit darf 
nicht krank machen. Arbeit muss Raum für die freie Entfaltung der 
Persönlichkeit schaffen und individuelle Talente fördern. Arbeit muss ein 
Leben in sozialer und materieller Sicherheit ermöglichen und die Teilhabe 
am Leben in der Gesellschaft sicherstellen. Eine rasche, nachhaltige und 
ursachenbezogene Bewältigung von Armut in Deutschland muss für den 
Sozialstaat, für eine funktionierende Demokratie und für ein solidarisches 
Gemeinwesen von höchster Priorität sein. 

Weitere SoVD-Forderungen: 

Um prekäre Beschäftigung nachhaltig und effektiv zu begegnen, müssen 
weitere arbeitsmarktpolitische Maßnahmen ergriffen werden. Dazu zählen 
die Einschränkung von Leiharbeit, die Bekämpfung der Missbräuche von 
Werkverträgen und von prekären Solo-Selbstständigkeiten, eine hohe 
Tarifbindung und die Beschränkung befristeter Beschäftigung auf das 
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Vorliegen eines sachlichen Grundes. Statt geringfügiger Beschäftigung 
fordert der SoVD reguläre Voll- und Teilzeitarbeit mit Sozialversicherung zu 
tariflichen beziehungsweise ortsüblichen Löhnen. 

Berlin, 20. März 2020 

DER BUNDESVORSTAND 
Abteilung Sozialpolitik 
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Sozialverband VdK Deutschland
(VdK)
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1. Grundsätzliche Einschätzung zu den Auswirkungen des
gesetzlichen Mindestlohns

Für den Sozialverband VdK Deutschland ist der gesetzliche Mindestlohn eine Erfolgs-
geschichte. Für mehrere Millionen Menschen im Niedriglohnsektor hat er eine untere 
Haltelinie für einen würdigen Lohn eingezogen. Erstmals seit langer Zeit sorgte er für 
Lohnsteigerungen bei der untersten Einkommensgruppe ohne zum befürchteten 
Arbeitsplatzabbau zu führen. Im Gegenteil wurden im Zuge seiner Einführung sogar mehr 
sozialversicherungspflichtige Stellen geschaffen. 

Nichtsdestotrotz ist der gesetzliche Mindestlohn immer noch viel zu niedrig, um 
Einkommensarmut effektiv zu beseitigen und für eine ausreichende Alterssicherung zu 
sorgen. Wer momentan ein Leben lang in Vollzeit arbeitet und weniger als 13 Euro die 
Stunde verdient, wird nur eine Rente auf Grundsicherungsniveau oder ganz knapp darüber 
erhalten. Nach einem Leben voller Arbeit muss man aber von seiner Rente leben können, 
darauf müssen die Bürger vertrauen können. Altersarmut gehört zu den drängendsten 
sozialpolitischen Herausforderungen. Um sie zu bekämpfen braucht es neben 
Verbesserungen in der gesetzlichen Rentenversicherung zunächst erst einmal Löhne, von 
denen man ausreichend Beiträge einzahlen kann. Um eine Rente zu erwirtschaften, die 
nennenswert über dem Grundsicherungsniveau liegt, braucht es einen minimalen Lohn von 
13 Euro pro Stunde. Der VdK fordert eine sofortige Erhöhung des gesetzlichen 
Mindestlohns auf 13 Euro, um Altersarmut effektiv zu bekämpfen. 

Die Corona-Pandemie hat uns vor Augen geführt, wer eigentlich die systemrelevanten und 
damit wichtigen Tätigkeiten ausübt. Es sind die Beschäftigten in der grundlegenden 
Versorgung, in der Pflege und in den Supermärkten. Es sind die Paketzusteller und 
Reinigungskräfte. Sie halten das Land am Laufen, werden aber meist schlecht bezahlt. Sie 
arbeiten gerade Doppelschichten und setzen sich dem Infektionsrisiko aus. Applaus und 
Prämien sind gut und schön, aber verbessern nicht langfristig die Einkommenssituation. 
Auch aus diesen Gründen fordert der VdK die Erhöhung des Mindestlohns auf 13 Euro 

Die Corona-Pandemie führt einerseits zu steigenden Lebenshaltungskosten, die gerade  
Geringverdiener überproportional belasten. Andererseits führt sie zu einer 
Nachfrageschwäche, die ein solider Mindestlohn zumindest teilweise ausgleichen kann. Da 
durch die weltweite Corona-bedingte Wirtschaftskrise die internationale Nachfrage einbricht, 
ist es umso wichtiger den heimischen Absatzmarkt zu stärken, um Arbeitsplätze zu erhalten. 
Weiterhin wirkt der Mindestlohn stabilisierend auf das Lohnniveau und damit auf die 
Wirtschaft, indem er die Kaufkraft und Binnennachfrage erhöht. Auf diese Weise kann ein 
starker Mindestlohn als Wirtschaftsmotor und als Gegenmaßnahme zur Rezession 
fungieren. 

Trotz des gesetzlichen Anspruchs enthalten Arbeitgeber ihren Mitarbeitern den Mindestlohn 
vor, in dem sie beispielsweise unbezahlte Überstunden verlangen. Daher muss die für die 
Überwachung zuständige Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) strukturell reformiert und 
gestärkt werden. Arbeitszeitvereinbarungen und -aufzeichnungen müssen stärker kontrolliert 
werden. Die Dokumentations- und Nachweispflichten müssen zügig gesetzlich verankert 
werden. 

310



Die Durchsetzung des Anspruchs auf den gesetzlichen Mindestlohn muss für die 
Beschäftigten gestärkt werden, indem hier eine Beweislastumkehr und eine 
Verbandsklagebefugnis im Arbeitsrecht eingeführt wird. 

Weiterhin muss der Mindestlohn ausnahmslos für alle gelten. Bisherige Sonderregelungen 
sind unbegründet und höhlen das Mindestlohngesetz aus. 

2. Auswirkungen und Umsetzung des gesetzlichen Mindestlohns
sowie dessen Erhöhungen auf 9,19 Euro zum 1. Januar 2019
sowie auf 9,35 Euro zum 1. Januar 2020 im Einzelnen

2.1. Lohneffekte 

Trotz seiner relativ geringen Höhe hat der gesetzliche Mindestlohn zu einem beschleunigten 
Wachstum der Löhne im unteren Lohnsegment geführt. So ist nach einer aktuellen Studie 
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) der durchschnittliche Stundenlohn 
der unteren Einkommensgruppe von 2014 bis 2016 um 15 Prozent gestiegen, im Gegensatz 
zu den Jahren davor als die Steigerung hier gerade mal ein Prozent betrug. 

Der Mindestlohn konnte bisher aber nicht die Erwerbsarmut beseitigen. So ist nach einer 
Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) kein positiver Effekt der 
gesetzlichen Lohnuntergrenze auf die Armutsgefährdungsquote nachweisbar. Dies liegt 
daran, dass das aktuelle Niveau von 9,35 Euro gerade einmal 46 Prozent des mittleren 
Einkommens entspricht. Aber erst ab 60 Prozent des Medianeinkommens kann man von 
einem armutsvermeidenden Einkommen sprechen. 

Bei seiner augenblicklichen Höhe liegt der deutsche Mindestlohn auch im europäischen 
Vergleich auf den hinteren Plätzen. So erreicht zum Beispiel der Mindestlohn in Frankreich 
61,6 Prozent des Medianeinkommens und kann somit als existenzsichernd gelten. Nach 
letzten Studien des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) liegt 
Deutschland sogar noch unter dem europäischen Durchschnitt, der bei knapp 51 Prozent 
des mittleren Einkommens liegt. Auch bei den Zuwachszahlen liegt Deutschland weit zurück, 
so stiegen die gesetzlichen Lohnuntergrenzen europaweit im Durchschnitt inflationsbereinigt 
um 4,4 Prozent und in Deutschland nur um 0,3 Prozent. 

Gerade im Zuge der aktuellen Debatte um die Einführung eines europäischen Mindestlohns, 
welche sich die Bundesregierung ja auch in ihrem Koalitionsvertrag als Ziel festgeschrieben 
hat, muss sich der deutsche Mindestlohn an allgemeingültigen Maßstäben messen lassen. 
Denn nur solche können dafür sorgen, dass innerhalb der Europäischen Union nicht einzelne 
Staaten Lohndumping betreiben und es zu Wettbewerbsverzerrungen kommt. Natürlich kann 
aufgrund der unterschiedlichen Wirtschaftsniveaus und Lebenshaltungskosten kein 
einheitlicher Wert festgelegt werden. Aber sehr wohl gemeinsame Standards, die jeweils 
eingehalten werden müssen. Naheliegend und von vielen Experten gefordert wäre die 
armutsvermeidende 60-Prozent-Marke des Mittleren Einkommens ein solcher Standard. 

Die Corona-Pandemie hat gezeigt, die Wirtschaft kann sich auf den Staat verlassen, der mit 
schnellen unbürokratischen Hilfen in Milliardenhöhe die Unternehmen unterstützt. Eine 
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solche Hilfe darf aber keine „Einbahnstraße“ sein, sondern beinhaltet dann auch eine 
Verpflichtung der Wirtschaft gegenüber dem Staat und der Gesellschaft. Deswegen muss die 
Wirtschaft ihre soziale Verantwortung wahrnehmen und für Löhne sorgen, von denen man 
leben kann. 

Leider zeigt sich immer wieder, dass dies auf freiwilliger Basis nicht funktioniert, sondern es 
einer gesetzlichen Lohnuntergrenze bedarf. So verzeichnen Supermärkte, Drogerieketten 
und Baumärkte zurzeit beträchtliche Umsatzzuwächse. Doch statt der Forderung nach 
besseren Gehältern für die stark belastete Belegschaft nachzukommen, werden im besten 
Fall Einkaufsprämien zu den Feiertagen verteilt. Wohltätige Gaben sind aber kein Ersatz für 
eine faire Entlohnung. 

Über die Höhe der Löhne darf eben nicht Angebot und Nachfrage von Arbeitskraft 
entscheiden, denn schließlich sind Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer keine Waren, die 
flexibel am Markt verschoben werden. Es sind Menschen, die örtlich und sozial eingebunden 
sind, und deswegen nicht nach rein ökonomischen Gesichtspunkten handeln können. Durch 
diese Umstände können Arbeitgeber oft einseitig die Lohnhöhe diktieren. Und bisher zahlen 
sie eben teilweise so niedrige Löhne, dass die Beschäftigten davon allein nicht leben 
können. 

Es dürfte eigentlich nicht sein, dass Menschen neben ihrem Lohn noch auf staatliche 
Mindestsicherungsleistungen angewiesen sind. Sogenannte Aufstocker sind 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die zusätzlich zu ihrem Erwerbseinkommen 
Grundsicherungsleistungen beziehen müssen. Im Grunde findet hier eine Subventionierung 
der Arbeitgeber durch die öffentliche Hand statt. Die Arbeitgeber zahlen zu geringe Löhne 
und verlassen sich darauf, dass der Sozialstaat dann schon für die Existenzsicherung der 
Beschäftigten sorgen wird. Ohne die staatlichen Mindestsicherungsleistungen würden solche 
Arbeitsmodelle somit gar nicht funktionieren. Laut einer aktuellen Studie des IAB sind aber 
keine signifikanten Auswirkungen des bisherigen gesetzlichen Mindestlohns auf die Anzahl 
der Aufstocker erkennbar. Dies dürfte wohl an der augenblicklich zu geringen Höhe der 
gesetzlichen Lohnuntergrenze liegen. 

Insbesondere Alleinerziehende mit einem Kind unter sechs Jahren und Singlehaushalte sind 
auf zusätzliche Grundsicherungsleistungen angewiesen. In den meisten Kreisen haben 
alleinerziehende Vollzeitbeschäftigte, die den Mindestlohn bekommen, weniger Geld zur 
Verfügung als den Regelsatz in der Grundsicherung, wie aus der Antwort der 
Bundesregierung auf eine kleine Anfrage aus 2017 hervorgeht. Das mit Mindestlohn erzielte 
Einkommen reicht häufig nicht, um Miet- und Heizkosten zu decken. Natürlich ist das 
Problem der extrem hohen Mieten gerade in den Großstädten nicht allein durch den 
Mindestlohn zu lösen, sondern hier braucht es eine starke soziale Wohnungspolitik. 

Bei einem einheitlichen Mindestlohn besteht das Problem der regional unterschiedlich hohen 
Lebenshaltungskosten. Das vereinzelt diskutierte und in Großbritannien schon teilweise 
praktizierte Konzept des Living Wage, also eines Existenzlohns oder Lohns zum Leben, geht 
davon aus, wieviel Geld der Mensch in seiner Region zur Existenzsicherung braucht. Die 
Höhe wird nach dem Warenkorbmodell berechnet und die regional unterschiedlichen 
Wohnkosten werden mit einbezogen. Problematisch bei dem Konzept ist aber, dass es allein 
auf Freiwilligkeit der Arbeitgeber beruht. Sie sollen in Gegenden mit hohen 
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Lebenshaltungskosten freiwillig höhere Löhne bezahlen. Es ist sehr fraglich, ob 
Unternehmen sich selbst ohne gesetzlichen Druck zu höheren Zahlungen verpflichten und 
damit vielleicht auch Wettbewerbsnachteile in Kauf nehmen. Die Diskussionen zum Living 
Wage-Konzept sind insofern hilfreich, als dass sie den Fokus auf den 
Existenzsicherungsaspekt beim gesetzlichen Mindestlohn legen. Außerdem sind sehr wohl 
gesetzliche Regelungen möglich, die für gewisse Regionen, gerade teure Großstädte, 
höhere Lohnuntergrenzen vorgeben. So werden zum Beispiel jetzt schon bei der Vergabe 
von öffentlichen Aufträgen vereinzelt höhere Mindestlöhne als Zugangsvoraussetzung für die 
Ausschreibungen angesetzt. Diese sogenannten Landesmindestlöhne betragen zum Beispiel 
in Bremen 11,13 Euro und in Berlin 12,50 Euro. 

Die aktuelle bundeseinheitliche Untergrenze ist nicht nur zu gering, um die 
Lebenshaltungskosten abzudecken, mit ihr ist auch keine auskömmliche Rente zu 
erwirtschaften. So ist nach der Antwort des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales auf 
eine kleine Anfrage aus dem Jahr 2018 ein Stundenlohn von mindestens 12,63 Euro 
notwendig, um nach 45 Arbeitsjahren bei Vollzeitbeschäftigung eine Rente knapp oberhalb 
des durchschnittlichen Bruttobedarfs in der Grundsicherung im Alter zu erhalten. Es ist 
absolut nicht vertretbar, dass ein Mensch sein Leben lang in Vollzeit arbeitet und für sein 
Alter vorsorgt, indem er in die gesetzliche Rentenversicherung einzahlt, und am Ende doch 
auf Grundsicherung angewiesen ist oder mit seiner Rente nur um ein paar Euro darüber 
liegt. Neben einem stabilen staatlichen Rentensystem dürfen Löhne nicht unter einer 
gewissen Höhe liegen, damit man davon überhaupt eine Altersvorsorge über dem 
Existenzminimum aufbauen kann. Diese minimale Höhe muss momentan bei 13 Euro liegen, 
damit eine Altersrente erwirtschaftet werden kann, die nennenswert über der 
Grundsicherungsschwelle liegt. 

Um eine ausreichende Absicherung für die Lebenshaltungskosten und auch für die 
Altersvorsorge zu erreichen und Preissteigerungsraten abzufedern, braucht es eine 
einmalige kräftige Erhöhung. Die bisherigen Minischritte bei der Anpassung des 
Mindestlohns werden den Anforderungen an eine gerechte Entlohnung und eine armutsfeste 
Arbeit nicht gerecht. Es ist nicht sachgerecht, die Mindestlohnhöhe allein auf Grundlage des 
Tarifindexes zu ermitteln.  

Als der gesetzliche Mindestlohn eingeführt wurde, ist die Untergrenze aus Angst vor 
negativen Arbeitsmarkteffekten sehr niedrig angesetzt wurden. Es hat sich gezeigt, dass 
diese auch nach fünf Jahren Bestandskraft nicht eingetreten sind, im Gegenteil gab es einen 
Zuwachs an sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen. 

Aus den vorgenannten Gründen fordert der VdK eine einmalige kräftige Erhöhung des 
gesetzlichen Mindestlohns auf 13 Euro. 

2.2. Durchsetzung des gesetzlichen Mindestlohns 

Immer noch erhalten viele anspruchsberechtigte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
weniger als den gesetzlichen Mindestlohn. Das DIW geht davon, dass schon bei sehr 
konservativen Annahmen mindesten 1,3 Millionen Anspruchsberechtigte weniger als den 
Mindestlohn erhalten. Wenn man die angegebenen Überstunden noch mit einbezieht, steigt 
die Zahl der Beschäftigten, die um ihren Lohn betrogen werden, sogar auf 3,8 Millionen. 
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Zwischen diesen Werten werden immer wieder verschiedene Angaben zur Anzahl der 
Umgehungen des Mindestlohns genannt, immer abhängig von den Parametern, die 
zugrunde gelegt werden. Dies zeigt deutlich wie schwierig es ist, einen genauen Wert zur 
Einhaltung des Mindestlohns zu ermitteln, da es bisher keine ausreichende gesetzliche 
Vorgabe zur Arbeitszeiterfassung gibt. 

Das Urteil des europäischen Gerichtshofs aus dem Jahr 2019 schreibt nunmehr vor, dass 
alle Arbeitgeber die Arbeitszeiten systematisch erfassen müssen. Die Umsetzung dieses 
Urteils in eine gesetzliche Regelung steht in Deutschland noch aus. Es ist aber zu hoffen, 
dass durch die systematische Erfassung endlich auch eindeutige Zahlen zur Umsetzung des 
Mindestlohns ermittelt werden können. 

Die Diskussionen um eine Lockerung der Dokumentations- und Nachweispflichten der 
Arbeitgeber, wie sie immer wieder gefordert wurden, sind hiermit hoffentlich ein für alle Mal 
beendet. Denn eine solche Lockerung würde die Durchsetzung des gesetzlichen 
Mindestlohns erheblich erschweren und vermutlich die schon jetzt hohe Anzahl von 
Verstößen gegen die Untergrenze noch erhöhen. So vermutet das DIW, dass der 
Mindestlohn häufig mit Hilfe von Überstunden umgangen wird und die Anzahl der 
Umgehungen sogar noch im Laufe der Jahre zugenommen hat. 

Dies liegt zum Teil auch daran, dass immer noch keine effektive Überwachung der 
Umsetzung des gesetzlichen Mindestlohns durch die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) 
stattfindet. Als problematisch bei den Kontrollen erweist sich auf der einen Seite die 
Tatsache, dass die Arbeitszeiten bisher nicht ausreichend dokumentiert sind und 
Arbeitsverträge mit nicht eindeutigen Arbeitszeitangaben geschlossen werden, auf der 
anderen Seite werden die Kontrollen einfach zu selten durchgeführt. 

Die FKS kämpft schon seit einiger Zeit mit strukturellen Mängeln und hat Schwierigkeiten 
ihren gesetzlichen Auftrag zu erfüllen. So sank die Kontrolldichte nach Einführung des 
gesetzlichen Mindestlohns in den darauffolgenden Jahren sogar noch. Obwohl man der 
Forderung nach besserer finanzieller und personeller Ausstattung der FKS nachgekommen 
ist und 2019 die Planstellen erhöht hat, bleibt es doch fraglich, ob sie ihren Kontrollauftrag 
nunmehr effektiv ausführen kann. So weiß man auch aus internen Berichten, dass die FKS 
gerade eher das Problem hat, ihre freien Stellen überhaupt zu besetzen und erfahrenes 
Personal zu halten. Bisherige Organisationsreformen hatten eher zur Schwächung der FKS 
geführt. Es ist somit Aufgabe der Politik, die FKS durch gezielte Reformen neu zu 
strukturieren und zu stärken. 

Obwohl sich der gesetzliche Mindestlohn in der Bevölkerung einer breiten Zustimmung 
erfreut, lässt die hohe Anzahl von Umgehungen darauf schließen, dass er in der Arbeitswelt 
noch keine Selbstverständlichkeit darstellt. Erschwerend kommt hierbei hinzu, dass es für 
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht so einfach ist, sich gegen Verstöße gegen 
den gesetzlichen Mindestlohn zu wehren. 

Die Klage- und Beweislast für Lohnunterschreitungen liegen bei den Angestellten, die gerade 
in prekären Beschäftigungsverhältnissen aus Angst vor dem Arbeitsplatzverlust das 
Einfordern ihres Anspruchs oft scheuen. So scheitert der Nachweis einer Entlohnung unter 
dem gesetzlichen Mindestlohn oft schon daran, dass die Beschäftigten ihre geleisteten 
Arbeitszeiten nicht beweisen können. Da der Arbeitgeber ja sowieso zur Dokumentation der 
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Arbeitszeiten verpflichtet ist und somit über die Nachweise verfügt, ist es nur folgerichtig, 
dass er hier auch die Beweislast trägt. Der einzelne Angestellte macht seinen 
Individualanspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn aber nur in den seltensten Fällen 
wirklich vor Gericht geltend. Schließlich befindet er sich eben nicht auf Augenhöhe mit 
seinem Arbeitgeber, sondern in einem Abhängigkeitsverhältnis und verfügt auch über 
weniger Ressourcen zur gerichtlichen Auseinandersetzung. Deshalb muss hier 
Verbänden wie den Gewerkschaften ermöglicht werden, die Ansprüche von geprellten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern kollektiv durchzusetzen. Der VdK fordert 
zur Durchsetzung der Arbeitnehmerrechte bezüglich des gesetzlichen Mindestlohns 
eine Beweislastumkehr und eine Verbandsklagebefugnis im Arbeitsrecht. 

Nicht nur die zu seltene Sanktionierung von Mindestlohnverstößen, sondern auch die 
bisherigen Ausnahmeregelungen gemäß § 22 Mindestlohngesetz schmälern die Wirksamkeit 
des gesetzlichen Mindestlohns. Es gibt keine Erkenntnisse, dass die Ausnahmeregelungen, 
wie sie zum Beispiel in zeitlicher Begrenzung bei Praktika und bei der Einstellung von 
Langzeitarbeitslosen vorgesehen sind, wirklich positive Effekte auf die Eingliederung in den 
Arbeitsmarkt haben. So werden zum Beispiel bei Einstellungen von Langzeitarbeitslosen die 
Sonderregelungen kaum angewandt. Die Ausnahmeregelungen sind unbegründet und 
höhlen die Akzeptanz des Mindestlohns aus, weswegen sie abgeschafft werden müssen. 

2.3. Auswirkungen auf die Beschäftigungs- und Wirtschaftsentwicklung 

Die vor Einführung des gesetzlichen Mindestlohns geäußerten Befürchtungen, dass dieser 
zu massiven Arbeitsplatzverlusten führen würde – prognostiziert war hier ein Abbau von bis 
zu einer Million Stellen – haben sich auch fünf Jahre später nicht bewahrheitet. Es sind keine 
negativen Beschäftigungseffekte aufgetreten. Im Gegenteil stieg die Anzahl der 
sozialversicherungspflichtigen Voll- und Teilzeitbeschäftigten gerade in den 
Mindestlohnbranchen stärker an als in anderen Sektoren. Laut Aussage des Chefs der 
Landesagentur für Arbeit in Sachsen-Anhalt ging die Arbeitslosigkeit gerade im 
überdurchschnittlichen Maße in sogenannten typischen Mindestlohnberufen, wie 
Fleischverarbeitung oder Verkaufsberufen, zurück. 

Dagegen reduzierte sich die Anzahl der Minijobs seit Einführung des gesetzlichen Mindest-
lohns. So sank laut IAB die Quote der geringfügig Beschäftigten bis 2018 um 4,4 Prozent. Da 
viele dieser Minijobs in reguläre Beschäftigungsverhältnisse umgewandelt wurden, wie aus 
einer Erhebung des Statistischen Bundesamtes von 2018 hervorgeht, handelt es sich auch 
hier um einen positiven Effekt, da geringfügige Beschäftigung nicht existenzsichernd ist und 
in die Altersarmut führt. 

Eine neueste Studie des IAB in Zusammenarbeit mit dem Londoner University College zeigt 
sogar, dass die gesetzliche Lohnuntergrenze sich positiv auf die Volkswirtschaft auswirkt und 
die gesamtwirtschaftliche Produktivität erhöht. Denn durch die Einführung des Mindestlohns 
mussten gerade in Regionen mit einem niedrigen Lohnniveau kleine ineffektive Betriebe 
aufgeben. Die Beschäftigten gingen aber meist nicht in die Arbeitslosigkeit, sondern 
wechselten in größere und stabile Betriebe, die Vollzeitbeschäftigungen anboten. Es kam 
also zu einer Umverteilung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern von weniger 
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produktiven zu produktiveren Betrieben. Dies stellt eine Steigerung der Qualität der 
Beschäftigung und der Unternehmen im volkswirtschaftlichen Sinne dar. 

Trotzdem gibt es immer noch Stimmen aus der Wirtschaft und aus wirtschaftsnahen 
Instituten, die die positiven Effekte des gesetzlichen Mindestlohns allein der guten 
wirtschaftlichen Entwicklung und der niedrigen Mindestlohnhöhe zuordnen wollen. Sie sind 
der Meinung, dass bei einer kräftigen Erhöhung dann wirklich die schon immer 
vorhergesagten massiven Arbeitsplatzverluste eintreten würden und der Mindestlohn sich 
auch erst in einem wirtschaftlichen Abschwung bewähren müsste. 

Ganz aktuell ist ein solcher Abschwung weltweit durch die Corona-Pandemie zu erwarten. 
Diese außergewöhnliche Situation bringt viele Unternehmen in wirtschaftliche Bedrängnis. 
Deshalb ist es auch absolut richtig und wichtig, dass hier staatliche Hilfen entwickelt werden, 
um den Unternehmen bei der Überwindung der konjunkturellen Krise zu helfen. Das 
wichtigste Instrument ist dabei die Kurzarbeit, die Unternehmen hilft ihre qualifizierte 
Belegschaft zu halten. Dieses Ziel muss auch für Menschen gelten, die in den nächsten 
Monaten arbeitslos werden. Sie sollten schnellstmöglich wieder eine Arbeit aufnehmen, die 
so produktiv ist, dass sie mindestens mit 13 Euro Stundenlohn vergütet werden können. In 
der Folge der zu erwartenden Rezession dürfen keine minderwertigen Arbeitsplätze 
entstehen. 

Wenn die unteren Einkommensgruppen jetzt in der Krise schon so überproportional belastet 
werden, dürfen sie dann im Anschluss nicht noch mit Löhnen abgespeist werden, von denen 
man nicht leben kann. Ziel muss es also weiterhin bleiben, den Mindestlohn auf ein existenz- 
und altersvorsorgesicherndes Niveau zu heben. Denn ein auskömmlicher Mindestlohn kann 
nicht nur die schon beschriebenen positiven volkswirtschaftlichen Effekte verstärken, 
sondern auch noch andere wirtschaftsstabilisierende Auswirkungen haben. 

Gerade Niedriglohnbezieher, welche ja hauptsächlich vom Mindestlohn profitieren, bauen oft 
keine Ersparnisse auf, sondern müssen ihren Lohn vollständig für ihren Lebensunterhalt 
ausgeben. Die Lohnzuwächse durch den Mindestlohn speisen somit direkt die Nachfrage auf 
dem heimischen Markt. Die dadurch erzielte Stärkung der Kaufkraft und der 
Binnennachfrage kann einen wichtigen positiven Anstoß für einen wirtschaftlichen 
Aufschwung darstellen. 
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Stellungnahme 

vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V. 

1. Grundsätzliche Auswirkungen des Mindestlohns sowie insbesondere
dessen letzte Erhöhungen auf 9,19 Euro zum 01. Januar 2019 und 9,35
Euro zum 01. Januar 2020

Staatliche Vorgaben zur Lohngestaltung können den Anforderungen des Arbeitsmarktes 
nicht gerecht werden. Dadurch drohen negative Beschäftigungseffekte, Kaufkraftverluste 
und Nachteile für deutsche Unternehmen im internationalen Wettbewerb.  

Die fehlende Marktorientierung von Löhnen schadet vor allem denen, die es am Arbeits-
markt ohnehin am schwersten haben: Berufseinsteigern, Langzeitarbeitslosen und Gering-
qualifizierten. Deshalb müssen weitergehende Ausnahme- bzw. Sondervorschriften für be-
stimmte Tätigkeiten und Beschäftigtengruppen vorgesehen werden.  

Außerdem erzeugen die Regelungen erhebliche Unsicherheit in der Personalarbeit und 
verursachen unverhältnismäßige bürokratische Belastungen. Gemäß den Erfahrungen aus 
der täglichen Beratungspraxis der vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V. und 
ihrer Mitgliedsverbände verursacht das Mindestlohngesetz auch über fünf Jahre nach sei-
ner Einführung insbesondere im Hinblick auf die Aufzeichnungspflichten hinsichtlich der 
Arbeitszeit, der Beschäftigung von Praktikanten, der Auftraggeberhaftung und der Anre-
chenbarkeit von Arbeitgeberleistungen bei den Unternehmen erhebliche praktische 
Schwierigkeiten. Gleiches gilt für die Anwendung des Mindestlohngesetzes auf den vo-
rübergehenden Aufenthalt von ausländischen Arbeitnehmern in Deutschland zum Zwecke 
der Schulung oder Einarbeitung. 

Im Zuge der Anpassung des Mindestlohns entsteht jedes Mal ein erheblicher Aufwand für 
die Unternehmen, die im Rahmen der arbeitsrechtlichen Compliance die Bezahlung von 
sämtlichen Arbeitnehmern auf ihre Vereinbarkeit mit dem Mindestlohngesetz hin überprü-
fen müssen. Dies gilt insbesondere für aus dem Ausland entsandte Arbeitnehmer. 

Diese Effekte würden durch eine erneute Anhebung des Mindestlohns nicht nur ver-
schärft, sondern hätten fatale Folgen für die bereits ohnehin durch die Corona-Krise stark 
geschwächte Wirtschaft. 
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2. Auswirkungen des Mindestlohns auf den angemessenen Mindestschutz
der Arbeitnehmer*innen

Eine Anhebung des Mindestlohns würde die negativen Effekte des Mindestlohngesetzes, 
die insbesondere die Arbeitnehmer betreffen, verstärken.  

a) Relevanz für die Beschäftigten

Von der Einführung des Mindestlohns in Höhe von 8,50 Euro war eine erhebliche Zahl von 
Beschäftigungsverhältnissen betroffen. Der Bundesrat geht in seiner Stellungnahme zum 
Mindestlohngesetz davon aus, dass mehr als fünf Millionen Arbeitnehmer zuvor einen 
Stundenlohn von unter 8,50 Euro bezogen haben (BR-Drucks. 147/14, S. 1). Fakt ist: Für 
Millionen von Beschäftigten haben sich durch die Einführung eines Mindestlohns die Ar-
beitskosten erhöht, wodurch ihre Arbeitsplätze potenziell gefährdet oder weggefallen 
sind. Laut dem neuesten Kurzbericht des Instituts für Arbeitsmarkt und Berufsforschung 
(IAB) zeigt sich bei den betroffenen Beschäftigten zwar ein mindestlohnbedingter Anstieg 
der Löhne in Höhe von etwa zehn Prozent, jedoch bezieht sich dies auf den Mindestlohn in 
der Vergangenheit. Auch wenn die Beschäftigungseffekte des Mindestlohns (noch) gering 
ausfallen, können negative Beschäftigungseffekte im Zuge einer Rezession oder bei deut-
lich höheren Mindestlohnerhöhungen nicht ausgeschlossen werden (vgl. IAB Kurzbericht 
24/2019). Vielmehr ist davon auszugehen, dass ein Mindestlohn in deutlich höherer Grö-
ßenordnung erhebliche Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt hätte. Nach einer aktuellen 
IAB-Studie sind bei einer raschen Mindestlohnerhöhung auf zwölf Euro substantielle Be-
schäftigungsverluste zu befürchten (IAB-Forum vom 24. Juli 2019).  

Außerdem wurde der Mindestlohn in einem konjunkturell günstigen Gesamtumfeld einge-
führt. In einem weniger günstigen Umfeld wären die Effekte höchstwahrscheinlich anders 
ausgefallen. Fraglich sind insbesondere auch die längerfristigen Effekte des Mindestlohns 
angesichts der fortschreitenden Automatisierung und Digitalisierung (IAB-Forum vom 31. 
Oktober 2019). 

Nach neuesten Erkenntnissen hat der Mindestlohn seit seiner Einführung in Deutschland 
deutlich messbare Verdrängungseffekte ausgelöst, wofür die Verringerung der Arbeitszeit 
maßgeblich sei (vgl. ifo Institut für Wirtschaftsforschung, Pressemitteilung vom 14. April 
2020). 

Aufgrund der Corona-Pandemie wird die schwerste Rezession in der Nachkriegszeit erwar-
tet. Das erfasst natürlich auch den Arbeitsmarkt. Das IAB rechnet mit einem Anstieg der 
Arbeitslosigkeit in Deutschland um 520.000 im Jahresdurchschnitt. Viele Unternehmen 
müssen kurzarbeiten, aktuell gibt es bundesweit 2,4 Millionen Kurzarbeiter, die BA rechnet 
in der Spitze mit bis zu 8 Millionen. Es muss verhindert werden, dass sich diese Arbeitslo-
sigkeit auf Dauer verfestigt. Gerade etwa gering Qualifizierte oder Personen mit Mini-Jobs 
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sind besonders von Arbeitslosigkeit bedroht. Jede zusätzliche Belastung wie durch einen 
höheren Mindestlohn wäre fatal. 

Das Mindestlohngesetz soll im Übrigen dazu beitragen, dass (in Vollzeit beschäftigte) Ar-
beitnehmer über ein existenzsicherndes Einkommen verfügen. Corona-bedingte Probleme 
der Beschäftigten dürfen jedoch nicht den ohnehin geschwächten Unternehmen aufgebür-
det werden, die ihrerseits auf staatliche Hilfen angewiesen sind. Dies ist vielmehr Aufgabe 
des Staates, wie z. B. durch aufgestocktes Kurzarbeitergeld oder Steuererleichterungen. 

b) Auswirkungen auf Einkommen von Geringverdienern

Nach einer Studie des Leibniz Instituts für Wirtschaftsforschung (IWH) waren viele Arbeit-
geber insbesondere in den neuen Bundesländern gezwungen, die Arbeitszeit von Unge-
lernten nach Einführung des Mindestlohns zu verkürzen, sodass sich das monatliche Ge-
halt dieser Arbeitnehmer nicht oder nur geringfügig erhöht hat.  

Die zu einer angemessenen Lebensführung über den Marktlohn hinaus benötigten Finanz-
mittel müssen über staatliche Einkommenstransfers an den Arbeitnehmer fließen (sog. 
„Aufstocker“). Dies ist keine Verlagerung der sozialen Verantwortung vom Arbeitgeber auf 
die öffentliche Hand, sondern vielmehr Ausdruck der Sozialen Marktwirtschaft. Die Grund-
sicherung für Arbeitssuchende wirkt im Übrigen nach wie vor wie ein „De-Facto-Mindest-
lohn“. 

Die Einführung des Mindestlohns zum 01. Januar 2015 hatte nach Angaben der Bundes-
agentur für Arbeit keine gravierenden Auswirkungen auf die Zahl der erwerbstätigen Ar-
beitslosengeld II-Bezieher (sog. „Aufstocker“ bzw. in der Statistik der BA „Ergänzer“) in 
Deutschland und Bayern. Dasselbe gilt für die Erhöhung des Mindestlohns zum 01. Januar 
2017: 

– Die Zahl derjenigen, die in Deutschland in abhängiger Beschäftigung arbeiten und mit
Arbeitslosengeld II aufstocken müssen, ist von August 2014 auf August 2019 deutlich
gesunken, nämlich um knapp 22,3 Prozent (-228.000; in Bayern -15.700 bzw. 17,9 Pro-
zent).

– Im gleichen Zeitraum ist allerdings auch die allgemeine Arbeitslosigkeit um 20,0 Prozent
zurückgegangen.

– Von August 2014 bis Oktober 2019 ist zudem die Zahl der ausschließlich geringfügig Be-
schäftigten von 5,05 auf 4,50 Millionen und damit um 10,8 Prozent gesunken. Beide
Trends stehen in engem Zusammenhang mit dem zurückliegenden langanhaltenden
Aufschwung.

– Im August 2019 lag der Anteil erwerbstätiger Hartz-IV-Empfänger (hier: Erwerbsfähiger
Leistungsberechtigter, ELB) bei 26,2 Prozent (gegenüber 29,8 Prozent im August 2014),
wobei der Einfluss des Mindestlohns zu vernachlässigen ist.

– Der relativ geringe Rückgang liegt daran, dass 80 Prozent der „Aufstocker“ nicht in Voll-
zeit beschäftigt sind und dass oft eine Bedarfsgemeinschaft mitzuversorgen ist, sodass
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auch beim Bezug des Mindeststundenlohns die Bedürftigkeit nicht überwunden werden 
kann.  

Der Mindestlohn ist daher nicht entscheidend für das Ziel, das Einkommen von Geringver-
dienern effektiv zu steigern. Auch eine erneute Erhöhung im gesetzlichen Rahmen wird 
hieran nichts ändern.  

c) Auswirkungen auf das Steuersystem und die Systeme der sozialen Sicherung

Aufgrund der unwesentlichen Verringerung der Zahl der Aufstocker hat der Mindestlohn 
für keine nennenswerte Reduzierung der Transferleistungen gesorgt, obwohl der Eingriff in 
Art. 9 Abs. 3 GG verfassungsrechtlich insbesondere damit gerechtfertigt werden sollte. 

Auch die offenbar erhoffte Erhöhung der Steuereinnahmen und der Summe der an die So-
zialversicherungsträger zu zahlenden Beiträge ist nicht gewährleistet, wenn durch den 
Mindestlohn mittelfristig Arbeitsplätze wegfallen.  

d) Einhaltung des Mindestlohns

Die Unternehmen halten sich nach unseren Erfahrungen an den gesetzlichen Mindestlohn 
und sind für die vielfältigen Problemkonstellationen sensibilisiert.  

e) Reaktionen auf den Mindestlohn

Wir stellen fest, dass zahlreiche Arbeitgeber in Anbetracht der an vielen Stellen unsicheren 
Rechtslage aus Furcht vor Sanktionen den vermeintlich sichersten Weg gehen und Ent-
scheidungen treffen müssen, von denen niemand profitiert. Dies betrifft insbesondere den 
Verzicht auf die Einstellung von freiwilligen Praktikanten sowie die mit bürokratischen Be-
lastungen verbundene Absicherung gegen die Auftraggeberhaftung. Bei neu abgeschlosse-
nen Arbeitsverträgen verzichten die Unternehmen aufgrund der ungeklärten Anrech-
nungsfragen im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten auf Sonderzahlungen, obwohl sie 
zur Motivation der Mitarbeiter beitragen.  

Eine weitere Erhöhung des Mindestlohns würde diese negative Entwicklung weiter för-
dern.  

3. Auswirkungen des Mindestlohns auf faire und funktionierende Wettbe-
werbsbedingungen

Dieses Kriterium ist für die anstehende Mindestlohnanpassung von untergeordneter Be-
deutung. 
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a) Kosten und Erträge

Hierzu können wir mangels Datengrundlage keine Angaben machen. 

b) Produktivität und Lohnstückkosten

Hierzu können wir mangels Datengrundlage keine Angaben machen. 

c) (Verbraucher-) Preise

In einigen Branchen waren die Unternehmen gezwungen, den höheren Arbeitskosten 
durch eine Anhebung der Preise zu begegnen. Dasselbe gilt für die Verteuerung von Werk- 
und Dienstleistungen bei der Unterauftragsvergabe bzw. zur Befriedigung des eigenen Be-
triebsbedarfs (z. B. Baumaßnahmen auf dem Betriebsgelände, soweit hier der gesetzliche 
Mindestlohn maßgeblich ist). Dies würde sich bei einer erneuten Erhöhung des Mindest-
lohns wiederholen und in weiteren Branchen erforderlich werden (vgl. IAB-Forum vom 31. 
Oktober 2019 und ifo Institut für Wirtschaftsforschung, Homepagebeitrag vom 30. Januar 
2020). 

d) Nachfrage- und Umsatzentwicklung

Hierzu können wir mangels Datengrundlage keine Angaben machen. 

e) Investitionstätigkeit

Hierzu können wir mangels Datengrundlage keine Angaben machen. 

f) Veränderung von Wettbewerbsparametern

Der bestehende Mindestlohn stellt bereits ausreichend sicher, dass kein Unterbietungs-
wettbewerb durch niedrige Lohnkosten zustande kommt. In insoweit vermeintlich beson-
ders gefährdeten Wirtschaftszweigen existieren höhere Branchenmindestlöhne auf Grund-
lage des Arbeitnehmerentsendegesetzes. Daher ist dieses Kriterium für die anstehende 
Mindestlohnanpassung nicht relevant. 

4. Auswirkungen auf die Beschäftigten

Dieses Kriterium gibt Anlass, von einer Mindestlohnanhebung abzusehen. 

a) Auf- und Abbau von Beschäftigung

Mit jeder Erhöhung des Mindestlohns gehen in einigen Branchen Lohnerhöhungen für ein-
zelne Mitarbeitergruppen einher. In diesem Zusammenhang müssen sich die Arbeitgeber 
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fragen, ob die Beschäftigung der entsprechenden Arbeitnehmer zu den neuen Entgeltbe-
dingungen wirtschaftlich noch vertretbar ist. 

Hierbei ist zu bedenken, dass die gesamtwirtschaftliche Produktivität von 2015 bis 2019 
um lediglich 3,2 Prozent gestiegen ist und damit deutlich schwächer als Entgelte und Ar-
beitskosten. Infolge dessen erhöhten sich die Lohnstückkosten um 8,6 Prozent, wodurch 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Unternehmen gesunken ist.  

Da der Mindestlohn keine Auswirkung auf die Arbeitsproduktivität, also den Umsatz pro 
Beschäftigten, hatte, werden die höheren Lohnkosten nicht durch höhere Produktivität 
kompensiert (vgl. IAB-Kurzbericht 24/2019). 

Die Verschlechterung unserer Wettbewerbsfähigkeit zeigt sich auch daran, dass die Ar-
beitskosten in Deutschland (Industrie, Bau und Dienstleistungen) von 2015 bis 2018 um 8,0 
Prozent gestiegen sind, während sie im Schnitt der anderen EU-Staaten nur um 6,9 Prozent 
stiegen. Im Schnitt der Länder der Eurozone nahmen die Arbeitskosten sogar nur um 5,7 
Prozent zu. 

Von einer Anhebung sind indes auch große Unternehmen in der bayerischen Metall- und 
Elektroindustrie betroffen. So müssen beispielsweise alle Praktikumsverhältnisse überprüft 
werden. Im Zuge der letzten Erhöhung musste bei mindestlohnpflichtigen Praktika häufig 
die wöchentliche Praktikumszeit reduziert werden, um die Mindestlohnzahlung zu gewähr-
leisten. Damit geht wertvolle Ausbildungszeit verloren. Außerdem werden aufgrund der 
Rechtsunsicherheit in vielen Unternehmen Praktika über drei Monate überhaupt nicht 
mehr angeboten. Dieser Trend würde sich mit einer Mindestlohnanhebung noch verschär-
fen. 

Die Beschäftigungssituation spitzt sich derzeit durch die Corona-bedingte wirtschaftliche 
Krise, die von den Unternehmen bewältigt werden muss, noch weiter zu. Die erwartete 
Rezession und der damit einhergehende Anstieg der Arbeitslosigkeit dürfen durch eine 
weitere Erhöhung des Mindestlohns nicht noch gefördert werden. 

b) Beschäftigungschancen bestimmter Personengruppen

Es deutet sich ein konjunktureller Abwärtstrend an, dessen negative Auswirkungen auf 
den Arbeitsmarkt durch die erhöhte Zahl an Personen mit erheblichen Vermittlungshemm-
nissen verschärft werden. Die Integration dieser Menschen in den Arbeitsmarkt wird durch 
überhöhte Entgeltvorgaben zusätzlich erschwert. Wir brauchen stattdessen Ausnahmen 
vom Mindestlohn für diese Personengruppen. 

Ein Beispiel ist die Arbeitsmarktintegration von geflüchteten Menschen. Im Zuge der ver-
bandsseitig betreuten Projekte zur Integration durch Arbeit (IdA) zeigen sich erste Bei-
spiele dafür, dass sich eine zu hohe Lohnuntergrenze als Beschäftigungshindernis erweist. 
Dabei geht es nicht darum, ein Sonderrecht für Asylbewerber und andere geflüchtete 
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Menschen zu schaffen, sondern um die Auswirkungen eines zu hohen Mindestlohns auf 
den Arbeitsmarkt insgesamt.   

Außerdem erhöht sich mit jeder Anhebung des Mindestlohns auch das Anforderungsni-
veau für Tätigkeiten, die bisher mit dem Mindestlohn bezahlt werden. Dementsprechend 
ist die Zahl der geeigneten Bewerber gesunken und die Such- und Besetzungszeiten bei of-
fenen Stellen sind länger geworden (vgl. IAB-Kurzbericht 12/2016). Die Leidtragenden sind 
neben den Unternehmen auch die geringqualifizierten Arbeitssuchenden.   

c) Arbeitszeit und Arbeitsvolumen

Eine Veränderung der Arbeitszeit können wir bei Vollzeitbeschäftigten nicht beobachten. 
Bei geringfügig Beschäftigten muss jedoch sehr genau darauf geachtet werden, dass sie 
nicht mehr als 48,3 Stunden in einem Monat arbeiten. Im Falle der Anhebung des Mindest-
lohns muss das Arbeitszeitvolumen in vielen Arbeitsverhältnissen reduziert werden, um 
den Rahmen der Entgeltgeringfügigkeit nicht zu überschreiten. Deshalb muss die Mi-
nijobgrenze in § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV entsprechend der Mindestlohnentwicklung dynami-
siert werden. 

In einigen Wirtschaftszweigen mit saison- bzw. witterungsabhängig stark schwankenden 
Arbeitszeiten (z. B. Schwimmbadbetrieb) führt das erhöhte Arbeitszeitvolumen in einzel-
nen Phasen zu Schwierigkeiten mit der Fälligkeitsregelung. Insbesondere die Begrenzung 
für die Aufnahme von Arbeitsstunden auf ein Arbeitszeitkonto nach § 2 Abs. 2 S. 3 MiLoG 
stellt insoweit ein großes Problem dar.   

Im Übrigen wird den Unternehmen und ihren Mitarbeitern durch die Fälligkeitsregelung 
und die damit verbundene Beschränkung bei der Einstellung von Arbeitsstunden auf ein 
Arbeitszeitkonto die notwendige Flexibilität bei der Arbeitszeitgestaltung genommen. 

Außerdem sind Bereitschaftszeiten nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
(BAG vom 11. Oktober 2017 – 5 AZR 591/16) mit dem gesetzlichen Mindestlohn zu vergü-
ten. Viele Unternehmen in betroffenen Branchen können deshalb Bereitschaftszeiten im 
bisherigen Umfang nicht mehr finanzieren und schränken diese deshalb ein.  

d) Personalfluktuation

Hierzu können wir mangels Datengrundlage keine Angaben machen. 

e) Regelungen für Praktikanten

Praktische Studien- und Ausbildungszeiten gewinnen immer mehr an Bedeutung. Das Prak-
tikum ist ein typischer Weg für den Eintritt in Beschäftigung. Das Mindestlohngesetz hat 
jedoch zu einer erheblichen finanziellen Belastung von Unternehmen geführt, die Praktika 
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anbieten. Deshalb fallen zahlreiche Praktikumsplätze weg und das verbleibende Prakti-
kumsangebot verändert sich maßgeblich.  

Das geht auch aus einer Konjunkturumfrage hervor, die die Verbände bayme vbm – Die 
bayerischen Metall- und Elektro-Arbeitgeber im Sommer 2015 unter ihren Mitgliedern 
durchgeführt haben: 

21,5 Prozent der befragten Unternehmen bieten grundsätzlich keine Praktika an, sodass 
der Mindestlohn keine Auswirkungen hat. 

Von den verbleibenden 78,5 Prozent hat jeder zweite Betrieb das Angebot von Praktika in-
folge der Einführung des flächendeckenden Mindestlohns eingeschränkt: 

– 15,5 Prozent der Firmen bieten keine freiwilligen, sondern nur noch Pflichtpraktika 
an.

– 23,9 Prozent bieten freiwillige Praktika nur noch für maximal drei Monate an.
– 16,2 Prozent der Betriebe bieten weniger freiwillige Praktika an als zuvor.
– 8,4 Prozent der Firmen bieten weniger freiwillige Praktika an, die zudem maximal drei 

Monate dauern (dieser Anteil ist in den beiden o. g. Antworten enthalten).
– 2,8 Prozent der Unternehmen bieten nach Einführung des Mindestlohns überhaupt 

keine Praktika mehr an, auch keine Pflichtpraktika 

Weniger als die Hälfte (48,5 Prozent) der Betriebe haben ihre Praktikumsangebote nicht 
verändert, 1,4 Prozent haben im ersten Halbjahr mehr Praktikanten eingestellt als zuvor. 

Die Grundaussagen dieser Befragung haben weiterhin Bestand: Um die vielfältigen Risiken 
im Zusammenhang mit dem Praktikantenmindestlohn zu vermeiden, werden Praktika mit 
einer Dauer von über drei Monaten im Zweifel eben nicht mehr angeboten. Auch Praktika 
zur Überbrückung der kurzen Phase zwischen Bachelor- und Masterstudiengang werden 
nicht mehr ermöglicht, da die Unternehmen davon ausgehen müssen, dass mangels Im-
matrikulation kein Ausnahmetatbestand im Sinne von § 22 Abs. 1 S. 2 MiLoG gegeben ist. 
Dies ist insbesondere deshalb misslich, weil Unternehmen und Studenten auf diese Weise 
einen aussagekräftigen Erstkontakt miteinander aufnehmen könnten.  

Teilweise wird auch die tägliche Ausbildungszeit der Praktikanten reduziert, um – unab-
hängig vom nicht gesicherten Eingreifen eines Ausnahmetatbestands in § 22 Abs. 1 S. 2 Mi-
LoG – den vermeintlichen Mindestlohnanspruch zu erfüllen.  

Diese Entwicklung ist nicht nur bei mittelständischen Praktikumsanbietern, sondern auch 
bei Unternehmen mit über 10.000 Mitarbeitern aus dem Kreis der Mitgliedsverbände der 
vbw zu beobachten.  
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f) Auswirkungen auf das Lohngefüge

Durch den Mindestlohn wird das gesamte Lohngefüge in den Betrieben beeinträchtigt. In-
folgedessen entstehen Verwerfungen innerhalb der Belegschaft, weil der Arbeitgeber den 
Lohnabstand aus wirtschaftlichen Gründen nicht mehr gewährleisten kann. 

g) Ausbildungsgeschehen

Da Auszubildende gemäß § 22 Abs. 3 MiLoG nicht vom persönlichen Anwendungsbereich 
des Gesetzes erfasst werden, sind insoweit zunächst keine unmittelbaren Auswirkungen zu 
beobachten. Aufgrund der stärkeren finanziellen und bürokratischen Beanspruchung der 
Unternehmen drohen jedoch auch hier Einschränkungen. 

Außerdem kann die Ausnahme für Menschen ohne Berufsabschluss in § 22 Abs. 2 MiLoG 
ihren Zweck nicht erfüllen, da sie auf unter 18-Jährige beschränkt ist. Auf diese Weise wird 
bei vielen Personen die Motivation, eine ungelernte Tätigkeit aufzunehmen, gestärkt und 
somit der Fachkräftemangel in Deutschland verschärft. Die Altersgrenze für die Nichtgel-
tung des Mindestlohns bei Ungelernten muss zumindest auf 21 Jahre angehoben werden, 
um dem durchschnittlichen Alter von Ausbildungsanfängern von über 20 Jahren (Berufsbil-
dungsbericht Datenreport 2015) Rechnung zu tragen. 

h) Auswirkungen auf das Tarifgeschehen

Die Tarifautonomie ist eine tragende Säule unserer Sozialen Marktwirtschaft und Garant 
für sozialen Frieden und Wohlstand in Deutschland. Allgemeine Mindestlöhne und andere 
staatliche Einflüsse auf die Entgeltfestsetzung sind ein Eingriff in die Tarifautonomie und in 
die Vertragsfreiheit. Die Ausgestaltung der Entgelte wurde in die Hände der Tarifvertrags-
parteien und der Arbeitsvertragsparteien gelegt. Staatlich verordnete Entgelte führen hin-
gegen zu einer Tarifzensur. 

Die Mindestlohnkommission muss sich bei ihrer Entscheidung nachlaufend an der Tarifent-
wicklung orientieren und darf einer umgekehrten Handhabung durch die Tarifparteien kei-
nen Vorschub leisten. Grundsätzlich maßgeblich bleiben muss der Tarifindex des Statisti-
schen Bundesamtes. Das sichert die Tarifautonomie als zentrales Element unserer Markt-
wirtschaft. Eine staatliche Entgeltgestaltung führt zu Arbeitsbedingungen, die es vielen Un-
ternehmen nicht mehr ermöglichen, wirtschaftlich und wettbewerbsfähig zu arbeiten. 
Staatliche Mindestlöhne orientieren sich nicht in erster Linie an ökonomischen und bran-
chenspezifischen Gegebenheiten. Sie berücksichtigen nicht ein „Bündel sonstiger tarifübli-
cher Leistungen“, die in ausgehandelten Tarifverträgen gewöhnlich enthalten sind. 

Eine Anhebung des Mindestlohns kann – entgegen dem Grundsatz in § 9 Abs. 2 S. 2 MiLoG 
– von Gewerkschaften gleichzeitig als Verhandlungssockel in den Tarifverhandlungen miss-
braucht werden. Außerdem führt der Mindestlohn, soweit er nicht dem Marktlohn ent-
spricht, notwendigerweise zu einer Stauchung des Lohnniveaus bei dem die
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Lohnunterschiede zwischen gelernten und ungelernten Tätigkeiten schrumpfen. Dadurch 
verringert sich die Akzeptanz der Ergebnisse von Entgelttarifverhandlungen in einigen 
Branchen, ohne dass dies den Tarifparteien zum Vorwurf gemacht werden könnte. 

Die aktuelle politische Diskussion um einen deutlich höheren Mindestlohn beispielsweise 
i. H. v. 12 Euro zeigen, dass sich die Mindestlohnkommission dringend an den oben ge-
nannten Kriterien orientieren muss. Andernfalls droht ein „politischer Mindestlohn“, der 
zum Spielball gesellschaftspolitischer Vorstellungen insbesondere in Wahlkampfzeiten 
wird. Die Tarifautonomie darf nicht weiter untergraben werden. Der Wille der Tarifpartner 
zu einvernehmlichen Lösungen hat maßgeblich zum wirtschaftlichen Erfolg in Deutschland 
beigetragen. Die Lohnfindung muss weiter bei den Sozialpartnern liegen.

5. Fazit

In diesem Jahr wird aufgrund der Corona-Pandemie die schwerste Weltwirtschaftskrise in 
der Nachkriegszeit erwartet. Nach Einschätzung des ifo Instituts dürfte sich die deutsche 
Wirtschaft erst Ende 2021 wieder auf Vor-Krisen-Niveau bewegen (vgl. ifo Institut, Home-
pagebeitrag vom 28. April 2020). Neben den von der Bundesregierung bereits ergriffenen 
Maßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise wurde daher im Koalitionsausschuss vom 
22. April 2020 unter anderem beschlossen, besonders darauf zu achten, Belastungen für 
Beschäftigte und Unternehmen durch Gesetze und andere Regelungen möglichst zu ver-
meiden. Aus diesem Grund darf es keine zusätzlichen Belastungen wie durch einen höhe-
ren Mindestlohn geben. Vielmehr müssen zur Beschäftigungssicherung die Unternehmen 
strukturell gestärkt werden.

Die gegenwärtig unsichere wirtschaftliche Lage gebietet es, den Mindestlohn nicht zu er-
höhen. Eine Mindestlohnanhebung oberhalb der Tarifentwicklung ist jedenfalls ausge-
schlossen. 
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Schriftliche Anhörung zu den Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns 

Der Verband diakonischer Dienstgeber in Deutschland e.V. (VdDD) ist der bundesweite 
Unternehmensverband von Trägern, Einrichtungen und regionalen Dienstgeberverbän-
den der evangelischen Wohlfahrtspflege und vertritt die Interessen von mehr als 180 
Mitgliedsunternehmen und fünf Regionalverbänden mit rund 490.000 Beschäftigten.  

1. Grundsätzliche Einschätzung zu den Auswirkungen des gesetzlichen Mindest-
lohns sowie dessen Erhöhung auf 9,19 Euro zum 1. Januar 2019 und 9,35 Euro
zum 1. Januar 2020.

Das Ziel des Mindestlohngesetzes, angemessene Arbeitsbedingungen für Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer herzustellen, wird von uns unterstützt. Die diakonischen Trä-
ger und Mitarbeitenden waren aufgrund der Höhe der tariflichen Vergütung regelmäßig 
nicht unmittelbar betroffen.  

Allerdings führt die Umsetzung des Gesetzes für die diakonischen Unternehmen zu 
Problemen, die nach wie vor nicht zufriedenstellend gelöst worden sind. 

➢ Familienanaloge Hilfen
Zusammen mit dem Evangelischen Erziehungsverband e.V. (EREV) weisen wir darauf
hin, dass eines dieser Problemfelder unverändert im Bereich der familienanalogen Hil-
fen – insbesondere innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe sowie der Behindertenhilfe -
besteht. Hier leben Mitarbeitende (Betreuer, Erzieher etc.) mit den Klienten in häusli-
cher Gemeinschaft und in familiären Strukturen zusammen. Dies kann z. B. so ausge-
staltet sein, dass ein oder mehrere Kinder in einer Gruppe leben, die i.d.R. von einem
Ehepaar quasi als Großfamilie betreut werden. Die Erziehung und Betreuung erfolgt
dabei eigenverantwortlich. Um diese Konzeption zu realisieren, verzichten Arbeitgeber
und Mitarbeitende bewusst auf das Schichtdienstsystem.

Bei dieser Betreuungskonzeption ist eine Trennung von Arbeitszeit und Freizeit nicht 
möglich. Das Arbeitszeitgesetz (ArbZG) berücksichtigt diese Konstellation und beinhal-
tet in § 18 Abs. 1 Nr. 3 ArbZG hierfür einen Ausnahmetatbestand. Danach ist das Ar-
beitszeitgesetz auf Arbeitnehmer, die in häuslicher Gemeinschaft mit den ihnen anver-
trauten Personen zusammenleben und sie eigenverantwortlich erziehen, pflegen oder 
betreuen, nicht anzuwenden.  

Invalidenstraße 29 

10115 Berlin 

Telefon 030 - 88 47 170 0 

Telefax 030 - 88 47 170 55 

kontakt@v3d.de 

www.v3d.de 
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Damit wird anerkannt, dass die durchgängige und auf lange Zeit angelegte Eingliede-
rung von schutzbedürftigen Personen in die häusliche Gemeinschaft einer besonderen 
Regelung bedarf. Ohne diese gesetzliche Regelung wären diese Hilfen nicht möglich. 
Der EuGH hat vor dem Hintergrund des europäischen Rechtsrahmens in Bezug auf 
Pflegeeltern erklärt, dass die durchgängige und auf lange Zeit angelegte Eingliederung 
von Kindern, die wegen ihrer schwierigen familiären Situation besonders verletzlich 
sind, in den Haushalt und die Familie eines Pflegeelternteils eine geeignete Maßnahme 
zur Wahrung des in Art. 24 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union veran-
kerten Wohls des Kindes darstellt (vgl. Urteil vom 18. Oktober 2018, Rs. C 147/17). Die 
Einrichtung eines Rotationssystems in der Betreuung oder eine arbeitszeitrechtlich vor-
gegebene Trennung nach einer bestimmten Zahl von Arbeitsstunden würde dem Ziel 
der Aufrechterhaltung einer engen Verbindung und dauerhaften Eingliederung zuwider-
laufen. 

Die Besonderheiten der familienanalogen Hilfen sind in den diakonischen Tarifwerken 
des Dritten Weges z.B. Arbeitsvertragsrichtlinien der Diakonie (AVR) bzw. den entspre-
chenden kirchlichen Tarifverträgen berücksichtigt und werden mit einem Durchschnitts-
gehalt abgegolten. 

Das Mindestlohngesetz (MiLoG) berücksichtigt demgegenüber diese besonderen Hil-
femodelle nicht. Eine dem Arbeitszeitgesetz vergleichbare Regelung ist im MiLoG nicht 
vorhanden. In der Rechtsfolge führt dies dazu, dass diese Hilfemodelle zwar arbeitszeit-
rechtlich befördert werden, aber durch die strikte Anwendung des MiLoG tatsächlich 
kaum durchzuführen sind. Denn aufgrund der fehlenden Regelung im MiLoG muss die 
mit dem Mindestlohn zu vergütende Arbeitszeit mit 365 Tagen und 24 Stunden je Tag 
berechnet werden. Eine Kürzung kann lediglich für Schulzeiten oder anderweitige Be-
treuungen bzw. Freizeitaktivitäten vorgenommen werden, in denen die Mitarbeitenden 
nicht „in häuslicher Gemeinschaft“ mit den ihnen anvertrauten Klienten sind. Die bislang 
tarifierten und gezahlten Vergütungen steigen durch diese Berechnungsbasis um 100 
bis 120 v.H. Die Kostenträger refinanzieren diese enormen Kostensteigerungen kaum. 
Dies führt dazu, dass die Träger die pädagogisch sinnvolle Betreuungskonzeption aus 
wirtschaftlichen Gründen nicht weiterführen können.  

Eine vergleichbare Problematik gibt es bei der Durchführung von Freizeiten (z.B. in der 
Eingliederungshilfe oder im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe). 

Als Lösungsmöglichkeit käme hier - vergleichbar zur Regelung im Arbeitszeitgesetz - 
eine Herausnahme dieser Angebotsformen aus dem Anwendungsbereich des Mindest-
lohngesetzes - auch unter dem Aspekt der Einheit der Rechtsordnung - in Betracht. 
Hilfsweise könnte eine Lösung dadurch erreicht werden, dass die in den kirchlichen Ar-
beitsrechtsregelungen des Dritten Weges bzw. Tarifverträgen zu Grunde gelegte wö-
chentliche Arbeitszeit der Mitarbeitenden in den familienanalogen Hilfen auch die Be-
messungsgrundlage der Mindestlohnberechnung darstellt. Dies wäre auch so im Min-
destlohngesetz zu manifestieren. 

➢ Bereitschaftsdienstvergütung
Die Tatsache, dass das MiLoG keine gesonderte Bereitschaftsdienstregelung vorsieht,
führt insbesondere in Bezug auf den Schutzzweck des MiLoG in vielen Bereich der Dia-
konie zu unverhältnismäßigen Auswirkungen.
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In Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe, der Eingliederungshilfe, der Wohnungslo-
senhilfe aber auch bei neuen Wohnformen der Altenhilfe werden häufig ausschließ-
lich sogenannte Nachtbereitschaftsdienste notwendig. Diese zeichnen sich dadurch 
aus, dass tatsächlich keine Heranziehung zur Arbeit erforderlich wird, weil sowohl die 
Betreuten wie auch die Mitarbeitenden schlafen. Jedenfalls liegt die Inanspruchnahme 
zur Arbeitsleistung regelmäßig unter 25 Prozent der gesamten Bereitschaftsdienstzeit. 

Das MiLoG unterscheidet hinsichtlich der Höhe des Mindestlohns jedoch nicht zwischen 
verschiedenen Formen der Inanspruchnahme im Rahmen der Arbeitsleistung (Vollarbeit 
und Bereitschaftsdienst). Gemäß § 1 Abs. 2 MiLoG ist der allgemeine gesetzliche Min-
destlohn für jede „Zeitstunde“ zu zahlen. Nach der Rechtsprechung des BAG (Urteil 
vom 29.6.2016, Az. 5 AZR 716/15, fortgesetzt durch BAG, Urteil vom 11.10.2017, Az. 5 
AZR 591/16) gilt dies somit auch für Zeiten des Bereitschaftsdienstes. Folglich werden 
hierdurch die qualitativ unterschiedlichen Arbeitsleistungen bei Vollarbeit und bei Be-
reitschaftsdienst vergütungstechnisch völlig gleichgestellt. Dies ist rechtlich nicht zwin-
gend. 

Der Bereitschaftsdienst wird seit der sog. Simap-Entscheidung des Europäischen Ge-
richtshofs zwar als Arbeitszeit behandelt (EuGH, Urteil vom 3.10.2000 –C-303/98). Im 
Folgenden wurde sodann aber durch die Rechtsprechung bestätigt (vgl. BAG, Urteil 
vom 17.7.2008 – 6 AZR 505/07), dass es sich beim Bereitschaftsdienst vor allem um 
eine Aufenthaltsbeschränkung des Arbeitnehmers handelt. Bereitschaftsdienst zeichnet 
sich dadurch aus, dass sich der Arbeitnehmer bzw. die Arbeitnehmerin an einem be-
stimmten Ort aufzuhalten hat, um jederzeit und sofort die Arbeit aufnehmen zu können. 
Damit unterscheidet sich der Bereitschaftsdienst wesentlich von der vollen Arbeitstätig-
keit, die vom Arbeitnehmer bzw. der Arbeitnehmerin eine ständige Aufmerksamkeit und 
Arbeitsleistung verlangt. Dieser qualitative Unterschied rechtfertigt es, für den Bereit-
schaftsdienst eine andere (geringere) Vergütung vorzusehen als für die Vollarbeit (BAG, 
Urteil vom 17.7.2008, s.o.).  

Von dieser Möglichkeit wurde in den diakonischen Tarifwerken des Dritten Weges und 
in den kirchlichen Tarifverträgen) mit abgestuften Vergütungsregelungen Gebrauch ge-
macht (z. B. in Anlage 8 AVR der Diakonie Deutschland). So ist nach diesen Regelun-
gen Voraussetzung für die Anordnung von Bereitschaftsdienst die Erwartung, dass zwar 
Arbeit anfällt, erfahrungsgemäß aber die Zeit ohne Arbeitsleistung überwiegt. Bereit-
schaftsdienst wird danach mit mindestens 25 v.H. der Arbeitszeit vergütet. 

Die seit November 2017 gültige 3. Pflegearbeitsbedingungenverordnung (PflegeArbbV) 
beinhaltet ebenfalls explizit eine abgestufte Vergütungsregelung für Bereitschaftsdiens-
te. Der vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales am 10. März 2020 im Bundes-
anzeiger veröffentlichte Entwurf einer 4. PflegeArbbV übernimmt diese Regelung er-
neut. Sie erkennt insbesondere auch die kollektivrechtlichen Regelungen ausdrücklich 
an. 

Zwar geht das BAG (Urteil vom 25.5.2016 – 5 AZR 135/16) davon aus, dass der Arbeit-
geber seine Mindestlohnpflicht erfüllt, wenn bei einer Durchschnittsbetrachtung die mo-
natlich ausgezahlte Bruttovergütung geteilt durch die insgesamt geleisteten Arbeits-
stunden (Vollarbeit und Bereitschaftsdienst) mindestens eine Stundenvergütung in Hö-
he des aktuell gültigen allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns erreicht.  

333



Stellungnahme des Verbandes Diakonischer Dienstgeber in Deutschland e.V. (VdDD)  

Somit wird mit der Zahlung des verstetigten Gehaltes und den in den diakonischen Ta-
rifwerken enthaltenen hohen Entlohnungen die Mindestlohnpflicht in den Fällen erfüllt, 
in denen der Mitarbeiter im Vergleich zur Vollarbeit nur einen geringen Anteil an Bereit-
schaftsdiensten leistet. 

Die Durchschnittsbetrachtung ist jedoch dann nicht hilfreich, wenn ein Beschäftigter im 
Vergleich zur Vollarbeit einen besonders großen Anteil bzw. überwiegend solche Be-
reitschaftsdienste leistet. Dann führt – obwohl unterschiedliche Intensitäten der Arbeit 
vorliegen – die Anwendung der Rechtsprechung des BAG zu einer Anhebung der Ver-
gütung des Mitarbeiters für die Bereitschaftsdienststunden. Dies hat sich nicht nur bei 
der Erhöhung des Mindestlohns zum 1.1.2017 negativ ausgewirkt, sondern ist perspek-
tivisch auch bei der weiteren Erhöhung zu berücksichtigen. Je höher der Mindestlohn, 
umso größer wird die „Lohnschere“ zwischen der Vergütung der Vollarbeit und der nach 
den diakonischen Regelungen abgestuften Vergütung des Bereitschaftsdienstes. Die 
mangelnde Unterscheidung im MiLoG zwischen Bereitschaftsdienst und Vollarbeit führt 
zudem zur Ungleichbehandlung der Mitarbeiter untereinander. So erhalten Vollzeitkräf-
te, die nur sehr wenige Bereitschaftsdienste im Monat leisten für jede geleistete Bereit-
schaftsdienststunde eine andere bzw. geringere Stundenvergütung als Kräfte, die fast 
ausschließlich Bereitschaftsdienste ableisten. Dies kann jedoch nicht dem Willen des 
Gesetzgebers entsprechen.  

Als Lösung schlagen wir eine Regelung im MiLoG vor, die für Bereitschaftsdienste mit 
einer Inanspruchnahme zur Arbeitsleistung unter 25 Prozent einen prozentual 
abgesenkten Mindestlohnsatz vorsieht oder die Festlegung eines separaten 
(niedrigeren) Mindestlohns für diese Fälle. Die Zeiten tatsächlicher Arbeitsleistung 
wären weiterhin mit dem Mindestlohn zu vergüten. 

2. und 3. Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf den angemessenen
Mindestschutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und auf faire und funk-
tionierende Wettbewerbsbedingungen

➢ Bürokratie
Die Leistungsfähigkeit der Einrichtungen wird weiterhin durch die bestehenden bürokra-
tischen Belastungen der Regelungen des MiLoG beeinträchtigt. Der Mehraufwand be-
zieht sich auf die Führung und Kontrolle von Arbeitszeitkonten sowie die Einhaltung der
Dokumentationspflichten.

Zu nennen sind hierbei die Vorgaben zu Dokumentationspflichten aufgrund der Vorga-
ben des § 17 Abs. 1 MiLoG (Aufzeichnung von Beginn, Ende und Dauer der täglichen 
Arbeitszeit spätestens bis zum Ablauf des siebten auf den Tag der Arbeitsleistung fol-
genden Kalendertages). Die vom Bundesfinanzministerium verabschiedeten Verord-
nungen (MiLoAufzV und MiLoMeldV) umfassen die Beschäftigten in der Diakonie nicht 
und schaffen hier insofern keine Erleichterung. Auch für den Bereich der familienanalo-
gen Hilfen (s. o.) ist eine Dokumentation der Arbeitszeiten praxisfern, da die aktiven und 
nicht-aktiven Zeiten für die Betreuung bzw. Erziehung sich permanent abwechseln und 
diese sich am normalen Tagesrhythmus orientieren. 

Aber auch die vom Gesetzgeber vorgegebenen Beschränkungen in Bezug auf Arbeits-
zeitkonten führt zu erheblichem Mehraufwand. 
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Zwar existiert im MiLoG eine Ausnahmeregelung zur grundsätzlichen Fälligkeitsrege-
lung des Mindestlohns. Diese setzt voraus, dass die Stunden auf ein schriftlich verein-
bartes Arbeitszeitkonto eingestellt werden und spätestens nach 12 Kalendermonaten 
ausgeglichen werden. Problematisch ist nach wie vor die Begrenzung der zulässigen 
Anzahl der monatlich einstellbaren Mehrarbeitsstunden (eingestellte Stunden dürfen 
maximal 50 v.H. der vertraglich vereinbarten Arbeitsleistung übersteigen). Für darüber-
hinausgehende Stunden gilt wiederum die allgemeine Fälligkeitsregelung des Mindest-
lohngesetzes. 

Vor allem bei Arbeitsformen mit Regeldienst und Bereitschaftsdiensten in Teilzeitbe-
schäftigung kommt es hierbei zu Schwankungen bei der Ermittlung des Mindestlohns. 
Grundlage für die monatliche Gehaltszahlung sind die mit dem Mitarbeitenden jeweils 
vertraglich vereinbarte (Soll-) Arbeitszeit und die für die Aufgaben tariflich vorgegebene 
Entgeltgruppe (verstetigtes Arbeitsentgelt). Um die Unterschreitung der Mindestlohn-
grenzen zu vermeiden, bedarf es einer gesonderten Zeiterfassung und Berechnung der 
aus dem Mindestlohngesetz abgeleiteten Arbeitszeit (sog. Schattenrechnung). Diese 
separat erfassten Stunden sind manuell als Quotient der monatlichen Vergütung zu 
rechnen, um die Einhaltung der gesetzlichen Untergrenze zu gewährleisten. Insofern 
erfolgt eine doppelte Arbeitszeiterfassung. Diese Erfassungs-, Berechnungs- und Über-
prüfungszeiten sind in den Kostensätzen der öffentlichen Sozialhilfeträger und der Ju-
gendämter nicht enthalten. Eine gesonderte Vergütung erfolgt dafür ebenfalls nicht. 
Dies bedeutet, dass diese zusätzlichen Zeitaufwände aus den disponierbaren Betreu-
ungs- und Therapiezeiten „herausgeschnitten“ werden müssen. Die Schattenbürokratie 
des Mindestlohns schadet daher den Mitarbeitenden, die mit der intrinsischen Motivati-
on zur Betreuung und Therapie arbeiten. Sie schadet auch den Klienten, da ihnen wert-
volle und nutzbringende Therapie- und Betreuungszeiten verloren gehen.  

Die Begrenzung verhindert neben diesem Mehraufwand zudem bei kurzfristigen (krank-
heitsbedingten) Ausfällen die für die diakonischen Unternehmen zwingend notwendige 
flexible Handhabung zur Mehrarbeit. 

➢ Kosten
Das Sozial- und Gesundheitswesen ist ein regulierter Markt. Die Preise (Kostensätze)
werden von den Unternehmen mit den Kostenträgern prospektiv ausgehandelt. Aus
diesem Grund können die aus einer Erhöhung des Mindestlohns induzierten Kosten-
steigerungen nicht ohne weiteres– wie in anderen Branchen möglich – aufgrund unter-
nehmerischer Entscheidung weitergegeben werden. Kommt es zu Änderungen sind
Steigerungen wie beispielsweise durch den allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn in
der Regel nicht sicher refinanziert.

4. Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf die Beschäftigung

➢ Geringfügige Beschäftigung
Geringfügig Beschäftigte werden im Bereich der Diakonie in die jeweiligen kirchlich-
diakonischen Tarife tätigkeitsbezogen eingruppiert und angestellt. Durch die Fälligkeits-
regelung und die damit verbundene Beschränkung bei der Einstellung von Arbeitsstun-
den auf ein Arbeitszeitkonto ging insbesondere bei der Kompensation von kurzfristiger
Mehrarbeit die zwingend notwendige Flexibilität bei der Arbeitszeitgestaltung verloren.
Dies führte letztlich dazu, dass viele Stellen geringfügig Beschäftigter abgebaut wurden.
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Zudem führt die Erhöhung des Mindestlohnes regelmäßig zu einer Reduzierung der 
Arbeitszeit in geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen. 
Um Minijobs weiterhin sinnvoll und flexibel nutzen zu können, wäre eine Regelung wün-
schenswert, dass parallel zur Erhöhung des Mindestlohns die Geringfügigkeitsgrenze 
angehoben wird. 

➢ Auswirkungen auf das Vergütungsgefüge
Je nachdem wie stark der Mindestlohn angehoben wird, besteht die Gefahr des Ein-
griffs in die tariflichen Vergütungsstrukturen hinsichtlich der Spreizung zwischen unge-
lernten Mitarbeitenden und Fachkräften. Das Vergütungsgitter müsste sich nach oben 
verschieben, wenn der Vergütungsabstand gleichbleibend gestaltet werden will. Dies 
verursacht Kostensteigerungen, die die Einrichtungen nicht ohne weiteres in den Ver-
handlungen mit den Kostenträgern gegenfinanzieren können. Zu nennen sind insbe-
sondere die Hilfefelder, in denen die Kostenträger mit Verweis auf das Besserstel-
lungsverbot keine Tariflöhne refinanzieren wollen, die oberhalb der Vergütungen des 
öffentlichen Dienstes liegen. 

Berlin, 19. März 2020 

gez. 

Ingo Dreyer i.A. Nicola Fischer
Geschäftsführung  
Verband diakonischer Dienstgeber in Deutschland 
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337





Stellungnahme der  

Vereinigung der Sächsischen Wirtschaft e. V. 

zur schriftlichen Anhörung der  

Mindestlohnkommission 2020 

12.05.2020 

Positionen: 

1. Angesichts der noch nicht absehbaren volkswirtschaftlichen Folgen des Corona-
Virus muss die nächste Anhebung des Mindestlohns zum 01.01.2021 verscho-
ben werden.

2. Für künftige Mindestlohnanpassungen muss wieder allein die gesetzlich vorge-
schriebene durchschnittliche Tarifentwicklung gelten, die sich aus Verhandlun-
gen von Gewerkschaften und Arbeitgebern ergeben. Dies muss auch aus politi-
schen Glaubwürdigkeitsgründen eingehalten werden. Eine darüber
hinausgehende Anpassung wäre Anmaßung von Wissen, die zu volkswirtschaftli-
chen Belastungen, abnehmender Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe und letztlich
negativen Arbeitsmarkteffekten führt.

3. Um die Bürokratiekosten zu senken, sind die Berechnungsgrundlage für den Ver-
gleichslohn transparenter zu gestalten und die Auftraggeberhaftung zu streichen.

4. Statt staatlicher Eingriffe in die Tarifautonomie und Lohnfindung der Arbeitneh-
mer und Unternehmen bedarf es höherer Investitionen in Bildung und Infrastruk-
tur, um Voraussetzungen für Wertschöpfung und Einkommen zu verbessern.
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Begründung: 

1. Durch den Angebots- und Nachfrageschock infolge des Corona-Virus – dessen volkswirt-
schaftliche Folgen noch nicht absehbar sind – hat sich die finanzielle Situation in Breite der
sächsischen Wirtschaft dramatisch verschärft.

Diese Verschärfung traf, anders als bei der Finanzkrise 2008/2009, eine bereits angeschlagene
Wirtschaft. Das mittel- bis langfristige Vertrauen von Unternehmen in die Zukunftsfähigkeit von
Produkten, Technologien und Dienstleistungen hat nicht zuletzt aufgrund politischer Eingriffe
vielfach Schaden genommen. Angesichts von Handelskonflikten und globaler Investitions-
schwäche sowie des politisch forcierten Strukturwandels in der Automobilindustrie und in den
Braunkohleregionen war der Ausblick vieler sächsischer Unternehmen bereits merklich einge-
trübt.

Die Corona-Krise hat darüber hinaus viele kleinere Dienstleister und Händler – und damit die
Binnenwirtschaft als bisherige Konjunkturstütze – massiv und in einem zum aktuellen Stand un-
bekannten Ausmaß getroffen. Viele sächsische Firmen – gerade auch solche, die überdurch-
schnittlich von einer Mindestlohnerhöhung belastet wären, – benötigen angesichts des abrupten
wirtschaftlichen Einbruchs jetzt Liquiditätshilfe und Kurzarbeitergeld, um die Existenz der Be-
triebe und Arbeitsplätze in den kommenden Wochen zu sichern (genauere Zahlen liegen derzeit
nicht vor). Dies kann momentan nur unter hohen öffentlichen Einsatz und einer Rekordverschul-
dung der öffentlichen Haushalte gewährleistet werden.

In dieser Lage ist es dringend geboten, die für Anfang 2021 geplante Erhöhung des Mindest-
lohns auszusetzen. Sie kann bestenfalls erst dann nachgeholt werden, wenn Zahlen zu den
wirtschaftlichen und arbeitsmarktseitigen Folgen der Krise belastbar vorliegen.

2. Für künftige Mindestlohnanpassungen sollten wieder dringend allein die durchschnittlichen, ta-
riflichen Entgeltsteigerungen gelten. Eine überdurchschnittliche, die Tarifsteigerungen übertref-
fende Erhöhung des Mindestlohns würde die allgemeine Arbeitskostendynamik weiter ver-
stärken, womit Produktivitätsfortschritte und Verteilungsspielraum übertroffen würden und die
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen in Breite sänke. Die Lohnstückkosten in Deutschland
und Sachsen stiegen in den letzten Jahren bereits signifikant stärker als in den Wettbewerbsre-
gioneni. Damit haben sich auch die Rahmenbedingungen derart verschoben, dass aus einer
weiteren Erhöhung des Mindestlohns negative Beschäftigungseffekte drohen.

Im Falle einer innerbetrieblichen Umverteilung zulasten qualifizierter Beschäftigter würde statt-
dessen das Lohngefüge verzerrt, indem eine differenzierte Bezahlung (leistungsabhängige Ent-
lohnung) nach Art und Umfang der Beschäftigung erschwert wird. Folge wäre eine nachlas-
sende Motivation höher qualifizierter oder langjähriger Mitarbeiter, da sie aufgrund des
Kostendrucks vielfach keine Vorteile gegenüber Hilfsarbeitern bzw. Berufseinsteigern mehr er-
halten.
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Gleichzeitig schultern deutsche Unternehmen bereits die zweithöchsten Strompreise Europas, 
wobei zusätzliche Belastungen für produzierende Unternehmen infolge der politischen Klima-
maßnahmen absehbar sind. Hinzu kommt die im internationalen Vergleich wieder erreichte 
Spitzenstellung bei den Unternehmenssteuernii. 

Wenn die inländische Wettbewerbsfähigkeit infolge steigender Kosten nicht mehr gewährleistet 
ist, befördert dies Verlagerungstendenzen von Produktion aus Sachsen. Das deutsche Mindest-
lohnniveau liegt bereits jetzt auf dem Niveau der durchschnittlichen Arbeitskosten benachbarter 
osteuropäischer Staateniii. Vor allem in arbeitsintensiven Bereichen mit einer hohen internatio-
nalen Wettbewerbsintensität kam es daher infolge der Mindestlohneinführung zu Produktions-
verlagerungen. 

3. Die bürokratischen Belastungen der Unternehmen durch den Mindestlohn sind nach wie vor
zu hoch. Die Auftraggeberhaftung (§ 13 MiLoG) ist unverhältnismäßig; sie erzeugt unnötiges
Papier und belastet Lieferketten. Dies trifft vor allem kleinere und mittelständische
Unternehmen. Bürokratiekosten sind ein wesentlicher Grund für die rückläufigen
Unternehmens- und Gründer-zahlen in Deutschland. In den sächsischen Landkreisen sank die
Unternehmenszahl zwischen 2010 und 2018 um 6%. Überdurchschnittlich rückläufig waren
Handels- und Handwerksunter-nehmen (-18% bzw. -7%)iv. Diese waren auch am stärksten von
den Kostenbelastungen des Mindestlohns durch Bürokratie und die Verteuerung von Arbeit
betroffen. Damit hat der Min-destlohn vor allem im ländlichen Raum zu einer Ausdünnung von
Unternehmensbestand sowie von Arbeitsplatz- sowie Handels- und Dienstleistungsangeboten
beigetragen, was der dortigen Lebensqualität entsprechend schadet.

Auch die Berechnungsgrundlage ist weiterhin zu unscharf definiert. Dies schafft auch ange-
sichts unverhältnismäßiger Prüfungen und drohender Imageschäden Unsicherheiten in den Un-
ternehmen, die letztlich zulasten der Arbeitnehmer gehen. Stattdessen sollte klargestellt wer-
den, dass sich der Bezugspunkt für den Mindestlohn als Jahresbruttoverdienst dividiert durch
die bezahlten Jahresarbeitsstunden ergibt. Der Jahresbruttoverdienst ist dabei entsprechend
der Regelung des Statistischen Bundesamtes zu definieren, wonach dieser „den (regelmäßig
gezahlten) steuerpflichtigen Arbeitslohn gemäß den Lohnsteuerrichtlinien zuzüglich sonstiger
Bezüge (= Sonderzahlungen), steuerfreier Zuschläge für Schicht-, Samstags-, Sonntags-, Feier-
tags- oder Nachtarbeit, steuerfreier Beiträge des Arbeitgebers für seine Arbeitnehmer im Rah-
men der Entgeltumwandlung (z.B. an Pensionskassen oder -fonds nach § 3 Nr. 63 des EStG)
und steuerfreier Essenszuschüsse“ umfasst. Dies kann wiederum im Rahmen der regelmäßi-
gen Sozialversicherungsprüfungen kontrolliert werden.

Beide Maßnahmen würden die Transparenz und Praktikabilität erhöhen und so zu einem drin-
genden Bürokratieabbau beitragen.
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4. Der flächendeckende gesetzliche Mindestlohn ist ein staatlicher Eingriff in die Preisbildung
auf dem Arbeitsmarkt und die vom Grundgesetz garantierte Tarifautonomie, dessen
Schwächen sich unter den nun veränderten Rahmenbedingungen zeigen werden. Höhere Ein-
kommen und Löhne – so wünschenswert diese für die Menschen und Arbeitnehmer im Land
sind – müssen erwirtschaftet werden können. Sie sind allein Ergebnis von realer Wertschöpfung
und können nicht gesetzlich verordnet werden. Dies war seit Gründung der Bundesrepublik
Deutschland weitgehend wirtschaftspolitischer Konsens und wurde so auch in der Tarifautono-
mie des Grundgesetzes verankert. Die politische Kehrtwende in diesem Thema hat zu einem
spürbaren Vertrauensverlust in die politischen Rahmenbedingungen geführt.

Statt staatlicher Lohneingriffe wären Investitionen in Bildungsmaßnahmen und infrastrukturelle
Voraussetzungen sowie verbesserte Rahmenbedingungen für Wachstum und betriebliche Inno-
vationen notwendig. Eine prosperierende Wirtschaft ist die Grundvoraussetzung für ein hohes
Beschäftigungsniveau und steigende Einkommen, wie die Entwicklung der vergangenen Jahre
verdeutlichte: In Sachsen haben sich die Arbeitnehmerverdienste seit 2010 um 26% erhöhtvi.
Dies war der Wettbewerbsfähigkeit der Firmen und der konjunkturellen Sondersituation mit ei-
ner hohen Arbeitskräftenachfrage der Unternehmen geschuldet. Der Anteil der mit Mindestlohn
entlohnten Mitarbeiter hat sich dagegen deutlich reduziert. In Ostdeutschland liegt dieser mit
4,6% der Beschäftigten nur noch halb so hoch wie 2015vii.

Statt Wachstumskräfte und damit eine wirtschaftliche Erholung abzuwürgen, müssen diese ge-
stärkt werden. Dann können Firmen auch höhere Einkommen an ihre Beschäftigten zahlen.

Dresden/12.05.2020 

i   Vgl. Schröder, C. (2020): Lohnstückkosten im internationalen Vergleich, IW-Trends 1/2020. 
ii  Vgl. OECD-Datenbank: Statutory Corporate Income Tax Rates 2018, abgerufen am 17.03.2020 unter 

https://stats.oecd.org. 
iii  Vgl. Statistisches Bundesamt: Pressemitteilung Nr. 164 vom 29.04.2019: „KORREKTUR: Arbeitskos-

ten in der EU 2018: Deutschland weiterhin Sechster“. 
iv   Vgl. Statistisches Landesamt Sachsen, Unternehmensregistersystem (URS) sowie Handwerkszäh-

lung, Jg. 2010 und 2017. 
v  Vgl. Statistisches Bundesamt: Fachserie 16  Reihe 2.1, Verdienste und Arbeitskosten, Arbeitneh-

merverdienste. 
vi   Vgl. Statistisches Bundesamt, Arbeitnehmerverdienste, Fachserie 16, Reihe 2.3, Jg. 2010-2018. 
vii  Vgl. Statistischen Bundesamtes: Pressemitteilung Nr. 060 vom 27.02.2020: „Anzahl der Jobs mit Min-

destlohn von 2015 bis 2018 kontinuierlich gesunken“. 
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